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Die Russen kommen

In der Geschichte der Ukraine kann auf ein 'Vordem' ununterbrochen zurückgeblickt werden, kurz, der Streit um sie ist uralt. Dabei geht es um nicht weniger als um ein Landgebiet, welches vom Umfang her etwas größer als Mecklenburg-Vorpommern ist. Ergänzend wäre noch zu erwähnen, dass die Krim, um die es hier geht, oft von verschiedenen Bevölkerungsgruppen unterschiedlicher Ethnien bewohnt wird und nicht nur von den sogenannten Krimtataren. Bis in die Ukraine hinein allerdings ist zudem auch heute noch die russische Sprache ein nicht ungängiges Verständigungsmittel.

Hat nicht der russische Präsident Putin versprochen, dass in der Ukraine jede Staats- und Regierungsform von Russland akzeptiert wird, wenn sich nicht auf offenkundigen Schleichwegen der sogenannte freie Westen sukzessive der Ukraine annähern würde mit dem Ziel, doch irgendwann die NATO, also das westliche Verteidigungsbündnis, diesem Land aufzufrachten? Hat nicht die Ukraine demgegenüber erklärt, sie würde bei einer Bündnisannäherung an die NATO das Recht beanspruchen, selbst zu entscheiden?

Wären da nicht die ohnehin zwischenzeitlichen kleinen Grenzreibereien und die Dauerunvereinbarkeit zwischen Moskau und der Ukraine, dann gebe es auch die Chance auf ein friedliches Nebeneinander der beiden sehr unterschiedlichen Staatsformen. Zudem ist auch die Ukraine nicht unbedingt eine Demokratie im europäischen Sinne, zumindest im Eigenanspruch durch das Kriegsrecht begründet. Und warum sollte darüber hinaus die Demokratie in der Ukraine von westlichen Ländern bestimmt werden können? Ganz sicher fehlte es noch an der Einhaltung einer erforderlichen Frist, welche ein europäisches und westliches Bündnis rechtfertigen würde.

Die Möglichkeit allerdings, im Angesicht des Wunsches der ukrainischen Regierung, es anzustreben, einmal NATO-Mitglied werden zu können, kann von Russland keineswegs tatenlos hingenommen werden. Um sich und den Frieden in der Region zu schützen, hat Präsident Putin das eingeleitet, was er eine militärische Aktion, nicht aber einen Krieg nennt.

Zusicherungen, dass die Ukraine niemals zum NATO-Mitglied werden kann, sind Moskau gegenüber unmissverständlich ausgeblieben. So etwas kann fraglos als perspektivische Bedrohung direkt an der russischen Grenze verstanden werden. Für Russland käme zu guter Letzt doch die Anwesenheit von NATO-Truppen unmittelbar vor der Haustür einem kurz bevorstehenden Angriff gleich. Die defensive Notlage aus Sicht der Russischen Föderation liegt also erkennbar auf der Hand.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025
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Kapitalismus, Liberalismus, Sozialismus, Kommunismus, Marxismus,
Trotzkismus, Maoismus, Anarchismus, Syndikalismus,
Anarcho-Syndikalismus, Feminismus, Anarcha-Feminismus ... die Liste
der sogenannten "-ismen", also Ideologien, Weltanschauungen oder
Lehren, derer sich politische Parteien, Organisationen, Kräfte und
Bewegungen bedienen, um im Hickhack gesellschaftlicher Kämpfe die
eigene Position zu behaupten und zu stärken, wurde seit dem
19. Jahrhundert lang und immer länger. Allen gemein, ob sie nun
sattsam bekannt sind, eher marginal oder mit Blick auf Massenbasis und
eine gesellschaftlich wahrgenommene Anhängerschaft fast als inexistent
zu bezeichnen wären, ist das Bestreben, durch attraktive Versprechen
und Perspektiven möglichst viele Menschen für sich zu gewinnen und
davon zu überzeugen, es sei auf diesem Markt der Angebote lohnenswert,
sich gerade dieser Organisation oder Partei anzuschließen.

Wer öffentlich in Erscheinung tritt mit der Erklärung, keine Lösung
für die heute extrem drängenden und gänzlich ungelösten
Menschheitsprobleme - um nur die Kriegsrealitäten und -gefahren, die
längst eingetretenen Umwelt- und Klimakatastrophen und die sich massiv
zuspitzenden sozialen Unwuchten zu erwähnen - anbieten zu können, aber
großes Interesse an der Inangriffnahme all dieser Fragen habe, wird
wohl kaum auf eine nennenswerte Resonanz stoßen. Dass sich die
dominierenden gesellschaftlichen Kräfte inklusive der von ihnen ins
ideologische Schlachtgetümmel geworfenen "-ismen" nebst all der
gemachten Versprechen von Freiheit, Sicherheit, sozialer Gerechtigkeit
und was der schönen Dinge mehr sind im Grunde selbst diskreditiert
haben, belegt schon ein kurzer Blick in die Tagespresse.

Da könnte die Idee aufkommen, doch einmal bei den "Verlierern" der
großen Kämpfe der zurückliegenden Jahrzehnte, wenn nicht Jahrhunderte
nach heute verwertbaren und nützlichen Spuren und Ansätzen zu
forschen, so zum Beispiel beim Anarcho-Syndikalismus. Der
Sozialdemokratie entsprungen, hatte sich im 19. Jahrhundert zunächst
der gewerkschaftliche Syndikalismus als zentrale Instanzen ablehnender
"Lokalismus" verstanden. Daraus entstand 1901 die Freie Vereinigung
deutscher Gewerkschaften (FVDG), die 1914, also zu der Zeit, in der
die SPD zum Kriegseintritt ihren "Burgfrieden" mit dem Kaiserreich
schloss, verboten wurde. 1919 schließlich benannte sich die FVDG in
Freie Arbeiter-Union Deutschlands (FAUD) um.

Mehr und mehr griffen SyndikalistInnen in den Folgejahren
anarchistische Ideen auf nicht zuletzt deshalb, um sich gegen die nach
der Russischen Revolution von 1917 auch hierzulande erstarkende
kommunistische, von ihnen als zentralistisch abgelehnte Bewegung
abzugrenzen. Wegen der sukzessiven Aufnahme anarchistischer Elemente
war nun vom Anarcho-Syndikalismus die Rede, der sich jedoch in den
deutschsprachigen Ländern politisch nicht durchsetzen konnte, was in
Ländern wie Frankreich und Spanien zum Teil ganz anders aussah. Zum
Begriffsverständnis sei hier kurz eingeschoben, dass damit eine "nach
staaten- und klassenloser Gesellschaft auf gewerkschaftlicher
Grundlage strebende bedeutsame Arbeiterbewegung" (Digitales Wörterbuch
der deutschen Sprache - www.dwds.de) zu verstehen ist; sprich, eine
Verbindung zwischen Anarchie, also Herrschaftslosigkeit, und
Syndikalismus, also der Idee revolutionärer Gewerkschaften, die die
Aneignung der Produktionsmittel durch die Arbeitenden und direkte
Aktionen wie Streik oder Boykott propagieren, gemeint ist.

Nun ist, verfasst von dem Bremer Historiker, Literaturwissenschaftler
und Mitbegründer des Instituts für Sozialforschung Helge Döhring, der
sich mit zahlreichen Buchveröffentlichungen zum Thema
Anarcho-Syndikalismus bereits einen Namen gemacht hat, im Verlag Edition AV in
der Reihe "Anarcho-Syndikalistinnen" der erste Band zum Thema
"Deutschsprachige Frauen im historischen Anarcho-Syndikalismus"
erschienen. Er bietet auch Neugierigen Gelegenheit, einmal in diese
Thematik hineinzuschnuppern und dabei auch noch darüber aufgeklärt zu
werden, wie es denn in der anarcho-syndikalistischen Bewegung um die
Beteiligung der Frauen bestellt war. Döhring stellt klar, dass der
Anteil der Frauen sehr gering war und sie "besonders auf
Funktionärsebene eine deutliche Minderheit" (S. 9) darstellten. Die
FAUD hatte 1920 in ihrer Blütezeit zwar 150.000 Mitglieder, doch unter
ihnen auch nur eine einzige erwerbstätige Frau für das Buchprojekt zu
finden, sei, so der Autor, nicht leicht gewesen. (S. 72)

Dass der Anarcho-Syndikalismus auch zu seinen besten Zeiten zumindest
im deutschsprachigen Raum keine Massenbasis aufwies, die es ihm bzw.
seinen ProtagonistInnen ermöglicht hätte, den vorherrschenden
politischen Parteien den Rang abzulaufen, bedeutet nun nicht, dass er
aufgrund seiner klaren und bedingungslosen Antikriegsposition
womöglich nicht die bessere Wahl gewesen wäre. Dass sich, wer Staat,
Kirche und Kapitalismus die Gefolgschaft aufkündigt, mit eben diesen
auch anlegt, könnte damalige ZeitgenossInnen angesichts der massiven
Repression vor einem Herzblut-Engagement abgeschreckt haben auch dann,
wenn ihnen sehr wohl bewusst war, dass die seinerzeit dominierenden
politischen Kräfte sehenden Auges auf Krieg zusteuerten.

Helge Döhrings Konzept zu dem vorliegenden Band bestand nun darin, die
Geschichte des Anarcho-Syndikalismus und speziell die Rolle der
Genossinnen in den jeweiligen historischen Epochen anhand von 28
Protagonistinnen zu erzählen, denen er je ein Kapitel, strukturiert
nach Zeitabschnitten (1890er/1900er, 1920er, 1930er und 1940/50er
Jahre), widmete. Dabei wollte er, wie er in der Einleitung schrieb,
ein Dreifaches erreichen, nämlich 1. die Anarcho-Syndikalistinnen
lebendig werden lassen, 2. in die Vielfalt anarcho-syndikalistischer
Betätigungsfelder einführen und 3. die geographischen und zeitlichen
Dimensionen erfassen (S. 9/10).

Ob die präsentierten Frauen tatsächlich "lebendig" geworden sind, ist
eine offene Frage. Sicherlich hat der Autor in akribischer Kleinarbeit
aus dem spärlich vorhandenen Quellenmaterial alle nur auffindbaren
Informationen und Spuren der von ihm porträtierten Frauen
zusammengetragen, um die äußerst schwierige Aufgabe, sie dem heutigen
Lesepublikum nahezubringen, zu bewältigen. Hilfreich für das
Verständnis der historischen und ideologischen Aspekte einer wenn auch
randständigen politischen Bewegung wäre es sicherlich gewesen, hätte
der Autor gleich am Anfang des Buches einleitende Begriffsklärungen
vorgenommen und den angesprochenen Zeitepochen einen allgemeinen Einblick
in den Anarcho-Syndikalismus mit seinen jeweiligen historischen
Bezügen vorausgeschickt.

Das bedeutet keineswegs, dass das Werk nicht als Einstiegshilfe in
Ideologie und Geschichte des Anarcho-Syndikalismus zu nutzen wäre, hat
doch Döhring in viele Kapitel dementsprechende Ausführungen einfließen
lassen. Genaugenommen bestehen diese aus drei Erzählebenen -
diejenige, die sich unmittelbar auf die jeweilige Protagonistin und
die über sie erhalten gebliebenen Informationen bezieht, dann
Erläuterungen, die ihr Betätigungsumfeld betreffen, also
beispielsweise Schilderungen der Lebens- und Arbeitsbedingungen in dem
Stadtteil, in dem sie gewohnt hat, oder der Organisation, in der sie
tätig war, und schließlich Textpassagen, in denen der Verfasser die
Zusammenhänge gemäß seiner eigenen pro-anarchosyndikalistischen
Positionierung erläutert.

Dies führt zu der Frage, inwiefern die Beschäftigung mit einer
politisch-historischen Bewegung bzw. Ideologie, die dem sogenannten
Mainstream kaum ferner sein könnte, heute von Interesse sein kann.
Direkt äußert sich der Autor dazu nicht, doch am Ende des 21.
Kapitels, der 1908 geborenen Martha Wüstemann und den deutschen
Anarchosyndikalisten im Exil gewidmet, stellt er im Anschluss an
folgende, 1993 anlässlich ihres Todes von Hans-Jürgen Degen verfassten
Zeilen die Frage: "Ein Schlüssel für heute?"

In allem, was sie tat, war sie getrieben von ihrem
 unerschütterlichen Glauben an 'das Gute im Menschen'. Auch wenn sie
 hart gegen ihre politischen Gegner vorging, war es doch ihre
 Absicht, diese zu 'gewinnen'. Ihnen versagte sie nie ihre
 menschliche Solidarität. Ihren Feinden gewann sie immer noch
 Positives ab. [...] Marthas Toleranz war fast grenzenlos. Wer
 jahrelang in einigen Fragen gegensätzliche Meinungen vertrat,
 konnte diese Toleranz erleben: hart verteidigte sie ihre
 Positionen, oft ohne inhaltliche Kompromisse, aber immer die
 kontroverse Meinung respektierend. Eine Charaktereigenschaft, die
 sie so schmerzlich bei den meisten heutigen Libertären vermisste.

 (S. 253, zitiert aus: Hans-Jürgen Degen: ... und ich hatte auch
 keine neun Leben, nur eines - und das ging zuende. Zum Tode von
 Martha Wüstemann, in: Direkte Aktion Nr. 97, 1993) 


Der hier erwähnte "Glaube an das 'Gute im Menschen'" ist ideologisch
keineswegs atypisch für den Anarcho-Syndikalismus, auch wenn die große
Nähe zu religiösen Inhalten bei einer so kirchen- und
religionskritischen Position irritierend wirkt. Tatsächlich tauchen
bei der Beantwortung der Frage, wie denn im Anarchismus, also ohne
Staat und Kapital, das Zusammenleben der Menschen zu organisieren sei,
immer wieder Rückgriffe auf jenseitige Sphären oder schlicht
Wunschvorstellungen auf, wenn es beispielweise heißt, dass freie
Menschen in einer freien Gesellschaft solidarisch zusammenleben
würden. Hinweise dieser Art sind an vielen Stellen des Buches zu
finden; auch die "freie Liebe" wurde von einigen Protagonistinnen
lange vor der 1968er Bewegung propagiert.

Die für den Anarcho-Syndikalismus zentrale Annahme, der Mensch an sich
sei "gut", so als hätten staatliche und kapitalistische
Herrschaftsstrukturen ohne Beteiligung welcher Menschen auch immer das
"Böse" in die Welt bzw. Gesellschaft gebracht, macht den hohen
Stellenwert nachvollziehbar, der hier auf Bildung, Kultur und
Erziehung gelegt wird - schließlich soll dem gesellschaftlich
dominierenden "Untertanengeist" Paroli geboten und ein "neuer" Mensch
geschaffen werden, der weder nach unten zu treten noch sich nach oben
zu beugen bereit ist. Allem Anschein nach wurde in der
anarcho-syndikalistischen Bewegung dafür den Frauen eine besondere Rolle
zugeordnet und von ihnen auch angenommen. Wie aus Döhrings Schilderungen
hervorgeht, haben sich die Anarcho-Syndikalistinnen ungeachtet dessen,
dass sie sich häufig sehr stark für Frauenrechte und Frauenfragen
eingesetzt haben, nicht als Feministinnen, sondern voll und ganz als
Anarchistinnen verstanden.

Wie wenig in Sachen Frauenrechte und Gleichberechtigung seitdem
tatsächlich erreicht wurde, lässt sich schon daraus ableiten, dass
Hausarbeit bis heute nicht als Beruf anerkannt und somit bezahlt
wird - was vor gut 100 Jahren schon eine von der syndikalistischen
Bewegung, die die Hausfrauen den in Lohnarbeit stehenden Frauen
gleichstellen wollte, erhobene Forderung war. In der FAUD wurde
insgesamt die Auffassung vertreten, dass Frauen und Männer gemeinsam
eine freie Gesellschaft erkämpfen, in der sie als freie Menschen
solidarisch zusammenleben. So verheißungsvoll derlei Visionen sein
mögen, bleibt doch festzustellen, dass Anspruch und Wirklichkeit auch
bei so hoch ambitionierten Vorkämpferinnen und Vorkämpfern einer
lebenswerten freien Gesellschaft weit auseinanderklafften.

Anfang der 1920er Jahre waren in der FAUD Syndikalistische Frauenbünde
entstanden ganz im Sinne der ideologischen Maxime und taktischen
Einsicht, dass der Kampf um die Freiheit ohne die Beteiligung der
Frauen nicht zu gewinnen ist. Tatsächlich jedoch bemängelten die
Genossinnen, dass sie "von den Männern nicht genug Unterstützung
erhielten" (S. 96/97). Traudchen Caspers, der der Autor zusammen mit
ihrer FAUD-Mitgenossin Eva Fößel Kapitel 6 des Buches gewidmet hat,
erklärte 1925 auf dem 15. Kongress der FAUD zur Rolle der Genossinnen
als Hausfrauen in aller Deutlichkeit:

Wir machen immer wieder die Erfahrung, daß die Männer auch in
 unserer Bewegung die Frau nur als Sklavin, Magd und Gebärmaschine
 betrachten, nicht als Menschen und Kameraden. Das ist eine Haltung,
 die auch unserer Bewegung schadet, denn die Frau hat einen viel
 größeren Einfluß als viele Männer glauben. Stoßen wir die Frauen
 ab, dann werden sie zum Hort der Reaktion, leicht beeinflußbar
 durch Kirche und Staat. Die Frau erzieht die Kinder, darum ist es
 besonders wichtig, daß sie als Kameradin des Mannes im Geiste des
 Syndikalismus lebt. (S. 76) 


An dieser Stelle sei daran erinnert, dass es den Frauen bis 1908 durch
das preußische Vereinsgesetz von 1850 verboten war, politischen
Vereinen beizutreten und an ihren Sitzungen überhaupt teilzunehmen,
und erst 1918 wurde das Wahlrecht für Frauen eingeführt. Ein solches
Zitat - wohlgemerkt einhundert Jahre alt - sollte nicht von heutigen
frauenbewegten und genderbewussten Standpunkten aus vorschnell
abqualifiziert werden, wenngleich manche der von
Anarcho-Syndikalistinnen zur Zeit der damaligen Frauen- bzw.
Frauenrechtsbewegung vertretenen Auffassungen heute einfach
befremdlich wirken. So hieß es beispielsweise in der zum Frauentag im
September 1924 erschienenen Ausgabe der offiziellen Zeitung des
Syndikalistischen Frauenbunds "Der Frauen-Bund":

Die Urzelle der Gesellschaft ist die Familie. Wie die Familie
 beschaffen ist, so auch die Gesellschaft. Wenn wir die Gesellschaft
 ändern wollen, müssen wir an dem Fundament, der Familie anfangen.
 Hier ist der Wirkungskreis der Frau. In ihrer Möglichkeit liegt es,
 eine neue Moral, die der gegenseitigen Hilfe und brüderlichen
 Solidarität, im Schoße der Familie vorzubereiten. (S. 100) 


Wie wenig in Sachen Frauenrechte und Gleichberechtigung tatsächlich
erreicht wurde, lässt sich schon daraus ableiten, dass Hausarbeit bis
heute nicht als Beruf anerkannt und somit bezahlt wird. Schon vor über
hundert Jahren hatte sich, so schreibt Döhring, unter den Frauen im
Anarcho-Syndikalismus die Auffassung durchgesetzt, dass sie sich vor
allem im Reproduktionsbereich organisieren sollten - wozu die bereits
erwähnten Frauenbünde gegründet wurden. Dass sich die SyndikalistInnen
für die volle gesellschaftliche Anerkennung der Hausfrauenarbeit stark
machten, könnte auch an der besonderen Rolle gelegen haben, die sie
Frauen in Haus und Familie bei der Entstehung des "freien" Menschen
zugeschrieben haben. Hertha Barwich, Geschäftsführerin der Föderation
der Syndikalistischen Frauenbünde, schrieb im August 1925 im
"Frauen-Bund":

Wir Syndikalisten werten aber die Hausfrauenarbeit ebenfalls als
 eine gesellschaftlich notwendige und nützliche Tätigkeit und räumen
 diesen Hausfrauenbünden gleiche Rechte mit allen Berufs- und
 Industrieorganisationen ein. Es ist dies eine ganz neue Anschauung,
 die von keiner anderen Richtung bisher anerkannt wird. (S. 100) 


Hier fällt ins Auge, dass sich eine führende anarcho-syndikalistische
Funktionärin mit der Verwendung des Begriffs "gesellschaftlich
notwendige Tätigkeit" - einzige Abweichung vom Begriff aus der
marxistischen politischen Ökonomie ist "Tätigkeit" statt "Arbeit" - in
ideologischer Hinsicht ganz ähnlich ausgedrückt hat wie der
kommunistische politische Gegner. Obwohl sowohl die syndikalistische,
später anarcho-syndikalistische als auch die kommunistische Bewegung
der Sozialdemokratie entsprungen waren und sich mit ihr überworfen
hatten, waren sie einander spinnefeind. Diese Auseinandersetzungen
haben auch in dem vorgestellten Band Spuren hinterlassen. So schreibt
Helge Döhring, hier ganz Partei und keineswegs ein Historiker, der aus
der Warte nachträglicher Betrachtung distanzierte Bewertungen
vornimmt, über die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg:

Zu allem Überfluss entstand aus dem Marxismus heraus eine neue
 Richtung innerhalb der Arbeiterbewegung. Deren Kopf formierte sich
 als KPD. Unter ihrer Kuratel entstanden für die FAUD unnötige
 betriebliche Konkurrenzorganisationen, die sogenannten
 'Arbeiter-Unionen'. Diese absorbierten zunächst ein enormes
 proletarisches Protestpotenzial, was der FAUD zugestanden hätte.
 (S. 75/76) 


Wie ging es mit der FAUD weiter? 1914 zählten ihre nur wenigen tausend
Mitglieder zu den entschiedensten Kriegsgegnern. Nach dem Ersten
Weltkrieg war ihre Mitgliederzahl auf 100.000 angewachsen, 1920 waren
es sogar 150.000. Doch eine millionenstarke AnhängerInnenschaft
erreichte sie nie. Die Mitgliederzahlen begannen sogar zu sinken. Bis
1933 konnte die FAUD nicht ein Zehntel ihrer Mitglieder halten.
Vergeblich forderte sie die übrigen Parteien und Gewerkschaften zum
Generalstreik auf. Namentlich die Sozialdemokraten, schreibt Döhring,
wollten lieber abwarten und sich mit den Nazis arrangieren. (S. 169)
Dem Verfolgungsdruck des NS-Staates konnte die FAUD nicht länger
standhalten, 1933 wurde sie aufgelöst. Es entstanden illegale
Strukturen, etliche Mitglieder gingen ins Exil. Nach dem Ende des
Zweiten Weltkrieges dachte niemand mehr an eine Neugründung. Die
Überledenden verstanden sich nun als "Ideengemeinschaft".

Unterm Strich sind die in diesem Band geschilderten Spuren, Hinweise,
Begebenheiten und persönlichen Lebensgeschichten der historischen
Erwähnung und Erinnerung wert, was das vorliegende Werk lesenswert
macht schon allein deshalb, weil in ihm eine umfangreiche
Quellensicherungsarbeit geleistet wurde. Freilich sollte nach
Auffassung der Rezensentin nicht unerwähnt bleiben, dass der Band
allen zu empfehlen ist, die sich für die Geschichte und Geschichten
der Frauen im Anarcho-Syndikalismus interessieren, dass sich aber die
Aufgabe, darüber hinaus Interesse bei Uneingeweihten zu wecken, als
eine schwer zu bewältigende erweisen dürfte. Dass die MitstreiterInnen
der anarcho-syndikalistischen Bewegung zu den entschiedensten
GegnerInnen der bisherigen Weltenbrände gehörten, bietet in einer
Zeit, von der zu befürchten steht, dass spätere HistorikerInnen sie
als die finale Vorbereitungsphase in den Dritten Weltkrieg bezeichnen
werden, Anlass genug, ihrer zu gedenken.
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Längst werden wieder die Kriegstrommeln gerührt, Gegner dämonisiert,
alle Kräfte für den Endsieg mobilisiert. Ein vaterlandsloser Geselle
und Kollaborateur des entmenschlichten Feindes, wer nicht
mitmarschiert, sich dem Opferaltar verweigert, autokratischer
Verfügung und sozialen Grausamkeiten entgegenstemmt. Der Kampf für ein
Leben in Würde, gegen Leiden und Sterben überall auf der Welt, die
ungebremst hereinbrechende Klimakatastrophe und zahlreiche weitere
Fangarme des Verhängnisses mehr - all das war gestern und bleibt auf
der Strecke. Schnall den Gürtel enger und zahle die Zeche, übe den
Ernstfall und rüste das Land, bring Hirn und Mundwerk im Gleichschritt
auf Kurs, denn allein darauf kommt es nun an, sonst sind wir dem
Untergang geweiht! Wer wollte da noch von oben und unten sprechen, von
Ausbeutung und Ausplünderung, gar vom Feind im eigenen Land?

In dieser überwältigenden Gemengelage von Krisen und Kriegen,
brechenden Bündnissen und berstenden Gewissheiten, wachsenden Nöten
und einpeitschenden Parolen ausgerechnet Entwürfe und Praktiken eines
nachhaltigen, solidarischen Wirtschaftens zu thematisieren, um den Weg
für eine plurale, interdisziplinäre und sich selbst kritisch
reflektierende Ökonomie zu ebnen, scheint auf den ersten Blick
gleichsam aus der Zeit gefallen zu sein. Haben wir heute nicht andere
Sorgen und viel drängendere Probleme, als Träumereien vergangener Tage
nachzuhängen, womöglich gar in Sackgassen gescheiterten
Nebenschauplätzen nachzutrauern? Doch Vorsicht: Wird uns aus höchsten
Kreisen eine Zeitenwende verordnet, in der plötzlich alles anders sein
soll, weil von Osten her die Vernichtung drohe, aber Rettung nahe, so
wir denn unter äußersten Anstrengungen Waffen schmieden und zur
Vorwärtsverteidigung in Stellung bringen, sollte sich Misstrauen
regen.

Wenn von Friedensdividende die Rede ist, die von einer Generation
verhätschelter Tagträumer leichtfertig vergeudet worden sei, drängt
sich doch eine Frage auf: War unser Frieden und Wohlstand, der auch
hierzulande niemals für alle galt, womöglich ein Produkt von Krieg und
Raubzügen in anderen Regionen der Welt? Hat denn jemals Frieden für
alle geherrscht, waren Hunger und Durst, Krankheit und Elend,
erbärmliches Leben und frühes Sterben allerorts gebannt? Hat
Deutschland mit seiner Wirtschaftsstärke und im Bündnis geballten
Waffengewalt nicht andere niederkonkurriert und ausgeplündert? Was wir
jahrzehntelang anderen angetan haben, kommt plötzlich auch über uns:
Kriegsgefahr und Wirtschaftskrise suchen uns heim, die Räuberbande
sieht ihr Erfolgsmodell schwinden.

Eine Räuberbande war es seit eh und je, weshalb die Folgerung nahe
liegt, dass der Krieg, ob von Händlern oder Soldaten ausgetragen, nie
geendet hat. Wir können also im Grunde von demselben Krieg sprechen,
den Menschen immer schon gegeneinander geführt haben, um die Ratio
durchzusetzen, alles Heil liege im Übervorteilen des anderen. Die
heute verkündete Zeitenwende leugnet die eigentliche Herkunft des
Desasters und verschreibt mit der geforderten Kriegstüchtigkeit mehr
von der alten Rezeptur deutschen Machtstrebens nach innen und außen.
Können wir den aktuellen Frontverläufen gesellschaftlicher
Auseinandersetzungen und nationalstaatlicher Konflikte die Qualität
einer besonderen Zeit absprechen und vielmehr von alten Kämpfen in
neuem Tarnkleid ausgehen, besteht kein Anlass, grundlegende Fragen und
aktuelle Vorhaben im Sinne einer anderen Lebens- und Wirtschaftsweise
zurückzustellen oder gar preiszugeben. Denn wohin das Primat von
Wachstum und Profit geführt hat, lässt sich schwerlich verschleiern:
Zerstörung der Natur, Vereinzelung der Individuen, beständige
Reproduktion sozialer Ungleichheiten an den Achsen von Klasse, Rasse
und Gender. Wer wollte da noch behaupten, eine solidarische Ökonomie,
bei der die Befriedigung der Bedürfnisse und die Sorge für unsere
Um- und Mitwelt im Vordergrund steht, sei eine überholte, nicht länger
relevante Fragestellung!

Wie die Autorin bereits in der Einleitung ihres Buches "Wegweiser
Solidarische Ökonomie" (Erstauflage 2010) schrieb, könne sie mit
dieser Welt nicht einverstanden sein, so lange Menschenrechte nicht
überall und unterschiedslos für alle Menschen durchgesetzt sind. Die
materielle Basis der Verstöße gegen Menschenrechte sehe sie in der
kapitalistischen, profitorientierten Ökonomie begründet. Dabei sei ihr
Blick geprägt von diesem Deutschland mit seiner mörderischen
Vergangenheit, von diesem Europa mit seinen tödlichen Außengrenzen und
von dieser nördlichen Hemisphäre mit ihrem ausbeuterischen und
zerstörerischen Ressourcenfraß. Dabei war es ihren eigenen Angaben
zufolge wichtig, von einem erweiterten Begriff von Solidarischer
Ökonomie auszugehen und sie nicht auf wirtschaftliche Selbsthilfe zu
reduzieren, sondern über genossenschaftliche Formen des Wirtschaftens
hinaus auch soziale Kämpfe um Ressourcen und öffentliche Unternehmen
einzubeziehen wie auch eine globale Perspektive nicht aus dem Blick zu
verlieren.

Die in Berlin lebende Betriebswirtin und Publizistin Elisabeth Voss
(zuvor Voß) [1] berät seit vielen Jahren Kollektivbetriebe und
Hausprojekte und engagiert sich stadtpolitisch und vernetzend. Sie
arbeitet aus anarcha-feministischer Perspektive unter anderem zu
solidarischem Wirtschaften, Genossenschaften, Selbstorganisation und
Digitalisierung. Bereits seit Ende der 1980er Jahre hat sie sich
intensiv mit anderen Lebens- und Arbeitsformen beschäftigt und seither
zu vielen Themen rings um alternative, solidarische und
genossenschaftliche Wirtschaftsweisen veröffentlicht. Von 1993 bis
1996 lebte sie in Neustadt/Weinstraße im Projekt A, das auch unter dem
Namen WESPE (Werk selbstverwalteter Projekte und Einrichtungen)
bekannt war. Dabei handelte es sich um eines der größeren
Selbstverwaltungsprojekte der Alternativenbewegung. Sie war 25 Jahre
lang Redaktionsmitglied und Autorin der CONTRASTE, arbeitete als
Projektentwicklerin und Beraterin unter anderem im Rahmen des NETZ [2] und
in einer Reihe weiterer leitender Aufgaben in Freiburg und Berlin.

Ihre theoretischen und praktischen Kenntnisse und Erfahrungen gibt sie
in Veröffentlichungen, Vorträgen, Seminaren und Workshops weiter.
Dabei versucht sie zum einen, Einblicke in alternative
Wirtschaftsweisen und neue Perspektiven zu geben, zum anderen
konkretes Wissen zu vermitteln, das hilfreich sein könnte, um
selbstverwaltete Strukturen aufzubauen und zu stabilisieren. Das
verstehe sie als ihren Beitrag zur Delegitimation des Bestehenden und
zur Unterstützung von Ideen und Praxen anderen Wirtschaftens, so die
Autorin auf ihrer Homepage. Wie sie betont, sei ihr eine kritische
Perspektive wichtig, gerade auch auf die Themen und Projekte, die ihr
besonders am Herzen liegen. Sie berichtet von Ideen und deren
Umsetzung in solidarischen Ökonomien, für die es weltweit Beispiele
gibt, verzichtet dabei aber nicht darauf, Widersprüche und
Ambivalenzen gemeinschaftlicher wirtschaftlicher Selbsthilfe
aufzuzeigen und nicht zuletzt auch vor der Gefahr eines Missbrauchs
für wirtschaftlich und politisch fragwürdige Zwecke zu warnen.

"Gewidmet all denen, die schon heute an Keimformen des Morgen
bauen"

Mit dieser Widmung stellt Elisabeth Voss dem vorliegenden
"Praxishandbuch Selbstverwaltung" den größeren Zusammenhang ihres
Anliegens voran, ihre langjährige Erfahrung in Gestalt einer vielfältig
nutzbaren Hilfestellung bei praxisrelevanten Fragen und Problemen weiterzugeben.
Der recht nüchtern anmutende Untertitel
"Rechtsformen und Finanzierung für die Gründung von Kollektivbetrieben
und Hausprojekten" sollte dabei nicht abschrecken, handelt es sich
doch im besten Sinne um einen sachdienlichen Ratgeber, der einer
erfolgreichen Navigation durch die Tücken von Juristerei, Bankwesen
und Buchhaltung zur Hand gehen soll. Es geht darin also um all jene
leider notwendigen Kenntnisse, auf die zu verzichten dem Schiffbruch
Vorschub leistet, bei dem Engagement, Beziehungen und womöglich auch eine
Menge Geld in den Sand gesetzt werden.

Die Autorin vermittelt Basiswissen zu Rechtsformen und Finanzierung,
geht aber auch auf die Gestaltung des sozialen Umgangs ein. Damit
möchte sie Gründungsgruppen ermutigen, fundierte Entscheidungen nach
ihren Bedürfnissen zu treffen, da es keine Lösung gebe, die für alle
passt. Wie das Geld lediglich ein Mittel zum Zweck sei, sollten die
formalen Regelungen dem sozialen Miteinander dienen und sie erinnert
daran, das eigene Anliegen nicht inmitten des Wusts fremdbestimmter
Vorgaben und Verfahrensweisen aus den Augen zu verlieren. Sie habe
sich bemüht, das praxisorientiert und mit vielen Beispielen versehene
Buch auch für Laien verständlich zu schreiben.

Wie aber soll man ein derart umfangreiches Werk von 480 Seiten voller
Fachwissen aus diversen relevanten Gebieten lesen, ohne dabei das
Handtuch zu werfen? Natürlich weiß die Autorin um dieses Problem und
so spart sie auch nicht mit Hinweisen zum Umgang mit dieser
Herausforderung. Das könne je nach Bedarf und Entwicklungsstand des
gemeinsamen Projekts recht unterschiedlich aussehen, wobei es in jedem
Fall hilfreich wäre, wenn alle in der Gruppe den gleichen Wissensstand
hätten. Ob man aber von vorn bis hinten alles liest, einzelne Themen
herausgreift oder gar von hinten anfängt, ist den jeweils eigenen
Bedürfnissen überlassen. Im Wechsel von Wissenserwerb und
Konkretisierung des Projekts geht es voran, manches überspringend,
vieles nachschlagend, mit dem Handbuch als zuverlässigem Begleiter.

Selbstverwaltete Kollektivbetriebe und Hausprojekte sind ein Teil der
Bandbreite vielfältiger Alternativen, weshalb dieses Praxishandbuch
dazu beitragen soll, widerständige Intentionen und solidarisches
Miteinander trotz aller Widrigkeiten im Alltag zu bewahren und
weiterzuentwickeln. Als Hilfestellung bei der Entscheidung für eine
rechtliche und finanzielle Struktur vermittelt es relevante Grundzüge
des Rechts und der Finanzierung, ohne jedoch ein juristisches Fachbuch
zu sein. Auf Grundlage ihrer Auffassung und Erfahrung hat die Autorin
diese Grundkenntnisse nach bestem Wissen und Gewissen
zusammengestellt. Dabei legt sie ihrer Leserschaft ans Herz, sich
einzuarbeiten und so weit wie möglich eigene Kompetenzen anzueignen,
um die Abhängigkeit von Experten zu reduzieren. Zugleich warnt sie vor
Selbstüberschätzung, da sich dem Laien in der Welt des Rechts vieles
anders zu erschließen scheint als dem Juristen, der sich im Labyrinth
der Paragraphen, Bezüge und Formulierungen wesentlich besser zu
orientieren vermag. Das gilt um so mehr, als sich rechtliche
Auslegungen nicht immer aus dem Gesetzestext ergeben, sondern in
Kommentaren oder Urteilen zu finden sind.

Die Autorin empfiehlt, zu jedem Sachverhalt mindestens zwei seriöse
Quellen zu benutzen und auf deren möglichst aktuelles Datum zu achten.
Vieles im Internet ist veraltet und somit fehlerhaft, zumal sich
juristische Sachverhalte immer wieder ändern können. Das
Praxishandbuch ersetzt nicht in jedem Fall eine Beratung, könnte aber
bei intensiver Nutzung den Beratungsbedarf erheblich verringern.
Wichtig sei jedenfalls, zuerst ein Konzept dessen zu erstellen, was
man gemeinsam vorhat, und im Zweifelsfall bereits in der Frühphase
eine externe Prozessbegleitung hinzuzuziehen. Ein gründlich erarbeitetes
Konzept bietet dann eine solide Grundlage, mögliche Rechtsformen und
Finanzierungsinstrumente daraufhin zu prüfen, ob sie zu diesem Konzept
passen.

Für das Gelingen des Vorhabens kommt es indessen zuallererst auf den
Umgang miteinander und die Art und Weise der Zusammenarbeit an. Das
Wichtigste sind die Menschen selber, die gemeinsam ein Projekt in
Angriff nehmen, weshalb nach der Einleitung das 2. Kapitel "Anregungen
für die Zusammenarbeit" der Einstimmung und Vorbereitung auf die
Bearbeitung der konzeptionellen Fragen im darauffolgenden Kapitel
dienen. Diese Herangehensweise ist geboten, sollen Selbstverwaltung
und Kollektiv nicht von vornherein missachtet werden, indem ein
Projekt übergestülpt wird, das vorgebliche Prioritäten und
Handlungszwänge suggeriert.

Darauf folgt die Entwicklung des Konzepts, die im 3. Kapitel "Ein
Konzept erstellen" zur Sprache kommt. Dieser Schritt wird zunächst
ganz unabhängig von der Rechtsform vollzogen, die ja kein Selbstzweck
ist. Menschen schließen sich zusammen, weil sie etwas Konkretes
miteinander vorhaben, aber nicht, um einen Verein, eine GmbH,
Genossenschaft oder was auch immer zu gründen. Im Mittelpunkt steht
der Kollektivbetrieb oder das Hausprojekt, dem die Rechtsform
entsprechen und dienen soll.

Im 4. Kapitel "Einführung in die Welt des Rechts und der Wirtschaft"
vermittelt die Autorin Grundbegriffe und Basiswissen, worauf sie in
den folgenden Kapiteln zurückkommen wird. Recht und Wirtschaft sind
komplexe Fachgebiete, von denen sich aber niemand einschüchtern lassen
sollte. Dabei ist es hilfreich, die Sprache von Fachleuten und
Fachliteratur zu verstehen, gerade weil man das Projekt nach eigenen
Vorstellungen gestalten möchte. In einer kapitalistisch strukturierten
Wirtschaft und Gesellschaft gibt es zwangsläufig keine Rechtsform, die
für selbstverwaltete Betriebe und Projekte ideal wäre. Es wird also
darum gehen, eine noch am ehesten in Frage kommende Form zu finden und
dabei Kompromisse einzugehen. Daher gilt es unbedingt zu klären,
welche Kompromisse für das gemeinsame Vorhaben noch akzeptabel sind.

Das sich anschließende 5. Kapitel "Ausgewählte Rechtsformen" ist
zunächst einer Beschreibung unterschiedlicher Arten von Rechtsformen
gewidmet. Auf diese Weise wird ein Gerüst entworfen, in das dann die
folgenden Kurzdarstellungen einzelner Rechtsformen und deren
Gestaltungsmöglichkeiten eingeordnet werden können.

Die Autorin findet "Die Genossenschaft (eG)" so wichtig, dass diese in
einem eigenen 6. Kapitel behandelt wird, unterscheidet sie sich doch
durch ihren besonderen Charakter und ihre Art des Wirtschaftens von
anderen Rechtsformen. Unter Genossenschaft ist zum einen eine
Rechtsform, zum anderen eine wirtschaftliche Selbsthilfepraxis zu
verstehen. Mehrere Menschen tun sich gleichberechtigt zusammen und
wirtschaften nicht für den Profit, sondern zur Erfüllung ihrer
Bedürfnisse. Um diesen Entwurf mit Leben zu füllen, kann die
rechtliche Form der Genossenschaft hilfreich sein. Umgekehrt ist
jedoch keineswegs sicher, dass der Genossenschaftsgedanke in jeder
formellen Genossenschaft auch wirklich gelebt wird. Davon abgesehen
kann es natürlich weitere Gründe geben, sich in anderer Form zu
organisieren. Wenngleich sich in jüngerer Zeit immer mehr
Kollektivbetriebe genossenschaftlich aufstellen, sei diese Rechtsform
immer noch viel zu wenig bekannt. Nach einer Beschreibung der Werte
und Prinzipien einer Genossenschaft kommen ihre formalen Regelungen
wie auch besondere Probleme und Alternativen zur Sprache.

Vorzüge, Risiken und weitere kritische Aspekte werden auch im 7.
Kapitel "Die Gemeinnützigkeit" behandelt. Bei dieser handelt es sich
um einen steuerrechtlichen Tatbestand, der nicht an eine bestimmte
Rechtsform gebunden ist, wenngleich er häufig im Zusammenhang mit
Vereinen oder Stiftungen Anwendung findet. Jede Körperschaft kann im
Sinne des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) gemeinnützig oder
mildtätig sein. Geld ist nun einmal nicht neutral, und
der Umgang damit hat viel mit sozialen Beziehungen zu tun. Die
Anfangsinvestitionen und ihre Finanzierungen haben Auswirkungen auf
die laufende Wirtschaftlichkeit eines Projekts. Fördermittel können
hilfreich sein, beinhalten jedoch auch Risiken.

"Rund ums Geld" geht es im 8. Kapitel, in dem die Autorin verschiedene
Facetten des Geldes einschließlich der Digitalisierung thematisiert.
Sie vermittelt Grundwissen über Finanzierungsarten und -instrumente
und wie eine überschlägige Kalkulation vorgenommen werden kann. Dies
soll ermutigen, sich mit den finanziellen Fragen rund um das Projekt
auseinanderzusetzen.

"Buchhaltung, Steuern und Versicherungen", die das 9. Kapitel
thematisiert, haben nicht direkt mit der Entscheidung für eine
Rechtsform oder mit Finanzierungsfragen zu tun, berühren aber beides.
Die Buchhaltung dient der Überprüfung eigener Kalkulationen an der
Realität, was ebenso wichtig ist, wie rechtzeitig finanzielle Risiken
zu bedenken und ihnen entgegenzuwirken, etwa durch den Abschluss von
Versicherungen und geeignete steuerliche Gestaltungen. In einem
kollektiv organisierten Betrieb können die Arbeitsverhältnisse
unterschiedlich gestaltet sein: sozialversicherungspflichtig
angestellt oder als Selbstständige punktuell oder alltäglich
kooperierend. Es liegt auf der Hand, dass selbstverwaltetes Arbeiten
jenseits hierarchischer Ausbeutungsverhältnisse jede Menge Fragen
aufwirft, die es für das geplante Projekt vorab wie auch laufend zu
beraten und klären gilt.

Das 10. Kapitel "Vertiefung (1): Kollektivbetriebe" geht nach einigen
grundsätzlichen Überlegungen auf die Zweige der Sozialversicherung und
unterschiedliche Abgaben für die verschiedenen Beschäftigungsformen
ein. Auf Ausführungen zur Lohnberechnung und zu Fördermitteln folgt
ein Blick auf Zusammenhänge über einen einzelnen Betrieb hinaus.

Auch bei selbstverwalteten Hausprojekten jenseits unsicherer
Mietverhältnisse gilt es viele Aspekte zu berücksichtigen. Man kann
ein Haus kaufen oder neu bauen, was aber in vielen Regionen sehr teuer
ist. Oder man findet ein Haus, das gemietet oder gepachtet werden
kann. Das 11. Kapitel "Vertiefung (2): Hausprojekte" befasst sich mit
der Suche eines geeigneten Hauses, dem Erbbaurecht und der
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (GdWE) sowie Projekten unter dem
Dach einer anderen Organisation. Zunächst kommen Kalkulation und
Finanzierung von Anfangsinvestitionen und laufendem Betrieb zur
Sprache, dann werden Fördermittel und Zusammenhänge über ein einzelnes
Haus hinaus thematisiert.

Im 12. Kapitel "Die Rechtsform-Entscheidung" behandelt das Buch
konzeptionelle Aspekte mit Blick auf verschiedene Rechtsformen, geht
diese noch einmal durch und endet mit einigen Anregungen zum weiteren
Vorgehen. Damit wird der Prozess, ein Konzept für das eigene Vorhaben
zu erstellen und Grundwissen über Rechtsformen wie auch Finanzierung
zu erwerben, zusammen- und einer Entscheidung zugeführt.

Im Anhang findet sich das Literatur- und Abbildungsverzeichnis, ein
Verzeichnis der Abkürzungen, ein Schlagwortregister und die im Buch
genannten Projekt-Beispiele. Unter "Weitere Informationen und
Anlaufstellen" führt die Autorin all das auf, worauf sie im Text
verwiesen hat. Am Ende ist eine Auflistung der konzeptionellen Fragen
aus dem 3. Kapitel angefügt.

Elisabeth Voss legt durchweg großen Wert darauf, sowohl die
Praxistauglichkeit ihres Buches als auch dessen Grenzen zu
thematisieren. Das bringt schon der darin untersuchte Komplex mit
sich, da es in der Sphäre des Rechts prinzipiell darum geht, Aussagen
als richtig oder falsch einzuordnen, es unter bestimmten Bedingungen
aber auch viele Ausnahmen und Ausnahmen von den Ausnahmen gibt.
Insofern könnte man von einem Feld in fortgesetztem Fluss sprechen,
auf dem sich selbst Experten nicht immer trittsicher bewegen. Wo die
Autorin also schreibt, dass etwas "in der Regel" oder "meist" so sei,
ist das gewiss keine Ausflucht, sondern im Gegenteil eine
unverzichtbare Warnung, nicht von vermeintlichen Sicherheiten
auszugehen, ohne sie zuvor bestmöglich überprüft zu haben.

Wenngleich das vorliegende Handbuch natürlich kein Unterhaltungsroman
ist, der sich genussvoll verschlingen lässt, gibt es darin doch viel
mehr zu entdecken und zu vertiefen als zunächst gedacht. Die Autorin
sucht in Form und Inhalt das Gespräch mit ihrer Leserschaft und
täuscht dabei keine Neutralität vor. Sie lässt ihr Grundverständnis
anklingen und argumentiert im Dienste eines umfassenden Projekts, das
einem breit gefassten gemeinsamen Anliegen verpflichtet ist, den
herrschenden Verhältnissen etwas entgegenzusetzen. Dabei sind ihr
belehrende Vorschriften oder dogmatische Engführungen fern, hebt sie
doch immer wieder die Eigenständigkeit jedes Projekts der
Selbstverwaltung hervor und legt dem breiten Spektrum möglicher
Interessenlagen keine Zügel herablassender Bewertung an, wiewohl sie
durchaus den Selbstverwaltern der Reichsbürgerszene eine dezidierte
Absage erteilt. Ihr Freiheitsbegriff ist weder eingeschränkt noch
beliebig, sondern entschieden und damit durchaus Widersprüchen
ausgesetzt, denen sie sich stellt. Mit dem "Praxishandbuch
Selbstverwaltung" legt Elisabeth Voss ein Werk vor, das in der Tat all
jenen Menschen zum unverzichtbaren Wegbegleiter werden könnte, die
schon heute an Keimformen des Morgen bauen.

7. November 2025


Fußnoten:

[1] Elisabeth Voss - Homepage

https://www.elisabeth-voss.de/

[2] NETZ für Selbstverwaltung und Selbstorganisation

http://www.netz-bund.de/
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Sieben von neun planetaren Grenzen, die das Erdsystem stabilisieren,
sind bereits überschritten. Der gegenwärtige Artenschwund wird von
der Wissenschaft als sechstes großes Massenaussterben in der
Erdgeschichte bezeichnet. Offenkundig genügen die Gegenmaßnahmen der
Regierungen nicht, um die davongaloppierenden Schadensentwicklungen
noch rechtzeitig einzufangen. Was also tun? Wenn es schon der
Gesellschaft kaum möglich scheint, über den Tellerrand
hinauszuschauen, dann zumindest bis an den Rand heran? Müssten nicht
sämtliche Möglichkeiten ausgeschöpft und Mittel freigesetzt werden,
um der multiplen Krisen in den Natursystemen Herr zu werden?

Fragen dieser Art werden in der Klimaschutzdebatte immer wieder
aufgeworfen. Warum also sollte ein von der Klima- und
Biodiversitätsforschung vermeintlich weit entfernt sprießender
Forschungszweig wie die Kultur- und Literaturwissenschaften sich
nicht ebenfalls diesem Thema widmen? Sicherlich wäre dabei nicht zu
erwarten, dass sie zu leisten vermögen, woran bereits jene
Berufsgruppen scheitern, in denen man sich professionell über
planetare Krisen den Kopf zerbricht (oder dies jedenfalls tun sollte).
Doch könnte nicht das geschriebene Wort und dessen
literaturwissenschaftliche Auslegung und Einordnung Denkanstöße
liefern, wie es den Naturwissenschaften in dieser Form nicht möglich
ist?

Die Germanisten Niels Penke (Universität Siegen) und Joana van de
Löcht (Universität Freiburg) haben mit der Monographie "EcoFolk -
Elementargeister und ökologische Ordnung in der deutschsprachigen
Literatur" ein ziemlich tellerrandständiges Thema innerhalb des
Spektrums literaturwissenschaftlicher Betrachtungen gewählt.

Mit dem Forschungsansatz EcoFolk sollen "Phänomene und Praktiken im
Grenzbereich von Literatur und Naturgestaltung sowie Naturerfahrung"
erfasst werden, "die sich eines (über)natürlichen Figurenpersonals
bedienen, indem sie von menschlichen Begegnungen mit einer teils
gebenden, teils sich widersetzenden oder entziehenden Natur erzählen"
(S. 7), führen Autorin und Autor in ihr neues Forschungsgebiet ein.
Jener Grenzbereich soll insbesondere in Sagen beschrieben sein, die
teils wiedergäben, was vormals mündlich überliefert worden war, häufig
aber auch eine rein literarische Erfindung seien.

Die Nachsilbe "folk" wurde dem englischen Wort für Sage, "folk tale",
entlehnt. Mit "Eco" wiederum heben Penke und van de Löcht auf die
literarische Stoßrichtung des Ecocriticism ab, in der schon seit
einigen Jahrzehnten "die Wechselverhältnisse zwischen Natur und
zumeist literarischen Texten untersucht" werden. Darüber hinaus ist die
Assoziation zu den sogenannten Critical Studies kein Zufall, sondern
beabsichtigt. Denn auch Ecocriticism enthält sich nicht der Bewertung
dessen, was erforscht wird. Mit ihm soll ein Umdenken befördert
werden, "das die Aufmerksamkeit der Menschen auf die bedrohte
natürliche Welt lenkt und idealerweise zu neuen Formen des Handelns
führt" (S. 7). Auf diesen Erwägungen gründet der neue Forschungsansatz
EcoFolk.

Das Buch ist im transcript Verlag erschienen und kann als pdf-Datei
kostenlos heruntergeladen werden. Zunächst einmal geht es Penke und
van de Löcht darum, Sagen und Märchen "auf das Erzählen von
ökologischen Zusammenhängen" (S. 8) hin zu befragen. Denn
möglicherweise bieten sie Hinweise darauf, "welche anderen Modelle
von Ko-Existenz und Miteinander denkbar sind" (S. 25). Die von ihnen
untersuchten Sagen haben sie zum Mummelsee im Hochschwarzwald, ins
Erzgebirge und in den Harz geführt.

Der Mummelsee im Schwarzwald dient, je nach Erzählung, als Eingang zu
einem bis ins Erdzentrum ausgedehnten Wasserreich, einer
wunderschönen Nymphe als Wohnstatt und als Tummelplatz für Dämonen.
Letztere nehmen es anscheinend den Menschen übel, wenn sie Steine in
das Gewässer werfen. Darauf pflegen die Seebewohner mit dem
Auslösen von Unwettern zu reagieren, lautete der Volksglaube. Der
Kontakt mit dem Wasser wiederum soll zu Hautausschlägen führen, womit
noch längst nicht alle Eigentümlichkeiten genannt sind, die von den
Elementargeistern vom Mummelsee bewirkt worden sein sollen.

Im 17. Jahrhundert waren eigens zwei jesuitische Mönche aus ihrem
Kolleg im 40 Kilometer nördlich gelegenen Baden-Baden aufgebrochen
und bei bestem Sonnenschein zum Mummelsee gewandert, um den
Aberglauben der Menschen zu überprüfen, indem sie höchstselbst Steine
in den See warfen. Doch was sie daraufhin erlebten, ging ihnen bis
auf die Haut und noch ein kleines bisschen darunter: Zunächst stieg
Nebel aus dem See auf, dann brach ein Unwetter los, und zwar so
heftig, dass die erschrockenen Gebetsbrüder auf ihrem eiligen
Rückmarsch voneinander getrennt wurden. Sie bezeugten später, dass
der vermeintliche Aberglaube zutrifft.

Penke und van de Löcht führen eine breite Quellenanalyse zum
Mummelsee durch, die von dem Jesuiten Caspar Schott und seinem Werk
"Sive Mirabilia Naturae Et Artis Libris XII" (1662) bis zu Hans Jakob
Christoffel von Grimmelshausens Schelmenroman "Simplicissimus
teutsch" (1668/1669) reicht. Heute ist der einstmals abseits
ausgetretener Wege gelegene See ein beliebtes touristisches
Ausflugsziel, verkehrstechnisch bestens angebunden an die
Schwarzwaldhochstraße. Für Busparkplätze ist gesorgt. Die
Wassernymphe existiert nur noch - soweit man weiß - als Statue auf
einem ufernahen Felsen im See, und Erinnerungen an die knarzigen
Elementare des Schwarzwalds finden sich in diversen Holzschnitzereien
wieder. Auch auf solch neuzeitliche touristisch-ökonomische
Verwertung der Elementargeister geht die Monographie näher ein.

Was kann den Mummelsee-Sagen hinsichtlich der Frage nach den
Elementargeistern und der ökologischen Ordnung abgerungen werden?
Penke und van de Löcht deuten den von Sagen, handfesten
Untersuchungen im Geiste der Epoche der Aufklärung bis zu romanhaften
Verarbeitungen reichenden Mummelsee-Mythos als "Beispiel für ein
Erzählen von (über-)natürlichen Wesen vor einer verstärkten Umwelt-
und Ressourcenerschließung der Industrialisierung" (S. 61). Die
Vorstellung in den Sagen, dass der Mummelsee mit einem Netz aus
unterirdischen Wasserläufen, anderen Seen sowie Flüssen und Ozeanen
in Verbindung steht, bilde "eine frühneuzeitliche Vorstellung einer
zusammenhängenden Hydrosphäre der Erde" (S. 56).

Das zweite Beispiel für eine sagenreiche Region führt ins Erzgebirge.
Einst trat der böhmische Bauernjunge Hans Heiling die Nachfolge eines
Königs unter den Elementargeistern an und wurde "Vierter und letzter
Regent der Erd-, Luft-, Feuer- und Wassergeister". So der Titel der
Romantrilogie Christian Heinrich Spieß' (1755 - 1799). Auf diesen
Romanautor und nicht etwa auf jahrhundertealte mündliche
Überlieferungen gehen die Sagen um Hans Heiling zurück. Er und seine
Hochzeitsgesellschaft wurden, nachdem der ehemalige Bauernjunge, zum
wiederholten Male vom Bösen verführt, spektakulär an seiner Aufgabe
als Regent gescheitert war, von einem Elementarwesen verflucht. So
endeten er, seine Angebetete und das Gefolge als wuchtige
Felsformation an einer Biegung des Flusses Eger unweit der
tschechischen Stadt Karlsbad.

Das letzte Beispiel der ecofolkloristischen Erörterungen behandelt
den Harz, einen der bekanntesten Tummelplätze für Elementare. Hexen
tanzen mitternächtlich um den Brocken - oder Blocksberg, wie er
volkstümlich genannt wird -, Zwerge bevölkern dessen Höhlen, der
Teufel manifestiert sich als behufter Verführer und die wilde Jagd
rüttelt an den Dachschindeln ins Tal geduckter Behausungen. Viele der
Legenden ranken sich um den Bergbau, der dem Harz schon seit
Jahrhunderten zugesetzt hat und landschaftsprägend wurde. Zugleich
wurde das Mittelgebirge schon vor langer Zeit als Erholungsraum
geschätzt. Penke und van de Löcht schreiben dazu:

"Dem Schreckensraum in den Darstellungen antiker Geschichtsschreiber
 und den wild-romantischen Inszenierungen bei Heinrich Heine, Ludwig
 Tieck, Hans Christian Andersen und weiteren Harzreisenden, die eine
 erhabene Natur oder erholungsfördernde Licht-, Luft- und Waldbäder
 suchten, steht seit Jahrhunderten eine in ihrer Ödnis oftmals
 erschreckende Bergbaufolgelandschaft entgegen." (S. 113/114) 


Zwergen wie dem König Hübich kommt im sagenumwobenen Reigen der
Elementarwesen des Harzes eine besondere Bedeutung zu. Sie halten die
natürliche Ordnung aufrecht, indem sie als Bewahrer des Berges
auftreten. In den Erzählungen scheinen die Zwerge den händischen
Abbau der Erze eher zu unterstützen, beispielsweise indem sie dem
einen oder anderen in Not geratenen Bergmann helfen, während sie der
im 17. Jahrhundert langsam Fahrt aufnehmenden Industrialisierung
und der maschinell unterstützten Steigerung der Fördervolumina
gegenüber bremsend wirkten. Als "Hüter aus der Elementarwelt"
gehorchen sie "einer anderen Ökonomie als jener (...), die das
menschliche Handeln mit Ausweitung kapitalistischen Wirtschaftens in
der Frühen Neuzeit zunehmend stärker bestimmt hat" (S. 121), lautet
dazu die Analyse.

In vielen Sagen ziehen sich die Zwerge zurück, je mehr die Menschen
den Bergen zu Leibe rücken, zum Beispiel durch die Einführung von
Schwarzpulver zwecks explosiven Aufbrechens des Gesteins durch den
Schießmeister und dessen Gehilfen. "Vor diesem Bruch aber sind die
Zwerge Entitäten in einem geordneten Elementen-System, das (nicht
zuletzt im Anschluss an Paracelsus Liber de Nymphis) tetradisch
organisiert ist und jedes 'Element' in seiner konkreten
Realisationsform belebt vorstellt." (S. 121)

Das alte Ordnungssystem, das in den Schriften lange Zeit als stabil
angesehen wurde, wird durch ein neues, ausbeuterisches Ordnungssystem
ersetzt. Der Abbruch der Kontakte zu den Zwergen wird in den Sagen
häufig als Verlust geschildert, sogar als unumkehrbarer Verlust, der
erst im Nachhinein als solcher wahrgenommen wird.

Es handelt sich bei der vorliegenden Monographie um das Ergebnis
eines von der Volkswagenstiftung geförderten Projekts zum Thema
"Aufbruch - Neue Forschungsräume für die Geistes- und
Kulturwissenschaften". Unter diesem Titel finanziert die Stiftung
laut eigenem Internetauftritt "Projekte mit einem
'Aufbruchcharakter', die nicht nur neue Perspektiven auf bereits
bekannte Forschungsgegenstände anbieten, sondern gänzlich neue
Forschungsräume und -themen explorieren."

Dabei ist sich die Stiftung darüber im klaren, dass
Forschungsvorhaben, die versuchen, sich gänzlich neue Räume zu
erschließen, ein höheres Risiko des Scheiterns bergen als jene, die
dem sicheren Geleit ausgetretener Wege folgen. Aber das macht nichts,
denn: "Die Möglichkeit des Nichteintretens der anvisierten
Projektziele ist daher kein Grund für eine Ablehnung eines Projekts."
Unter solchen freizügigen Vorgaben dürfte sich recht komfortabel
forschen lassen.

In Anbetracht des gefühlt weit verbreiteten Empfindens einer
schicksalshaften Unabwendbarkeit erdumspannender Negativtrends könnte
man versucht sein, sich zu wünschen, dem Sagenschatz mehr
abzugewinnen als literaturwissenschaftliche Erkenntnisse, vielleicht
in Erinnerung an die eigene kindliche Neugier etwas, das aus heutiger
Sicht verloren gegangen sein könnte, aber verspricht, eine andere
Herangehensweise an "die Natur" zu eröffnen.

Ob dieser Wunsch auch am Beginn des Projekts EcoFolk stand, ist nicht
bekannt. Jedenfalls schreiben Penke und van de Löcht in ihrer
Einleitung, die Sage könnte "Erinnerungen an vergessene ökologische
Erfahrungen und Wissensbestände transportieren, die wertvolle
Informationen über komplexe naturkulturelle Vorstellungen vergangener
Jahrhunderte enthalten" (S. 17).

Wie die Menschen einstmals über Zwerge, Elfen und andere
Elementargeister gedacht haben, was es also für die damalige
Lebensrealität der Menschen bedeutete und welche Praxis sich
womöglich daraus ergeben hat, weiß man heute nicht. Bestenfalls ist
es durch Schriften überliefert. Deren Autorinnen und Autoren wiederum
dürften ihre Erzählungen in einer Art und Weise verfasst haben, von
der sie annahmen, dass sie bei der zeitgenössischen Leserschaft gut
ankommen.

Das sind schon mehrere vorgeschobene Filterebenen und man weiß
partout nicht, ob sie irgendetwas von den gemutmaßten
Mensch-Elementargeister-Beziehungen aus jener Zeit, als diese noch
nicht zwischen zwei Buchdeckeln zum Nachlesen eingeschlossen waren,
durchgelassen haben. Oder ob es überhaupt etwas gab, das
durchgelassen werden konnte. Oder, nochmals gewendet, ob sich das,
was in den Erzählungen an nicht-menschlichen Begegnungen angesprochen
wird, überhaupt von irgendwelchen Filtern zurückhalten lässt.

Auf der eigens zu EcoFolk eingerichteten Internetseite
(www.eco-folk.de) tut sich (noch?) nicht viel, sie kann aber zur weiteren
Einordnung dieser Forschungsrichtung genutzt werden. Eine
sympathische Entscheidung sicherlich, dass dort zum gemeinsamen
Wandern aufgerufen wird, umso intensiver über Projektthemen ins
Gespräch zu kommen, als es Konferenzen zu leisten vermögen.

Die Monographie ist mit einem reichhaltigen Fußnotenapparat und einem
15-seitigen Literaturverzeichnis ausgestattet. Sie richtet sich an
die Fachwelt und interessierte Laien, nicht an ein breites Publikum.
Was keineswegs ausschließt, an der einen oder anderen Stelle Vergnügen
an der Lektüre zu finden und auch an der Absicht, Elementargeister
und ökologische Ordnung unter einen Hut bringen zu wollen.

7. November 2025
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Die Wurzeln der Corona-Krise, jener Pandemie, die von 2020 bis 2023
die Gesellschaften der Industriestaaten bis ins Mark erschütterte,
liegen verborgen im Tohuwabohu um die Flugzeuganschläge vom 11.
September 2001 und die sie begleitenden Briefattacken mit dem
Milzbranderreger Anthrax. Diese Anthrax-Briefe kosteten fünf Menschen
das Leben, ließen weitere siebzehn schwer erkranken, lösten unter dem
Eindruck des Bioterrorismus eine landesweite Panik aus und beförderten
somit die Verabschiedung des drakonischen USA-PATRIOT-Gesetzes durch
den Kongress in Washington gegen den Widerstand einiger demokratischer
Volksvertreter. Zusammen mit den im Februar 2003 von US-Außenminister
Colin Powell vor dem UN-Sicherheitsrat fabulierten, weil niemals
existierenden mobilen Biowaffenlaboren Saddam Husseins, stellten die
milzbrandpulverhaltigen Briefumschläge ganz plastisch die inakzeptable
Massenvernichtungswaffengefahr dar, unter deren Vorwand im März
desselben Jahres hunderttausende amerikanische, britische und
australische Soldaten in den Irak einmarschierten und die
Baath-Regierung in Bagdad stürzten.

Während sich ab Oktober 2001 der Blick der Weltöffentlichkeit auf
George W. Bushs beeindruckende "Shock and Awe"-Offensive im Irak sowie
gegen die Taliban in Afghanistan richtete, bewilligten im Washingtoner
Kapitol Demokraten und Republikaner gemeinsam zum angeblichen Schutz
vor biologischen Waffen wahre Unsummen wie beispielsweise im Rahmen
von Project Bioshield. Bis heute werden die Ausgaben der
amerikanischen Behörden in diesem Bereich auf sage und schreibe 50
Milliarden US-Dollar geschätzt. Bereits damals, als Repräsentantenhaus
und Senat den Geldhahn für die Biowaffenforschung so richtig
aufdrehten, wiesen einige kritische Wissenschaftler wie der
renommierte Mikrobiologe Prof. Richard E. Ebright von der Rutgers
Universität in New Jersey auf fehlende Kontrollen und unzureichende
Sicherheitsstandards in den teilweise neu entstandenen Laboren hin und
warnten vergeblich vor der vorhersagbaren Katastrophe.

Und so kam es, wie es kommen musste. Nachdem der niederländische
Virologe Ron Fouchier die auch für Menschen extrem gefährliche
Übertragung der Vogelgrippe auf Säugetiere nachgewiesen hatte,
reagierte Barack Obama 2014 verantwortungsbewusst und untersagte mit
einem Präsidialerlass jegliche Gain-of-Function-Forschung in den USA.
Darauf leitete Anthony Fauci, der langjährige Chef des National
Institute of Allergy and Infectious Diseases, einen Teil der
entsprechenden Gelder des National Institute of Health einfach an eine
privatwirtschaftliche Einrichtung aus New York namens EcoHealth
Alliance um, die bereits mit dem Wuhan Institute of Virology auf dem
Feld Seuchenschutz und Emerging Infectious Diseases
zusammenarbeitete. [1]

Als im Januar 2020 die plötzliche Ausbreitung von Covid-19 Regierungen
und Bevölkerungen weltweit alarmierte, gerieten Fauci und EcoHealth
Alliance-Chef Peter Daszak, wohl wissend, dass das virologische
Desaster auf ihrem Mist gewachsen war, in Panik. Es kam zu einer
regen, aber geheimen Kommunikation per Email und Wegwerf-Telefonen mit
befreundeten Experten, darunter Jeffrey Farrar vom Wellcome Trust,
nach der Bill and Melinda Gates Foundation die zweitwichtigste
Stiftung bei der Finanzierung medizinischer Forschung, wie die Lage
nach außen hin zu bewerten sei. Untereinander hielten nachweislich
alle Beteiligten aufgrund der eigentümlichen Zellstruktur von
SARS-Cov-2 einen Laborunfall für die wahrscheinlichste Ursache der
Seuche. Dennoch erschien unter ihrer Regie im März 2020 eine
aufsehenerregende Analyse bei Nature Medicine und im britischen
Ärzteblatt The Lancet eine offene Stellungnahme befreundeter Experten,
darunter auch Christian Drosten vom Robert-Koch-Institut, denen
zufolge Covid-19 mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit aus
der Natur stamme und jeder öffentlich geäußerte Verdacht eines
Ursprungs im Labor eine böswillige, unwissenschaftliche Behauptung
sprich eine haltlose "Verschwörungstheorie" sei. [2]

In etwa demselben Zeitraum wusste schon der Bundesnachrichtendienst
(BND) aufgrund eigener Nachforschungen (Projekt Saaremaa), dass
Covid-19 mitnichten von einer Pangolin-Fledermaus-Suppe auf dem
Wuhaner Wet Market auf die ahnungslose Menschheit übergesprungen war.
Die Regierung von Bundeskanzlerin Angela Merkel als Auftraggeberin der
Studie behielt diese enorm wichtige Erkenntnis jedoch für sich. [3] Man
kann davon ausgehen, dass die Geheimdienste der anderen großen
Industriestaaten wie Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan,
Russland und nicht zuletzt die USA zu derselben Schlussfolgerung
gekommen sind.

Wie bereits 2001 nach dem schockierenden Kollaps der New Yorker
Zwillingstürme und des 47stöckigen WTC-7 sowie dem gleichzeitigen
Flugzeugangriff auf das Pentagon in Arlington sollte sich offenbar
auch nach dem Ausbruch der Covid-Pandemie niemand die naheliegendste
Frage stellen: "Wie konnte das bloß passieren?" Das war absolut tabu,
denn eine wissenschaftlich unabhängige Klärung der Frage nach dem
Ursprung von SARS-Cov-2 hätte eventuell einen ganz anderen Kurs in der
Pandemiebewältigung nahegelegt, als ihn die Politiker und ihre
Stichwortgeber in Industrie, Medien und Bankenwesen empfahlen und
einschlugen.

Wie es auf diese beschriebene Weise zur Pandemie kommen konnte und wie
sie dankend von der Oligarchie und den Großkonzernen für eine
drastische Optimierung des neoliberalen Herrschaftssystems im
kapitalistischen Westen zu Ungunsten der restlichen neunundneunzig
Prozent der Bevölkerung aufgegriffen wurde, ist Gegenstand des
sprachgewaltigen, ideenreichen und absolut zu empfehlenden Buchs
"Corona als gesellschaftliches Verhältnis". Die Autoren René
Bohnstingl, Linda Lilith Obermayr & Karl Reitter sind allesamt
Herausgeber des Jahrbuchs für marxistische Theorie und lassen es sich
von niemandem verbieten, die diversen politischen und wirtschaftlichen
Zusammenhänge zu untersuchen und klar zu benennen, welche uns die
Gesellschaftskatastrophe namens Covid-19 beschert hat, die seither
instrumentalisiert wird. Unumwunden schreibt Elena Louisa Lange von
der Universität Zürich im Vorwort:

Niemals in der Geschichte seit dem Sieg über Nazideutschland
 stellte sich die Herrschaft des Staatsapparats so unverblümt zur
 Schau, wurde aber auch nie so begrüßt, nie fand sich ein dermaßen
 hegemonialer Raum, der die von den Regierungen beschlossenen
 Eingriffe in die Persönlichkeit und die Privatsphäre so
 bereitwillig unterstützt hätte. Kurzum, wir erleben eine radikale
 autoritäre Wende im post-neoliberalen Zeitalter, die vor drei
 Jahren noch dystopisch angemutet hätte. (S. 9 f.) 


Zum besseren Verständnis der Problematik greift das Autoren-Trio
geschichtlich nicht nur auf das unsägliche Treiben Faucis und Daszaks
in Wuhan zurück, sondern wertet zudem in ausführlichem Detail die
verschiedenen Pandemie-Kriegsspiele aus, welche westliche
Regierungsstellen, Militärs, Nicht-Regierungsorganisationen, private
Stiftungen und Konzernvertreter in den letzten zwanzig Jahren
durchgeführt haben, um sich ausreichend auf den "Tag X" vorzubereiten.
Dabei stellen Bohnstingl, Obermayr und Reitter mehrere Dinge
unmissverständlich fest: Erstens war an eine Vermeidung oder
Verhinderung der Pandemie niemals gedacht worden. Zweitens spielte die
Rettung von Menschenleben eine völlig untergeordnete Rolle im
Vergleich zur Frage der Herrschaftssicherung. Drittens sollte die
herbeigesehnte Krise der Technokratie, den befreundeten
Konzernchefs neue Möglichkeiten der Machtentfaltung sowie der
Gewinnmaximierung bescheren. Im Buch wird aus der Dokumentation eines
Planspiels sogar ein führender US-Sicherheitsexperte dahingehend
zitiert, die zu erwartende Pandemie dürfte beschleunigte
Zulassungsverfahren bei reduzierten Qualitätskontrollen künftiger
Impfstoffe in riesiger Stückzahl zum Wohle aller beteiligten
Pharmaunternehmen zur Folge haben. Was auch eintraf. Ohne die
Bedrohung durch Covid-19 wäre das waghalsige Massenexperiment an
Menschen mit dem mRNA-Impfstoff niemals zugelassen worden, denn es
hätte keinerlei gesellschaftliche Akzeptanz gefunden.

Sowohl bei den zahlreichen Planspielen als auch später bei der
regierungsamtlichen Bewältigung der echten Pandemie stand vor allem
das laufende Narrativ und die mediale Steuerung der Massen im
Mittelpunkt. Im Buch lernt der Leser die wichtigsten Autoren zum Sujet
der Propaganda von Le Bon über Bernays, Lippman, Arendt, Bourdieu und
Agamben bis hin zu Desmet kennen. Bohnstingl et al konstatieren
zurecht, dass im digitalen Zeitalter beispielsweise mittels der
Algorithmen aus vertraulichen Absprachen mit den amerikanischen
Tech-Bros aus Wissen Glaube wird und systematisch alle, die dem
gesellschaftlichen Konsens fragend bis skeptisch gegenüberstehen, ins
diskursive Abseits manövriert werden.

Ihre harscheste Kritik richten die drei Autoren an die staatstragende
"Salon-Linke", der seit der Übernahme der Machtanalyse Foucaults
jeglicher Sinn für eine Herrschaftskritik, die diesen Namen verdient,
abhanden gekommen sei, wofür ihnen der Weg in gutdotierte Posten an
der Hochschule, im Medienbetrieb, in den Parlamenten oder sogar im
Ministersessel geebnet wurde. Sie verurteilen das Gros der heutigen
Linken als "Gesinnungspolizei", die jeden Kontakt zur Arbeiterklasse
verloren habe, deren Angehörigen sie ohnehin wegen ihres Festhaltens
an angeblich überflüssigen Institutionen wie Familie oder Nation als
potentiellen Nazis misstrauten. Vor allem aber beklagt das Autoren-Trio
den Verlust an Denk- und Streitfähigkeit, die der "Kulturkampf"
unserer Tage zwischen der vermeintlich emanzipatorischen Linken und
dem Rechtspopulismus unmöglich mache.

Exemplarisch bemängeln die Autoren den Umstand als absurd, dass
während der Pandemie praktisch alle linksdenkenden Österreicher
partout nichts Gutes an dem finden konnten, was der Ex-Innenminister
und Nationalratsabgeordnete Herbert Kickl vorschlug oder kritisierte,
schlicht weil dieser der rechtsgerichteten Freiheitlichen Partei
Österreichs (FPÖ) angehört. Leider trifft man auf den Kickl-Effekt
nicht nur in Österreich. Im Verlauf eines weithin bekannt gewordenen,
weil äußerst heftig ausgetragenen Streits bei einer Anhörung des
Gesundheitsausschusses des US-Senats im Juli 2021 überführte der
praktizierende Arzt und Senator für Kentucky, Rand Paul, den damaligen
Noch-NIAID-Chef Tony Fauci vor aller Welt des Meineids in Bezug auf
seine eigene, unmittelbare Verantwortung für die Finanzierung der
Gain-of-Function-Forschung in Wuhan mittels US-Steuergeldern im
Vorfeld der Corona-Pandemie. [4] Doch die internationale linksliberale
Intelligenzia und ihre Leitmedien weigerten sich, dies anzuerkennen,
weil Paul ein christlich-konservativer Republikaner ist.

Bohnstingl, Obermayr und Reitter malen Gegenwart und Zukunft in recht
düsteren Farben:

Eine Überschussbevölkerung, deren Reproduktionsprozess nicht mehr
 unmittelbar durch das Kapitalverhältnis bestimmt und damit
 kontrolliert wird, stellt ein unkalkulierbares Risiko für die
 herrschende Klasse dar. Dieses wird von ihr jedoch längst
 antizipiert und in der Ideologie des 'überflüssigen Menschen' zum
 Ausdruck gebracht. Die Herrschenden, welche bis dahin von der
 strukturellen Ausbeutung der beiden Quellen des Reichtums, Erde
 und Arbeit, gelebt haben, entdecken ihr ökologisches Gewissen und
 knüpfen die Rettung der Natur an die Einschränkung des Menschen.
 Dahinter steht die realistische Furcht, einen wachsenden Teil der
 Bevölkerung nicht mehr allein über das Lohnverhältnis
 kontrollieren zu können, und somit das Bestreben, neue
 Kontrollmechanismen zu etablieren. Jede neue Krise muss daher mit
 einem immer radikaler voranschreitenden Ausbau einer alternativen
 Kontroll- und Überwachungsstruktur einhergehen. Bestimmte
 Klassenfraktionen, vor allem jene des hochtechnologischen Kapitals,
 haben die Zeichen der Zeit erkannt. Digitale Identitäten,
 digitales Zentralbankgeld, experimentelle Impfstoffe,
 Transhumanismus und Bevölkerungsmanagement sind deshalb nicht
 einfach aus ihren subjektiven Machtansprüchen zu erklären, sondern
 spiegeln die objektiven Risse im kapitalistischen Herrschaftssystem
 wider. (S. 318 f.) 


Klingt das alles irgendwie nach 1984, Fahrenheit 451, Uhrwerk Orange
und Schöne Neue Welt, dann nur, weil wir längst da angekommen sind, wo
uns Orwell, Bradbury, Burgess und Huxley voraussahen. In dieser
misslichen Lage erinnern uns die Autoren dieser hervorragenden Lektüre
zur Corona-Krise nicht umsonst an den guten alten Immanuel Kant:

"Sapere aude! Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen!"
 ist also der Wahlspruch der Aufklärung. (Werke XI, 53) 
 (S. 302) 





7. November 2025


Fußnoten:

[1] Ed Browne, "Fauci Was 'Untruthful' to Congress About Wuhan Lab
Research, New Documents Appear to Show", Congress.gov, 9. September
2021 

http://www.congress.gov/117/meeting/house/114270/documents/HHRG-117-GO24-20211201-SD004.pdf

[2] Jimmy Tobias, "Evolution of a Theory - NIH Emails Show Efforts to
Rule Out Lab Origin of Covid", The Intercept, 19. Januar 2023

https://theintercept.com/2023/01/19/covid-origin-nih-emails/

[3] BR24 Redaktion, "Corona-Pandemie: BND glaubt an Laborunfall als
Auslöser", 12. März 2025

https://www.br.de/nachrichten/deutschland-welt/corona-pandemie-bnd-glaubt-an-laborunfall-als-ausloeser

[4] Department of Homeland Security and Governmental Affairs, "Senator
Rand Paul Re-refers Dr. Anthony Fauci to the Department of Justice",
14. Juli 2025

https://www.hsgac.senate.gov/media/reps/senator-rand-paul-re-refers-dr-anthony-fauci-to-the-department-of-justice/
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ASIEN/342: Große Modekonzerne Profitieren von Menschenrechtsverletzungen

Amnesty International - Pressemitteilung vom 27. November 2025

Asien: Große Modekonzerne Profitieren von Menschenrechtsverletzungen



Neue Recherchen von Amnesty International belegen: Große
Modekonzerne, darunter auch deutsche Firmen, profitieren von der
systematischen Verletzung von Arbeits- und Menschenrechtsstandards in
Zulieferbetrieben in Bangladesch, Indien, Pakistan und Sri Lanka.

Die neuen Berichte "Stitched Up" [1] und "Abandoned by Fashion" [2] zeigen
deutlich, wie Einschüchterung, Gewalt, Entlassungen und bürokratische
Barrieren gezielt genutzt werden, um das Recht auf gewerkschaftliche
Organisierung am Arbeitsplatz zu unterlaufen. Die Profiteure sind die
großen Modemarken, die durch ihr Einkaufsverhalten und fehlende Transparenz
das Verhalten von Arbeitgebern und staatlichen Stellen vor Ort
aufrechterhalten oder gar verschlimmern.

Yasmin Khuder, Expertin für Klimagerechtigkeit und Wirtschaft &
Menschenrechte kritisiert dieses Verhalten: "Viel zu lange schon
versprechen die großen Modeunternehmen, sie würden auf freiwilliger Basis
Verantwortung übernehmen. Dies dient nur dazu, ein Geschäftsmodell zu
kaschieren, das auf bewusst einkalkulierter Ausbeutung und systematischer
Entrechtung von Arbeitskräften im Globalen Süden basiert. Nur verbindliche
gesetzliche Regelungen können sicherstellen, dass die Unternehmen ihre
Sorgfaltspflichten auch wirklich wahrnehmen. Wir fordern ein Ende der
systematischen Missstände und echte Mitbestimmung für Beschäftigte in der
Modeindustrie in Südasien."

Abbau von menschenrechtlichen Standards ist der falsche Weg

Die zwei neuen Berichte unterstreichen die Notwendigkeit verbindlicher
Regelungen - und das in einer Zeit, in der die Rückabwicklung
menschenrechtlicher Errungenschaften vorangetrieben wird: Auf deutscher
Ebene forciert die Bundesregierung die Aufweichung des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG). Mitte November hat zudem das
Europaparlament die EU-Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) und die Richtlinie
zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (CRSD) massiv abgeschwächt.

Systematische Verweigerung von Arbeitsrechten

Amnesty International führte zwischen September 2023 und August 2024
Recherchen in 20 Fabriken in den vier Ländern durch und sprach mit 88
Beschäftigten, die meisten davon Frauen.

In allen vier Ländern gaben die Befragten an, dass sie es wegen der
Androhung von Konsequenzen seitens des Arbeitgebers nicht wagten, einer
Gewerkschaft beizutreten. Alle Gewerkschafter*innen, mit denen Amnesty
International gesprochen hat, beschrieben ein Klima der Angst: Die
Arbeiter*innen würden durch Aufseher*innen und Fabrikbesitzer*innen
regelmäßig schikaniert, bedroht oder gar entlassen, weil sie eine
Gewerkschaft gründeten oder Gewerkschaftsmitglieder waren. Dies verstößt
eindeutig gegen das Recht auf Vereinigungsfreiheit.

"Wenn Arbeiter*innen ihre Stimme erheben, werden sie ignoriert. Wenn sie
sich organisieren, werden sie bedroht und entlassen", so ein
NGO-Mitarbeiter aus Bangladesch.

Frauen besonders betroffen

Die meisten Angestellten in den Textilfabriken Südasiens sind Frauen, die
häufig aus ländlichen Gebieten stammen oder marginalisierten Kasten
angehören. Sie berichten von Belästigung und sexualisierter Gewalt am
Arbeitsplatz. In den von Männern geleiteten Fabriken fehlt es an wirksamen,
unabhängigen Beschwerdemechanismen.

"Ich wurde begrapscht und verbal angegriffen. Niemand wollte meine
Beschwerden hören", sagte eine Gewerkschafterin aus Pakistan.

Die globale Modeindustrie funktioniert bis heute nach kolonialen Mustern:
Sie schöpft billige Arbeitskraft aus dem Globalen Süden ab, um Gewinne im
Globalen Nordern zu maximieren. Armut, Unsicherheit und gefährliche
Arbeitsbedingungen sind kein unerwartetes Nebenprodukt, sondern integraler
Bestandteil der Arbeitsteilung innerhalb der Modebranche.

Amnesty fordert:


	Echte Gewerkschaftsbeteiligung, Schutz der Vereinigungsfreiheit und Sanktionen bei Verstößen: Nur so können Armutslöhne, Überstunden und geschlechtsspezifische Diskriminierung wirksam bekämpft werden.




	Verbindliche Sorgfaltspflichten entlang der Lieferkette: Der Gesetzgeber muss verbindliche menschenrechtliche Sorgfaltspflichten einführen, die Unternehmen zu Transparenz, Prävention und Wiedergutmachung verpflichten. Modeunternehmen müssen proaktiv, transparente und verbindliche Maßnahmen ergreifen, inklusive globaler Rahmenabkommen und langfristiger Zusammenarbeit mit unabhängigen Gewerkschaften.




Anmerkungen:

[1] https://www.amnesty.de/sites/default/files/2025-11/Amnesty-Bericht-Stitched-Up-Arbeitsbedingungen-Bekleidungsindustrie-November-2025.pdf

[2] https://www.amnesty.de/sites/default/files/2025-11/Amnesty-Bericht-Abandonded-by-Fashion-Arbeitsbedingungen-Bekleidungsindustrie-November-2025.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. November 2025

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 420248-0, Fax: 030 / 420248-488

E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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MELDUNG/374: Deutschland - Wiederaufnahme von Waffenlieferungen nach Israel rechtswidrig

Amnesty International - Pressemitteilung vom 25. November 2025

Deutschland: Wiederaufnahme von Waffenlieferungen nach Israel
rechtswidrig 



Die deutsche Bundesregierung hat angekündigt, zur Einzelfallprüfung über
die Genehmigung von Waffenexporten nach Israel zurückzukehren. Es besteht
allerdings weiterhin ein Risiko, dass Waffenexporte nach Israel zu
Kriegsverbrechen oder Menschenrechtsverletzungen [1] beitragen.

Julia Duchrow, Generalsekretärin von Amnesty International in Deutschland,
kommentiert die Entscheidung der Bundesregierung:

"Die Rückkehr zu Einzelfallprüfungen ist ein völlig falsches Signal. Der
Waffenstillstand, der offiziell seit dem 10. Oktober gilt, ist mehr als
brüchig, erst am Wochenende hat das israelische Militär zahlreiche Menschen
bei Angriffen getötet. Waffenexporte für den Einsatz im Gazastreifen
verstoßen weiterhin gegen das Völkerrecht. Die internationale
Staatengemeinschaft, auch die Bundesregierung, hat die völkerrechtliche
Pflicht, einen Völkermord im Gazastreifen zu verhindern und muss Maßnahmen
ergreifen, um diesen zu beenden."


Das Originalstatement ist hier zu finden auf amnesty.org (auf
Englisch) 

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2025/11/germany-arms-transfers-to-israel-reckless-unlawful-and-risks-complicity-in-israels-international-crimes/


Anmerkungen:

[1] https://www.amnesty.de/mitmachen/petition/israel-gaza-genozid-stoppen


 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. November 2025

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 420248-0, Fax: 030 / 420248-488

E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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NAHOST/274: Israel/Gaza - Völkermord und kein Ende in Sicht

Amnesty International - Pressemitteilung vom 27. November 2025

Israel/Gaza: Völkermord und kein Ende in Sicht



Über ein Monat ist vergangen seit Verkündung eines Waffenstillstands [1]
für den Gazastreifen. Der Völkermord an den Palästinenser*innen geht nach
Einschätzung von Amnesty International aber unverändert weiter. Israelische
Behörden und Streitkräfte haben ihre Angriffe verringert und begrenzt
humanitäre Hilfe zugelassen. Aber es gibt keinerlei Anzeichen dafür, dass
sie von ihrer rücksichtslosen Politik abrücken, die auf die physische
Zerstörung der Palästinenser*innen im Gazastreifen abzielt.

Julia Duchrow, Generalsekretärin von Amnesty International in Deutschland,
kritisiert die Situation:

"Der Waffenstillstand in Gaza nährt die gefährliche Illusion, dass in Gaza
wieder Normalität herrscht. Doch Israels Völkermord an den
Palästinenser*innen [2] geht weiter.

Nach zwei Jahren unerbittlicher Bombardierungen [3] und vorsätzlicher
systematischer Aushungerung [4] sind die Menschen geschwächt und ihre
Existenzgrundlagen vernichtet. Diese lebensfeindlichen Bedingungen werden
zu einem langsamen Tod der Palästinenser*innen führen, wenn nicht schnell
umfassend Hilfe geleistet wird.

Israel muss die rechtswidrige Blockade des Gazastreifens beenden und den
ungehinderten Zugang zu Lebensmitteln, Medikamenten, Treibstoff,
Wiederaufbau- und Reparaturmaterialien gewährleisten. Israel muss außerdem
helfen, wichtige Infrastruktur zu reparieren, grundlegende
Versorgungsleistungen wiederherzustellen, für eine angemessene
Unterbringung der Vertriebenen sorgen und sicherstellen, dass sie in ihre
Häuser zurückkehren können.

Der Waffenstillstand darf kein Vorwand sein, die Augen vor dem anhaltenden
Völkermord in Gaza [5] zu verschließen. Es ist ein völlig falsches Signal,
wenn die Bundesregierung Waffenlieferungen an Israel nun wieder im
Einzelfall prüfen will. Deutschland und die internationale Gemeinschaft
müssen den Druck auf die israelische Regierung aufrechterhalten.
Waffenexporte setzen voraus, dass Israel seine Verstöße gegen das
Völkerrecht einstellt."



Das Originalstatement ist hier auf amnesty.org zu finden (auf Englisch):

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2025/11/israels-genocide-against-palestinians-in-gaza-continues-unabated-despite-ceasefire/

Anmerkungen:

[1] https://www.amnesty.de/aktuell/israel-gaza-waffenstillstand-hamas-menschenrechte-sichern

[2] https://www.amnesty.de/israel-palaestina-gaza-nahostkonflikt

[3] https://www.amnesty.de/aktuell/israel-besetzte-palaestinensische-gebiete-gaza-amnesty-untersuchung-luftangriffe-kriegsverbrechen

[4] https://www.amnesty.de/aktuell/palaestina-gaza-israel-hungert-palaestinensische-bevoelkerung-gezielt-aus

[5] https://www.amnesty.de/israel-gaza-genozid-voelkermord-amnesty-bericht-informationen-hintergruende

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. November 2025

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 420248-0, Fax: 030 / 420248-488

E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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STANDPUNKT/055: Autoritärer Sozialstaat - Die Verschärfung des Sozialrechts bedroht die Rechte aller

Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union e.V.


Berlin, 27. November 2025

Autoritärer Sozialstaat: Die Verschärfung des Sozialrechts bedroht die
Rechte aller!

Gemeinsame Erklärung von sechs Bürgerrechtsorganisationen



Die Bundesregierung hat einen "Herbst der Reformen" angekündigt - hinter
dem scheinbar zukunftsgewandten Begriff verbergen sich jedoch umfassende
Angriffe auf sozialrechtliche Errungenschaften. Das Sozialrecht soll mehr
denn je als Strafinstrument gegenüber Betroffenen eingesetzt werden. Um
Maßnahmen eines zunehmend autoritären Sozialstaats zu legitimieren,
betreibt die Bundesregierung eine Rhetorik der Spaltung und Abwertung
gegenüber armen Menschen. Nicht nur der Sozialstaat wird repressiver, auch
die bürgerlichen Freiheiten stehen unter Druck.

Das Bundesverfassungsgericht leitet aus der Würde des Menschen (Artikel 1
GG) und dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 GG) ein "Grundrecht auf
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums" ab, das auch die
Gesetzgebung beachten muss. Sanktionen, mit denen Leistungen unter das
Niveau des Existenzminimums abgesenkt werden, hat das
Bundesverfassungsgericht nur in sehr engen Grenzen für zulässig erklärt.
Sanktionen, die einen strafenden Charakter haben, sind grundsätzlich
verboten.

Mit dem Gesetzesvorschlag für eine "Neue Grundsicherung" unternimmt die
Bundesregierung einen systematischen Angriff auf die Würde des Menschen und
das Sozialstaatsprinzip. Geplant sind u.a. Totalsanktionen bei drei
versäumten Terminen, eine Begrenzung der Unterkunftskosten für Betroffene
ab dem ersten Tag des Leistungsbezugs und umfangreiche Nachweispflichten
für Bewerbungen, die bei Nichterbringen auch Sanktionen zur Folge haben
können. Es steht bereits fest, wen diese Maßnahmen besonders hart treffen
werden: psychisch kranke und vulnerable Menschen. Anstatt ihnen mit einem
Ausbau Sozialer Arbeit zu helfen, werden sie schikaniert. Auch Kinder
werden überproportional von den Sanktionen betroffen sein. Mittlerweile
lebt jeder vierte Minderjährige in einem Haushalt, in dem Sozialleistungen
bezogen werden. Zunehmend werden auch mächtige digitale Werkzeuge zur
detaillierten Überwachung und Repression eingesetzt, siehe etwa Ideen
ähnlich der "Asylcard" oder Socialmedia-Überwachung.

Die Angriffe auf den Sozialstaat laufen parallel zu einer stark steigenden
Staatsverschuldung. Diese Verschuldung ist aber nicht die Folge eines
ausufernden Sozialstaats, sondern einer beispiellosen Aufrüstung der
Bundesrepublik. Wirksame Maßnahmen, um Finanzbedarfe zu decken oder das
Leben der Menschen zu verbessern, wie eine gerechte Besteuerung von Reichen
und Erbschaften, die Verfolgung von Steuerhinterziehung oder eine Deckelung
der Mieten und Vergesellschaftung von Wohnraum, geht die Bundesregierung
nicht an. Der Kampf der Regierung gegen arme und hilfebedürftige Menschen
soll von diesen sozialpolitischen Leerstellen ablenken.

Die Verschärfung des Sanktionsregimes im Sozialrecht ist zugleich ein
Angriff auf die Arbeitnehmer*innen. Im Kontext von Werkschließungen und
einer angespannten wirtschaftlichen Lage droht vielen Beschäftigten in die
soziale Bedürftigkeit zu fallen, wo nun sogar der Verlust der eigenen
Wohnung droht. Damit wird der Druck erhöht, schlechtbezahlte Jobs zu
akzeptieren und unterhalb der eigenen Qualifikation zu arbeiten. Angriffe
auf den Sozialstaat sind immer auch Instrumente, um Lohndumping zu
vereinfachen. Die Verteidigung eines Sozialstaats, der eine angemessene
Sicherheit des Lebensstandards effektiv sicherstellt, ist deshalb das
Interesse aller Lohnabhängigen.


Unterzeichnende Organisationen:


	FIfF - Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung e.V.

	Humanistische Union e.V.

	Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.

	Neue Richter*innenvereinigung (NRV)

	Republikanischer Anwältinnen und Anwälteverein (RAV)

	Vereinigung Demokratischer Jurist:innen (VDJ)



 * 

Quelle:

Humanistische Union e.V.

- Bundesgeschäftsstelle -

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 204 502 56, Fax: 030 - 204 502 57

E-Mail: info@humanistische-union.de

Internet: www.humanistische-union.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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OFFENER BRIEF/122: "Valentina, ich schäme mich für mein Land!" - Brief an eine 84jährige Babuschka in der russischen Provinz (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Valentina, ich schäme mich für mein Land!" 

Brief an eine 84jährige Babuschka in der russischen Provinz

von Leo Ensel für Globalbridge, 29. Oktober 2025



80 Jahre nach Kriegsende macht sich Deutschland wieder
"kriegstüchtig". Und wieder soll es gegen Russland gehen. Ich habe dies zum
Anlass genommen, an eine befreundete ältere Russin zu schreiben - Namen und
Ortsangaben sind anonymisiert -, die wenige Wochen nach dem deutschen
Überfall geboren wurde. Wir kennen uns seit über einem Vierteljahrhundert
und haben uns in dieser Zeit öfters besucht, in Russland und in
Deutschland. Sie steht hier stellvertretend für all meine Freunde in
Russland, nein: im gesamten postsowjetischen Raum - auch in der Ukraine,
West und Donbass.

Valentina,

 

geliebte Babuschka im vierten Stock der sowjetischen Plattenbausiedlung in
der halbe Millionenstadt in der russischen Provinz!

Ich schreibe Dir in großer Sorge und unendlicher Traurigkeit.

Vor 84 Jahren bist Du auf diese Welt gekommen - zum falschest möglichen
Zeitpunkt! Mitten hinein in den schrecklichsten aller Kriege. Und wir
Deutschen hatten ihn vom Zaun gebrochen. Fast 27 Millionen Sowjetbürger hat
er das Leben gekostet. Deinen Vater hast Du nie kennengelernt. Er gehörte
zu den jungen Männern, die gleich zu Beginn an die Front geschickt und dort
verheizt wurden. Eine Schwester von Dir starb wenig später als kleines Kind
an Hunger und Krankheiten.

Der Krieg

Ich lasse Dich am besten selbst erzählen. Als wir uns Ende der Neunziger
Jahre kennenlernten, schriebst Du mir:

Wenn ich das Wort "Deutschland" höre, dann fällt mir als erstes "der
Krieg" ein. Dafür gibt es zwei Gründe. Den ersten habe ich selbst erlebt.
Ich wurde im August 1941, zwei Monate nach Kriegsbeginn geboren. Ich war
drei Tage alt, als mein Vater an die Front ging, wo er nach vier Monaten
ums Leben kam. Ich habe meinen Vater nie in meinem Leben gesehen, und es
war immer mein Wunsch, einen Vater zu haben. Das war typisch für alle
Kinder nach dem Krieg. Nur wenige Männer kehrten aus dem Krieg zurück.

Meine Mutter erzählte mir über die Kriegsjahre: In dem Dorf, wo wir
lebten, gab es keine deutschen Truppen; sie blieben auf dem anderen Ufer
des Flusses stehen. 13 Kilometer von unserem Dorf entfernt befand sich,
befindet sich auch jetzt, eine sehr große Eisenbahnstation - ich würde
sagen, eine der größten in unserem Land -, die die Deutschen
bombardierten.

Meine Mutter wurde zusammen mit drei von ihren fünf Kindern (sechs
Jahre, vier Jahre und ich) aus dem Dorf ungefähr 100 Kilometer weiter nach
Osten evakuiert. Wir fuhren in einem Zug - natürlich ohne Bequemlichkeiten
und Heizung, aber es war schon Winter. Ich war einige Monate alt und wenn
meine Windeln nass waren, dann schlug meine Mutter sich selbst mit ihnen
ein, um sie mit ihrer Körperwärme ein bisschen zu trocknen. Manchmal waren
wir gezwungen, den Zug zu verlassen, weil die deutschen Flugzeuge uns
bombardierten. Wir saßen irgendwo nicht weit vom Zug, manchmal im Schnee -
meine Mutter mit uns Kindern. Einmal flog das Flugzeug so niedrig, dass man
das Gesicht des Piloten sehen konnte. Meine Mutter erzählte, dass er
lachte; sein Gesicht konnte sie noch nach 50 Jahren erinnern. Sie
vermutete, dass es ein Aufklärungsflugzeug war. Die Frauen beugten sich mit
ihrem Körper über ihre Kinder, obwohl alle wussten, dass sie sie damit
nicht vor den Bomben retten konnten. Aber so sind alle Mütter.

Während der Evakuierung lebten wir in einem anderen Dorf. In diesem Haus
war auch eine Frau mit Kindern. Sie hatten selbst nicht viel zu essen und
dann kamen wir noch dazu! Aber immer wurde das Essen - gewöhnlich
Kartoffeln und Brot - unter allen im Haus verteilt. In erster Linie bekamen
das die Kinder. Wir waren einige Monate evakuiert. Ich hatte noch zwei
weitere Geschwister, 14 und 16 Jahre alt. Sie blieben in unserem Dorf und
sollten wie alle anderen Altersgenossen Schützengräben ausheben. Während
des Krieges starb eine von meinen Schwestern im Alter von fast fünf Jahren
an Hunger und Krankheiten.

Auch das Leben nach dem Krieg war sehr schwer. Am Tag arbeitete meine
Mutter im Kolchos, meistens auf dem Feld, sieben Kilometer von unserem Haus
entfernt. Den Weg hin und zurück ging sie gewöhnlich zu Fuß. Und in der
Nacht buk sie für den Kolchos Brot, jedes zehnte durfte sie kostenlos
behalten. So hat sie uns alle durchgebracht. Ich habe meine Mutter so gut
wie nie schlafen gesehen. Manchmal wenn ich mich daran erinnere, kann ich
es nicht verstehen: Wie kann ein Lebewesen so etwas ertragen? Sie muss sehr
stark gewesen sein. Ich zum Beispiel kann nicht sicher sagen, ob ich auch
so stark wäre. Ich erinnere mich noch daran, dass alle Kinder trotz Hunger
und Verwüstung in die Schule wollten und meistens mit Vergnügen
lernten.

Und Gennadij, Dein verstorbener Mann, schrieb mir damals über diese Zeit:

Auch nach dem Krieg war das Leben kompliziert, besonders Ende der
Vierziger Jahre. Da herrschte Hunger. Meine Mutter war gezwungen, aus den
Schalen von Sonnenblumenkernen Mehl zu mahlen. Heute ist das für mich
unvorstellbar, aber damals aßen wir das. Weil meine Mutter die Schale nicht
bis zum Ende zerkleinern konnte, waren im Mehl oft noch kleine Stückchen
von der Schale. Alles was meine Mutter buk, aßen wir mit Blut im Mund, denn
diese Stückchen ritzten das Zahnfleisch auf.

Ich weiß nicht warum, aber heute assoziiere ich Deutschland nicht mehr
mit dem Krieg. Das heutige Deutschland ist ein anderes Land mit einer
anderen Generation. Aber wir alle, die Deutschen und die Russen, sollen
daraus Konsequenzen ziehen und das nicht vergessen. Ich weiß, dass die
deutschen Schüler über den Krieg ganz wenig im Geschichtsunterricht
erfahren und manche fest glauben, dass die Engländer und Amerikaner allein
den Krieg gewonnen haben. Das ist nicht die beste Strategie, ausgerechnet
eine der wichtigsten Tatsachen der Geschichte zu verschweigen.

Und jetzt noch einmal Du:

Der zweite Grund, warum ich Deutschland mit dem Krieg assoziiere, sind
unsere Filme aus der Sowjetzeit. Immer wieder gab es Filme über den Krieg,
wo die Deutschen immer ekelig aussahen, grob und brutal waren. Aber ich
würde sagen, jetzt hasse ich dieses Land und die Deutschen nicht. Jetzt
lebt in diesem Land, wie auch in Russland, eine andere Generation. Es gibt
noch diejenigen, die den Krieg erlebten. Aber sie sollten den jüngeren
Generationen keinen Hass beibringen, sondern erzählen, wie es war, damit
die Jüngeren ihre Schlüsse daraus ziehen können.

"Wir empfinden keinen Hass"

"Wir empfinden keinen Hass." - "Heute lebt in Deutschland eine andere
Generation." - "Wir haben nicht gegen die Deutschen gekämpft, sondern gegen
die Faschisten." - "Wir dürfen nicht vergessen; wir müssen es den jungen
Generationen erzählen, damit sich das nicht wiederholt!"

Wie oft habe ich seit 1996 diese Sätze gehört! Während meiner
interkulturellen Trainings [1] für die Goethe-Institute und andere deutsche
Organisationen in der ehemaligen Sowjetunion. In Moskau, in Jelez
(Schwarzerderegion), in Kasan an der Wolga, in Ufa am Ural, in Novosibirsk
und in Irkutsk unweit des Baikal. In Minsk und in der weißrussischen
Provinz. In Almaty und in der kasachischen Steppe. In Kiew, in Donezk und
in Kleinstädten des östlichen Donbass [2]. Und immer habe ich dieses
Thema angesprochen. Niemals meine russischen, belarussischen,
kasachstanischen oder ukrainischen Seminarteilnehmerinnen. Niemals und
nirgendwo wurde ich komisch angeschaut, weil ich Deutscher bin.

Was für ein kostbares Geschenk habt Ihr uns damit gemacht. Welch grandiose
zivilisatorische Vorleistung für eine friedlichere Welt! (Hierzulande ist
sie noch unbekannter als die Verbrechen, die unsere Väter und Großväter bei
Euch in der Sowjetunion begangen haben.) Wenn doch viel mehr Menschen bei
uns in Deutschland das sehen und würdigen könnten!

Das Ende des Kalten Krieges

Valentina,

 

Du bist ein (russisches) Kind des Krieges, ich bin ein (west-deutsches)
Kind des Kalten Krieges. Die Angst vor "den Russen" [3] habe ich mit der
Muttermilch eingesogen. Mein halbes Leben lang hatte ich Angst vor Krieg.
Einem Krieg, bei dem hier in beiden deutschen Staaten kein Stein mehr auf
dem anderen geblieben wäre! Wie glücklich war ich nach dem für uns Deutsche
so glücklichen Ende des Kalten Krieges. (Für Euch, für Dich war es das
nicht. Da begann eine schwere Zeit, ich weiß es.)

Welch großartige politische Chancen eröffneten sich für einen kurzen
wunderschönen Wimpernschlag der Weltgeschichte für unseren gemeinsamen
eurasischen Kontinent! Ein Kontinent des Friedens und der Zusammenarbeit
für die nächsten hundert Jahre zeichnete sich bereits in Umrissen ab.
Michail Gorbatschow, den ich verehre und von dem Du nichts hältst, sprach
1990 in Bonn gar vom "Ewigen Frieden" [4] ... Noch vor wenig mehr als einem
Jahrzehnt waren wir Deutschen bei Euch in Russland das nach den Menschen in
Belarus zweitbeliebteste Volk. - Und jetzt?

Wir, 'der Westen', haben es vergeigt! Wir haben Euch und Eurem Land, dem
wir im Wesentlichen das friedliche Ende des Kalten Krieges und die
Wiedervereinigung zu verdanken hatten, nicht genug Respekt
entgegengebracht. In den USA jubelten sie sofort
nassforsch-triumphalistisch: "By the grace of God America won the Cold
War!" [5] Und dann hat 'der Westen', "siegestrunken" und in blindem
Hochmut, jahrzehntelang systematisch Euer Sicherheitsbedürfnis ignoriert.
Die Hauptschuld - die meisten in meinem Land stimmen mir hier nicht zu -
für das, was jetzt in der Ukraine geschieht und vielleicht noch geschehen
kann, liegt daher bei uns! (Ich weiß, Du möchtest am Liebsten gar
nicht, dass ich darüber rede. Du willst mit Politik nichts zu tun haben.
Aber leider 'interessiert' sich die Politik für uns! Wir können ihr
nicht entfliehen.)

Es geht wieder los...

Valentina,

jetzt bist Du alt und krank - und es soll wieder losgehen! Politiker und
Medien reden hier den Krieg gegen Dein Land, Russland, förmlich herbei.
Dabei haben sie alle keine Ahnung wovon sie reden: Sie wissen
überhaupt nicht mehr, was Krieg bedeutet - wenn sie es denn je
gewusst hatten. Sie haben jegliche Bodenhaftung verloren und hantieren
gefährlich locker mit den Gewichten. Der Ton wird tagtäglich schriller, das
Datum immer weiter nach vorne verlegt: 2030, 2029 - nun sollen wir den
letzten Friedenssommer [6] schon hinter uns haben ... Laut unserem
Bundeskanzler, der den Hals nicht voll kriegt, sind wir bereits "nicht mehr
im Frieden" [7] und unser Außenminister verspricht, Russland werde "immer
ein Feind" [8] bleiben. (Unsere frauenbewegte Ex-Außenministerin wollte
Euch ja schon vor dreieinhalb Jahren "ruinieren". [9]) Jeden Tag gibt es
neue Horrormeldungen, über den sogenannten "grauen" [10], "hybriden" Krieg,
den Dein Land angeblich längst gegen uns führt. Ein Krieg gegen Russland
sei "unausweichlich" [11], "Es könnte heute Abend sein" [12] titeln sie.
Sie faseln von "Kriegstüchtigkeit" und "Kampfkraft" [13]. Eltern werden
aufgefordert, ihre Kinder zu "opfern" [14].

Diplomatie und Verständigung sind nun Schimpfworte! Wer für
Entspannungspolitik plädiert, wer an Willy Brandt und Egon Bahr erinnert,
wird mit Hohn und Spott übergossen. Mit Eurem Präsidenten, der ja lange
Zeit mit uns zusammenarbeiten wollte [15], "könne man nicht reden". Er
verstehe, so tönen sie, nur die "Sprache der Stärke" [16]. Und so haben sie
- "whatever it takes" [17] - ein schuldenfinanziertes billionenschweres
Aufrüstungsprogramm initiiert, das uns und unsere Kinder auch ohne Krieg in
den Abgrund reißen wird.

Nächstes Jahr sollen hier wieder Mittelstreckenraketen stationiert werden,
die auch Deine Stadt treffen könnten.

Valentina, mir wird schlecht! Und ich schäme mich zu Tode. Ich kenne mein
Land nicht mehr wieder. Niemals in meinem Leben hätte ich für möglich
gehalten, was jetzt hier geschieht!

Nein, die Menschen hier in Deutschland wollen keinen Krieg. Sie wollen
keine Eskalation - aber sie tun auch nichts dagegen! Statt dessen arbeiten
sie sich an tausend Nebensächlichkeiten ab. Unsere Politiker, die ich nicht
gewählt habe, und unsere Leitmedien, die allesamt dasselbe schreiben, haben
es ihnen über Jahre hinweg eingehämmert und es wirkt: Sie haben jetzt mehr
Angst vor eurem Präsidenten als vor einem Krieg, der sich im schlimmsten
Falle zu einem Atomkrieg ausweiten könnte.

Valentina, vor 84 Jahren bist Du mitten im schrecklichsten aller Kriege auf
die Welt gekommen - und auf was für eine schaurige Weise wird Dein Leben
auf den letzten Metern jetzt 'rund'!

Niemals werde ich Euch als Feind betrachten!

Es kann nur eine einzige Konsequenz geben: Wir, die sogenannten einfachen
Menschen in allen Ländern, müssen jetzt zusammenhalten. Wir dürfen uns
nicht noch einmal zu Feinden machen und gegeneinander aufhetzen lassen.

Valentina, vor über dreieinhalb Jahrzehnten, im Herbst 1988 habe ich mit
Freunden eine Friedens- und Versöhnungsreise in die Sowjetunion
organisiert: nach Minsk, Moskau und Leningrad. Wir wollten mit eigenen
Augen sehen und mit eigenen Ohren hören, welche Verbrechen Deutsche während
des Zweiten Weltkrieges den Menschen dort angetan hatten. Im weißrussischen
Chatyn [18], auf dem Friedhof für 186 abgefackelte belarussische Dörfer
hatten wir spontane Begegnungen mit Menschen aus Sibirien und baten sie
stellvertretend für alle Sowjetbürger um Verzeihung. Und da konnten wir -
Deutsche und Russen - auf einmal nur noch gemeinsam herzzerreißend weinen!
Wir, wildfremde Menschen, fielen uns in die Arme.

Allerspätestens seitdem habe ich es in meiner DNA: Es darf nie wieder
geschehen! Wir Menschen, ob in Russland, in Deutschland oder in der Ukraine
(West und Donbass), wir gehören doch zusammen. Wir sind nicht auf der Welt,
um uns gegenseitig umzubringen - und unseren kostbaren einzigartigen
Planeten am Ende noch mit. Niemals, Du liebe Babuschka in der russischen
Provinz, werde ich Dich und Deine Landsleute als Feinde betrachten!

Der Krieg muss beendet, die Fahrt in den Abgrund so schnell wie möglich
gestoppt werden. Wir alle müssen wieder lernen, uns zu respektieren, uns
zuzuhören, zu verzeihen. Irgendwann, in hoffentlich nicht allzu ferner
Zukunft, müssen unsere Länder wieder Freunde werden. Für unsere Kinder und
Enkelkinder. Wir haben nur diese eine Zukunftsoption!

Ich werde dafür tun, was ich kann. Jeden Tag. Solange es mich gibt.

Das verspreche ich Dir.
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Foto: © 2011 by Valentina Patzlaff
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Ein sehr hoher bunt geschmückter Tannenbaum neben der Basilius-Kathedrale mit ihren verzierten Zwiebeltürmen - Foto: © 2011 by Valentina Patzlaff
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[5] https://www.nachdenkseiten.de/?p=84514

[6] https://rundumdeutschland.de/militaerhistoriker-soenke-neitzel-warnt-das-koennte-unser-letzter-sommer-im-frieden-sein-wie-real-ist-die-kriegsgefahr-in-europa/

[7] https://www.zdfheute.de/politik/ausland/merz-frieden-bedrohung-russland-100.html

[8] https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/geopolitik/kuenftiger-aussenminister-wadephul-russland-wird-immer-ein-feind-fuer-uns-bleiben-li.2320148

[9] https://www.welt.de/politik/ausland/article237145901/Ukraine-Krieg-Baerbock-bestaetigt-EU-Sanktionen-gegen-Putin-und-Lawrow.html

[10] https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/aussenpolitik/id_100789382/trump-und-die-nato-kann-sich-der-westen-auch-ohne-die-usa-verteidigen-.html

[11] https://www.bild.de/politik/experte-schockiert-bei-maischberger-ist-krieg-gegen-putin-unausweichlich-68e7004014154520ea137a7a

[12] https://www.welt.de/politik/deutschland/plus68f8b35459e2e0975070813c/ex-generalinspekteur-zorn-angriffsziel-deutschland-es-koennte-2026-sein-es-koennte-heute-abend-sein.html

[13] https://www.nachdenkseiten.de/?p=134646

[14] https://www.nachdenkseiten.de/?p=134070

[15] https://www.nachdenkseiten.de/?p=84520

[16] https://www.berliner-zeitung.de/news/regierungserklaerung-von-friedrich-merz-warnung-vor-russischer-bedrohung-li.2336148

[17] https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/merz-schulden-kehrtwende-finanzpolitik-100.html
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Link zur Erstveröffentlichung bei globalbridge.ch:

https://globalbridge.ch/valentina-ich-schaeme-mich-fuer-mein-land-brief-an-eine-84jaehrige-babuschka-in-der-russischen-provinz/

Der Schattenblick dankt globalbridge.ch und Leo Ensel für die
freundliche Genehmigung zur Veröffentlichung des Briefes im Schattenblick.
Eine Weiterverbreitung ist nur mit ausdrücklicher Einwilligung von
globalbridge.ch gestattet.
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STANDPUNKT/108: Streit um den 28-Punkte-Plan (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 24. November 2025

german-foreign-policy.com

Streit um den 28-Punkte-Plan

Deutschland, Frankreich und Großbritannien suchen in Verhandlungen mit
den USA in Genf zentrale Elemente des 28-Punkte-Plans für einen
Waffenstillstand zu verändern - im Interesse nicht zuletzt ihrer
Rüstungsindustrie.



BERLIN/WASHINGTON - Deutschland, Frankreich und Großbritannien suchen in
Verhandlungen mit den USA in Genf die Kernelemente des 28-Punkte-Plans für
einen Waffenstillstand in der Ukraine umfassend zu verändern. Zum einen
geht es dabei um die Frage, wofür genau das in der EU eingefrorene
russische Auslandsvermögen verwendet wird, zum anderen darum, welche
Einschränkungen den ukrainischen Streitkräften auferlegt werden. Während es
in Berlin und Brüssel offiziell heißt, man mache sich für die Interessen
der Ukraine stark, geht es tatsächlich um Interessen Deutschlands und der
EU. So plant die EU die Nutzung des russischen Auslandsvermögens zur
Aufrüstung der Ukraine mit Waffen aus ihrer eigenen Produktion, was einen
Ausbau der EU-Rüstungsindustrie begünstigt. Der 28-Punkte-Plan sieht die
Nutzung der Mittel für den Wiederaufbau der Ukraine vor. Darüber hinaus
enthält er Einschränkungen für die Streitkräfte der Ukraine, die womöglich
mit den Plänen mehrerer EU-Staaten für profitable Rüstungsexporte in das
Land kollidieren. Gelingt es Berlin und Brüssel, sich mit ihren Forderungen
durchzusetzen, droht der 28-Punkte-Plan zu scheitern. Der Krieg dauerte
dann weiter an.

"Eine Geisterdebatte"

Der aktuelle Plan für einen Waffenstillstand in der Ukraine durchkreuzt
zentrale Vorhaben Deutschlands und der anderen großen NATO-Staaten Europas
in mehrfacher Hinsicht. Zum einen hat Anfang September eine von Frankreich
und Großbritannien geführte "Koalition der Willigen" mitgeteilt, zur
Absicherung eines Waffenstillstands Truppen auf ukrainischem Territorium
auf Dauer stationieren zu wollen (german-foreign-policy.com berichtete
[1]). Die westeuropäische Truppenpräsenz würde auf lange Sicht
militärischen Druck auf Russland erzeugen - ein Element des Machtkampfs
gegen Moskau, den zu führen die großen Staaten Westeuropas weiterhin fest
entschlossen sind. Experten mit einem gewissen Abstand zur operativen
Politik hatten von vorneherein erklärt, das Vorhaben werde einen
Waffenstillstand faktisch unmöglich machen; so hatte etwa der frühere
Spitzendiplomat und heutige Präsident des Stiftungsrats der Münchner
Sicherheitskonferenz, Wolfgang Ischinger, geurteilt, weil Moskau der
Stationierung ohnehin nicht zustimmen werde, handle es sich dabei lediglich
um eine "Geisterdebatte".[2] Dies bestätigt sich nun: Der 28-Punkte-Plan
schließt explizit den Aufenthalt auswärtiger Streitkräfte auf ukrainischem
Territorium aus.[3]

Das russische Auslandsvermögen

Zum anderen hebelt der Waffenstillstandsplan Vorhaben der westeuropäischen
Staaten für ihre Aufrüstung aus - auch dies in mehrfacher Hinsicht. So will
die EU künftig nicht nur die Zinserträge, sondern große Teile des in Europa
liegenden russischen Auslandsvermögens der Ukraine übertragen -
widerrechtlich. Dem widersetzt sich Belgien, das als Standort des größten
Teiles des russischen Vermögens von zu erwartenden
Entschädigungsforderungen hauptsächlich betroffen wäre. Allerdings steigt
der Druck auf die Regierung des Landes, sich dem Schritt nicht mehr in den
Weg zu stellen, kontinuierlich. Die EU hat vor, 140 Milliarden Euro zu
entnehmen und sie Kiew vor allem zur Deckung seiner Militärausgaben zur
Verfügung zu stellen (german-foreign-policy.com berichtete [4]). Damit
könnte die Ukraine insbesondere Waffen aus westeuropäischer Produktion
beschaffen. So äußerte etwa Präsident Wolodymyr Selenskyj am vergangenen
Montag auf der Luftwaffenbasis Villacoublay bei Paris, er setze darauf,
russische Vermögenswerte auf die eine oder andere Weise heranziehen zu
können, um die Finanzierung des Kaufs von 100 Rafale-Kampfjets, von
Drohnen, von Flugabwehrsystemen SAMP/T und weiteren teuren Rüstungsgütern
aus französischer Produktion zu ermöglichen.[5]

Wiederaufbau statt Aufrüstung

Daraus würde mit dem 28-Punkte-Plan nichts. Dieser sieht vor, dass die
Ukraine - dies mit expliziter russischer Zustimmung und somit legal - 100
Milliarden US-Dollar aus dem russischen Auslandsvermögen erhält, dass sie
diese allerdings in US-geführte Projekte zum Wiederaufbau investieren muss.
Womöglich daraus resultierende Gewinne müssen zur Hälfte in die Vereinigten
Staaten abgeführt werden.[6] Die EU soll sich dazu verpflichten, weitere
100 Milliarden US-Dollar zum Wiederaufbau zur Verfügung zu stellen. Dazu
ist sie nicht bereit. Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen forderte
am Wochenende, "die zentrale Rolle der Europäischen Union bei der Sicherung
des Friedens für die Ukraine" müsse sich im Waffenstillstandsplan
"uneingeschränkt widerspiegeln". Dies lasse sich, konstatiert ein gut
vernetzter Journalist, "als Hinweis auf die Verwendung von in der EU
eingefrorenen Vermögenswerten der russischen Zentralbank verstehen".[7]

Einschränkungen für die Rüstungsindustrie

Folgen hätte ein Ende des Krieges darüber hinaus für die im Entstehen
begriffene deutsche Drohnenindustrie. Diese finanziert sich nicht nur zum
guten Teil durch den Drohnenexport in die Ukraine. Sie profitiert auch
davon, dass sie - in enger Kooperation mit den ukrainischen Streitkräften -
unmittelbaren Nutzen aus den Erfahrungen des Drohnenkriegs ziehen, diese
unmittelbar in die Weiterentwicklung der Waffensysteme einbinden und auf
dieser Grundlage eine führende Stellung auf dem Weltmarkt erreichen und
halten kann (german-foreign-policy.com berichtete [8]). Unklar ist,
inwieweit sie nach einem möglichen Ende der Kämpfe auf der Basis des
28-Punkte-Plans ihre Kooperation mit den ukrainischen Streitkräften und
ihre Fertigung in der Ukraine aufrechterhalten darf. Dies hängt von der
Ausformulierung der Beschränkungen für die ukrainische Aufrüstung ab, die
in allgemeiner Form in der vorliegenden Version des Plans enthalten ist;
weitreichende Waffensysteme wären dem Plan zufolge nicht erlaubt. Unklar
ist zudem, ob die geplante Lieferung der 100 Rafale-Kampfjets unter den
Bedingungen des 28-Punkte-Plans gestattet ist. Für Dassault, einen der
führenden französischen Rüstungskonzerne, geht es dabei um erhebliche
Exportprofite.

"Nicht akzeptabel"

Entsprechend waren Repräsentanten Deutschlands, Frankreichs und
Großbritanniens am gestrigen Sonntag in Genf bemüht, Einfluss auf die
dortigen Verhandlungen zu nehmen, die vor allem zwischen den USA und der
Ukraine geführt werden. Die USA haben dazu Außenminister Marco Rubio und
den Sondergesandten Steve Witkoff entsandt. Die Ukraine wiederum ist mit
dem Leiter des Präsidialamts, Andrij Jermak, vertreten. Für Deutschland ist
der außen- und militärpolitische Berater von Bundeskanzler Friedrich Merz,
Günter Sautter, an den Gesprächen beteiligt. Details über mögliche
Zwischenresultate wurden noch nicht bekannt. Explizit als "nicht
akzeptabel" stufte Merz die Festlegungen in dem 28-Punkte-Plan für die
Verwendung des russischen Auslandsvermögens ein; dieses liege in der EU,
weshalb die USA nicht über es verfügen könnten, erklärte Merz. Wieso
allerdings die EU über es verfügen können soll, ist nicht ersichtlich: Es
handelt sich um russisches Eigentum. Auch die Forderung, die EU müsse
zusätzlich 100 Milliarden US-Dollar für den Wiederaufbau der Ukraine
zahlen, ist laut Aussage des Bundeskanzlers "nicht zustimmungsfähig".[9]


Anmerkungen:

[1], [2] S. dazu Gefährliche Sicherheitsgarantien.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/10104

[3] Barak Ravid, Dave Lawler: Trump's full 28-point Ukraine-Russia peace
plan. axios.com 20.11.2025.

[4] S. dazu Russisches Staatsvermögen im Visier.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/10115

[5] Michaela Wiegel: Finanzierung ungeklärt. Frankfurter Allgemeine Zeitung
18.11.2025.

[6] Barak Ravid, Dave Lawler: Trump's full 28-point Ukraine-Russia peace
plan. axios.com 20.11.2025.

[7] Mit dem Herzchen in der Hand. Frankfurter Allgemeine Zeitung
24.11.2025.

[8] S. dazu Die Drohnenkrise (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/10137

[9] "Sehr produktives Treffen". tagesspiegel.de 23.11.2025.


Link zur Erstveröffentlichung:

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/10209
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Regionalwahlen in Italien

Mitte-Links behauptet sich in Apulien und Kampanien, die extreme Rechte in Venetien

von Gerhard Feldbauer, 25. November 2025



In zwei von drei Regionen - in Apulien und Kampanien - hat die Linke
Mitte bei der Abstimmung am Sonntag und Montag ihre Positionen
behauptet und damit die erklärte Absicht der Ministerpräsidentin der
rechtsextremen Koalition, Giorgia Meloni, ihr eine Niederlage zu
bereiten, zum Scheitern gebracht. Rai News spricht von
"Erdrutschsiegen im Süden für Mitte-Links". In Apulien, wo der
Kandidat vom sozialdemokratischen Partito Democratico (PD), der
EU-Abgeordnete und frühere Bürgermeister von Bari, Antonio Decaro,
nach vorläufigen Ergebnissen 64 % erreichte, erlitt sein
Herausforderer von der Koalition Melonis, der unabhängige, von der
Forza Italia (FI) aufgestellte Unternehmer Luigi Lobuono, mit 28,8 %
eine klare Niederlage. Auch in Kampanien, wo Roberto Fico von der
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) mit rund 60,6 % ins Präsidentenamt
einzieht, bleibt Mitte-Links weiter im Amt. Nur in Venetien stellt
Melonis Koalition mit Alberto Stefani von der Lega, der mit 64,4 % der
Stimmen zum Präsidenten gewählt wurde, wieder die Regierung und
verfügt über die Mehrheit der Sitze im Regionalparlament. Stefani, der
die Nachfolge von seinem Parteifreund Langzeitpräsident Luca Zaia
antritt, ließ den Bewerber des PD, den früheren Bürgermeister von
Treviso, Giovani Manildo, der auf 28,8 % kam, weit hinter sich.

Zu dem Urnengang waren rund 13 Millionen Wahlberechtigte aufgerufen,
von denen jedoch in allen drei Regionen mehr als die Hälfte der
Wahlberechtigten den Urnen fernblieb. In Venetien sank die Beteiligung
auf 44,6 Prozent, was einem Minus von über 16 Punkten im Vergleich zu
2020 entspricht. Ähnlich in Kampanien (44,05 Prozent) und Apulien
(41,8 Prozent).

Der Urnengang war der Abschluss von insgesamt sechs Regionalwahlen
dieses Jahres, die die Rechtsaußen-Koalition in den Marken und
Kalabrien für sich entschied, während in der roten Toskana
Sozialdemokraten des PD an der Spitze von Mitte-Links vorn lagen.
Meloni kann sich über die Niederlage damit hinwegtrösten, dass in 10
von insgesamt 20 Regionen ihre Koalition aus ihrer Partei Brüder
Italiens (FdI) mit der Lega Salvinis und der Forza Italia (FI) Tajanis
regiert. Damit verfügt sie über ein Übergewicht und sieht
zuversichtlich ihrer Wiederwahl 2027 entgegen. Zumal nach
Meinungsumfragen ihre FdI mit 30 Prozent sogar über jenen 26 Prozent
liegt, die sie 2022 einfuhr. Lega und FI liegen stabil bei sieben bzw.
neun Prozent.

Die Sekretärin des PD, Elena Schlein, wertet die Ergebnisse in den
süditalienischen Regionen dennoch als Bestätigung dafür, dass "eine
Alternative" zu Melonis Koalition existiere, "eine Wiederbelebung, die
im Süden beginnt und uns gemeinsam zum Sieg führen wird. Die
Parlamentswahl 2027 ist völlig offen. Wenn wir geeint sind, gewinnen
wir", sagte sie.

Zu den Wahlen traten nicht nur gegen die Koalition Melonis, sondern
auch gegen die Linke Mitte die Linkspartei Potere al Popolo (die Macht
dem Volke) mit Kommunisten von PCI und PRC und weiteren Linken in
Kampanien und Apulien mit den Listen Campania Popolare und Puglia
Pacifista e Popolare an, um der, wie sie forderten,
unternehmerfreundlichen Politik der PD ein Ende zu bereiten. In
Kampanien hatten die Listen u. a. scharf kritisiert, dass Decaro im
März für das 800 Milliarden Euro teure Wiederaufrüstungsprogramm der
EU, dessen Kosten den arbeitenden Menschen aufgebürdet werden,
gestimmt hatte. Sie kamen in Apulien auf 0,5 % und schafften auch in
Kampanien mit 2,5 % den Einzug in den Regionalrat nicht. Seit in Genua
die 39jährige unabhängige Linke Silvia Salis, eine frühere
Olympiateilnehmerin im Hammerwerfen, Tochter eines PCI-Kommunisten, im
Mai dieses Jahres die achtjährige Herrschaft der Rechten mit ihrer
Wahl zur Bürgermeisterin beendete, wird auch unter Mitte-Links
erörtert, ob die PD unter Elena Schlein der richtige Oppositionsführer
ist und diese Rolle, wie das Giornale d'Italia schrieb, eher
der Genueser Newcomerin zukommen könnte.

 * 

Quelle:

© 2025 by Gerhard Feldbauer
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Was wird in Italien am 4. November gefeiert?

von Gerhard Feldbauer, 6. November 2025



Italien hat den 4. November als "Tag der Nationalen Einheit und der
Streitkräfte" gefeiert. Staatspräsident Sergio Mattarella legte
traditionell einen Lorbeerkranz am Grab des Unbekannten Soldaten am
Altare della Patria (Altar des Vaterlandes) in Rom nieder, berichtete
die staatliche Nachrichtenagentur ANSA. Begleitet wurde er von
der als äußerst rechts geltenden Premierministerin Giorgia Meloni
sowie deren Komplizen, den Präsidenten von Senat und
Abgeordnetenkammer, Ignazio La Russa und Lorenzo Fontana. Meloni
würdigte laut ANSA via sozialer Medien den "Mut und die
Hingabe" derer, die "die Freiheit und Einheit unserer Heimat
verteidigt haben". Bei dem 4. November handelt es sich um den Tag, an
dem 1918 bei Padua in Norditalien Wien vor der Entente kapitulierte,
Rom zu den Siegern gehörte und seine Kriegsbeute, darunter das
österreichische Südtirol, einforderte.

Als Mitglied des Dreibundes hatte Italien 1914 einen Kriegseintritt
mit der Begründung abgelehnt, es handele sich um keinen
Verteidigungsfall. In Wahrheit ging es der italienischen
Großbourgeoisie darum, sich im beginnenden Kampf um die Neuaufteilung
der Welt auf die Seite zu schlagen, die ihr den größten Anteil an
territorialen Gewinnen versprach. Es ging vor allem um die alten
irredentistischen Forderungen: die Brennergrenze, Gebiete im Trentino,
um Triest und an der dalmaltinischen Küste. Während der Kuhhandel nach
beiden Seiten begann, erklärte Rom, um die Partner unter Druck zu
setzen, aber auch die Antikriegsbewegung zu beruhigen, zunächst seine
Neutralität.

Auf Druck aus Berlin wollte Österreich Italien Trient überlassen,
keinesfalls jedoch Triest. Den Ausschlag für das italienische Kapital
gaben schließlich die größeren Brocken, welche die Entente in Aussicht
stellte. Am 26. April 1915 unterzeichnete Rom den Geheimvertrag mit
der Entente, der ihm umfangreiche Gebietsansprüche - darunter das
österreichische Südtirol - zusagte. Am 24. Mai trat Italien gegen
Österreich in den Ersten Weltkrieg ein. Tonangebend für den
Kriegseintritt waren die reaktionärsten Kreise des italienischen
Imperialismus und ihr Stoßtrupp, eine schon im Januar 1915 von Benito
Mussolini gegründete Organisation Fasci d'Azione Rivoluzionaria
(revolutionäre Aktionsbünde), eine demagogisch bezeichnete
Vorläuferorganisation der faschistischen Bewegung, deren Mitglieder
sich als Faschisten (Fascisti) bezeichneten.

Damit wurde am Beispiel Italiens besonders deutlich, dass die Wurzeln
des Faschismus bereits im Ersten Weltkrieg liegen und sein
Machtantritt nicht durch die spätere "bolschewistische Gefahr"
provoziert wurde. Vor der Parlamentsabstimmung über den Kriegseintritt
hetzte die von Mussolini gegründete Zeitung der Fasci "Popolo
d'Italia", die Abgeordneten, die noch nicht zum Kriegseintritt
entschlossen seien - das waren vor allem die Sozialisten - "sollten
vor ein Kriegsgericht gestellt werden". Für "das Heil Italiens" seien,
wenn notwendig, "einige Dutzend Abgeordnete zu erschießen", andere
"ins Zuchthaus zu stecken". Beim "Popolo d'Italia" handelte es sich um
ein von führenden Kreisen der Rüstungsindustrie (Ettore Conti,
Elektroindustrie; Guido Donegani, Chemie; Giovanni Agnelli,
Fahrzeugbau, Rüstung; Alberto Pirelli, Reifen und Gummi) finanziertes
Kampfblatt, das in offenem Chauvinismus deren Kriegsinteressen
vertrat. Dieselben Konzerne gehörten nach Kriegsende zu den Förderern
der faschistischen Bewegung, die Mussolinis Marsch auf Rom
finanzierten.

Den Hauptstoß richteten die Fasci gegen die Sozialistische Partei.
Angesichts der chauvinistischen Hetze bewies diese außerordentlichen
Mut und bezog mit ihrer Ablehnung der Kriegskredite als einzige
westeuropäische Sektion der II. Internationale Antikriegspositionen,
die sie, von einzelnen reformistischen Abweichungen abgesehen,
insgesamt bis zum Ende des Krieges beibehielt. Ihre Haltung bildete,
wie Lenin schrieb, "eine Ausnahme für die Epoche der 
II. Internationale". Ohne den Ausschluss der Reformisten 1912 wäre diese
Antikriegshaltung kaum zustande gekommen. Machtvolle
antimilitaristische Arbeiteraktionen wenige Wochen vor Ausbruch des
Krieges im Juni 1914 stärkten die Position der Italienischen
Sozialistischen Partei (ISP). Während der Massenkämpfe riefen der
ISP-Vorstand und der italienische Gewerkschaftsbund CGdL zum
Generalstreik auf. In Rom, Turin, Mailand, Genau, Florenz und Ancona
kam es zu bewaffneten Erhebungen der Arbeiter und zu
Barrikadenkämpfen. In den Regionen der Romagna und den Marken riefen
die Aufständischen die Republik aus. Bei der Niederschlagung der
Aufstände durch über 100.000 Soldaten gab es zahlreiche Tote und
Verletzte.

Die Reformsozialisten, die bei Kriegsausbruch zunächst neutralistische
Positionen bezogen und noch am 20. Mai 1915 gegen die Kriegskredite
stimmten, gingen danach auf sozialchauvinistische Positionen über und
unterstützten den Kriegseintritt unter der Losung des Kampfes der
"demokratischen" gegen die "autoritären Staaten". Leonida Bissolati
trat als Minister ohne Portefeuille in die Regierung ein. Eine Anzahl
sogenannter "gemäßigter Reformisten" unter Filippo Turati verblieb in
der ISP und fügte sich bis 1917 der Antikriegsposition der Mehrheit.
Als im Oktober/November 1917 deutsch-österreichische Truppen am Monte
Grappa und am Piave die italienische Front durchbrachen und die dort
stehenden 700.000 kriegsmüden italienischen Soldaten flohen, bezogen
auch Turati und eine Anzahl "gemäßigter Reformisten"
sozialchauvinistische Positionen und riefen zur
Vaterlandsverteidigung auf. Der politisch-militärische Zusammenbruch
Deutschlands und Österreichs rettete Italien vor weiteren Desastern.
Als Wien am 4. November 1918 bei Padua vor der Entente kapitulierte,
gehörte Rom zu den Siegern und forderte seine Kriegsbeute ein. Turati
trat gegen den Beschluss des ISP-Vorstandes in die italienische
Regierungskommission zur Vorbereitung eines imperialistischen Friedens
ein.

Das sind die tatsächlichen Ereignisse, die die heutige Ministerpräsidentin 
Meloni als "Mut und die Hingabe" bei der Verteidigung der "Freiheit und
Einheit unserer Heimat" feiert. Für Staatspräsident Mattarella sind
sie Anlass, Italiens Rolle in dem "neuen Konflikt in Europa und im
Mittelmeer" zu betonen und den Widerstand Russlands gegen das
Vorrücken der NATO in der Ukraine an seine Grenzen dem westlichen
Narrativ folgend als "blutige Aggression" zu bezeichnen und sich für die 
"Schaffung einer gemeinsamen europäischen Verteidigungskraft" stark zu machen,
die in enger Kooperation mit der NATO als Sicherheitsinstrument für
Italien und Europa dienen müsse.

 * 

Quelle:

© 2025 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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MELDUNG/070: EU-Kommission legt Civil Society Strategy vor (DNR)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V.

EU-News - 21.11.2025

EU-Kommission legt Civil Society Strategy vor



Die Europäische Kommission hat am 12. November eine neue Civil
Society Strategy veröffentlicht, die die Stellung von
Nichtregierungsorganisationen, Menschenrechtsverteidiger*innen und
anderen zivilgesellschaftlichen Akteuren stärken, schützen und
finanziell unterstützen soll. 

Mit der Civil Society Strategy reagiert die Kommission auf zunehmende
politische Angriffe auf zivilgesellschaftliche Akteure sowie auf ein
Umfeld, das von regionalen und internationalen Konflikten,
technologischen Umbrüchen, Desinformation und Spaltungsversuchen
autoritärer Kräfte geprägt ist. Aus der Zivilgesellschaft waren seit
Jahren Forderungen nach einem solchen Schritt erhoben worden.

Zu den Kernmaßnahmen zählen:


	die Einrichtung einer Civil Society Platform bis 2026, die einen regelmäßigen Dialog zwischen der Kommission und zivilgesellschaftlichen Organisationen ermöglichen soll, basierend auf zehn Leitprinzipien für transparente und gleichberechtigte Zusammenarbeit;

	Aufbau eines Online Knowledge Hub zum Themenfeld "civic space", in dem Projekte, Instrumente und Schutz Resources gesammelt werden sowie Kooperation mit den Mitgliedstaaten, um Schutzmechanismen für gefährdete Organisationen und Menschenrechtsverteidiger*innen zu koordinieren und schnelle Hilfsmaßnahmen in akuten Bedrohungslagen zu bieten;

	die Bereitstellung von neun Milliarden Euro im Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2028-2034 für das neue Agora-EU-Programm, das Demokratie, kulturelle Vielfalt, Medienfreiheit und die Beteiligung der Zivilgesellschaft fördern soll, ergänzt durch stärkere Anbindungen an private Geldgeber, Stiftungen und Pro-bono-Rechtsberatung.



Zivilgesellschaftliche Verbände wie das European Civic Forum und Civil
Society Europe begrüßten die Strategie und die Ausstattung mit Mitteln
aus dem MFR. Civil Society Europe erklärte: "Wir freuen uns, dass die
Kommission mit der Verabschiedung der Strategie ein langfristiges
Engagement für die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, die
Schaffung eines günstigen Umfelds und deren Unterstützung zusagt." Die
Strategie erkenne "die wichtige Rolle der Zivilgesellschaft an, die an
der Politikgestaltung mitwirkt, vielfältige Gruppen vertritt, die
Demokratie innerhalb und außerhalb der EU stärkt und schützt sowie
dazu beiträgt, die Rechtsstaatlichkeit im Blick zu behalten".

Auch das European Civic Forum hob die Relevanz der Initiative hervor,
verwies jedoch auf die Bedeutung der Umsetzung. Co-Präsidentin
Raffaella Bolini sagt: "In den letzten Jahren haben wir zunehmende
antidemokratische Angriffe auf die Zivilgesellschaft erlebt - vom
'Foreign Agents Gesetz' Orbáns im Jahr 2017 bis zu den jüngsten
Angriffen auf NGOs im Europäischen Parlament. In diesen dunklen Zeiten
benötigen wir dringend konkrete Maßnahmen zur Unterstützung der
Zivilgesellschaft. Die ermutigenden Worte und guten Absichten dieser
Strategie müssen nun in reale Aktionen umgesetzt werden. Wir sind
bereit, die Kommission bei der Verwirklichung dieses Vorhabens zu
unterstützen."

Co-Generalsekretärin Giada Negri betont: "Unsere Arbeit endet hier
nicht - die Strategie ist nur ein Startpunkt. Wir werden weiter
mobilisieren, damit die Europäische Kommission ihre Versprechen
einhält und Worte in ambitionierte, konkrete Maßnahmen umsetzt, und
damit unsere Regierungen ihrer Pflicht nachkommen, die
Zivilgesellschaft zu finanzieren, einzubinden und zu schützen."
[md]


EU-Kommission: Pressemitteilung (Europäischer Schutzschild für die
Demokratie und EU-Strategie für die Zivilgesellschaft) und Factheet


https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_2660
https://commission.europa.eu/document/download/e67be80d-5af1-4c55-af39-8156a2ed7db9_en?filename=JUST_template_comingsoon_standard_3.pdf

Civil Society Europe: EU Strategy to Strengthen Civil Society
Unveiled

https://civilsocietyeurope.eu/eu-strategy-to-strengthen-civil-society-unveiled/

European Civil Forum: European Commission publishes long-awaited Civil
Society Strategy, in positive step forward

https://civic-forum.eu/press/european-commission-publishes-long-awaited-civil-society-strategy-in-positive-step-forward

 * 

Quelle:

EU-News, 21.11.2025

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.
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Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MELDUNG/137: Chatkontrolle light - Big Brother, aber freiwillig (DAV)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / RECHT





MELDUNG/137: Chatkontrolle "light" - Big Brother, aber freiwillig (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressemitteilung vom 26. November 2025

Chatkontrolle "light": Big Brother, aber freiwillig

DAV warnt vor "freiwilligen" Überwachungsmaßnahmen



Berlin/Brüssel (DAV). Nachdem die Pläne der dänischen
Ratspräsidentschaft für die Einführung einer verpflichtenden
Chatkontrolle gescheitert sind, soll das bereits bestehende zeitlich
begrenzte, für Unternehmen freiwillige Modell nun in eine permanente
Form gegossen werden. Der Rat der Europäischen Union hat diesen
Kompromiss, dem auch Deutschland zustimmt, heute beschlossen. Der
Deutsche Anwaltverein (DAV) lehnt auch diese abgeschwächte Form der
Chatkontrolle ab.

"Grundrechtsverstöße bleiben auch dann Grundrechtsverstöße, wenn man
Unternehmen freistellt, sie zu begehen", erklärt Rechtsanwalt Dr.
David Albrecht, Mitglied im Ausschuss Recht der Inneren Sicherheit des
Deutschen Anwaltvereins. Der große Kritikpunkt an den Plänen der
Ratspräsidentschaft war die anlasslose Massenüberwachung von Millionen
Bürgern. Dieser rechtsstaatliche Mangel wird nicht geheilt, indem die
Entscheidung darüber, wie viele Menschen von den Maßnahmen betroffen
sind, an private Unternehmen ausgelagert wird.

Überwachungspflicht durch die Hintertür

Zwar besagt der Entwurf, dass eine Verpflichtung mit der Verordnung
nicht einhergehen soll. "Die geplante Verordnung würde Diensteanbieter
allerdings zu 'Risikominderungsmaßnahmen' verpflichten und könnte so
letztlich doch zum Scannen von Kommunikationsinhalten zwingen", warnt
Albrecht.

Auch der Berufsgeheimnisträgerschutz wird nach wie vor nicht
gewährleistet - vertrauliche Kommunikation zwischen Anwält:innen und
ihrer Mandantschaft wäre somit von der Überwachung betroffen.

Blaupause für weitere Kriminalitätsfelder?

"Uns besorgt auch", so Albrecht, "dass schon jetzt Forderungen
danach aufkommen, die Überwachungsmaßnahmen nicht nur zur Verfolgung von
Missbrauchsdarstellungen, sondern auch in anderen Kriminalitätsbereichen
zur Anwendung zur bringen." Die Chatkontrolle drohe so zur Blaupause zu
werden für weitere Maßnahmen, die tief in die Grundrechte aller Bürger
eingreifen.

Hohe Fehlerquote

Das Instrument ist nicht neu - und deshalb sind auch die Mängel längst
bekannt. "Rund die Hälfte der Meldungen, die durch die Chatkontrolle
abgegeben werden, sind laut Bundeskriminalamt strafrechtlich
irrelevant", so Rechtsanwalt Albrecht. Eine solche Menge
unbedenklicher Nachrichten, die an die Strafverfolgungsbehörden
weitergeleitet werden, sei hochproblematisch.

"Wir sollten uns nicht von dem als 'Minimalkompromiss' angepriesenen
Vorschlag blenden lassen", mahnt Dr. David Albrecht. Wie schon die
vorherigen Vorstöße auf europäischer Ebene müsse auch dieser Plan
gestoppt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 50/25 vom 26. November 2025

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Telefon: 030/72 61 52 - 0, Fax: 030/72 61 52 - 190

E-mail: dav@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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FRÜHGESCHICHTE/160: Uralter Müll zeigt, wie Steinzeitbauern erstmals lernten, mit Abfall zu leben (idw)

Freie Universität Berlin - 25.11.2025

Uralter Müll zeigt, wie Steinzeitbauern erstmals lernten, mit
Abfall zu leben

Archäolog*innen der Freien Universität Berlin und der Universität York
starten europaweites Forschungsprojekt zu Müll-Geschichte / DFG und
AHRC fördern deutsch-britisches Forschungsprojekt



Ein neues archäologisches Projekt, das gemeinsam von der Freien
Universität Berlin und der Universität York ins Leben gerufen wurde,
soll Aufschluss darüber geben, wie neolithischer Müll dazu beitragen
kann, zu verstehen, wie sich die ersten Bauern Europas an eine
sesshaftere Lebensweise anpassten. Das Forschungsprojekt "RENEW - From
Reuse to Resource: Ceramic and bone wastescaptes in the early
Neolithic of Europe" ("Vom Müll zur Ressource: Keramik und
Knochenabfall in frühneolithischen Lebenswelten Europas") wird über
drei Jahre gemeinsam von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
und vom britischen Arts and Humanities Research Council (AHRC) mit
insgesamt fast 1 Million Euro unterstützt. Das Forschungsteam der der
Freien Universität Berlin und der University of York arbeitet zudem
mit Partnerinstituten in Österreich, Polen, Rumänien, Serbien und der
Slowakei zusammen.

Obwohl zerbrochene Töpfe, Tierknochen und Alltagsreste einen Großteil
des archäologischen Fundguts ausmachen, ist die Rolle, die solcher
Abfall im täglichen Leben der vorgeschichtlichen Gemeinschaften
spielte, noch immer nicht geklärt.

Henny Piezonka, Professorin am Institut für Prähistorische Archäologie
der Freien Universität Berlin, erklärt: "Heute betrachten wir Müll als
Problem, aber sahen das die frühen Bauern auch so? In unserem Projekt
wollen wir dieser Frage nachgehen und verstehen, welche
Herausforderungen es mit sich brachte, Abfall vor der Haustür zu
haben, aber auch welche Möglichkeiten entstanden, ihn zu reparieren,
umzugestalten und wiederzuverwerten."

Vor etwa 8000 Jahren begannen die Menschen in Europa mit der
Landwirtschaft und blieben infolgedessen länger an einem Ort. Diese
frühen sesshaften Gemeinschaften produzierten und sammelten mehr Dinge
als je zuvor, sodass die Menschen zum ersten Mal eine Strategie für
den Umgang mit Abfall entwickeln mussten. Im Gegensatz zu früheren
Jäger- und Sammlergruppen, die ein mobiles Leben führten, konnten
diese ersten Bauern nicht mehr einfach weiterziehen, wenn sich Müll
angesammelt hatte. Anstatt den Abfall jedoch weit von ihrem Zuhause
weg zu transportieren, wie es heute im Rahmen der Müllentsorgung
üblich ist, entschieden sie sich oft dafür, den Abfall in Gruben
direkt auf ihren Hofstellen zu lagern.

Penny Bickle, britische Kooperationspartnerin und Professorin für
Archäologie an der Universität York, erläutert: "Die Lagerung von Müll
in der Nähe des Zuhauses könnte auf ein besonderes Gefühl der
Verpflichtung für die Dinge des täglichen Lebens hindeuten - fühlten
sich die Menschen für ihren Abfall verantwortlich und entschieden sich
deshalb dafür, ihn in der Nähe ihres Zuhauses zu entsorgen? Vielleicht
war man sich bewusst, dass einige dieser weggeworfenen Gegenstände
möglicherweise wiederverwendet werden konnten. In unserer westlichen
Lebenswelt ist es üblich, Gegenstände in eine Recyclingtonne zu werfen
und andere sich darum kümmern zu lassen - aber nicht alle Kulturen
funktionieren so, und daher ist es möglich, dass die frühen
neolithischen Bauern ein ganz anderes Verhältnis zu ihrem Abfall
hatten, das auf einem verantwortlichen Umgang der Besitzer mit ihren
Hinterlassenschaften beruhte."

Das neue Projekt hat nicht nur das Potential, das Verständnis der
Archäologinnen für die Entstehungsprozesse von Fundplätzen zu
verbessern, sondern es könnte auch ganz neue Denkansätze und
Lösungswege für unser modernes Abfallproblem inspirieren.

Mithilfe einer ausgeklügelten automatisierten Analysetechnik, die vom
Bruno Vindrola-Padros, Postdoc-Mitarbeiter im Projekt, entwickelt
wurde, können die Forschenden untersuchen, ob bestimmte Keramikwaren
wiederverwendet wurden. Einige der frühesten Formen des Recyclings
lassen sich so an Töpfen nachweisen, die für andere Zwecke
umfunktioniert wurden. Was Experten jedoch noch nicht wissen, ist,
inwieweit sich die frühen Bauern der Auswirkungen von Müllansammlungen
auf ihre Umwelt bewusst waren. Vindrola-Padros führt aus: "Eine
mögliche Erklärung dafür, dass Abfallgegenstände in der Nähe der
Häuser aufbewahrt wurden, ist emotionaler Natur - diese Besitztümer
haben oft eine Bedeutung, die über ihren praktischen Nutzen
hinausgeht, wie ihre Verwendung in Bestattungsritualen zeigt. Indem
wir uns mit diesen Fragen beschäftigen, könnten wir dazu beitragen,
auch unsere eigene Sichtweise auf Abfall zu hinterfragen. Heute
entfernen wir ihn vor allem aus hygienischen Gründen aus unserem
Zuhause, aber nicht alle Abfälle sind unhygienisch. Wir hoffen daher,
dass das Verständnis dafür, wie Gesellschaften in der Vergangenheit
mit Abfall umgegangen sind, uns neue Denkansätze für unserer heutiges
Müllproblem und die Einstellung dazu liefern kann."

Das neue Projekt untersucht, wie die jungsteinzeitlichen
Gemeinschaften mit ihren wachsenden Abfallbergen umgingen, wobei der
Schwerpunkt auf Keramik, die Tausende von Jahren überdauert, und auf
Tierknochen, die leichter verrotten, liegt. Das Forschungsteam wird
eine Reihe von modernsten wissenschaftlichen Techniken
weiterentwickeln und einsetzen, um das Nachleben dieser Materialien
nach ihrer Entsorgung zu untersuchen und zu verstehen, wie sich Abfall
auf Häuser, Siedlungen und den Alltag der Menschen auswirkte.

Das Team wird vier archäologische Stätten in ganz Europa untersuchen,
vom Balkan bis zur Ostseeküste. Mit Hilfe wissenschaftlicher Techniken
und digitaler Werkzeuge werden die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler die "Lebensgeschichten" der weggeworfenen Gegenstände
zusammenfügen und rekonstruieren, wie sie verwendet, wiederverwendet,
zerbrochen und schließlich endgültig weggeworfen wurden.


Weitere Informationen:

https://www.dfg.de/en/news/news-topics/announcements-proposals/2025/ifr-25-96

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution9

Homepage:

http://www.fu-berlin.de

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin - 25.11.2025 11:20

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEMORIAL/292: Mussolinis Überfall auf Äthiopien - 750.000 Menschen fielen der Vernichtungspolitik zum Opfer (Gerhard Feldbauer)

Mussolinis Überfall auf Äthiopien

Eine Aggression am Vorabend des Zweiten Weltkrieges, bei der es um die Neuaufteilung der Welt ging

In der eroberten Kolonie befahl der "Duce" eine "Politik des Terrors und der Vernichtung", der insgesamt 750.000 Menschen zum Opfer fielen

von Gerhard Feldbauer, 2. Oktober 2025



Mussolinis Überfall auf Äthiopien im Oktober 1935 war eine Aggression
im Vorfeld des kommenden neuen Weltkrieges. [1] Palmiro Togliatti
sprach auf dem VII. Weltkongress der Komintern vom "Hineinschlittern
in einen neuen Weltkrieg". [2] Der britische Historiker Eric Hobsbawm
schrieb von der Furcht, dass Europa "der Katastrophe
entgegenschlitterte", man wusste, dass ein zweiter Weltkrieg
bevorstand". [3] Mit dem Überfall wollte der italienische
Imperialismus, der, ähnlich wie der deutsche, bei der Aufteilung der
Welt zu spät gekommen war, zunächst sein ostafrikanisches
Kolonialreich vollenden, um dann "die Kolonialkarte Afrikas zu ändern,
um damit die Frage der Neuaufteilung der Welt praktisch zu stellen".
[4] Italien wollte gleichzeitig seine Position gegenüber Deutschland
stärken, das im Ersten Weltkrieg seine Afrika-Kolonien verloren und wo
eine starke koloniale Fraktion bereits unmittelbar nach Hitlers
Machtantritt deren Rückgabe von den Westmächten gefordert hatte.

Der "Duce", der über ein Jahrzehnt vor Hitler an die Macht gekommen
war und eine Vorreiterrolle für faschistische Regime in Europa,
besonders für Deutschland, gespielt hatte, hielt weiterhin an seiner
führenden Position fest und wandte sich gegen die von Hitler
verfolgten Vormachtsansprüche. Als dieser nach der Ermordung von
Bundeskanzler Engelbert Dollfuß in Österreich einmarschieren wollte,
verhinderte Mussolini dies zur Sicherung seiner Ansprüche auf den
Balkan; er sagte Österreich Unterstützung zu und schickte vier
Divisionen an die Brennergrenze. Hitler zahlte ihm das beim Überfall
auf Äthiopien heim und schickte Waffen an Kaiser Selassie. [5] Nach
einem Angebot Mussolinis vom 6. Januar 1936 wurden die
Meinungsverschiedenheiten über die Österreichfrage beigelegt. Am
6. November 1937 trat Italien dem Antikominternpakt bei.

Nach der Unterstützung für Österreich versuchte Frankreich, Italien,
den Verbündeten des Ersten Weltkrieges, für eine antideutsche Allianz
zu gewinnen. Rom hatte von Anfang an nicht die Absicht, sich dem
anzuschließen, nährte aber die Hoffnungen eine Weile, um sie für die
Anerkennung seiner Expansionsabsichten in Afrika zu nutzen.


Paris gab Carte blanche

Trotz offen verkündeter Expansionsziele ließen Großbritannien und
Frankreich Mussolini deshalb freie Hand. Am 7. Januar 1935 vereinbarte
der französische Außenministers Pierre Laval in Rom mit dem "Duce" in
einem Geheimvertrag die Unterstützung der französischen Politik im
Mittelmeer durch Italien, während Frankreich "freie Hand" für
Äthiopien gewährte. London, das um seine angrenzenden Kolonien Kenia
und Uganda sowie den anglo-ägyptischen Sudan fürchtete, versicherte
Mussolini, dass "seine Interessen in Ostafrika nicht beeinträchtigt
würden". [6]


Antisowjetische Stoßrichtung

Wie gegenüber Deutschland wurde die britische Position auch zu Italien
von der antisowjetischen Stoßrichtung bestimmt. Die Konservativen
hatten Mussolini schon nach seinem Machtantritt unverhohlene
Sympathien dafür bekundet, dass er das Land vor dem "Bolschewismus
gerettet" und es "erneuert" habe. Dem faschistischen Italien wurde das
"Recht auf Expansion" zugebilligt und ihm die Wahrnehmung einer
"zivilisatorischen Mission" in Afrika bescheinigt. Ein
interministerieller Ausschuss hielt im Juni 1935 fest, dass es "keine
vitalen britischen Interessen" gebe, sich "einer italienischen
Eroberung Äthiopiens zu widersetzen". Während der Vorbereitung des
Überfalls beschäftigten London allen Ernstes andere Sorgen. Angesichts
der beträchtlichen Kampfkraft der äthiopischen Armee befürchtete man,
der Feldzug könnte die militärischen Potenzen Italiens überfordern,
es zu einem "erschöpfenden afrikanischen Abenteuer" kommen und das gar
zu einem Zusammenbruch des Faschismus führen. Als nach Beginn der
Aggression wirksame Sanktionen des Völkerbundes gegen Italien
ausblieben, wurde Simon von dem englischen Historikers A. L. Rowse
gefragt, warum die Engländer nicht irgendeinen Zwischenfall
arrangierten, zum Beispiel ein Schiff im Suezkanal versenkten, was die
Verbindung zwischen Italien und seinen Armeen in Äthiopien
unterbrechen würde. Simon antworte: "Wir können das nicht tun, weil
das Mussolinis Sturz bedeuten würde." [7] Es begann die sogenannte
Politik des "Appeasement", der "Beschwichtigung", welche die
Öffentlichkeit über die Aggressionsabsichten Mussolinis hinwegtäuschen
sollte.

Im Besitz der französischen "Carte blanche" begann Mussolini im
Februar mit der Verschiffung der Kolonialarmee nach den italienischen
Kolonien Eritrea und Somalia. Ende Mai befanden sich bereits über
360.000 Mann in Ostafrika, die zu Beginn der Aggression auf 400.000
aufgestockt wurden. Paris und London stoppten nun nicht etwa den
Aggressor, sondern versuchten, ihn zu einem Kompromiss zu bewegen. Am
24. Juni bot der britische Minister für Völkerbundangelegenheiten,
Anthony Eden, dem "Duce" in Rom eine Lösung der "Äthiopischen Frage"
durch den Völkerbund an. Mussolini verweigerte sich. Am 15. August
schlugen Paris und London vor, gemeinsam mit Rom über Äthiopien ein
Protektorat zu verhängen. Mussolini lehnte wiederum ab. Trotz der
offensichtlichen italienischen Kriegsvorbereitung waren Laval und der
britische Außenminister Samuel Hoare bei ihrer Zusammenkunft am 10.
September nicht bereit, militärische Maßnahmen zur Sicherung der
äthiopischen Unabhängigkeit zu vereinbaren.

Mussolini honorierte das und versicherte der Londoner Morning
Post vom 18. September erneut feierlich, Italien habe nicht die
Absicht, die Interessen Frankreichs und Großbritanniens in Ostafrika
zu beeinträchtigen und beteuerte, Italien werde alles Mögliche tun, um
einen Konflikt zu vermeiden. Auch nach dem Überfall versuchten London
und Paris, dem Aggressor durch Zugeständnisse einen "legalen"
Teilerfolg zu sichern. Laval und Hoare unterbreiteten am 11. Dezember
einen "Plan zur Lösung der Äthiopienfrage", der vorsah, Italien große
äthiopische Gebiete von Ogaden und Danakil sowie Teile der Provinz
Tigray, darunter Adua, insgesamt etwa die Hälfte des Territoriums, zu
überlassen. Äthiopien wurde dafür der Hafen Assab und ein schmaler
Zugang zu ihm versprochen. Selassie lehnte ab, der Annexion des Landes
auf Raten zuzustimmen. Mussolini wies selbst diese "diplomatische
Lösung" zurück. Internationale Proteste, die den Schacher um einen
Kompromiss mit dem Aggressor verurteilten, zwangen Laval und Hoare,
den Plan zurückzuziehen. Hoare musste zurücktreten.


Kommunisten in Selassies Armee

Im Juni 1935 hatte in Paris ein internationaler Schriftstellerkongress
mit 112 Vertretern aus 38 Ländern, darunter Johannes R. Becher,
Berthold Brecht, Lion Feuchtwanger, Egon Erwin Kisch, Heinrich Mann,
Anna Seghers und Erich Weinert, die italienische Kriegsvorbereitung
verurteilt, Romain Rolland erklärt, wir befinden uns "an einem
gefährlichen Wendepunkt der Geschichte", Lion Feuchtwanger gewarnt,
damit sei man dem neuen Krieg "leider nahe genug".

Palmiro Togliatti forderte auf dem VII. Weltkongress der Komintern im
Juli 1935 "Hände weg von Abessinien" und erklärte, "das abessinische
Volk ist der Verbündete des italienischen Proletariats im Kampf gegen
den Faschismus" und versicherte, dass die italienischen Werktätigen im
Kampf gegen den Faschismus auf seiner Seite stehen. [8] Das blieben
keine Lippenbekenntnisse. 38 italienische Kommunisten gingen nach dem
Überfall nach Äthiopien, wo sie in der Armee Selassies gegen die
Truppen Mussolinis kämpften; unter ihnen der spätere Kommandeur der
internationalen Garibaldi-Brigade in Spanien, Ilio Barontini, der nach
dem Sturz Mussolinis 1943 an der Formierung und Leitung des
bewaffneten Widerstandes gegen Hitlerdeutschland beteiligt war. [9]
Nach dem Überfall riefen IKP und ISP nach Brüssel einen "Kongress der
Italiener im Ausland" ein, der am 13. Oktober die sofortige
Einstellung der Aggression forderte. Der Kongress vertrat die Mehrheit
der etwa 850.000 in Frankreich im Exil lebenden Italiener.


Wirkungslose Sanktionen

Am 2. Oktober ließ Mussolini die Maske fallen und kündigte in einer
vom Radio übertragenen Rede den Beginn des Eroberungsfeldzuges für den
nächsten Tag an. Am 3. Oktober überschritten die Italiener ohne
Kriegserklärung die Grenze. Der von Paris und London beherrschte
Völkerbund war 1931 beim Angriff Japans auf die chinesische
Mandschurei untätig geblieben und hatte das mit der ungünstigen
geografischen Lage begründet. Jetzt sein Mitglied Äthiopien ebenso
völlig im Stich zu lassen, hätte bedeutet, die eigene Existenz aufs
Spiel zu setzen. So versuchte man, das Gesicht zu wahren und
verurteilte am 7. Oktober Italien als Aggressor, verhängte vier Tage
darauf jedoch nur weitgehend wirkungslose wirtschaftliche und
finanzielle Sanktionen und überließ Äthiopien faktisch seinem
Schicksal. Vom Embargo für kriegswichtige Handelsgüter war das für den
Einsatz der Luftwaffe und der Panzer entscheidende Erdöl ausgenommen,
ferner Eisenerz und Kohle.

Chamberlain hatte in London Sanktionen regelrecht als "Wahnsinn"
bezeichnet. Auf militärische Maßnahmen, welche die Völkerbundsatzung
ebenfalls vorsah, wurde verzichtet, lediglich Waffenlieferungen
untersagt. Für die Resolutionen stimmten 51 Mitgliedsstaaten,
Österreich, Ungarn und Albanien dagegen. Sieben Mitgliedsstaaten
befolgten das Waffenembargo nicht, acht wendeten finanzielle Maßnahmen
nicht an, zehn stellten den Warenexport nach Italien nicht ein,
dreizehn importieren weiter aus Italien. Viele Völkerbundmitglieder
gaben Italien heimlich zu verstehen, dass sie die Sanktionen nur
formal anwenden würden. So konnte Italien Kriegsgerät und Rohstoffe
aus Frankreich, Belgien und der Tschechoslowakei beziehen, ebenso aus
dem befreundeten Österreich.

Für wirksame Sanktionen trat nur die UdSSR ein, die forderte, jegliche
Zufuhr von Erdöl nach Italien und zu dem Kriegsschauplatz zu
unterbinden und dazu auch die Durchfahrt durch den Suezkanal zu
sperren. Der Völkerbund ignorierte die Anträge und Mussolini konnte
ungehindert ans Werk gehen. Obwohl Italien ein wichtiger Absatzmarkt
für Erdöl war, stellte die UdSSR dessen Export ein und beteiligte sich
in vollem Umfang an den verhängten Sanktionen. [10] Den begangenen
Völkermord und den anhaltenden barbarischen Kolonialterror ignorierend
hob die internationale Organisation die Sanktionen bereits am 16. Juli
1936 auf.

Es war kein Kolonialkrieg alten Stils. Äthiopien war ein für
afrikanische Verhältnisse entwickelter Staat, der seit 1923 Mitglied
des Völkerbundes war. In Addis Abeba herrschte an der Spitze einer
konstitutionellen feudalen Monarchie Kaiser Haile Selassie I., der den
Titel Negus Neghesti, König der Könige trug. Er hatte eine
Modernisierung der Verwaltung und des Bildungswesens eingeleitet,
angesichts der von Italien ausgehenden Expansionsgefahr auch die
Streitkräfte modernisiert und europäische Offiziere als Instrukteure
angeworben. Die Armee verfügte nach der Mobilisierung über 550.000
Mann.

Die Kolonialarmee fiel in zwei Gruppen in Äthiopien ein. Das Gros, das
aus dem Raum Agordat im Norden Eritreas auf der alten Kaiserstraße in
Richtung Addis Abeba vorstieß, kommandierte der Befehlshaber der
Armee, General Emilio De Bono, selbst. Im Süden griff eine Gruppe
unter dem Befehl von General Rodolfo Graziani aus dem Raum Belet Uen
von Somalia aus in westlicher Richtung über Gorrahei zur
Eisenbahnlinie Djibouti-Addis Abeba vor. Ein Korps stand im Süden
Eritreas in Reserve. Um das strategische Ziel zu erreichen, musste
spätestens bis Mai die Hauptstadt erreicht werden, da danach durch die
einsetzende Regenzeit das Gelände nicht mehr zu passieren war.

Selassie hatte seine Armee von den Grenzen abgezogen, um Provokationen
zu entgehen. So stießen die Truppen zunächst rasch vor, besetzten
bereits am 6. Oktober Adua, am 15. die heilige Stadt Axum. Die
Äthiopier stellten sich erst im Landesinneren zur Schlacht. Sie
setzten auf die lebendig gebliebenen Traditionen des erfolgreichen
Widerstandes gegen die koloniale Eroberung und glaubten, den 1896 bei
Adua errungenen glorreichen Sieg wiederholen zu können. [11]


Giftgaseinsatz

Trotz der großen Überlegenheit an Flugzeugen, schwerer Artillerie,
Panzern und Fahrzeugen sowie massiver Luftangriffe auf Städte und
Dörfer brachten die Äthiopier die Offensive zum Stehen und gingen
sogar zu Gegenangriffen über. Am 16. November löste Mussolini De Bono
ab und übergab Badoglio das Kommando. Gleichzeitig befahl er, Giftgas
einzusetzen. [12] Nach wahrscheinlich unvollständigen Angaben wurden
vom Dezember 1935 bis April 1936 über 1.500 Gasbomben mit Yperit
abgeworfen. [13] Das Giftgas wurde demzufolge noch bis kurz vor
Erreichen der Hauptstadt und auch dann noch eingesetzt, als die
äthiopische Armee zu keinem wirksamen Widerstand mehr in der Lage war
und sich auf dem Rückzug befand. In bestimmten Dosierungen führte das
Gift in der Regel zum Tod. Auch darunter liegende Mengen wirkten in
der Regel tödlich, da die Äthiopier weder über Schutzmaßnahmen
verfügten noch Behandlungsmethoden kannten. Nach Angaben aus Addis
Abeba fanden während des Feldzuges auf äthiopischer Seite etwa 275.000
Menschen den Tod. [14] Italien brach mit dem Giftgas-Einsatz das 1925
unterzeichnete internationale Abkommen über den Verzicht des Einsatzes
chemischer Waffen. Um keine Berichte darüber an die Öffentlichkeit
kommen zu lassen, ordnete Mussolini persönlich an, gefangen genommene
Europäer, die in der äthiopischen Armee kämpften, zu erschießen. [15]

Der Kolonialarmee gelang nach dem Giftgas-Einsatz der Durchbruch. Am
Tanasee brach sie Anfang April den letzten Widerstand. Am 5. Mai 1936
zog sie in Addis Abeba ein.

Am 1. Juni schloss Mussolini Äthiopien mit Eritrea und
Italienisch-Somaliland zur Kolonie Italienisch-Ostafrika zusammen. Für
das Kapital waren reiche Rohstoffquellen erobert worden: Eisen,
Kupfer, Mangan, Schwefel, Nickel, Platin und Gold. Während für
unzählige Äthiopier ein Hungerdasein begann, transportierten Frachter
das Getreide des Landes nach Italien. Einige Zehntausend arbeitslose
Italiener fanden Arbeit in Äthiopien. Vittorio Emanuele III. setzte
sich die äthiopische Kaiserkrone auf und Papst Pius XI. zwang den
Äthiopiern auf den Trümmern ihrer koptischen Kirche eine ihnen fremde
Religion auf. Zum ersten Generalgouverneur der Kolonie wurde zunächst
der zum Marschall aufgestiegene Badoglio ernannt, dem Ende Juni der
ebenfalls Marschall gewordene Graziani folgte.


Schwarzhemdenterror

Es gelang nicht, Äthiopien völlig zu unterwerfen. Das Kolonialregime
beherrschte nur die großen Städte und etwa ein Drittel des Landes. Die
verschiedenen Stämme unter Führung ihrer Ras, aber auch selbständige
Partisanenabteilungen, darunter frühere Soldaten und Offiziere,
kontrollierten die schwer zugänglichen Bergregionen und Wüstengebiete.
Um den Widerstand zu zerschlagen, führten Schwarzhemden
"Strafexpeditionen" durch. Der in Addis Abeba weilende Korrespondent
des Mailänder Corriere della Sera Ciro Poggiali schilderte erst
1971, was sich zutrug: Alle Zivilisten in Addis Abeba hatten "die
Aufgabe der Rache übernommen, die in echter faschistischer SA-Manier
blitzschnell ausgeführt wurde. Mit Knüppeln und Eisenstangen bewaffnet
liefen sie umher und erschlugen die Einheimischen, die sich noch auf
der Straße befanden. (...) Nach kurzer Zeit sind die Straßen um die
Hütten von Toten übersät. Ich sah einen Busfahrer, der, nachdem er
einen alten Neger mit einem Hammerschlag niedergemacht hatte, ihm den
Kopf mit einem Bajonett durchbohrte. Man muss nicht erwähnen, dass das
Gemetzel sich gegen unwissende und unschuldige Menschen richtete."
[16]

Bereits nach der Einnahme der Hauptstadt hatte Mussolini angewiesen,
jeden bewaffneten Äthiopier sofort zu erschießen und ebenso mit
gefangen genommenen Rebellen zu verfahren. Wörtlich befahl er eine
"Politik des Terrors und der Vernichtung". [17] Allein von den
Carabinieri (kasernierte Polizei) wurden bis Juni 2.500 Einheimische
erschossen. Gegen den Widerstand wurde ein weiteres Mal Giftgas
eingesetzt. Nach einem fehlgeschlagenen Attentat auf Graziani befahl
dieser am 19. Februar 1937 ein Massaker, dem nach äthiopischen Angaben
allein in der Hauptstadt 30.000 Menschen zum Opfer fielen. [18] Etwa
1.000 Häuser wurden niedergebrannt. Graziani ordnete an, die
äthiopische Intelligenz als einen potentiellen Oppositionsherd zu
liquidieren. Unzählige christlich-koptische Geistliche und alle
Kadetten der Militärakademie von Addis Abeba wurden umgebracht. Nur
auf den Verdacht hin, sie könnten an dem Attentat beteiligt gewesen
sein, ließ er im Mai 1937 nahezu 300 Ordensbrüder des Klosters Debre
Libanos erschießen. Unzählige Äthiopier sperrte das Kolonialregime in
Konzentrationslager, wo die meisten elendiglich zu Grunde gingen.
Insgesamt kamen unter der faschistischen Herrschaft etwa 750.000
Äthiopier ums Leben.


Roms Rassenideologie

In Äthiopien wurde sofort die römische Rassenideologie praktiziert, um
unter allen Italienern den Geist des Herrenmenschen und der
Herrenrasse zu züchten. Sie sollten auf ihre Rolle als künftige Herren
nicht nur Italienisch-Ostafrikas, sondern als Eroberer des ganzen
Kontinents vorbereitet werden. Der frühere Gouverneur von Eritrea,
Maurizio Rava, schrieb in der Zeitschrift Cinema (Nr. 1/1936):
"In einem so ausgedehnten Imperium wie dem, was uns für immer gehören
wird, ist die Gefahr für eine Verunreinigung unserer Rasse natürlich
sehr viel größer als in den spärlichen Kolonien, die wir bis heute
besessen haben." Mussolinis Schwiegersohn Graf Ciano, zu dieser Zeit
Propagandaminister, betonte die "klare Trennung" der Rassen und dass
es keinerlei Annäherung "der italienischen Rasse an die schwarze
Rasse" geben dürfe, um die "Reinheit" der italienischen absolut zu
wahren.

Hier ging es den Rassenideologen besonders darum, intime Beziehungen
zu einheimischen Frauen zu unterbinden. Der Herausgeber der Zeitung
des Großkapitals Il Resto del Carlino, Giorgio Maria Sangiorgi,
äußerte zum Thema des "Mischlings", anthropologische Forschungen
hätten ergeben, dass er nicht nur die Eigenschaften der minderwertigen
"schwarzen Rasse" in sich trage, sondern diese noch potenziere. Auch
in sozialer Hinsicht hielt dieser Rassist den "Mischling" für eine
Gefahr. Da er zwischen zwei Kulturen lebe, ohne in einer von beiden
wirklich heimisch zu sein, wecke das in ihm den Drang zu Aufruhr und
Korruption, was die Kolonialherrschaft gefährde. Um einer
"Rassenmischung" vorzubeugen, forderte der Autor, regelrechte
Apartheid-Maßnahmen durchzusetzen: "So wollen wir zum Beispiel, dass
es in den öffentlichen Ämtern Schalter für Weiße und für Schwarze
gibt, so dass ein Weißer niemals unter dem eingeborenen Haufen in der
Schlange stehen und warten muss, bis er an die Reihe kommt, und dass
an jedem öffentlichen Ort immer zuerst dem Weißen der Vortritt zu
geben ist." [19]

Mit den rassistischen Instruktionen wurde der Boden bereitet für das
im Juli 1938 verkündete "Rassenmanifest", mit dem Mussolini
grundsätzlich und wesentlich die faschistischen Rassengesetze
Hitlerdeutschlands übernahm. "Die gerade nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges vertretene Hypothese, die italienischen Rassengesetze
seien auf Druck des deutschen Bündnispartners eingeführt worden,
entbehrt jeglicher Grundlage", hielt Schneider fest. [20]
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Vor 95 Jahren erhoben sich die Bauern Vietnams gegen die Kolonialherrschaft

Mit den Arbeitern bildeten sie Sowjets

von Gerhard Feldbauer, 12. September 2025



Am 12. September 1930 brach in zwei Provinzen Zentralvietnams ein
Bauernaufstand aus, der die französische Kolonialherrschaft in ihren
Grundfesten erschütterte. Arbeiter und Bauern bildeten Sowjets, die
sich bis zum Frühjahr 1931 gegen die überlegene Militärmacht
verteidigten.

Die verheerenden Folgen der 1929 ausbrechenden Weltwirtschaftskrise
hatten, und das in noch schlimmerer Weise als in den "Mutterländern",
auch die kolonial unterdrückten Völker, darunter das mit der Ökonomie
Frankreichs verbundene Vietnam, erfasst. Zu dieser Zeit betrug das
Jahreseinkommen der 220.000 Industrie- und Plantagenarbeiter und der
über 9 Millionen feudalabhängigen Bauern nur sechs Prozent dessen, was
französische Arbeiter erhielten. Der Reisverbrauch betrug in
Südvietnam pro Kopf monatlich etwa 8 Kilo Pady (4,6 Kilo ungeschälter
Reis). Das waren pro Person täglich 153,3 Gramm. Der Reis war für
Vietnamesen das, was für Europäer Brot und Kartoffeln zusammen sind.
Die Kolonialmacht bürdete die Folgen der Krise vor allem den
arbeitenden Menschen auf. Ein Drittel aller Arbeiter und ein Zehntel
der Angestellten wurden entlassen. Die ohnehin kargen Arbeitslöhne
sanken um 50 %, vielerorts bis zu 80 %, die der Angestellten zwischen
25 bis 50 %. [1]

Der französische Geograph und Indochina-Kenner Pierre Gourou hielt
fest: "Hunger und Elend haben die tongkinesischen und annamitischen
Bauern gezwungen, auf Insekten Jagd zu machen, die sie dann gierig
verzehren. In Tongking fängt man Heuschrecken, Grillen,
Eintagsfliegen, sammelt Raupen und Bambuswürmer und schreckt auch
nicht davor zurück, die Puppen der Seidenraupe zu essen. Jedermann
weiß, dass dort ständig Hungersnot herrscht." [2] Der grassierenden
Hungersnot fielen über einhunderttausend Vietnamesen zum Opfer.


Die Erhebung der Bauern

Am 12. September 1930 gipfelten die Proteste der Arbeiter und Bauern
in mehreren Kreisstädten in den Provinzen Nghe An und Ha Tinh in
Zentralvietnam für höhere Löhne, Steuererleichterungen,
Pachtsenkungen, die Rückgabe von Gemeindeländern an die Bauern und die
Verteilung von Reis an die Hungernden in Massendemonstrationen. Die
Kolonialmacht setzte zur Niederschlagung Truppen ein und bombardierte
die Versammlungsplätze von Flugzeugen aus. Über 510 Demonstranten
fanden den Tod, mehr als 300 wurden verwundet, Tausende Häuser
zerstört. Der "Hunger auf Reis" trieb nunmehr, wie selbst das
großbürgerliche L'Écho Annamite zugeben musste, die bis aufs
äußerste erbitterten Bauern zum bewaffneten Aufstand gegen die
Kolonialmacht und die Feudalherren. Die Bauern stürmten Gefängnisse
und befreiten die Gefangenen, zündeten Kreis- und Gemeindeverwaltungen
sowie andere öffentliche Einrichtungen an, verbrannten
Steuerunterlagen, Pfandbriefe und Schuldscheine. Unter dem Ansturm der
Bauern flohen die Mandarine und Notabeln in die Provinzhauptstädte;
der kolonial-feudale Machtapparat in den Landgemeinden zerfiel. Die
französische "L'Opinion publique" schrieb am 12. Dezember: "In den
beiden Provinzen Zentralvietnams handelt es sich längst nicht mehr um
einen einfachen Putsch oder Gewaltstreich, sondern um eine
tatsächliche Revolution. Die Leute dort handeln derart umfassend, dass
die beiden Provinzen die Sowjetmacht errichtet haben. Es scheint, dass
unsere Macht dort nicht mehr existiert."

Obwohl für einen erfolgreichen Verlauf der Erhebung, wie die gerade am
3. Februar gegründete Kommunistische Partei einschätzte, die
Bedingungen nicht gegeben waren, stellte sie sich, nachdem der
Aufstand mit einer Massenbeteiligung spontan ausgebrochen war, an die
Spitze der Bauern und gab ihrem Kampf einen organisierten und
zielgerichteten Charakter. Unter Vorsitz Ho Chi Minhs trat im Oktober
das Zentralkomitee zusammen und beschloss, die Leitung der Bewegung
zu übernehmen und dazu das ZK-Mitglied Pho Nguyen Sac in das
Aufstandsgebiet zu entsenden. Im ganzen Land organisierte die Partei
eine Bewegung zur Unterstützung von Nghe Tinh, wie die beiden
Provinzen zusammengefasst genannt wurden. Tausende Mitglieder und
Funktionäre der Partei, Revolutionäre aus allen Provinzen Vietnams
versuchten, nach Nghe Tinh zu gelangen, um am Aufstand teilzunehmen.
[3]


Die Bildung vietnamesischer Sowjets

In Nghe Tinh hatte sich der Aufstand im Oktober 1930 auf ein etwa
12.000 km² umfassendes Gebiet mit einer Bevölkerung von 1,5 Millionen
Menschen ausgedehnt. In 12 von 20 Kreisen und 400 Gemeinden, das war
etwa die Hälfte aller Gemeinden, übernahmen bis Ende 1930 die auf
Initiative der KP gegründeten Bauernvereinigungen die Macht und
bildeten vietnamesische Sowjets. In den übrigen Gemeinden übten
Komitees der Bauernvereinigungen die Macht aus, ohne sich als Räte zu
konstituieren. "Das gesamte Gebiet ist vom französischen Protektorat
abgefallen", schrieb die Kolonialrevue L'Asie française in
ihrer Novemberausgabe 1930. Auf Beschluss des Gebietskomitees der KP
von Zentralvietnam gingen über 500 Arbeiter von Vinh, dem
industriellen Zentrum des Aufstandsgebietes, in die aufständischen
Gemeinden und unterstützten die Bauern beim Aufbau revolutionärer
Machtorgane.

Die Sowjets bestanden in ihrer Mehrheit aus armen Bauern und
Tagelöhnern. In geringer Zahl waren Mittelbauern und Angehörige der
Intelligenz vertreten. Eine aktive Rolle spielten die Arbeiter von
Vinh bei der Bildung der Räte, zu deren Mitgliedern viele gewählt
wurden. Ihrem politischen Charakter nach waren die Räte eine
revolutionär-demokratische Diktatur der Arbeiter und Bauern. Mit ihnen
wurden wesentliche Grundlagen für das Bündnis der Arbeiter und Bauern
in den weiteren Kämpfen, die 1945 zum Sieg der Augustrevolution
führten, gelegt.

Die Sowjets von Nghe Tinh waren ein beredtes Beispiel, wie Ho Chi Minh
diesen Machtorganen ein spezifisch vietnamesisches Gesicht gab. Zwar
wurde das Beispiel der in der Oktoberrevolution geborenen sowjetischen
Rätemacht aufgegriffen und inhaltlich politisch verwirklicht, aber die
Bezeichnung "Xo Viet" gewählt. "Xo" übersetzt man aus dem
Vietnamesischen mit "Räte". Mit der Hinzufügung "Viet" entstand der
Name "Vietnamesische Räte".

Die Xo Viets verteilten das Gemeindeland, das Großgrundbesitzer und
Feudalherren sich angeeignet hatten, an die Bauern, schränkten die
Ausbeutungsmöglichkeiten der Großgrundbesitzer ein, verteilten aus
deren Reserven Reis an die Hungernden und leiteten eine Reihe
politischer und sozialökonomischer Reformen ein.


40.000 Mann Rote Garden

Unter dem Kommando eines Militärausschusses des Gebietskomitees der
KPV entstanden Rote Garden, die nach vietnamesischer Einschätzung
insgesamt etwa 30.000 Kämpfer zählten. Die Zeitung der FKP
"L'Humanité" schrieb am 7. September 1931 von 40.000 bewaffneten
Aufständischen. Nachdem Versuche, die Provinzhauptstädte Nghe An und
Ha Tinh und einige noch in französischer Hand befindliche, mit
überlegenen Kräften verteidigte Kreisstädte einzunehmen, im Oktober
infolge unzureichender Waffen gescheitert waren, beschränkten sich die
Sowjets auf die Verteidigung und versuchten, offenen militärischen
Auseinandersetzungen auszuweichen, um unnötige Verluste zu vermeiden.
Viele Vietnamesen in der Kolonialarmee sympathisierten mit den
Aufständischen und in der Anfangsphase der Erhebung weigerten sie
sich, gegen die Volksmassen vorzugehen, und eine Anzahl Soldaten trat
auch auf ihre Seite über.

Die Roten Garden bildeten die Keime der 14 Jahre später geschaffenen
Volksarmee, welche den Sieg der Augustrevolution gewährleistete. Zu
den Kommandeuren der Roten Garden gehörten Vietnamesen, die die
Militärakademie der Roten Armee in Moskau sowie die militärische
Lehranstalt Huang Pu bei Kanton, an der sowjetische Militärs
Offiziere der Volksbefreiungsarmee wie auch der Truppen Tschiang
Kai-scheks ausbildeten [4], absolviert hatten. Ho Chi Minh, der
1925/26 im südchinesischen Kanton mit vietnamesischen Revolutionären
die Gründung einer kommunistischen Partei vorbereitete, hatte sie
dorthin delegiert. Über acht Monate verteidigten die Roten Garden
die Volksmacht gegen die Angriffe der Kolonialmacht, die ihre Truppen
in Vietnam durch ein 100.000 Mann starkes Expeditionskorps aus
Frankreich verstärken musste.

Ein wichtiger Faktor der langen Dauer des Widerstandes der Sowjets
war neben dem Massencharakter der revolutionären Bewegung und der
hohen Kampfkraft der KP die geschickte Nutzung der geographischen
Bedingungen. Infolge des dichten Bewässerungssystems der Reisfelder
führten Straßen und Wege in der gesamten Ebene über unzählige Brücken.
Viele Dörfer waren lediglich über schmale Pfade zu erreichen, die nur
zu Fuß oder mit kleinen Büffelkarren passiert werden konnten. Die
Aufständischen zerstörten Brücken, blockierten die Wasserläufe und
machten Fähren unbrauchbar, so dass die Kolonialtruppen keine Panzer
und schweren Geschütze einsetzen und lange Zeit nicht in die Gebiete
der Sowjets, denen auch die wild zerklüfteten Bergregionen im
Nordwesten ein schützendes Hinterland boten, vorrücken konnten.


Zehntausende Opfer des Kolonialterrors

Ende Oktober 1930 eröffneten die Kolonialtruppn ihren Feldzug gegen
die Sowjetgebiete, der sich bis zum Herbst 1931 hinzog. Über Nghe Tinh
wurden der Ausnahmezustand und das Standrecht verhängt; um das
Aufstandsgebiet ein Sperrgürtel von 122 Militärstützpunkten errichtet,
von denen die stärksten eine Besatzung von 400 bis 500 Mann hatten.
Die Kolonialsoldateska ging mit beispielloser Grausamkeit vor. Wer
sich weigerte, die Mitglieder oder Anhänger der Sowjets zu
denunzieren, öffentlich der Revolution abzuschwören und eine
Treueerklärung zur Kolonialmacht und zur Monarchie abzugeben, wurde
verhaftet und in der Regel sofort hingerichtet.

Wie die "Humanité" am 27. März 1931 berichtete, fielen dem Mordterror
Zehntausende Menschen zum Opfer. Dutzende Dörfer wurden dem Erdboden
gleichgemacht, Tausende Häuser niedergebrannt. Trotzdem dauerte es
über acht Monate, bis es den Kolonialtruppen gelang, den Widerstand
zu brechen. In den einzelnen Gefechten wurden die Roten Garden oft von
Tausenden Bauern unterstützt. Im August 1931 befanden sich noch etwa
50 Gemeinden in ihren Händen. Die letzten Gefechte fanden im Dezember
1931 statt. Die in Saigon weilenden Mitglieder des Zentralkomitee der
KP waren bereits im April/Mai der Polizei in die Hände gefallen. Der
erste Generalsekretär Tran Phu starb an den Folgen der grausamen
Folterungen im April 1931. Ho Chi Minh, der nach China entkam, wurde
in Vinh in Abwesenheit zum Tode verurteilt. Die britische Polizei
verhaftete ihn in Hongkong, lieferte ihn aber nicht, wie die
französische Sûreté verlangte, nach Vietnam aus. Später gelang ihm die
Flucht. 1941 kehrte er nach Vietnam zurück und leitete die Gründung
der Befreiungsfront Viet Minh.

Die Kämpfe um die Sowjetmacht in Nghe Tinh zeigten die revolutionäre
Kraft der jungen KP und ihre Fähigkeit, den Kampf für die nationale
und soziale Befreiung zu führen. Die vietnamesischen Kommunisten
blieben auch in der Periode des Rückzugs der revolutionären Sache
treu, zeigten einen beispiellosen Kampfgeist und revolutionäre
Opferbereitschaft. Bis zur letzten Stunde der Sowjets standen sie mit
der Waffe in der Hand an der Spitze des Kampfes. Die meisten von ihnen
besiegelten ihre Treue zur Revolution mit dem Tode. Unter den Toten
befand sich auch der Führer der Sowjetbewegung, das Mitglied des ZK,
Pho Nguyen Sac, der am 3. Mai 1931 verhaftet worden war. Die Sowjets
von 1930/31 bewiesen, dass die Arbeiterklasse und ihre kommunistische
Partei die Führung des Befreiungskampfes übernommen hatten. Das war
ein zu dieser Zeit in Südostasien einmaliger Vorgang. Ho Ch Minh
schätzte die revolutionäre Massenbewegung und die Sowjets als Vorspiel
der siegreichen Augustrevolution 1945 ein.


Quellen:

* "Die historische Bedeutung der vietnamesischen Sowjets (1930-1931)
für den erfolgreichen Verlauf des nationalen Befreiungskampfes des
vietnamesischen Volkes unter Führung der Partei der Arbeiterklasse".
Dissertation des Autors zur Promotion zum Dr. rer. pol. am Institut
für Internationale Beziehungen (IIB) der DDR, Potsdam Babelsberg,
1971.

* Der Autor besuchte während seiner Arbeit in Nordvietnam 1967-70 die
Aufstandsgebiete und traf mit Teilnehmern an den Kämpfen zusammen.

* Die Sowjets von Nghe Tinh, Hanoi 1960 (Vietnam).

* Tran Huy Lieu: Les Soviets du Nghe-Tinh de 1930-1931 au Viet-Nam,
Hanoi 1960.

* Ho Chi Min: Der revolutionäre Weg, "Nhan Dan", 3. Jan. 1970.

* Die revolutionäre Massenbewegung in den Jahren 1930/31 und die
Sowjets von Nghe Tinh, "Nhan Dan", 12. Sept. 1970.

* G. Feldbauer: Die nationale Befreiungsrevolution Vietnams. Zum
Entstehen ihrer wesentlichen Bedingungen von 1925 bis 1945, Pahl
Rugenstein Nachf., Bonn 2007.

* Irene und Gerhard Feldbauer: Sieg in Saigon, Erinnerungen an
Vietnam, Pahl Rugenstein Nachf., zweite Aufl., Bonn 2006.


Anmerkungen:

[1] G. Feldbauer: Die sozialökonomische und Klassenstruktur vor der
Augustrevolution in Vietnam, Zeitschrift "Asien - Afrika -
Lateinamerika" der DDR, Heft 5/1980.

[2] In: Jean Chesneaux: Geschichte Vietnams, Berlin/DDR 1963, S. 183.

[3] G. Feldbauer: Die Sowjets 1930/31 in Vietnam. Zeitschrift für
Geschichtswissenschaft (der DDR), Heft 11/1974.

[4] Die Lehranstalt wurde von der KP Chinas und der Guomindang
während der Periode der Einheitsfront gemeinsam unterhalten.
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In seinem ersten Abenteuer "Spinnenbein in Gips ..." [1], trifft Kellerassel
Mäxchen auf eine hungrige Spinne. Obwohl er große Angst hat, hilft
er ihr und verbindet ihr kaputtes Spinnenbein. Um danach nicht von ihr
gefressen zu werden, überredet er sie zu einem Bananenschalen-Essen.


Die Kellerassel Mäxchen hatte das abgeknickte Bein der Spinne gut
verbunden und so begaben sich die beiden nun auf den Weg zur am Boden
liegengelassenen Bananenschale. Mäxchen hoffte inständig, dass die
Spinne davon satt werden und ihn dann in Ruhe lassen würde. Er selbst aß
begierig winzige Reste der Frucht. Die Spinne biss erwartungsfroh in die
kleinen Bananenreste, schluckte und spie aus: "Igitt, das schmeckt
furchtbar, wie kannst du nur so etwas essen?"

"Ich find's lecker", schmatzte Mäxchen. Doch als er zur Spinne
hinüberblickte, wurde ihm ihr gieriger Blick gewahr und ängstlich sah
er sich nach einer sicheren Fluchtmöglichkeit oder einem Versteck um.
Doch weit und breit war davon nichts zu entdecken.

"Nun, mein kleiner Freund, zwar bedanke ich mich wirklich sehr für
deine Hilfe, aber mein Hunger ist unerträglich. Also werde ich mein
Versprechen nun brechen und dich verspeisen. Bitte nimm es mir nicht
übel."

Mäxchen war entsetzt und bekam es nun mit einer unsäglichen Angst zu
tun, die ihm keinen Raum mehr für mutige Auswege ließ. Er wurde ganz
ruhig und es schien, als habe er sich mit seinem Schicksal abgefunden:
"Das war's, mein letztes Stündlein hat geschlagen."

Die Spinne näherte sich, aber plötzlich blieb sie stehen, verzog
angewidert ihr Gesicht und ging rückwärts, weiter weg von Mäxchen.
"Was hast du getan, du Schuft?"




[image: Im Hintergrund liegt eine Bananenschale, davor steht die kleine Kellerassel, vor der sich die große, schwarze Spinne angewidert zurückzieht. Buntstiftzeichnung: © 2025 by Schattenblick]
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Die kleine Kellerassel wusste zwar nicht, was sie getan haben sollte,
erfasste aber die Gelegenheit und trumpfte auf: "Ha, damit hast du
wohl nicht gerechnet?"

"Na warte, ich krieg dich doch noch!", fluchte die Spinne, wagte sich
ein paar Schritte vor, wich wieder zurück und hielt inne. Angeekelt
rückte sie weiter von Mäxchen ab: "Was ist das für ein Teufelszeug?"

Mäxchen antwortete nicht, sondern ergriff die Flucht. So schnell seine
Beinchen ihn trugen, suchte er das Weite. Er rannte, ohne zu wissen
wohin, erst als er die Spinne nicht mehr sehen konnte, gönnte er sich
eine Verschnaufpause.

"Was nun? Wo finde ich ein Versteck und vor allen Dingen muss ich
wissen, warum die Spinne auf einmal von mir abließ."

Mäxchen sah sich um und krabbelte weiter, blickte wieder und wieder
hinter sich, ob die Spinne ihn verfolgen würde. Schließlich erreichte
er einen hellen Lichtstreifen direkt über dem Boden. Eine riesige Tür
ragte vor ihm auf, und unser kleiner Wagemut erfasste die Gelegenheit,
krabbelte unter ihr hindurch ins Freie, hinaus, nur weg aus diesem
Haus. Er kletterte über viele Steinchen. Für einen Menschen waren sie
winzig, doch für eine Kellerassel gerieten sie zu wahren Felsen. Nach
einem anstrengenden Marsch entdeckte er eine kleine Höhle unter einem
am Boden liegenden Ast. Dorthin verkroch Mäxchen sich. Die letzten
Erlebnisse hatten ihm Kraft geraubt und so fiel er alsbald in einen
tiefen Schlaf. Viel später erwachte er und untersuchte nun seine
Umgebung.

"Wer bist du und was machst du hier in unserer Höhle?", wollte eine
herrische Stimme wissen. Erschrocken starrte Mäxchen sein Gegenüber
an. Eine Kellerassel, viel größer als er, baute sich vor ihm auf, hinter
ihm eine Schar kleinerer und neugieriger Kellerasseln. "Oh,
ich, ich bin auf der Flucht und da kam mir eure Höhle als Versteck
gerade recht", erklärte Mäxchen.

"Na, das ist etwas anderes, dann bleib." Die anderen Kellerasseln
zogen sich wieder zurück, sie hatten genug gesehen und der Alte wird
sich kümmern, was er auch tat: "Aber sag, vor wem bist du geflohen?
Muss ich mich auch in Acht nehmen?"

"Vor der Spinne!", Mäxchen war furchtbar aufgeregt und so sprudelte
die ganze Geschichte aus ihm heraus, er erzählte von der Angst vor der
Spinne im Schuhregal, dem verletzten Spinnenbein und wie er es
verbunden hatte, einfach alles bis zu dem vergeblichen Versuch, der
hungrigen Spinne Bananenschale anzubieten.

"Na, du bist mir aber ein mutiges Kerlchen. Einer Spinne ein kaputtes
Bein zu verbinden!", die große, alte Kellerassel schüttelte ihren Kopf. "Da
muss deine Spinne aber sehr verwirrt gewesen sein, dass sie dich überhaupt
so nah an sich herangelassen hat."

Mäxchen begriff gar nichts: "Ich hatte Angst vor ihr, wieso sollte sie
denn Angst vor mir haben?"

"Ah, ich sehe schon, du hast überhaupt keine Ahnung von deiner
Geheimwaffe", gluckste der Alte vergnügt.

"Wärst du so freundlich, mir alles zu erklären?", Mäxchen war
ärgerlich, dass er wie ein dummer Junge dastand.

"Ja, ja, das werde ich, aber komm erst mal mit nach hinten in die
Höhle, da ist es gemütlicher." Mäxchen folgte dem Alten.

"Also, wir Kellerasseln brauchen uns vor Spinnen nicht zu ängstigen.
Sie können uns nicht ausstehen, weil wir, wenn sie uns zu nahe kommen,
unter unserem Panzer einen Stoff absondern, den sie so widerlich
finden, dass sie vor uns zurückweichen. Kurz gesagt, sie mögen uns
nicht, und fressen wollen sie uns schon gar nicht."

Mäxchen staunte: "Aber wieso konnte ich denn ihr Bein verbinden? Hätte
sie nicht da schon vor mir zurückweichen müssen?"

"Tja, das verstehe ich auch nicht", gab die alte Kellerassel zu, "aber
du bist ja noch sehr klein, vielleicht hat deine Geheimwaffe noch
nicht richtig gewirkt. Es könnte auch sein, dass deine Spinne so
durcheinander war, dass sie vor Schmerzen nichts gemerkt hat."

Die alte Kellerassel fasste zusammen: "Wie dem auch sei, jedenfalls
könnt ihr beide, die Spinne und du, ganz zufrieden sein, du bist nicht
vor Angst gestorben und dank deines Mutes hat die Spinne nun ein
heiles Bein. Besser geht's doch nicht, oder?", lächelte er.

Mäxchen grübelte eine Weile über das Gesagte nach. Er überlegte, ob er
nun seine Reise fortsetzen sollte, nun, da er von seiner Fähigkeit
wusste. Viel Zeit nahm er sich für die Entscheidung nicht.

"Weißt du, jetzt kann ich getrost weiterreisen, mir kann
nichts passieren und ich danke dir für alles", verabschiedete sich
Mäxchen und schickte sich an, die Höhle zu verlassen.

"Halt warte", rief die alte Kellerassel, "sei nicht so übermütig. Es
lauern noch überall Gefahren, da wird dir deine geheime Kraft nicht
helfen!"

"Ach was, ich werde schon aufpassen, was soll schon passieren?" Voller
Übermut und Tatendrang eilte er davon. Er wollte nicht auf den Alten
hören, wollte sich nicht seine Abenteuerlust verderben lassen. Mäxchen
war neugierig auf das Leben, war gespannt auf neue Bekanntschaften.

Als er bereits eine Strecke zurückgelegt hatte, bebte der Boden unter
seinen Füßen und ein riesiger Schatten verdunkelte seinen Weg. Er sah
sich um, blickte soweit er konnte nach oben, sah riesige Schuhe auf
sich zu kommen, Schritt für Schritt, jeder Schritt ein Beben. Unsere
kleine Kellerassel befand sich in einer Gefahr, in der ihr ihre
Geheimwaffe nichts nützen würde. Hier galt es, sofort die Flucht zu
ergreifen, weg von den Schuhen, weg von dem riesigen Wesen, das den
Boden beben ließ.

Fortsetzung folgt


Anmerkung:

[1] Der erste Teil dieser Geschichte ist in der Online-Ausgabe des Schattenblick zu finden unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Kinderblick → Geschichten → 

TIERGESCHICHTEN/026: Spinnenbein in Gips ... (SB) 

https://www.schattenblick.de/infopool/kind/geschi/kgti0026.html
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Auf Madagaskar, der viertgrößten Insel der Erde, waren einst
ungewöhnlich große Tiere beheimatet. Dort lebten Riesenlemuren
(Archaeolemur majori), Elefantenvögel (Aepyornis) sowie
Riesenschildkröten (Aldabrachelys grandidieri). Während dieser Zeit
war der allergrößte Teil der Insel mit Wald bewachsen und bot den
Tieren Schutz und Heimstatt. Das währte nur so lange, bis vor etwa
1000 Jahren Menschen Madagaskar aufsuchten, um sich dort
niederzulassen. Sie benötigten Flächen für Landwirtschaft und rodeten
den Wald. Das Holz nutzten sie für den Hüttenbau und es diente ihnen
als Brennholz. Schließlich verdienten die Inselbewohner ihren
Lebensunterhalt mit dem Verkauf von Holz. Unzählige Bäume wurden zu
diesem Zweck gefällt. Die riesigen Tiere verloren ihren Lebensraum und
ihre Nahrungsquelle. Außerdem wurden sie gejagt und gegessen. Das
führte letztendlich zum Aussterben dieser Arten auf Madagaskar.


Wie die Aldabra-Riesenschildkröte sich vor dem Aussterben
gerettet hat

Vor vielen Jahrhunderten oder wohl eher Jahrtausenden wird es einer
Schildkröte gelungen sein, auf einem weit entfernten, einsam gelegenen
Atoll im Indischen Ozean zu landen. Anzunehmen ist, dass mindestens
ein Weibchen den langen Weg, immerhin sind es an die 1000 Kilometer
bis zum nächsten Festland, geschwommen sein könnte. Obwohl diese
Schildkröten zu den an Land lebenden Tieren zählen, sind sie aufgrund
ihres schwimmfähigen Panzers in der Lage, weite Stecken im Wasser
zurückzulegen. Eine enorme Leistung für das Tier, überhaupt auf dem
Atoll zu landen und unter den widrigen Bedingungen zu überleben, aber
eine weitere Schwierigkeit war es, sich zu vermehren.
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Daher wird vermutet, dass auf jeden Fall eine weibliche
Aldabra-Schildkröte das Atoll erklommen hat, denn nur ihr war es
möglich, ohne die Anwesenheit eines Männchens eine Kolonie zu gründen.
Schildkrötenweibchen können den Samen, den sie irgendwann zuvor von
einem Männchen erhalten haben, lange Zeit in ihrem Körper speichern
und damit die Befruchtung der Eier selbst vornehmen. Vermutlich werden
die Schildkröten von einst es so oder ähnlich mit dem Ausbrüten der
Eier bewerkstelligt haben, wie wir es von den heute lebenden kennen.
Sie graben eine Grube in den Sand, legen dort zwischen 4 und 14
kugelförmige Eier hinein, aus denen nach 98 bis 200 Tagen kleine
Schildkrötenbabys schlüpfen. Die Brutzeit ist abhängig von der
Außentemperatur, je wärmer, desto kürzer die Dauer. Mit ungefähr 68
bis 200 Gramm Gewicht sind die frisch Geschlüpften recht leicht und
klein im Vergleich zu ihrer Größe, die sie als Erwachsene erreichen.
Aldabra-Schildkröten können ungefähr 1,20 Meter lang und 250 bis 300
Kilogramm schwer werden.


Die Kunst zu Überleben

Die Pioniere der auf dem Aldabra-Atoll gestrandeten Schildkröten
haben es sicherlich nicht leicht gehabt, denn sie befanden sich auf einem
damals noch sehr unwirtlichen Land. Wassermangel und ein noch geringer
Pflanzenbewuchs wird ihnen zu schaffen gemacht haben. Sie mussten sich
zudem unbedingt vor Überhitzung durch direkte Sonneneinstrahlung
schützen. Es ist anzunehmen, dass zu der Zeit kaum schattenspendende
Bäume wuchsen. Da es auf dem Atoll keine natürlichen Feinde der
Schildkröten gab, konnten im Laufe der Zeit ungestört Veränderungen an
ihrem Panzer stattfinden. Es bildete sich zum Beispiel eine Art
Vorwölbung über ihrem Kopf aus, der ihnen als Sonnenschutz diente.
Außerdem veränderte sich ihr Panzer im vorderen Bereich. Die Brust-
und Halsregion blieb offen, das heißt, der Schildkröte stand dadurch
eine größere freie Hautfläche zur Verfügung, über die sie ihre
Körpertemperatur ein wenig regulieren konnte.

Diese Entwicklungen fanden über sehr lange Zeit und über viele
Generationen statt und sie konnten gelingen, weil es dort für sie
keine natürlichen Feinde gab und das Atoll nicht von Menschen
besiedelt wurde. Sie wurden nicht in ihrer Existenz bedroht und
blieben ungestört. Bis heute erleichtern diese Anpassungen an die kargen
Lebensbedingungen den Schildkröten das Leben.

So begeben sich die Aldabra-Schildkröten nur am frühen Morgen oder in
den späten Nachmittagsstunden auf Nahrungssuche, um der Hitze zu
entgehen. Sie fressen Schildkrötengras, das zwischen den
Kalksteinregionen mit den vielen kleinen scharfkantigen Steinen
wächst, ein Gemisch aus kurzem Gras und Kräutern. Auch trockene
Blätter verachten sie nicht und sie können einige Zeit ohne Nahrung
auskommen. Die Aldabra-Schildkröten können sehr alt werden.
Ihr durchschnittliches Alter liegt bei 80 bis 100 Jahren,
doch es gibt verschiedene Berichte über das erreichte Alter einer
Aldabra-Schildkröte von 191 bis angeblich 256 Jahren.


Im Folgenden noch ein kleiner Bericht über die Entstehung des
Aldabra-Atolls:

Das Aldabra-Atoll, ein Paradies für Schildkröten

Es ist das größte Atoll im Indischen Ozean, das Aldabra-Atoll. Dieses
unwirtliche Land entstand vor 20 Millionen Jahren auf einem
unterseeischen erloschenen Vulkan, der von Korallen besiedelt wurde,
beständig weiter anwuchs und sich als Atoll aus dem Wasser erhob. Im
Verlauf der Erdgeschichte änderte es sechsmal sein Aussehen und seine
Beschaffenheit. Seit nun 125.000 Jahren existiert es so wie wir es
heute kennen, mit einem festen Rand und einer Lagune in der Mitte. Es
ist 35 Kilometer lang und 14 Kilometer breit und ragt vier bis acht
Meter hoch aus dem Meer. Bei der Lagune handelt es sich um ein
Gewässer von einer Fläche von 224 Quadratkilometern mit einer
durchschnittlichen Tiefe von 2 Metern. Über Unterwasserkanäle ist sie
mit dem Ozean verbunden, was dazu führt, dass es in der Lagune Ebbe
und Flut gibt. Bei Niedrigwasser liegen ungefähr 80% der Fläche
trocken. Durch die natürliche Verdunstung erhöht sich der Salzgehalt
des Wassers in der Lagune. Für die meisten Pflanzen ist das schädlich,
nicht aber für Mangroven, denn sie sind in der Lage im Salzwasser zu
wachsen und kommen gut mit dem Gezeitenwechsel zurecht. Im
Zusammenspiel mit Ebbe und Flut und den Mangroven häufen sich
Sedimentablagerungen an, die durch das Wurzelwerk gehalten werden und
so zur Bodenbildung führen. Mangroven wachsen am Rand der Lagune, ihre
Wurzeln reichen tief hinab und weit über den Wasserspiegel hinaus. Ihr
weit verzweigtes Wurzelwerk bietet zudem einen hervorragenden
Lebensraum für Fische, Amphibien und Pflanzen. Ein mächtiger
Mangrovenwald konnte auf diese Weise heranwachsen und sich über fast
90% des Randgebiets des Atolls ausbreiten. Es folgten mehr und mehr
Landpflanzen, bis hin zu Palmen, die nur an einer bestimmten Stelle
anzutreffen sind.

Der Boden des Atolls ist zu einem großen Teil mit scharfkantigen
Kalksteinbrocken übersät. Gräser und kleine Sträucher müssen mit wenig
Wasser auskommen, denn es gibt dort keine Süßwasserquelle. Nur der
Regen, der zudem unregelmäßig fällt, ermöglicht es, den Pflanzen zu wachsen
und Tieren ihren Durst zu löschen.

Das Aldabra-Atoll gehört zu den Seychellen, liegt aber weit abseits.
Wissenschaftler errichteten eine Forschungsstation, geleitet von einer
kleinen Gruppe von Mitarbeitern der Seychelles Islands Foundation
(SIF), die für den Schutz des Atolls zuständig sind. Ansonsten bleibt
das Aldabra-Atoll unbewohnt. Es ist ein abgelegenes und unberührtes
Naturparadies und UNESCO-Weltnaturerbe.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

Aldabra-Riesenschildkröte

https://www.zoo.ch/de/naturschutz-tiere/tier-pflanzenlexikon/aldabra-riesenschildkroete

Der Holzmafia auf der Spur

https://www.daserste.de/information/wissen-kultur/w-wie-wissen/sendung/2011/der-holzmafia-auf-der-spur-100.html

Aldabra - Die Arche Noah der Riesenschildkröten - Die letzten Paradiese (TV-Dokumentation)

https://www.youtube.com/watch?v=f2q2zvTRinU
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Stefan und Ben hatten sich mit der Endlagerung des Treibhausgases
Kohlendioxid im Meeresboden, kurz CCS-Technologie, (CCS = Carbon
Capture and Storage, d.h. die Abscheidung und anschließende
Deponierung von Kohlendioxid) beschäftigt. Dabei sind sie auf eine
ganze Reihe von Problemen gestoßen, die nicht gleich offensichtlich
waren. Was zunächst als einfache Lösung erschien, erwies sich als
Auslöser vielseitiger Gefahren und nachhaltiger Schädigungen der
Umwelt. Die beiden wollen herausfinden, was mit dem CCS-Verfahren
erreicht werden kann, und ob es tatsächlich zur Verringerung des
Kohlendioxids in der Atmosphäre beiträgt.

Ben: "Gestern Abend habe ich mit meinem Vater gesprochen und ihn
gefragt, was er von der CO2-Speicherung im Meeresboden hält."

Stefan: "Und, was hat er gesagt?"

Ben: "Dass er sehr skeptisch ist, was die Sicherheit dieser
Technologie angeht, was ihn aber viel nachdenklicher macht, ist die
Vermutung, dass es bald nicht mehr darum geht, den CO2-Ausstoß zu
verringern."

Stefan: "Wie kommt er denn darauf?"

Ben: "Er hat mit einem Bekannten gesprochen, der bei einem großen
Chemie-Konzern arbeitet. Der soll berichtet haben, dass 2011 der
Schwerpunkt der Forschung noch auf die Reduzierung des CO2-Ausstoßes
gerichtet war und dass es heute nicht mehr in erster Linie darum geht.
Es hat den Anschein, als wenn Unternehmen und Politik darauf setzen,
möglichst schnell und möglichst viel CO2 im Meeresboden zu versenken."

Stefan: "Ja, das kann ich mir denken. Wenn man das CO2 verschwinden
lassen kann, braucht sich keiner mehr darum zu bemühen, neue Technologien
zu entwickeln, die einen erhöhten CO2-Ausstoß verhindern."

Ben: "Genau, aber dann müssten sich alle einig sein, dass das
Verpressen von Kohlendioxid in ausgedienten Öl- und Gas-Bohrstellen
oder im Meeresgrund wirklich sicher ist, und das möchte ich erst
einmal genau wissen."

Stefan: "Was schlägst du vor, wie wollen wir vorgehen?"

Ben: "Wir können im Netz nach Informationen suchen und außerdem gibt
es einen 'Rundbrief' vom Forum Umwelt und Entwicklung, also ein
Info-Heft, das liegt schon seit letztem Jahr bei meinem Vater herum.
Er hat sich daran erinnert und es mir gegeben. Da finden wir bestimmt
etwas, denn darin dreht es sich nur ums Thema CCS." [1]

Stefan: "Das ist doch super, fangen wir doch damit an."

Stefan und Ben holten sich das besagte Heft, etwas zu trinken, setzten
sich vor den Schreibtisch und blättern erst einmal herum.

Stefan: "Weißt du, irgendwo müsste dieses CO2-Speicherverfahren doch
schon ausprobiert worden sein, vielleicht funktioniert das bereits und
ist sicher, könnte doch sein?"

Ben: "Ja, vielleicht, aber ich traue dem Ganzen noch nicht. Lass uns
nachsehen, ob wir etwas finden, was auf bereits bestehende CCS-Anlagen
hinweist."

Ben: "Warte mal, hier: 'Die Erfahrungen mit Offshore-CCS sind
begrenzt', lass uns das mal lesen."

Stefan: "Das sind aber eine Menge Informationen, ich kann das alles
nicht behalten, aber immerhin habe ich einen Eindruck von den Risiken
dieser Technologie gewonnen."

Ben: "Zusammengefasst hat es der Autor des Artikels auf Seite 23:
'Sowohl on- als auch offshore hat CCS eine jahrzehntelange Geschichte des
Scheiterns. Nahezu jedes Vorzeigeprojekt ist aufgrund von
Kostenüberschreitungen oder Problemen mit der Technologie selbst
gescheitert.'"

Stefan: "Das heißt, offshore-CCS bedeutet also 'Carbon Capture and
Storage' unter dem Meeresboden. Das Verpressen von CO2 an Land, zum
Beispiel in ausgedienten Bohrlöchern, ist in Deutschland noch
verboten, aber seit Mai 2024 kann die CO2-Lagerung im Meeresboden ohne
 Beschränkungen durchgeführt werden, obwohl es keine eindeutigen
Erkenntnisse über Risiken und Sicherheit gibt."

Ben: "Halt, stopp mal, ich habe gerade einen Geistesblitz, was die
Sicherheit des Meeresbodens anbelangt. Erinnerst du dich an den
Geologieunterricht?"

Stefan: "Nur wenig, ist ja nicht so mein Lieblingsfach."

Ben: "Egal, das Thema war doch Plattentektonik, die Bewegung der
Erdkrustenplatten, also ihre Verschiebung mit- und gegeneinander. Der
Meeresboden ist davon nicht ausgenommen. Der scheint doch reichlich in
Bewegung zu sein?"

Stefan: "Ah, jetzt erinnere ich mich, zwar nicht an den Unterricht,
aber daran, dass die Ozeanplatten und die Plattentektonik
zusammenwirken und der Meeresboden keineswegs als stabil angesehen
werden kann. Durch Erdrutsche können Tsunamis und durch
sogenannte Megathrust-Erdbeben an den Plattengrenzen
unterseeische Vulkanausbrüche ausgelöst werden."

Ben: "Was ist denn ein Megathrust-Erdbeben?"

Stefan: "Na, ein riesiges Erdbeben, bei dem eine Erdplatte sich unter
eine andere schiebt, wodurch ein solches Erdbeben entsteht, aber unter
Wasser."

Ben: "Woher weißt du das denn?"

Stefan: "Dreimal darfst du raten."

Ben: "Ich weiß, du hast mit deiner umweltinteressierten Mutter eine
Dokumentation im Fernsehen angeschaut, hab ich's erfasst?"

Stefan: "Genau. Aber das stimmt mich alles sehr nachdenklich. Wie
können die Befürworter der CCS-Technologie behaupten, dass das
Kohlendioxid sicher im Meeresboden gespeichert werden kann?"

Ben: "Ich hab mal in dem Heft weiter geblättert, hier steht noch etwas
Interessantes, hör mal: 'Laut IPCC-Bericht ist es eine der teuersten
und gleichzeitig ineffizientesten Methoden zur Bekämpfung der
Klimakrise' - gemeint ist die CCS Technologie, das steht hier auf
Seite 42."

Stefan: "IPCC, was bedeutet das nochmal?"

Ben: "Das ist ein Gremium der Vereinten Nationen (UN), wird auch
'Weltklimarat' genannt. Dort werden die aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisse über den Klimawandel zusammengefasst und bewertet. Aber
sieh mal, hier geht's noch weiter. Das ist anscheinend gar nicht so
einfach mit dem Abfangen des Kohlendioxids, um es dann zu speichern.
Das Kohlendioxid ist nicht rein, sondern verunreinigt und kann
Begleitstoffe wie Stickoxid, Schwefeldioxid, Quecksilber oder Ammoniak
enthalten."

Stefan: "O je, und wie wird dieses verunreinigte Kohlendioxid dann in den
Meeresboden zur Endlagerung geleitet? Kann das nicht gefährlich
werden? Ich meine, weiß man, wie diese verschiedenen Stoffe unter
hohem Druck unter dem Meeresboden miteinander reagieren? Müssen sie
vielleicht vorher noch rausgefiltert werden, wenn das überhaupt geht?"

Stefan: "Das weiß ich nicht, aber hier steht geschrieben, dass es
unklar ist, wie diese Stoffe sich in der jeweiligen Mischung
miteinander verhalten werden."

Ben: "Ich habe den Eindruck, dass die Speicherung von CO2 im
Meeresboden noch reichlich viele Unsicherheiten in sich birgt."

Stefan: "Was hältst du davon, wenn wir uns mal genau ansehen, welche
Gefahren das CCS-Verfahren für die Meerestiere und -pflanzen mit sich
bringt und welche Auswirkungen es auf den Boden haben könnte?"

Ben: "Gute Idee, das gehen wir aber nicht mehr heute an. Ich fühle
mich schlicht überfordert mit all den Informationen und was sie
letztendlich für die Umwelt bedeuten."

Stefan: "Das geht mir nicht anders. Gut, also erst mal eine Pause
machen und später sehen wir dann weiter."


Anmerkung:

[1] Rundbrief - Forum Umwelt und Entwicklung, Ausgabe 3/24

"Lieber im Boden als in der Luft? - CCS als Marketing-Coup der fossilen
Industrie"

https://rundbrief.forumue.de/wp-content/uploads/2024/11/FORUM_Rundbrief_243_web.pdf


Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

Gefahren und Nutzen des Meeresbodens

https://www.geomar.de/forschen/kernthemen/gefahren-und-nutzen-des-meeresbodens

Carbon Capture and Storage

https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/gewaesser/grundwasser/nutzung-belastungen/carbon-capture-storage
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FRAGEN/088: Kritischer Journalismus in Ecuador - Wenn der Job zur tödlichen Gefahr wird (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador

Wenn der Job zur tödlichen Gefahr wird

Interview mit Leonardo Gómez Ponce von Miriam Flores und Knut Hildebrandt



In Bezug auf Kriminalität und Gewalt hat sich die Lage in Ecuador
seit vier Jahren extrem verschlechtert. Kritischer Journalismus wird immer
gefährlicher.

(Berlin, 01.09.2025, npla) - Ende Juli kam Leonardo Gómez
Ponce, ecuadorianischer Investigativjournalist und Gründer des
Nachrichtenportals "Tierra de Nadie" (Niemandsland), für einen
mehrmonatigen Studienaufenthalt nach Berlin. Hier nimmt er am
Stipendienprogramm für Journalist*innen zu Sicherheit im digitalen Raum von
Reporter ohne Grenzen teil. Wir trafen Gómez Ponce am Sitz von
Reporter ohne Grenzen in Berlin Neukölln und unterhielten uns über
die aktuelle politische Situation in Ecuador, die Bedrohungslage für
Journalist*innen und wie sich diese schützen können.

Frage: Leonardo, würdest du uns bitte erklären, worin deine Arbeit
besteht?

Leonardo Gómez Ponce: Ich begann meine Karriere als
Investigativjournalist mit Schwerpunkt Wirtschaft, Vergabe öffentlicher
Aufträge und der Kontrolle öffentlicher Gelder. Ehrlich gesagt weiß ich
nicht genau, ab wann ich anfing, mich mit dem organisierten Verbrechen zu
beschäftigen. Die Gewalt im Land ist kein neues Problem, aber die
Gewaltspirale dreht sich in den letzten Jahren immer schneller. Und
plötzlich sah im mich bei meinen Recherchen mit Kriminellen konfrontiert,
die bis dahin unter dem Radar geblieben sind. Angesichts dieser Tatsache
und des Überhandnehmens gewisser Nachrichten rief ich ein Projekt ins
Leben, das lokale Machtstrukturen untersucht, wie zum Beispiel das
Verhältnis zwischen lokalen Autoritäten und der Zentralregierung, aber auch
zwischen Lehrenden und Lernenden. So wurde "Tierra de Nadie"
geboren.

Frage: Kannst du uns etwas über die aktuelle Lage in Ecuador
erzählen?

LGP: In Bezug auf Kriminalität und Gewalt hat sich die Lage in
Ecuador seit vier Jahren drastisch verschlechtert. Es gab aber schon immer
Probleme, die wir allerdings nicht so direkt gesehen haben. Nachdem Ende
2020 der Boss eines Kartells ermordet wurde, zersplitterten die kriminellen
Gruppen und wurden zunehmend gewalttätig. Es kam zu Massakern in den
Gefängnissen. Nach und nach kam es zu weiteren Aufsplitterungen, und die
Kriminellen lernten, staatliche Strukturen für ihre Zwecke zu nutzen. Sie
nutzen Aufträge der öffentlichen Hand, um an Geld zu kommen, sich zu
bereichern und ihre Aktivitäten zu finanzieren. Oder sie setzen ihre
eigenen Leute auf die Posten in der Verwaltung, was ihnen vieles
vereinfacht. Hinzu kommt die besondere geographische Lage Ecuadors. Im
Augenblick ist Ecuador das Land in Amerika, aus dem 60 bis 80 Prozent der
Drogen für den europäischen Markt stammen. Dieses Zusammentreffen von
Faktoren hat dazu geführt, dass sich im Land die Gewaltspirale immer
schneller dreht.

Frage: Was sind die Gefahren, denen Journalist*innen ausgesetzt
sind?

LGP: Dass sie dich töten.

Frage: Ich meine in Bezug auf digitale Sicherheit.

LGP: In Bezug auf digitale Sicherheit? Dass sie zum Beispiel die
sozialen Medien, deine Accounts durchsuchen, Informationen aus deinem
privaten Umfeld, Adressen, Familienangehörigen, Telefonnummern
durchforsten. Das kann Journalist*innen in Gefahr bringen. Es ist ein
großes Risiko, wenn die Telefonnummer, die private Anschrift oder die Namen
der Familienangehörigen von Journalist*innen, die zu Themen wie Korruption
und organisiertem Verbrechen recherchieren, bekannt werden. Das alles hat
mit digitaler Sicherheit zu tun, mit dem Schutz persönlicher Daten, deines
Aufenthaltsorts und deiner privaten Aktivitäten. Mit diesen Informationen
können sie dir, deiner Familie und auch deinen Quellen großen Schaden
zufügen.

Frage: Seit wann beschäftigst du dich mit digitaler Sicherheit?

LGP: Seit ich als Investigativjournalist arbeite. Deshalb gibt es
keine privaten Bilder von mir in den sozialen Medien, nie habe ich private
Telefonnummern oder Mailadressen öffentlich gemacht. Alle meine Konten sind
gesperrt. Seit gut zehn Jahren habe ich meine Bemühungen in Bezug auf
digitale Sicherheit verstärkt, als ich mitbekam, dass die Regierung meine
Kommunikation überwachte. Das betraf nicht nur mich, sondern auch
Kolleg*innen. Als das Ausspionieren immer offensichtlicher wurde und wir
mitbekamen, dass die damalige Regierung die Spionagesoftware Pegasus
einsetzte, mussten wir handeln. Noch haben wir einiges zu lernen. Und
deshalb bin ich hier.

Frage: Was erwartest du vom Studienprogramm für Journalist*innen zu
Sicherheit im digitalen Raum?

LGP: In erster Linie, dass ich lerne, bessere Schutzmaßnahmen für
mich und mein Team zu treffen. Darüber hinaus hoffe ich, wertvolle
Kenntnisse mit nach Hause zu nehmen und dort an Journalist*innen
weitergeben zu können, die wie ich mit einer ausufernden Gewalt
konfrontiert sind, die bereits 20 Journalist*innen ins Exil getrieben hat.
Viele von ihnen waren Kolleg*innen. Sie haben Morddrohungen erhalten oder
wurden eingeschüchtert. Es gab Angriffe auf sie und mehr. In dem recht
kleinen Team von "Tierra de Nadie" haben das alle erlebt, absolut
alle.


Zu dem Interview gibt es auch ein Video und einen Audio-Beitrag,
die über die URL des Artikels aufgerufen werden können.

URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/journalismus-und-sicherheit-im-digitalen-raum/


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons
Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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UMWELT/253: Studie zu den Folgen des Klimawandels - Mehr Atemwegserkrankungen bei Hitze und bei Kälte (idw)

Universität Augsburg - 25.11.2025

Mehr Atemwegserkrankungen bei Hitze und bei Kälte



Der Klimawandel ist eine ernste Gefahr für die menschliche
Gesundheit - nicht erst in der Zukunft. Bereits jetzt führen extreme
Temperaturen in Augsburg zu mehr Atemwegserkrankungen. Das zeigt eine
Studie, die an der Universität Augsburg mit Daten aus dem
Universitätsklinikum Augsburg entstanden ist. Analysiert wurden die
Jahre 2006 bis 2019. Anpassungen an den Klimawandel sind dringend
nötig, zeigt die Studie.


Der Klimawandel ist in vollem Gange. Auch in Augsburg kommt es
immer häufiger zu extremem Wetter. Hitzewellen, also drei Tage am
Stück Temperaturen über etwa 25 Grad, sind eine große Belastung für
Menschen, Tiere und Pflanzen - und eine ernstzunehmende
gesundheitliche Gefahr. Aber auch extreme Kälte macht den Menschen zu
schaffen. Beides - extreme Hitze wie Kälte - schlägt unter anderem auf
die Atemwege.

Erhöhtes Risiko binnen Tagen

Das zeigt eine Studie des Forschungsprojekts "Extreme", das an der
Medizinische Fakultät der Universität Augsburg angesiedelt ist: Das
Risiko, notfallmäßig wegen einer Atemwegserkrankung behandelt zu
werden, steigt demnach bei extremer Hitze innerhalb von drei Tagen
signifikant - bei extremer Kälte innerhalb von drei Wochen. Extreme
Kälte definierten die Forschenden als das kälteste eine Prozent der
Tage. Für Augsburg waren das Tage, an denen die
Durchschnittstemperatur auf etwa -7,8 °C fiel, weit unter die normalen
Winterbedingungen der Stadt. Untersucht wurden Daten aus 14 Jahren in
Süddeutschland, insbesondere von 2006 bis 2019 in Augsburg.
Berücksichtigt wurden ambulante Notfallbehandlungen und
Krankenhauseinweisungen in der Notaufnahme des Universitätsklinikums
Augsburg. Die Ergebnisse der Studie sind soeben in der Fachzeitschrift
"International Archives of Occupational and Environmental Health"
erschienen.

Um ein Drittel erhöhtes Risiko

Bemerkenswert ist: Wenn man den untersuchten Zeitraum in zwei Hälften
aufteilt (2006-2012 und 2013-2019), dann zeigt sich, dass der
Temperaturanstieg im zweiten Zeitraum einhergeht mit mehr
Krankenhauseinweisungen. Dieser Effekt wird als starker Anstieg der
geschätzten kurzfristigen kumulativen Wirkung extremer Hitze
bezeichnet.

"Von 2006 bis 2012 lag das relative Risiko, wegen einer
Atemwegserkrankung ins Krankenhaus eingewiesen zu werden, während
extremer Hitze um 8 Prozent höher als bei einer mittleren
Referenztemperatur, also ohne Hitze. Im Zeitraum 2013-2019 war dieses
Risiko sogar um 32 Prozent erhöht", erklärt Dr. María Pilar Plaza
García, Leiterin des Fachbereichs "Human Exposure Science" am Institut
für Umweltmedizin und Integrative Gesundheit der Universität Augsburg.
Sie hat die Studie geleitet, gemeinsam mit Prof. Dr. Claudia
Traidl-Hoffmann.

Effekte des Klimawandels

"Steigende Temperaturen haben also bereits jetzt messbare Auswirkungen
auf die Gesundheit der Atemwege. Das deutet darauf hin, dass sich die
globale Erwärmung verheerend auf die menschliche Gesundheit auswirken
kann", sagt Plaza García.

Hitzewellen werden künftig länger dauern, intensiver ausfallen und
häufiger auftreten - selbst wenn die Klimakrise eingedämmt wird.
"Daher ist es wichtig, die gesundheitlichen Auswirkungen von Hitze zu
quantifizieren und zu verstehen. Wir möchten mit unseren Ergebnissen
dazu beitragen, dass in der öffentlichen Gesundheitsversorgung
gezielte Maßnahmen getroffen werden", erklärt die Forscherin. Das
können sehr konkrete Maßnahmen sein, neben Hitzeschutzplänen zum
Beispiel auch der Einbau von Verschattungen, von Klimaanlagen oder
auch das Anlegen grüner, kühlender Aufenthaltsorte.

Neben Hitze setzt auch extreme Kälte den Menschen zu: Sie erhöht das
Risiko, eine notfallmäßige Behandlung der Atemwege zu benötigen, noch
stärker als Hitze und deutlich messbar. Eine große Rolle spielt dabei
die saisonale Grippe. Sie gilt in der Studie als so genannter
Störfaktor. Das heißt, die Notfallbehandlungen gehen nicht
ausschließlich auf die kalten Temperaturen zurück, sondern zumindest
teilweise auch auf die Grippe.

Über das Projekt

Das Projekt "Extreme" untersucht pseudonymisierte Patientendaten aus
dem Universitätsklinikum Augsburg sowie Abrechnungsdaten der
Kassenärztlichen Vereinigung Bayern (KVB) und verschränkt diese mit
den Wetterdaten der jeweiligen Tage aus Augsburg.

So möchte das Forschungsteam herausfinden, welche Erkrankungen von
Hitze beeinflusst werden. Im Fokus stehen vor allem
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Komplikationen von
Stoffwechselerkrankungen, Lungenerkrankungen oder Allergien.

Ziel ist es, ein Konzept für ein Hitzeregister zu erstellen, mit dem
sich Dynamiken kommender Hitzewellen vorhersagen lassen, zum Beispiel
der erwartbare Kapazitätsbedarf in der gesundheitlichen Versorgung.
Zudem sollen Präventionsprogramme erarbeitet und implementiert werden.

Das Projekt soll dazu beitragen, die Anpassung an extremere
Umweltbedingungen zu verbessern und letztlich Gesundheit zu erhalten.


Originalpublikation:

Boser M, Luschkova D, Seemann M; EXTREME Study Group; Traidl-Hoffmann
C, Plaza MP. 

Extreme temperatures, recent warming and seasonal influenza-linking
human exposures to respiratory health in southern Germany. 

Int Arch Occup Environ Health. 2025 Nov 22.

doi: 10.1007/s00420-025-02179-y.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg - 25.11.2025

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DROGEN/903: Aktuelle Drogentrendstudie für Frankfurt am Main - Immer mehr Jugendliche verzichten bewusst auf Drogen (idw)

Frankfurt University of Applied Sciences - 24.11.2025

Drogentrendstudie für Frankfurt am Main: Immer mehr Jugendliche verzichten bewusst auf Drogen

Monitoring-System Drogentrends (MoSyD) 2024: Suchtforscher Prof. Dr.
Bernd Werse präsentiert Ergebnisse der aktuellen Studie für Frankfurt
am Main, die das Drogenreferat der Stadt seit 2002 unterstützt



Frankfurter Jugendliche und junge Erwachsene zwischen 15 und 18
Jahren nehmen so wenige legale und illegale Drogen wie seit 20 Jahren
nicht. Bei allen Substanzen sind die Konsumzahlen rückläufig. Mehr als
ein Viertel der jungen Menschen dieser Altersgruppe hat sogar noch nie
im Leben Alkohol, Nikotin oder sonstige legale und illegale Drogen
konsumiert. Als häufigste Gründe werden "kein Interesse" und "die
Sorge vor gesundheitlichen Folgen" genannt.

Dies hat die jüngste, repräsentative Drogentrendstudie
"Monitoring-System Drogentrends" (MoSyD) 2024 ergeben, die das
Drogenreferat der Stadt Frankfurt am Main seit 2002 unterstützt.


Rückläufiger Cannabiskonsum

"Auch die Teillegalisierung von Cannabis hat nicht zu einer höheren
Konsumbereitschaft unter Jugendlichen geführt - auch wenn das
vielleicht einige anders erwartet haben", sagt Professor Dr. Bernd
Werse, Leiter des Instituts für Suchtforschung der Frankfurt
University of Applied Sciences (Frankfurt UAS), der seit Beginn an für
die MoSyD-Studie verantwortlich ist. "Tatsächlich hat sich der
Abwärtstrend beim Cannabiskonsum eindrucksvoll fortgesetzt." Von den
befragten Jugendlichen gaben 78 Prozent an, noch niemals Cannabis
konsumiert zu haben. 13 Prozent der Befragten haben Cannabis schon
einmal probiert, konsumieren aber aktuell nicht. 6 Prozent konsumieren
gelegentlich und jeweils 1 Prozent der Jugendlichen konsumiert etwa
einmal pro Woche, mehrmals pro Woche oder täglich Cannabis. Seit dem
Erhebungsbeginn im Jahr 2002 haben noch nie so wenige Schüler*innen
Cannabis konsumiert.

"In keiner anderen Stadt in Deutschland werden neue Drogentrends unter
Jugendlichen so früh erkannt wie in Frankfurt. Wir können genau sagen,
was nur gefühlte Wahrheiten sind - und was Realität. Die Studie
belegt: Frankfurt ist mit seiner Drogenpolitik auf dem richtigen Weg.
Unser Präventionsansatz wirkt", sagt Sozial- und
Gesundheitsdezernentin Elke Voitl. Unter anderem wurden zusätzliche
Workshops an Schulen angeboten und auch Angebote zum Thema Cannabis im
Bereich Frühintervention und Beratung angepasst und erweitert.
"Schulen sind für uns besonders wichtige Partner", ergänzt Oliver
Müller-Maar, kommissarischer Leiter des Drogenreferats. "Dort
erreichen wir Jugendliche und junge Erwachsene in großem Umfang. Sie
lernen dort gemeinsam mit ihren Freunden und Fachkräften im Dialog.
Das hat eine große Relevanz". Voitl und Müller-Maar appellieren
deshalb an Schulleitungen und Lehrkräfte, Zeit für
Präventions-Workshops und Infokampagnen zu reservieren - auch wenn der
Lehrplan drückt, was häufig der Fall ist.

Sinkender Konsum bei Lachgas und E-Zigaretten

Erfolge der Prävention sieht Voitl auch bei den Themen Lachgas und
E-Zigaretten. Bei beiden Substanzen gingen die Konsumraten nach
deutlichen Anstiegen in der Vergangenheit wieder zurück. In beiden
Fällen hält Elke Voitl das "erfolgreiche Zusammenspiel" aus
Aufklärung, Verkaufsverboten an Jugendliche und staatliche
Werbeverbote für wichtig.

Psychische Probleme im Blick

Ein weiterer Aspekt, der sich aus den MoSyD-Daten ableiten lässt: Der
Medienkonsum und der Einfluss von sozialen Netzwerken auf junge
Menschen. Die 15- bis 18-Jährigen sind täglich mehrere Stunden online
unterwegs. WhatsApp, Instagram, Snapchat und TikTok spielen dabei eine
wichtige Rolle für die große Mehrheit der Jugendlichen.

Dies gelte ebenso für das Thema psychische Probleme, die auch
Auswirkungen auf das Konsumverhalten haben können. Im Jahr 2024 gaben
19 Prozent der 15- bis 18-Jährigen an, dass sie in den vergangenen
zwölf Monaten unter nennenswerten psychischen Problemen gelitten
haben. Damit ist ihr Anteil nach mehrjähriger Steigerung in den
Corona-Jahren das zweite Jahr in Folge wieder gesunken. Neben den am
häufigsten genannten Problemen (depressiven Symptomen, Angst- und
Panikstörungen sowie Essstörungen) spielten für einige Befragte auch
selbstverletzendes Verhalten, ADHS und weitere psychische Probleme
eine Rolle. Psychische Belastungen wurden von Schülerinnen mehr als
dreimal häufiger genannt als von Schülern.

Alkohol am meisten diskutiert

Gesundheitsbewusst und aufgeklärt zeigen sich Frankfurter Jugendliche
und junge Erwachsene 2024 beim Thema Alkohol. Der rückläufige Trend
beim Konsum, der seit einigen Jahren zu beobachten ist, hat sich auch
2024 fortgesetzt. 88 Prozent der Schüler:innen trinken aktuell
entweder überhaupt keinen Alkohol oder konsumieren moderat. 6 Prozent
aller befragten Jugendlichen trinken episodisch riskant, 4 Prozent
regelmäßig riskant, und 2 Prozent weisen ein exzessives
Alkoholkonsummuster auf. Letzteres ist der Fall, wenn Jugendliche im
Vormonat mehr als 20 Mal Alkohol getrunken haben oder mindestens
zehnmal angetrunken oder betrunken waren.

"Auch wenn der Konsum bei der Mehrzahl der Jugendlichen über die Jahre
rückläufig ist, behalten wir die kleine Gruppe von intensiv
konsumierenden jungen Menschen im Blick", sagt Oliver Müller-Maar.
"Die MoSyD-Schulbefragung bleibt deshalb eine der wichtigsten
Arbeitsgrundlagen, um unsere Präventions- und Beratungsangebote
aufzustellen."

Beteiligung

1054 Schüler*innen in der Altersgruppe 15 bis 18 Jahren haben sich an
der Schulumfrage beteiligt. Im Durchschnitt waren sie 16,5 Jahre alt,
88 Prozent wohnten in Frankfurt am Main. Der Erhebungszeitraum der
aktuellen MoSyD-Studie lag zwischen Oktober 2024 und März 2025.


Weitere Informationen:

https://www.frankfurt-university.de/isff

(Webseite des Instituts für Suchtforschung)

https://frankfurt.de/service-und-rathaus/verwaltung/publikationen/drogenreferat/mosyddrogentrendstudie-frankfurt-am-main

(Ausgewählte Ergebnisse der Studie/Webseite Drogenreferat)
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AUSLAND/2769: Gaza - Ärzte ohne Grenzen behandelt Verletzte nach Luftangriffen (ÄoG)

Ärzte ohne Grenzen - Pressemitteilung vom 21. November 2025

Gaza: Ärzte ohne Grenzen behandelt Verletzte nach Luftangriffen



Nach israelischen Luftangriffen im Gazastreifen behandeln Teams von
Ärzte ohne Grenzen mehrere Verletzte. Die Verletzungen reichen von
offenen Frakturen bis zu Schusswunden. Die jüngsten Kampfhandlungen
hatten am Mittwoch begonnen. Dutzende Menschen im Gazastreifen wurden
bei den Angriffen verletzt oder getötet. Ärzte ohne Grenzen fordert
ein Ende der Angriffe auf die Zivilbevölkerung.

"Gegen elf Uhr am Mittwoch hörten wir Schüsse aus Quadcoptern. Kurz
darauf erhielten wir zwei Verletzte", sagt ein Krankenpfleger von
Ärzte ohne Grenzen, der in einer mobilen Klinik in Gaza-Stadt
arbeitet. "Die erste Patientin war eine Frau mit einer Beinverletzung.
Wenig später kam ein neunjähriges Mädchen mit einer Verletzung im
Gesicht bei uns an."

Medizinische Teams in mobilen Kliniken in Kamal Adwan, im
Al-Schifa-Krankenhaus sowie im Nasser-Krankenhaus behandelten
mindestens sechs weitere Patient*innen, die durch Luftangriffe
verletzt wurden. Unter ihnen waren ein 15-jähriger Junge und ein
71-jähriger Mann. Viele weitere Menschen wurden vom Personal des
Gesundheitsministeriums behandelt.

"Ich hörte das Geräusch einer Rakete, dann das einer zweiten Rakete.
Kurz darauf verlor ich das Bewusstsein. Ich öffnete meine Augen und
sah meinen Vater auf dem Boden liegen. Ich sah meine drei Brüder auf
dem Boden, blutüberströmt, und alles war mit Staub bedeckt", sagt ein
Patient im Al-Schifa-Krankenhaus. "Ich konnte überall Menschen
schreien hören."

Nach Angaben des Gesundheitsministerium im Gazastreifen wurden in
Angriffen seit dem 11. Oktober mehr als 300 Menschen getötet und mehr
als 760 verletzt. Zwei Jahre nach dem Beginn des Krieges sind die
Menschen im Gazastreifen erschöpft und sehen einem kalten Winter
entgegen. Sie besitzen oft nicht einmal das Nötigste. Währenddessen
setzen sich die israelischen Angriffe im Gazastreifen fort.


Ärzte ohne Grenzen fordert erneut den Schutz aller
Zivilist*innen, des medizinischen Personals und der medizinischen
Einrichtungen im Gazastreifen.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 21. November 2025

Schwedenstraße 9, 13359 Berlin

Telefon: 030/700 130 - 0, Fax: 030/700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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STUDIE/094: Erhebliche Bedrohungslage für die Cybersicherheit in Krankenhäusern (idw)

Justus-Liebig-Universität Gießen - 25.11.2025

Wirksamkeit gängiger Anti-Phishing-Maßnahmen fraglich

Weiterhin erhebliche Bedrohungslage für die Cybersicherheit in Krankenhäusern



Gängige Anti-Phishing-Maßnahmen sind der nach wie vor erheblichen
Bedrohungslage durch Cyberangriffe offenbar nur unzureichend
gewachsen. Das hat eine neue Studie ergeben, die ein Forscherteam
unter der Beteiligung des IT-Sicherheitsexperten Prof. Dr. Luigi Lo
Iacono von der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) Mitte Oktober
bei der renommierten ACM Conference on Computer and Communications
Security (CCS) in Taiwan vorstellte. In der Studie analysierten die
Forscher in einer deutschen Universitätsklinik, wie anfällig
Krankenhausbeschäftigte für Phishing-Angriffe sind und wie effektiv
gängige Anti-Phishing-Maßnahmen sind. Die Ergebnisse werfen ein
kritisches Licht auf die aktuelle Cybersicherheitslage im
Gesundheitswesen und bieten richtungsweisende Erkenntnisse für die
Verbesserung der Sicherheitsstandards für Phishing-E-Mails.


In einer groß angelegten Phishing-Simulation wurden 7.044
E-Mail-Konten der Klinik ins Visier genommen. Die Forscher
untersuchten, wie sich die Phishing-Anfälligkeit unter verschiedenen
Beschäftigtengruppen verteilt und wie bestimmte Merkmale der
Phishing-E-Mails - etwa Timing und Sprache - darauf Einfluss nehmen.
Ein zentrales Ergebnis der Studie: Schon eine geringe Anzahl von
Phishing-E-Mails reicht aus, um in einer großen Klinik signifikante
Sicherheitsrisiken darzustellen. Innerhalb von nur 12 bis 24 Stunden
besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass Beschäftigte ihre
Zugangsdaten versehentlich preisgeben.

Anfälligkeit für Phishing E-Mails

Etwa ein Viertel der Beschäftigten wären der Studie zufolge bereit
gewesen, die eigenen Authentifizierungsdaten preiszugeben. Dabei haben
bestimmte Merkmale von Phishing-E-Mails die Anfälligkeit des
Klinikpersonals erheblich beeinflusst; zudem unterschied sich die
Wirkung dieser Merkmale deutlich zwischen den Personalgruppen.
E-Mails, die am Morgen verschickt wurden, führten insgesamt zu einer
um 5,6 Prozentpunkte erhöhten Interaktionswahrscheinlichkeit, mit
einem besonders starken Effekt von 13,5 Prozentpunkten bei
medizinischem Personal. Einfaches Textformat anstelle von HTML erhöhte
die Anfälligkeit um 4,9 Prozentpunkte, wobei das medizinische Personal
ebenfalls besonders anfällig war. Zudem steigerten E-Mails, die auf
Verlustangst setzten, wie etwa eine Warnung vor ablaufenden
E-Mail-Accounts, die Wahrscheinlichkeit einer Interaktion um 6,7
Prozentpunkte, was bei nicht-medizinischen Personalgruppen besonders
ausgeprägt war. Diese Befunde verdeutlichen, dass gezielte und
minimale Variationen in der Gestaltung von E-Mails die Effektivität
von Phishing-Angriffen erheblich beeinflussen können.

Wirksamkeit gängiger Anti-Phishing-Maßnahmen

Die Untersuchung ging auch der Frage nach, wie effektiv gängige
Anti-Phishing-Maßnahmen sind, die häufig als fertige Lösungen in
Unternehmens-E-Mail-Systemen eingesetzt werden. Demnach erwiesen sich
explizite Warnbanner und das Verschieben in Spam-Ordner als besonders
wirksam, da sie das riskante Verhalten um bis zu 94 Prozent
reduzierten. Die häufig genutzte Methode der [EXTERN]-Kennzeichnung
von E-Mails erwies sich hingegen als weitaus weniger verlässlich. Das
Deaktivieren von Links in E-Mails sowie Warnungen im Browser vor
potenziellen Phishing-Links zeigten immerhin eingeschränkte
Schutzwirkung.

Emotionale Reaktion der Beschäftigten

Da die Studie aus Sicht der Teilnehmenden einer Phishing-Simulation
entsprach, konnte das Forscherteam zudem emotionale Reaktion auf
solche Simulationen untersuchen. Ein beachtlicher Teil der befragten
Mitarbeiter reagierte auf die Phishing-Simulation mit Gefühlen wie
Angst, Scham und Schuld. Diese Erkenntnisse verdeutlichen die
psychologischen Herausforderungen, die solche Simulationen mit sich
bringen, und unterstreichen die Notwendigkeit, die emotionalen Kosten
gegen die potenziellen Sicherheitsvorteile abzuwägen.

Handlungsempfehlungen für das Gesundheitswesen

Die Forscher betonen, dass gängige Anti-Phishing-Maßnahmen wie
Phishing-Simulationen, Banner oder [EXTERN]-Kennzeichnungen nicht
ausreichen, um den Schutz vor Phishing effektiv zu gewährleisten. "Es
ist essenziell, dass technische Schutzvorkehrungen gestärkt werden, um
die Resilienz gegenüber Cyberkriminalität zu erhöhen. Vor allem im
Gesundheitssektor, der zunehmend Ziel von Cyberangriffen wird, besteht
akuter Handlungsbedarf", so die Bilanz von Studienleiter Prof. Dr.
Luigi Lo Iacono. Die Studie liefere damit eine fundierte Grundlage, um
effektive Strategien zur Abwehr von Phishing-Angriffen zu entwickeln.


Originalpublikation:

Jan Tolsdorf, David Langer, and Luigi Lo Iacono. 2025. 

Phishing Susceptibility and the (In-)Effectiveness of Common
Anti-Phishing Interventions in a Large University Hospital. 

In Proceedings of the 2025 ACM SIGSAC Conference on Computer and
Communications Security (CCS '25). 

Association for Computing Machinery, New York, NY, USA, 4334-4348.

https://doi.org/10.1145/3719027.3765164

Weitere Informationen:

https://www.sigsac.org/ccs/CCS2025/
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AIDS/1111: Steigende Infektionszahlen sind kein Zufall (DAH)

Deutsche Aidshilfe - 20. November 2025

Steigende Infektionszahlen sind kein Zufall

Kürzungen bei Aufklärung und Drogenhilfe führen zu Infektionen.
Funktionierende Präventions- und Testangebote in vollem Umfang einsetzen!



Die Zahl der HIV-Neuinfektionen in Deutschland ist im Jahr 2024
gestiegen. Auch die Zahl der Menschen, die noch nichts von ihrer
HIV-Infektion wissen, hat erstmals wieder zugenommen. Das geht aus dem
heute veröffentlichten Epidemiologischen Bulletin des Robert
Koch-Instituts (RKI) hervor. [1]

Dazu erklärt Sylvia Urban vom Vorstand der Deutschen Aidshilfe (DAH):

"Der Anstieg ist noch moderat, aber sehr ernstzunehmen. Wir müssen
 jetzt gut erprobte Maßnahmen verstärkt zum Einsatz bringen und
 neuen Anforderungen anpassen. Insbesondere Länder und Kommunen
 müssen mehr tun, statt weniger, wie es gerade an vielen Orten
 geschieht. Wo in Prävention und Drogenhilfe gekürzt wird, sind
 steigende Infektionszahlen die logische Folge. Kürzungen müssen
 zurückgenommen, Präventions- und Testangebote verstärkt werden,
 dann können die Zahlen auch bald wieder sinken."


Besonders wichtig ist dabei:


	Die HIV-PrEP, eine medikamentöse Prophylaxe für Menschen mit erhöhtem Risiko, muss noch bekannter und leichter verfügbar werden. Die Zahl der Nutzer*innen stagniert laut RKI bei etwa 40.000. Oft müssen Interessierte warten, die Versorgung ist nicht flächendeckend gewährleistet. Die PrEP wird bisher fast ausschließlich von schwulen Männern genutzt. Sie kommt aber für alle Menschen mit erhöhtem Risiko in Frage und sollte zum Beispiel auch in der reisemedizinischen Beratung angeboten werden.

	Die Drogenhilfe muss befähigt werden, ausreichend saubere Spritzen zur Verfügung zu stellen - das ist das einfachste Mittel gegen Übertragungen von HIV und HCV. Vielerorts fehlt es dafür an Geld.

	Es müssen noch mehr leicht zugängliche Testangebote geschaffen werden, darunter auch aufsuchende Angebote, etwa Testmobile, die Drogen konsumierenden Menschen an Szeneorten ein Angebot machen. Ärzt*innen sollten mit Patient*innen über mögliche Risiken sprechen und Tests anbieten.

	Alle Menschen mit HIV in Deutschland müssen Zugang zur Therapie erhalten. Bei Menschen ohne Aufenthaltspapiere oder Krankenversicherung ist das immer noch nicht gewährleistet. HIV-negative Menschen mit HIV-Risiko müssen Zugang zur HIV-PrEP erhalten.



Frühe Diagnosen fördern

Schätzungsweise 8.200 Menschen wissen laut RKI noch nichts von ihrer
HIV-Infektion; nur 92 Prozent der Menschen mit HIV in Deutschland
haben bereits eine Diagnose (UNAIDS-Ziel für 2025: 95 Prozent).
Zugleich wird ungefähr ein Drittel der HIV-Diagnosen erst gestellt,
wenn das Immunsystem schon schwer geschädigt ist - oft wird
gleichzeitig Aids diagnostiziert.

"Die weiterhin hohe Zahl später Diagnosen und die wachsende Zahl von
Menschen, die noch nichts von ihrer HIV-Infektion wissen, macht uns
Sorge. HIV sollte so früh wie möglich erkannt und behandelt werden. So
wird die Gesundheit geschützt, weitere Übertragungen werden
verhindert. Darum gilt: Wer ungeschützten Sex hatte, sollte sich auf
HIV und andere Infektionen testen lassen", so DAH-Vorstand Sylvia
Urban.

Erstmals wieder Anstieg in allen Gruppen

Nach Schätzung des RKI infizierten sich im Jahr 2024 insgesamt 2.300
Menschen neu mit HIV - etwa 200 mehr als im Jahr zuvor. Schwule und
bisexuelle Männer machen mit 1.300 Fällen (+100) etwas mehr als die
Hälfte aus, heterosexuelle Übertragungen gab es in 590 Fällen (+45),
400 Übertragungen (+60) betrafen intravenös Drogen konsumierende
Menschen.

Im letzten Jahr lagen die Zahlen bereits wieder auf dem Niveau der
Zeit vor der Covid-Pandemie, während der es einen Rückgang gegeben
hatte. Der vorherige Rückgang bei schwulen Männern setzte sich nun
offenbar nicht fort. Bei den intravenös Drogen konsumierenden Menschen
ist seit 2010 ein kontinuierlicher Anstieg zu beobachten. Hier besteht
dringender Handlungsbedarf.

Infektionszahlen spiegeln Lücken bei Angeboten

"Die Entwicklung der Neuinfektionen ist kein Zufall", fasst
DAH-Vorstand Sylvia Urban zusammen. "Sie spiegelt direkt wider, ob die
Angebote möglicher Schutzmaßnahmen ausreichen. Unser Ziel muss sein,
den Trend wieder umzukehren."

Anmerkung:

[1] https://www.rki.de/DE/Aktuelles/Publikationen/Epidemiologisches-Bulletin/2025/47_25.pdf?__blob=publicationFile&v=4

 * 

Quelle:

Deutsche Aidshilfe

Pressemitteilung vom 20. November 2025

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 / 69 00 87 16, Fax: 030 / 69 00 87 42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: https://www.aidshilfe.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick am zum 29. November 2025 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AIDS/1110: Welt-Aids-Tag am 1. Dezember - Globale HIV-Präventions- und Behandlungsprogramme gefährdet (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





AIDS/1110: Welt-Aids-Tag am 1. Dezember - Globale HIV-Präventions- und Behandlungsprogramme gefährdet (idw)

Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 25.11.2025

Welt-Aids-Tag 2025: Globale HIV-Präventions- und Behandlungsprogramme gefährdet

STI-Experten warnen vor Wiedererstarken einer HIV-Epidemie



Die Deutsche Dermatologische Gesellschaft (DDG) und die Deutsche
STI Gesellschaft (DSTIG) weisen anlässlich des Welt-Aids-Tages am 1.
Dezember darauf hin, dass infolge des Rückzugs der USA aus globalen
Gesundheits- und Entwicklungsprojekten und Kürzungen anderer
Geberländer jetzt bereits zahlreiche Programme der HIV-Prävention und
-Behandlung eingeschränkt werden mussten. Für Millionen HIV-infizierte
Menschen vor allem im Globalen Süden bedeutet dies, dass sie nicht
mehr ausreichend therapiert werden können, was lebensbedrohliche
Folgen hat. Zudem steht ein Anstieg der HIV- und Aidserkrankungszahlen
zu befürchten.


Am 1. Dezember findet der Welt-Aids-Tag statt, der in diesem
Jahr unter dem Motto "Rethink. Rebuild. Rise." steht. Diese
Aufforderung "neu zu denken, wiederaufzubauen und aufzustehen" richtet
sich an Menschen mit HIV, Forschende, Politikerinnen und Politiker,
Health Professionals und Medienvertreter, um gemeinsam Antworten auf
die neuen Herausforderungen bei der Bekämpfung von HIV und Aids zu
finden. "Dieser Appell ist angesichts der tiefgreifenden Veränderungen
in der Finanzierung und Organisation der weltweiten HIV-Projekte
bitter nötig. Wir müssen auch als Europäerinnen und Europäer die
bisherigen Strategien prüfen und über neue Strukturen und
Finanzierungen nachdenken", sagt Prof. Dr. med. Norbert Brockmeyer,
Präsident der DSTIG. Aus Sicht des Dermatologen und STI-Experten ist
die Bedeutung des Rückzugs der US-amerikanischen Regierung aus den
globalen HIV-Programmen noch nicht im Bewusstsein der Menschen
angekommen.

Finanzierung von weltweiten HIV/AIDS-Programmen gekürzt

Die USA haben seit Anfang 2025 ihre Finanzierungszusagen für
HIV/AIDS-Programme in vollem Umfang zurückgezogen. Es geht vor allem
um Programme, die bisher im Rahmen des "President's Emergency Plan for
AIDS Relief" (PEPFAR) und über die United States Agency for
International Development (USAID) weltweit gefördert wurden. Nach
Einschätzung der Vereinten Nationen zu HIV/AIDS (UNAIDS) wird sich
dies auf die HIV-Prävention, HIV-Diagnostik und HIV-Behandlung vor
allem in den Ländern des Globalen Südens auswirken. Das UNAIDS-Budget
betrug 2024 rund 220 Millionen Dollar und wurde gut zur Hälfte von den
USA finanziert.

Aber auch andere Länder beschränken ihre Unterstützung für weltweite
Gesundheitsprogramme wie den Global Fund. So hat Großbritannien Anfang
November seinen Beitrag zu dieser globalen Initiative zur Bekämpfung
von AIDS, Tuberkulose und Malaria um 15 % gekürzt und jetzt 850
Millionen Pfund (1,14 Milliarden Dollar) zugesagt. Begründet wird dies
mit gestiegenen Rüstungsausgaben. Einige der größten Geldgeber haben
bereits Zusagen an den Globalen Fonds gemacht: Deutschland hat im
Oktober eine Milliarde Euro zugesagt, 300 Millionen Euro weniger als
im letzten Finanzierungszyklus. Die Gates Foundation bleibt bei ihrer
Unterstützung mit 912 Millionen Dollar.

"Wir können jetzt schon abschätzen, dass mit dem Wegfall der US-Gelder
und Kürzungen anderer Länder das Leben von Millionen Menschen auf dem
Spiel steht. HIV-Infizierte, die mit entsprechender medikamentöser
Versorgung sehr gute Chancen hatten, mit ihrer Erkrankung zu leben,
erhalten dann keine antiretroviralen Medikamente", betont Brockmeyer
und verweist auf eine von UNAIDS veröffentlichte Modellierung aus dem
Frühjahr 2025. Die dauerhafte Einstellung der derzeit von PEPFAR
unterstützten HIV-Programme (einschließlich Behandlung und Prävention)
könnte demnach zwischen 2025 und 2029 dazu führen, dass es zu 6,6
Millionen zusätzlichen HIV-Neuinfektionen käme. 4,2 Millionen
zusätzliche AIDS-bedingte Todesfälle wären die Folge.

Die neue Politik der USA und ihr Austritt aus der
Weltgesundheitsorganisation (wirksam ab 22. Januar 2026) hat nicht nur
Auswirkungen auf die weltweiten Programme gegen HIV/AIDS. Auch
Tuberkulose und Malaria sowie Impfpräventionsangebote fallen diesen
Entwicklungen zum Opfer. In manchen Ländern mit schwachen
Gesundheitssystemen wurden durch PEPFAR nicht nur Medikamente
finanziert, sondern auch Gehälter von weltweit über 270.000
medizinischen Fachkräften. Organisationen mussten ihre Arbeit
einschränken oder ganz einstellen.

"Ohne eine verlässliche Versorgung der Betroffenen und eine wirksame
Prävention kann sich das HIV-Virus wieder stärker ausbreiten", ergänzt
Prof. Dr. med. Silke Hofmann, Direktorin des Zentrums für
Dermatologie, Allergologie und Dermatochirurgie, HELIOS
Universitätsklinikum Wuppertal und Beauftragte für die
Öffentlichkeitsarbeit der DDG. Es brauche nicht viel Fantasie, um
abzuleiten, was eine solche erstarkte HIV-Epidemie auch für die
Gesundheitssysteme hierzulande bedeute, so die Expertin.

Auch auf dem "World Health Summit" im Oktober 2025 in Berlin wurde das
Thema aufgegriffen und über innovative Finanzierungsmöglichkeiten für
eine nachhaltige Gestaltung der Gesundheitssysteme afrikanischer
Länder diskutiert. Dabei wurde die Zusammenarbeit zwischen
afrikanischen Staaten untereinander sowie der Ausbau von
Partnerschaften mit anderen internationalen Akteuren wie der
Europäischen Union, den Vereinten Nationen und regionalen
Organisationen in den Blick genommen.

Einen Hoffnungsschimmer in Bezug auf die Haltung der USA sieht
Brockmeyer in der Nachricht, dass die US-Regierung trotz der massiven
Kürzungen bei den Hilfsprogrammen jetzt doch ein internationales
Programm für den kostengünstigen Zugang zu dem Vorbeugemedikament
Lenacapavir mittragen will. Der Hersteller des Medikaments Gilead
Sciences hat zugesagt, im Kontext einer Partnerschaft mit der
US-Regierung Yeztugo (so der Handelsname) zum Selbstkostenpreis zu
liefern. Mindestens zwei Millionen Menschen sollen davon profitieren
können. Es ist noch nicht entschieden, welche Länder in das
Förderprogramm aufgenommen werden.


Zum Welt-Aids-Tag:

Der Aktionstag wurde 1988 ins Leben gerufen und findet jedes Jahr am
1. Dezember statt. Zu seinen Zielen gehört es, die Rechte der
HIV-positiven Menschen weltweit zu schützen und durch Aufklärung
Vorurteile abzubauen und Ausgrenzung zu verhindern. Weltweit leben
etwa 41 Millionen Menschen mit HIV. Das Motto 2025 lautet: "Rethink.
Rebuild. Rise." ("Neu denken. Wiederaufbauen. Aufstehen.")


Quellen:

Estimating the potential impact of HIV response disruptions. Joint
United Nations Programme on HIV/AIDS, UNAIDS. April 2025. 

https://www.unaids.org/sites/default/files/2025-04/JC3144_Estimates_Funding_cuts_impact_En.pdf 

https://www.reuters.com/business/healthcare-pharmaceuticals/uk-pledges-850-million-pounds-global-disease-fight-2025-11-11/

https://www.tagesschau.de/ausland/un-aids-programm-us-hilfe-100.html

https://dserver.bundestag.de/btd/21/004/2100484.pdf

Weitere Informationen:

https://www.welt-aids-tag.de

(Webseite zum Aktionstag)

https://www.derma.de

(Webseite der Deutschen Dermatologischen Gesellschaft (DDG))    

https://www.derma-tagungen.de

(Tagungswebseite zur KoPra 2026)


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution1999
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DEPRESSION/368: Social Media als Chance und Risiko - Jeder zweite Bundesbürger informiert sich im Netz (idw)

Stiftung Deutsche Depressionshilfe - 25.11.2025

Jeder zweite Bundesbürger informiert sich im Netz über Depression - Social Media als Chance und Risiko



Jede zweite Person in Deutschland hat im Internet bereits zu
Depression recherchiert. Bei den tatsächlich Erkrankten sind es sogar
78 Prozent. Je 17 Prozent der Betroffenen informieren sich über KI und
soziale Medien. Damit verbunden sind Chancen, aber auch Risiken für
Menschen mit Depression: Beispielsweise wurde jeder sechste Betroffene
durch Social Media motiviert, Hilfe zu suchen. Andererseits fällt es
zwei Drittel der Betroffenen schwer, Wahrheitsgehalt und mögliche
kommerzielle Interessen von digitalen Angeboten zu beurteilen. Das
zeigt das heute veröffentlichte 9. Deutschland-Barometer Depression
der Stiftung Deutsche Depressionshilfe und Suizidprävention.


Leipzig, 25.11.2025 - Jede zweite Person in Deutschland hat im
Internet bereits zu Depression recherchiert. Bei den tatsächlich
Erkrankten sind es sogar 78 Prozent. Je 17 Prozent der Betroffenen
informieren sich über KI und soziale Medien. Damit verbunden sind
Chancen, aber auch Risiken für Menschen mit Depression: Beispielsweise
wurde jeder sechste Betroffene durch Social Media motiviert, Hilfe zu
suchen. Andererseits fällt es zwei Drittel der Betroffenen schwer,
Wahrheitsgehalt und mögliche kommerzielle Interessen von digitalen
Angeboten zu beurteilen. Das zeigt das heute veröffentlichte 9.
Deutschland-Barometer Depression der Stiftung Deutsche
Depressionshilfe und Suizidprävention. Die Befragung untersucht
jährlich Einstellungen und Erfahrungen zu Depression in der
erwachsenen Bevölkerung. Befragt wurde im September 2025 ein
repräsentativer Bevölkerungsquerschnitt aus 5.196 Personen zwischen 18
und 69 Jahren. Zusätzlich wurden 103 Jugendliche im Alter von 16 bis
17 Jahren befragt. Die Studie wird gefördert von der Deutsche Bahn
Stiftung gGmbH.

Hälfte der Menschen in Deutschland sucht online nach Depression

Jeder zweite Mensch in Deutschland hat online schon einmal nach
Informationen über Depression gesucht. Bei den Menschen, die selbst
von Depression betroffen sind, sind es sogar 78 Prozent. Am häufigsten
werden von ihnen Suchmaschinen genutzt (64 Prozent), gefolgt von
Webseiten von Krankenkassen (28 Prozent) und Kliniken oder Ärzten (25
Prozent). KI-Programme und Social Media nutzen je 17 Prozent der
Betroffenen. Bei Jugendlichen zwischen 16 und 17 Jahren sind
Suchmaschinen ebenfalls führend (49 Prozent), doch Social Media (20
Prozent) und KI (19 Prozent) werden hier sogar häufiger genutzt als
klassische medizinische Webseiten.

Depression sehr präsent auf Social Media

Depression ist auf Social Media ein sehr präsentes Thema: 40 Prozent
der Menschen in Deutschland haben in der vergangenen Woche einen Post
über Depression in den sozialen Medien gesehen. Bei den Betroffenen
waren es 47 Prozent. "Die Ergebnisse zeigen, wie stark das Thema
Depression in der digitalen Welt angekommen ist. Das birgt Chancen wie
eine bessere Aufklärung, aber auch das Risiko der massenhaften
Verbreitung von falschen Vorstellungen zu Depression", sagt Prof.
Ulrich Hegerl, Vorsitzender der Stiftung Deutsche Depressionshilfe und
Suizidprävention. So fühlte sich jeder sechste befragte Betroffene (17
Prozent) durch Social Media motiviert, Hilfe zu suchen. Knapp jede
zehnte Person mit Depression kam durch Posts in den sozialen Medien
erstmals auf die Idee, dass sie an Depression erkrankt sein könnte.
"Menschen mit dem Verdacht auf eine Depression sollten sich an den
Hausarzt wenden und dort die depressiven Symptome abklären lassen.
Inhalte auf Social Media können unterstützen, aber sie ersetzen keine
ärztliche oder psychotherapeutische Behandlung" so Hegerl weiter.

Fachliche Richtigkeit von Social Media-Posts zu Depression schwer
zu beurteilen

Andererseits geben 65 Prozent der Befragten an, die
Vertrauenswürdigkeit von Social Media Posts zu Depression schwer
beurteilen zu können. Ebenso viele erkennen kommerzielle Interessen
nur schwer. 63 Prozent haben Probleme, den Wahrheitsgehalt der
Beiträge zu bewerten. "Wer sich bei Social Media über Depression
informieren will, sollte prüfen, ob der Beitrag von einer Universität,
einer Krankenkasse oder einer Fachorganisation für psychische
Erkrankungen kommt. Hat die Person eine anerkannte Ausbildung für
psychische Erkrankungen wie Psychiater oder Psychologischer
Psychotherapeut? Besondere Vorsicht ist bei Angeboten geboten, die
schnelle Heilung versprechen oder Produkte verkaufen. Nutzer sollten
zudem darauf achten, ob sich die Informationen mit den nationalen
Behandlungsleitlinien Depression decken", empfiehlt Hegerl.

Positive und negative Effekte von Social Media

Die Mehrheit (73 Prozent) der befragten Betroffenen erlebt keine
Veränderung ihres Befindens durch den Konsum von Depressionsinhalten
auf Social Media. 13 Prozent berichten jedoch von positiven Effekten:

71 Prozent von ihnen empfinden den Austausch mit anderen und
Erfahrungsberichte als motivierend. 56 Prozent gaben an, durch
sachliche Informationen ihre eigene Situation besser zu verstehen. 39
Prozent fühlen sich weniger einsam.

15 Prozent der befragten Betroffenen berichten aber auch von negativen
Auswirkungen: Den Austausch mit anderen oder Erfahrungsberichte
erleben 50 Prozent von ihnen als demotivierend. 46 Prozent fühlen sich
von der Vielzahl an Informationen überfordert, 24 Prozent durch
Erfolgs-Stories anderer bedrückt.

Mit dem Thema Suizid kamen bisher 80 Prozent der Betroffenen bei
Social Media in Kontakt: Ein Drittel sah dort Hilfsangebote für
Menschen mit suizidalen Gedanken, 26 Prozent begegneten suizidalen
Gedanken anderer, 15 Prozent sogar konkreten Suizidankündigungen oder
-versuchen. "Dass so viele depressiv Erkrankte auf Social Media
bereits mit konkreten suizidalen Handlungen konfrontiert wurden, ist
bedenklich", sagt Prof. Ulrich Hegerl. "Bei solchen Posts besteht
immer die Gefahr von Nachahmungseffekten - vor allem, wenn Nutzer sich
mit der Person auf Social Media identifizieren."


Über die Stiftung Deutsche Depressionshilfe und Suizidprävention

Ziel der 2008 gegründeten Stiftung Deutsche Depressionshilfe ist es,
einen wesentlichen Beitrag zur besseren Versorgung depressiv
erkrankter Menschen und zur Reduktion der Zahl der Suizide in
Deutschland zu leisten. Vorstandsvorsitzender ist Prof. Dr. Ulrich
Hegerl. Die Schirmherrschaft hat der Entertainer und Schauspieler
Harald Schmidt übernommen. Neben Forschungsaktivitäten bietet die
Stiftung Betroffenen und Angehörigen vielfältige Informations- und
Hilfsangebote wie das deutschlandweite Info-Telefon Depression (0800
33 44 5 33). In 90 Städten und Kommunen haben sich lokale Bündnisse
gegen Depression gebildet, die auf lokaler Ebene Aufklärung über die
Erkrankung leisten. [1]

Über die Deutsche Bahn Stiftung

Die Deutsche Bahn Stiftung wurde 2013 als gemeinnützige GmbH von der
Deutschen Bahn AG gegründet und ist deutschlandweit in den
Schwerpunkten Bildung, Integration und Ehrenamt aktiv. Mit dem DB
Museum und seinen Standorten in Nürnberg, Koblenz und Halle (Saale)
gehört zudem das weltweit älteste Eisenbahnmuseum zur Stiftung. Mit
seinem umfangreichen Angebot und einer Fülle an Exponaten bewahrt es
das historische Erbe der Eisenbahn in Deutschland und stärkt den
Bildungsschwerpunkt der Stiftung. Mehr unter: [2]

Informationen und Hilfe bei Depression für Betroffene und Angehörige unter:

- Wissen und Adressen rund um das Thema Depression auf www.deutsche-depressionshilfe.de

- Deutschlandweites Info-Telefon Depression: 0800 33 44 5 33

- E-Mail-Beratung für Betroffene und Angehörige: bravetogether@deutsche-depressionshilfe.de

- Online-Forum: Erfahrungsaustausch für Betroffene und Angehörige unter www.diskussionsforum-depression.de

- Sozialpsychiatrische Dienste bei den Gesundheitsämtern

- Beratung und Selbsthilfegruppen speziell für Angehörige www.bapk.de

- Tipps und Übungen für Angehörige: www.familiencoach-depression.de

Anmerkungen:

[1] www.deutsche-depressionshilfe.de

[2] www.deutschebahnstiftung.de

Originalpublikation:

https://www.deutsche-depressionshilfe.de/forschungszentrum/deutschland-barometer-depression

Weitere Informationen:

https://www.deutsche-depressionshilfe.de/pressematerial-barometer-depression
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FORSCHUNG/867: Weshalb das "Bauchhirn" eine zentrale Rolle bei Allergien spielt (idw)

Universität Bern - 25.11.2025

Weshalb das "Bauchhirn" eine zentrale Rolle bei Allergien spielt



Eine internationale Studie unter Leitung von Berner Forschenden und
der Charité - Universitätsmedizin Berlin hat eine bislang unbekannte
Funktion des Darmnervensystems aufgedeckt. Wie das Team nun zeigt,
reguliert das Darmnervensystem die Zusammensetzung und die Stabilität
der Darmbarriere. Ist dieser Schutzmechanismus gestört, entsteht eine
Neigung zu Allergien. Die Ergebnisse eröffnen neue Perspektiven für
die Behandlung von Allergien, chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen
und dem Reizdarmsyndrom.


Das Darmnervensystem, oft als "Bauchhirn" bezeichnet, spielt
eine entscheidende Rolle bei der Steuerung unserer Verdauung und beim
Erhalt der sogenannten Darmbarriere. Diese Schutzschicht trennt den
Körper vom Darminhalt und besteht aus der Darmschleimhaut,
Abwehrzellen und dem Mikrobiom.

Damit die Darmbarriere effektiv arbeiten kann, müssen alle Komponenten
im richtigen Gleichgewicht sein. Ist das Gleichgewicht gestört, können
Entzündungen, Allergien oder chronische Darmerkrankungen auftreten.
Die Darmschleimhaut gilt dabei als wichtigste Verteidigungslinie gegen
Krankheitserreger. Frühere Studien hatten gezeigt, dass das
Darmnervensystem nebst seiner Funktion für die Verdauung auch eine
wichtige Rolle bei Abwehrreaktionen im Darm spielt. Inwiefern das
Darmnervensystem die Entwicklung von Darmzellen beeinflusst, war
bisher jedoch weitgehend unerforscht.

Ein internationales Forschungsteam unter der Leitung der Universität
Bern, des Inselspitals Bern, Universitätsspital Bern und der Charité
hat nun erstmals gezeigt, dass das Darmnervensystem als zentraler
Schalter für die Darmbarriere fungiert. Über einen freigesetzten
Botenstoff steuert es nicht nur, wie sich Zellen der Darmwand zu
unterschiedlichen Zelltypen entwickeln, sondern beeinflusst auch die
Immunreaktionen im Darm, die Allergien fördern. Die Ergebnisse dieser
richtungsweisenden Studie wurden kürzlich in der Fachzeitschrift
Nature Immunology publiziert.

Das Darmnervensystem als "Dirigent" zwischen Stammzellen und Abwehrzellen

In ihrer Studie untersuchten die Forschenden anhand des Mausmodells,
wie bestimmte Nervenzellen im Darm mit den Stammzellen des Darms
kommunizieren. Dabei fokussierten sie sich auf das sogenannte
vasoaktive intestinale Peptid (VIP), einen Botenstoff, der vom
Darmnervensystem produziert wird. Die Ergebnisse der Studie zeigen
erstmals, dass Darmnervenzellen über den VIP-Botenstoff direkt mit den
Darm-Stammzellen kommunizieren. Dadurch sorgen die Nervenzellen dafür,
dass sich die Stammzellen nicht zu schnell vermehren und nicht zu
stark in bestimmte Zelltypen ausreifen. Ist dieser
Steuerungsmechanismus gestört und fehlt der VIP-Botenstoff, entsteht
ein Überschuss sogenannter Büschelzellen. Diese schütten ihrerseits
dann Signale aus, welche im Darm eine Art Allergieprogramm starten.

"Unsere Resultate verdeutlichen, dass das Darmnervensystem ein
entscheidender Faktor für die Aufrechterhaltung einer gesunden
Darmschleimhaut, Immunregulation und letztendlich für die gesunde
Darmbarriere ist", erklärt Dr. Manuel Jakob von der Universitätsklinik
für Viszerale Chirurgie und Medizin am Inselspital,
Forschungsmitarbeiter am Department for BioMedical Research (DBMR) der
Universität Bern und Wissenschaftler an der Charité. Der Erstautor der
Studie fügt an: "Unser 'Bauchhirn' ist also viel mehr als nur
Verdauungshelfer. Es ist ein zentraler Schalter für Gesundheit,
Abwehrkräfte und möglicherweise auch Krankheiten, die sehr viele
Menschen betreffen. Interessanterweise deuten die Ergebnisse darauf
hin, dass der Effekt auch durch die Art der Ernährung, also die
Nahrungsbeschaffenheit beeinflusst wird".

Neue Ansätze für Entzündungs- und Allergieerkrankungen des Darms

Ein gesundes Darmmikrobiom und eine stabile Immunantwort sind für die
Abwehr von Krankheiten unerlässlich, weshalb die Erforschung des
Darmnervensystems von grosser Relevanz ist. "Der entdeckte Mechanismus
könnte erklären, warum manche Menschen im Darm überempfindlich
reagieren und wie wir in Zukunft gezielt intervenieren können",
erklärt Prof. Christoph Klose, Leiter der Arbeitsgruppe
Neuroimmun-Interaktion am Institut für Mikrobiologie und
Infektionsimmunologie der Charité und Letztautor der Studie. "Wenn wir
das Zusammenspiel von Nerven, Zellen und Immunreaktionen im Darm
besser verstehen, können wir Medikamente gezielter und
personalisierter entwickeln - etwa für Allergien, das Reizdarm-Syndrom
oder chronisch-entzündliche Darmerkrankungen."

Zudem lassen sich diese Reaktionen möglicherweise durch die Ernährung
direkt angehen. In einem nächsten Schritt möchte das Team deshalb
herausfinden, wie genau sich Ernährung gezielt nutzen lässt, um diese
Nerven-Darm-Achse zu unterstützen und die Darmgesundheit zu fördern.


Originalpublikation:

Manuel O. Jakob, Nele Sterczyk et al. 

Enteric nervous system-derived VIP restrains differentiation of LGR5+
stem cells toward the secretory lineage impeding type 2 immune
programs. 

Nature Immunology, online November 24, 2025.

URL: https://www.nature.com/articles/s41590-025-02325-1

DOI: 10.1038/s41590-025-02325-1

Weitere Informationen:

https://mediarelations.unibe.ch/medienmitteilungen/2025/medienmitteilungen_2025/weshalb_das_bauchhirn_eine_zentrale_rolle_bei_allergien_spielt/index_ger.html
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LEBER/278: "Tag der Krebsvorsorge" am 28. November - Deutsche Leberstiftung stärkt Bewusstsein für Früherkennung von Tumoren (idw)

Deutsche Leberstiftung - 25.11.2025

"Tag der Krebsvorsorge": Deutsche Leberstiftung stärkt Bewusstsein für Früherkennung von Lebertumoren



Hannover - Um die Bedeutung der Gesundheitsvorsorge zu betonen,
haben die AOK und die Deutsche Krebsgesellschaft den "Tag der
Krebsvorsorge" ins Leben gerufen. Er findet jährlich am 28. November
statt und ist der Beginn einer bundesweiten Aktionswoche, die über
Nutzen und Ablauf von Früherkennungsuntersuchungen informiert. Mit dem
Motto "Früherkennung kann Leben retten" sollen mehr Menschen zur
Nutzung der Angebote motiviert werden. Die Deutsche Leberstiftung
unterstützt den Aktionstag und richtet den Blick auf die
Lebergesundheit. Da Lebererkrankungen oft lange symptomlos verlaufen,
können Untersuchungen der Leber helfen, Veränderungen frühzeitig zu
erkennen und Lebertumoren vorzubeugen.


Lebertumoren werden in primäre und sekundäre Tumoren
unterschieden. Primäre Tumoren, wie Leberzellkrebs (Hepatozelluläres
Karzinom, HCC) oder Tumoren der Gallenwege und der Gallenblase (CCA),
entstehen direkt in der Leber. Sekundäre Tumoren, sogenannte
Metastasen, stammen von Krebs an anderen Körperstellen. HCC entwickelt
sich häufig auf Basis einer chronischen Lebererkrankung, die
beispielsweise durch die Infektion mit einem Hepatitisvirus,
Adipositas oder übermäßigen Alkoholkonsum entstehen kann. Immer öfter
wird Leberzellkrebs durch eine Metabolische dysfunktions-assoziierte
Steatohepatitis (MASH) verursacht, die sich aufgrund einer
Metabolischen dysfunktions-assoziierten steatotischen Lebererkrankung
(MASLD) bilden kann.

Lebertumoren - Fortschritte bei Diagnose und Therapie

Lebertumoren werden häufig spät erkannt, Beschwerden wie Gelbsucht,
Übelkeit oder Oberbauchschmerzen treten oft erst in fortgeschrittenen
Stadien auf. Moderne Diagnostik umfasst Ultraschall (Sonographie), MRT
(Magnetresonanztomographie), CT (Computertomographie) sowie Bluttests
auf Tumormarker. Früh entdeckte Tumoren lassen sich heute erfolgreich
behandeln, unter anderem durch Teilresektionen,
Lebertransplantationen, loco-regionale Verfahren (zum Beispiel RFA -
perkutane Radiofrequenzablation) oder systemische Therapien. Neue
Kombinationstherapien können Überleben und Verträglichkeit beim HCC
verbessern. Durch die moderne Diagnostik wird bei vielen Patienten der
Krebs inzwischen früher erkannt. Die Therapie hat beträchtliche
Fortschritte gemacht, viele früh erkannte primäre Lebertumoren sind
heute heilbar.

Auch Tumoren der Gallenwege und der Gallenblase nehmen zu und werden
meist erst spät entdeckt. Bei fortgeschrittenem Tumorstadium stehen
Chemotherapie, Immuntherapien und Stents zur
Lebensqualitätsverbesserung zur Verfügung. Zukünftige molekulare
Therapien könnten Patienten individuell zugeschnittene
Behandlungsmöglichkeiten bieten.

Lebertumoren - früh erkennen und Therapie-Chancen erhöhen

Ein gesetzliches Früherkennungsprogramm für Lebertumoren existiert
bisher nicht. Für Menschen mit chronischen Lebererkrankungen oder
bekannten Risikofaktoren ist es jedoch entscheidend, ihre
Lebergesundheit im Blick zu behalten. Bei vielen Betroffenen liegt
bereits eine Leberzirrhose vor, wenn der Krebs entsteht. Aus der MASH
kann sich allerdings schon ein HCC bilden, bevor eine Zirrhose
vorliegt.

Ab dem 35. Lebensjahr können gesetzlich Versicherte im Rahmen der
"Gesundheitsuntersuchung" einmalig auf Hepatitis B und C getestet
werden. Dieser Test bietet eine wichtige Chance, chronische
Virusinfektionen der Leber frühzeitig zu erkennen und rechtzeitig
medizinisch zu betreuen, bevor sie langfristig zu schweren
Leberschäden oder Lebertumoren führen.

"Lebertumoren verursachen in der Regel erst im fortgeschrittenen
Stadium Symptome, die oft unspezifisch und daher schwer zuzuordnen
sind. Wer seine Leber kontrollieren lässt, kann Lebererkrankungen und
Lebertumoren frühzeitig erkennen - und damit Leben retten.
Früherkennung ist unser stärkstes Werkzeug gegen diese tückische
Erkrankung", betont Prof. Dr. Heiner Wedemeyer, Vorstandsvorsitzender
der Deutschen Leberstiftung.

Lebertumoren - Prävention stärkt die Lebergesundheit

Neben der Früherkennung spielt die Prävention eine zentrale Rolle. Ein
gesunder Lebensstil mit ausgewogener Ernährung, ausreichender Bewegung
und moderatem Alkoholkonsum - oder Alkoholverzicht - senkt das Risiko
für Lebererkrankungen erheblich. Auch die Impfung gegen Hepatitis B
schützt vor einer der Hauptursachen für Lebertumoren. Medizinische
Untersuchungen und Tests auf Hepatitis C ermöglichen eine frühzeitige
Behandlung chronischer Infektionen. Auf diese Weise lässt sich das
Risiko für Leberzirrhose und Lebertumoren deutlich reduzieren.

Lebertumoren - Unterstützung für Betroffene und Förderung der
Forschung

Die Deutsche Leberstiftung bietet Kurzbroschüren zu den Themen "Leber
und Krebs" sowie "Krebs der Gallenwege und der Gallenblase (CCA)" für
Betroffene und ihre Angehörigen an. Auch der
"Leberzellkrebs-Früherkennungspass" wird kostenfrei angeboten. Der
Pass ist vor allem für Patienten mit einer Leberzirrhose und für
Patienten mit einer fortgeschrittenen chronischen Lebererkrankung
gedacht. Bestellmöglichkeiten und Download auf der Serviceseite unter
[1]

Die "German Alliance for Liver Cancer" (GALC), gefördert von der
Deutschen Leberstiftung, arbeitet daran, Diagnose- und
Therapiemöglichkeiten von Lebertumoren durch nationale,
interdisziplinäre Forschung zu verbessern und Erkenntnisse in die
klinische Praxis zu übertragen.

Deutsche Leberstiftung

Die Deutsche Leberstiftung befasst sich mit der Leber,
Lebererkrankungen und ihren Behandlungen. Sie hat das Ziel, die
Patientenversorgung durch Forschungsförderung, Forschungsvernetzung
und wissenschaftliche Projekte zu verbessern. Mit intensiver
Öffentlichkeitsarbeit steigert die Stiftung die öffentliche
Wahrnehmung für Lebererkrankungen, damit diese früher erkannt und
geheilt werden können. Die Deutsche Leberstiftung bietet außerdem
Information und Beratung in medizinischen Fragen. Auf der Website
finden Sie umfangreiche Informationen sowie Bildmaterial für
Betroffene, Interessierte, Angehörige der Fachkreise [2]

UNSERE BUCHEMPFEHLUNGEN

"Das Leber-Buch" informiert allgemeinverständlich und umfassend über
die Leber, Lebererkrankungen, Diagnosen und Therapien - inzwischen in
der 5., erweiterten und aktualisierten Auflage, 2025. Das Leber-Buch
ist im Buchhandel erhältlich: ISBN 978-3-8426-3043-7, EUR 22,00 [D].

"Das große Kochbuch für die Leber" - 122 Rezepte mit allen wichtigen
Nährwertangaben; Küchentipps und Regeln für eine lebergesunde
Ernährung, 2022. Das Buch ist im Buchhandel erhältlich: 

ISBN 978-3-8426-3100-7 EUR 28,00 [D].

Anmerkungen:

[1] und [2] https://www.deutsche-leberstiftung.de

Weitere Informationen:

https://www.deutsche-leberstiftung.de/presse/aktuelle-pressemitteilungen/

https://www.deutsche-leberstiftung.de/service/informationsmaterialien/fuer-betroffene-und-angehoerige/


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution1419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Leberstiftung - 25.11.2025

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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HINTERGRUND/245: Salsa, der Sound des lateinamerikanischen Widerstands (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Salsa, der Sound des lateinamerikanischen Widerstands

von Tomás Bernier Parodys



Salsa ist mehr als nur Tanzmusik. Salsa erzählt die Erfahrungen von
Gemeinschaften, die von den Mächtigen an den Rand gedrängt wurden.

(New York, 4. Juni 2025, lanzas y letras) - Musik kann ebenso viel
politischen und kulturellen Inhalt vermitteln wie die Literatur. Um ein
Lied auf sich wirken zu lassen, braucht man nur offene Ohren und einen
neugierigen Geist. Ein historischer Streifzug durch die Anfänge der
musikalischen Stilrichtung zeigt, dass Salsa mehr ist als ein beliebter
Gesellschaftstanz. Viele Texte enthalten bissige und sozialkritische
Elemente.


"Das ist etwas, das sie uns niemals nehmen können"

Ich war gerade in Kolumbien unterwegs und fuhr mit dem Taxi durch
Barranquilla, als das Radio uns mit der Nachricht überraschte, dass Donald
Trump und die Vereinigten Staaten den Panamakanal und den Golf von Mexiko
um jeden Preis und ohne Rücksicht auf die Folgen "übernehmen" wollten. Die
US-Regierung brüstete sich damit, dass sie Lateinamerika nicht brauche,
vielmehr seien es die Latinos, die ohne die USA nicht zurechtkämen. Der
Taxi-Fahrer wechselte empört den Sender. Begleitet von karibischen Klängen
einer lokalen Radiostation fuhren wir weiter. Während "Agúzate" von
Ricardo Ray und Bobby Cruz im Hintergrund lief, raunte der Fahrer mir
verschwörerisch zu: "Sehen Sie, das ist etwas, was sie uns niemals nehmen
können". Diese Situation ging mir noch lange im Kopf herum. Immer wieder
musste ich daran denken, wie wir zwei Latinos, der Taxifahrer und ich,
gemeinsam durch die nächtlichen Straßen fuhren und dabei schweigend den
großen Hits der legendären Salsa-Brava-Bewegung lauschten.


Musik aus den Slums

Musik ist ein wichtiger Teil der lateinamerikanischen Identität, und Salsa
ist ein Musikgenre, das sich im Laufe der Zeit gewandelt und über die
Grenzen Lateinamerikas hinaus Eingang in die Radiosender und Parties auf
der ganzen Welt gefunden hat. Was viele jedoch nicht wissen: Salsa hat seit
seinen Anfängen in den Slums von New York und seiner späteren weltweiten
Verbreitung eine unbestreitbare politische Bedeutung. Der puerto-ricanische
Sänger und Komponist Cheo Feliciano hat einmal gesagt: "Was wir Salsa
nennen, ist genau genommen die Stimme des Volkes. Diese Musik stammt aus
den wirtschaftlich benachteiligten Schichten, sie wurde erfunden von
Menschen, die wissen, wie viel das Leben wert ist, weil sie mit allen
Mitteln ums Überleben kämpfen. Deshalb weinen und lachen sie, sie schwitzen
und leiden und genießen das Leben." Jetzt geht es unseren Ländern schlecht,
unsere Leute, die ihre Länder verlassen mussten, erleben die
Entmenschlichung im Kapitalismus und seinen neofaschistischen Ausprägungen
in ihrer schlimmsten Form. Aber diesem "Hai", der niemals satt wird und im
flachen Wasser das Ufer absucht, werden wir zeigen, dass er unsere Flaggen
respektieren muss, "damit er sieht, dass in der Karibik die Garnele nicht
schläft und dass dieser Hai Prügel bezieht, wo immer wir ihn sehen, denn in
der Einheit liegt die Kraft und unsere Rettung" (Willie Colón und Rubén
Blades in Tiburón, 1981). Die Leiden des afrikanischen Volkes die
Rückbesinnung auf die karibischen Wurzeln, die Veränderungen, die die Welt
und unser Leben durchlaufen haben, finden Ausdruck in dieser Musik, die das
politische Empfinden und den Widerstand der Menschen repräsentiert. Wie Ray
Barretto und Andrés Caicedo es ausdrückten: "Es lebe die kreolische Musik /
es lebe die Stimme der Schwarzen / es lebe die Rumba / es lebe die
kubanische Musik / es lebe die afrikanische Musik / lateinamerikanische
Musik / Musik, die in den Körper geht".


Afro-karibische Kultur und Diaspora

Um die umfangreiche Geschichte des Genres etwas zusammenzufassen: Die
rhythmischen und musikalischen Wurzeln der Salsa liegen in afrokubanischen
Musikstilen wie Son, Danzón und Mambo und wurden später von Genres wie dem
Jazz - ebenfalls afrikanischen Ursprungs - beeinflusst (Ramos, 2023).
Avantgardistische Musiker*innen dieser Zeit experimentierten mit diesen
Klängen und führten neue künstlerische Elemente ein, aus denen Jahre später
das entstand, was wir heute als "Salsa" kennen. In den 1950er Jahren hatten
die zuvor berühmten Big Bands - sowohl im Jazz als auch in der
lateinamerikanischen Musik -, an Popularität verloren, und es entstand das
Bedürfnis, etwas Neues zu schaffen. Der kubanische Schriftsteller Leonardo
Padura beschreibt in seinem Buch Los rostros de la Salsa (2023) eine
umfassende politische, wirtschaftliche und musikalische Veränderung. Die
alten Idole mit gegeltem Haar und eleganten Anzügen, die in Nachtclubs über
das Leben als Latin Lover sangen, wurden durch neue Stars ersetzt:
Leute aus den Latin Quarters in New York, vor allem Spanish Harlem
und der South Bronx, versuchten, das Geschehen auf den Straßen in ihrer
Musik auszudrücken. Die Figur des El Malo kam in Mode und wurde von
Willie Colón perfekt verkörpert.


Willie Colón: El Malo

Colón war der Vorreiter einer Generation, die ihr Leben in ihren Texten
verarbeiten und von Diebstahl, Drogen und Prostitution erzählte. Nostalgie,
Migration, der Verlust kultureller Werte und der Alltag in den Städten
Lateinamerikas und der Karibik waren weitere Themen. Musikalisch eher
unvollkommen und unorganisiert, ging es ihnen mehr um Authentizität als um
die perfekte Show. In einem Interview mit dem kubanischen Schriftsteller
Leonardo Padura bezeichnete der in New York lebende Colón sich als
"Puerto-Ricaner der dritten Generation". Seine stärkste Verbindung zu
Puerto Rico sei seine Großmutter gewesen, die 1923 in die USA einwanderte.
Ihr kultureller Hintergrund habe sein Verständnis von Musik wesentlich
geprägt: "Die Geschichte der Salsa ist die Sammlung der gesamten
lateinamerikanischen Musikkultur, die in New York zusammenkommt." Einen
Wendepunkt erreichte die Entwicklung der Salsa 1968 mit der Gründung der
Fania All Stars durch den New Yorker Jerry Masucci und den Dominikaner
Johnny Pacheco, bei denen die bereits legendären Stimmen von Celia Cruz,
Ismael Rivera und Cheo Feliciano mit den neuen Stimmen aus den
lateinamerikanischen Vierteln New Yorks zusammenkamen: Willie Colón und
Héctor Lavoe, sowie Newcomer, die später zu Klassikern wurden, wie Rubén
Blades. Die Fania produzierte einige der besten Alben in der Geschichte
des Salsa und bescherte Musikliebhabern und Fans dieses Genres großartige
Momente, wie beispielsweise das Konzert in Zaire, bei dem sie Tausende von
Afrikaner*innen zum Tanzen brachten.


Gangstergeschichten und Santería

Das großartige Duo Willie Colón und Héctor Lavoe produzierte mehrere Alben,
die für die Salsa unverzichtbar sind. Zwischen den sechziger und siebziger
Jahren arbeiteten sie zusammen an The Hustler (1968), Cosa
Nuestra (1968), Guisando: doing a job (1969), La gran
fuga (1971), Crime pays (1972), El Juicio (1972), zwei
Weihnachtsalben, Lo mato (1973), The Good, the bad and the
ugly (1975) und Vigilante (1982). Jedes Album war besser als das
vorherige. Das Duo Colón-Lavoe schaffte es, die Erfahrungen der Latinos und
Latinas in New York zu veranschaulichen und die Dynamik einer Stadt
einzufangen, in der sich Verbrechen lohnen und nur die Schlauesten
überleben. So verewigten sie eine Figur wie Juanito Alimaña, einen Typen,
der nach Belieben und völlig ungestraft in der "Zementwüste voller wilder
Tiere" stiehlt und Verbrechen begeht. Ein Großteil des Werks von
Colón-Lavoe beschreibt die Unterwelt der Ghettos von New York. Neben diesen
schonungslosen Darstellungen der Realität in Harlem oder der Bronx kehrten
Colón und Lavoe zu ihren puerto-ricanischen Wurzeln zurück und rezitierten
Themen, die verschiedene Aspekte des Glaubens und des Lebens in der Karibik
behandelten. Ein Beispiel dafür ist der Song "Aguanilé" (1972), der
mit afrikanischen Klängen und kubanischen Yoruba-Gesängen arbeitet. Ein
weiteres Beispiel ist ein Song aus Héctor Lavoes Solokarriere, "Rompe
saragüey" ["Reinigendes Kampfergras"] (1975), das die
Glaubensvorstellungen der Insel über die Santería zum Ausdruck bringt: "Mit
den Heiligen spielt man nicht / nimm ein Bad / du musst dich mit Rompe
saragüey reinigen". Die Reinigung der Energien ist eine in vielen
Teilen der Karibik verbreitete Praxis. Ähnliche Themen werden in
"Zafra" (Ray Barretto) oder "Mosaico Santero" (gesungen von
Joe Arroyo und Wilson Saoko) behandelt.


Willie Colón und Rubén Blades: die Salsa Consciencia

Das Duo Lavoe-Colón wurde abgelöst vom Duo aus Willie Colón und dem
Panamaer Rubén Blades, das ebenfalls legendären Status erlangte und bis
heute für Gesprächsstoff sorgt. Während Colón bereits ein angesehener und
anerkannter Musiker war, bahnte sich Blades, der ein Jurastudium
abgeschlossen hatte, mit tiefgründigen und revolutionären Texten seinen Weg
in der Branche und schuf sich ein Image als Dichter und Intellektueller.
Sie schafften es, zwei Stücke zu produzieren, die "die Existenz eines neuen
Trends festigten: die Salsa Consciente" (Padura, 2023, S. 23).

Das gemeinsame Album Siembra markierte einen Wendepunkt in der
Salsa. Zum ersten Mal wurden Songs von mehr als sechs Minuten Länge
produziert, und in "Pedro Navaja" handelt zum ersten Mal ein
Salsa-Song von einer Frau, die Opfer des Machismo wird, sich aber
erfolgreich verteidigt und am Ende das letzte Wort behält: "Du bist ein
Nichts". Und es wird zum ersten Mal ganz Lateinamerika angesprochen: Am
Ende des Songs "Plástico" antwortet jedes angesprochene Land mit
"presente": anwesend. Sozial, politisch und wirtschaftlich ist das Album
Siembra tatsächlich "revolutionär" (Padura 2023, S. 37).

Mit seinen Inhalten übertrifft Rubén Blades seine Vorgänger im Salsa. Schon
der erste Track "Plástico" (Plastik) ist eine Kritik an einem
Kapitalismus, der künstlich wirkende, rassistische, karrierebewusste und
angeberische Menschen hervorbringt. Blades ermutigt die
Lateinamerikaner*innen, zu studieren, zu arbeiten und vor allem Menschen zu
sein: "Hey Latino, hey Bruder, hey Freund / Verkaufe niemals dein Schicksal
für Gold oder Komfort / Ruhe dich niemals aus, denn wir haben noch einen
langen Weg vor uns / Lasst uns alle gemeinsam voranschreiten, um die
Ignoranz zu beenden, die uns mit importierten Vorbildern manipuliert, die
keine Lösung sind". Laut Padura (2023) ist dieses Album im Wesentlichen die
Geburtsstunde der Salsa Consciente. Es spricht von der jahrelangen
Ohnmacht der lateinamerikanischen Länder und zitiert die Parolen, mit denen
die Nationen versuchten, sich von den politischen und wirtschaftlichen
Modellen zu befreien, die ihnen von den Großmächten auferlegt wurden. Rubén
Blades machte sich diese Anliegen zu eigen, rief zur großen
lateinamerikanischen Einheit auf und prangerte die Verfolgung durch den
Hai aus Nordamerika an. Unsterblich wurde auch das Lied "Pablo
Pueblo", mit dem er sich direkt an die ausgebeuteten Arbeiter und die
der korrupten Politik und der Bourgeoisie überdrüssigen Bürger wandte: "Sie
versprachen Zukunft / in politischen Kämpfen / Pablo Pueblo / Sohn des
Aufschreis und der Straße / des Elends und des Hungers / der Gasse und des
Leids". Das Album wurde von Kritikern und Publikum sehr gut aufgenommen und
ist bis heute eines der beliebtesten Salsa-Alben der Geschichte.


"Plantación adentro" und "Rebelión"

"Plantación adentro" (Rubén Blades, 1977) und "Rebelión" (Joe
Arroyo, 1986) sprechen vom Leiden der Ureinwohner*innen und der aus Afrika
verschleppten Menschen in der Kolonialzeit Amerikas. Der Song von Blades
ist eine Komposition des großen Tite Curet Alonso und thematisiert die
Misshandlungen, denen Indigene in den spanischen Kolonien ausgesetzt waren:
"Camilo Manrique starb / an den Schlägen des Vorarbeiters / und wurde ohne
Tränen begraben, ha! / Ein Holzkreuz und sonst nichts". Dieses Lied "ist
ein getreues Abbild der Völkermorde, die durch den spanischen Kolonialismus
begangen wurden" (Coy, 2017, S. 48). Jahre später veröffentlichten der
Sänger Joe Arroyo aus Cartagena und La verdad das legendäre Lied
"Rebelión", das garantiert alle Kolumbianer*innen schon einmal
gehört haben. Es beginnt wie folgt: "In den 1600er Jahren / als der Tyrann
herrschte / in den Straßen von Cartagena / spielt diese Geschichte". Das
Lied erzählt von der Ankunft versklavter Menschen in Kolumbien, der
Unterdrückung durch die Spanier und dem Aufstand eines Sklaven, der seine
Frau vor der Folter der Sklavenhalter schützen will: "Der schöne Schwarze
rebellierte / rächte seine Liebe / und noch immer hört man am Tor: Schlag
die Schwarze nicht!" Auch dieses Stück handelt von dem legendären Camilo
Manrique, dem Leben der Versklavten und den Leiden, die sie erdulden
mussten.


Frankie Dante und das Orquesta Flamboyán

Von Frankie Dante und das Orquesta Flamboyán sind vor allem zwei Titel
erwähnenswert: "Presidente Dante" (1972) und "Ciencia
Política" (1976). In dem ersten Stück, das in Zusammenarbeit mit Larry
Harlow entstand, heißt es: "Wenn ich Präsident wäre, gäbe es keine
Streitkräfte, die Kriege würden enden, die Jungen würden nach Hause
zurückkehren, wo sie hingehören... Frankie Dante for President". Das Stück
entstand in der Zeit des Vietnam-Kriegs. Jahre später wurde "Ciencia
Política", veröffentlicht, ein kraftvoller Song, der ganz dem wilden
Stil von Dante und seinem Orchester entspricht: "Wir wollen das System
ändern / indem wir alle Clowns entfernen / wenn sich die Politiker nicht
ändern / wird sehr bald alles zerstört sein". Immer wieder rief die Band
zur Einheit der Völker im Trikont auf. Dieses Stück beinhaltet einen Appell
an das Gewissen: "Das lateinamerikanische Volk muss aufwachen und
einfordern, was ihm zusteht." Die propagandistische Botschaft des Songs
löste seinerzeit Kontroversen aus. Dante war ein Mann, der sich seiner Zeit
verpflichtet fühlte und zugleich von ihr ausgegrenzt wurde. Er war ein
Rebell, ein unbequemer Hitzkopf mit Straßenhintergrund, der sich gegen das
Salsa-Monopol von Masucci und Fania stellte und vielen Leuten aus der
Branche unangenehm war.

Der Poet: Rubén Blades

Seit den 1980er Jahren veröffentlichte Rubén Blades weitere Alben mit
politischen Themen - auch wenn in den Salsa-Lyrics politische Themen
zunehmend seltener wurden. Eins der Alben war Buscando América
(1984). In Hits wie "Desapariciones" beschreibt er das
Verschwindenlassen als Mittel der Folter und Mittel zur Einschüchterung der
Bevölkerung in repressiven Kontexten. Erzählt wird in dem Stück die
Geschichte des Verschwindens von Ernesto X, Altagracia, Agustín und Clara,
die exemplarisch für alle Verschwundenen in Amerika stehen, wo man noch
immer unter der Gewalt von Diktaturen und autoritären Regimes litt. "El
padre Antonio y su monaguillo Andrés" (Pater Antonio und sein
Messdiener Andrés) erzählt von der Ermordung des salvadorianischen
Erzbischofs Oscar Arnulfo Romero im Jahr 1980 in El Salvador. Der
Geistliche war sich der schwierigen politischen Lage seines Landes bewusst
und zögerte nicht, die Gewalt des Militärs anzuprangern. In der
"Feuerpredigt" fordert der Erzbischof die Armee auf, die Gewalt gegen die
Bauern zu beenden (Santamarina, 2022). Einen Tag später wurde Antonio am
Altar der Kathedrale ermordet. Niemand wurde deswegen verhaftet oder
verurteilt, doch Blades verewigte das humanistische Vermächtnis des
Predigers in diesem Lied: "Der Priester verurteilt die Gewalt / er weiß aus
Erfahrung, dass sie keine Lösung ist / er spricht zu ihnen von Liebe und
Gerechtigkeit / seine Predigt spricht eindringlich von Gott / den Priester
fand der Krieg an einem Sonntag in der Messe, als er in Hemdsärmeln die
Kommunion austeilte / mitten im Vaterunser erschoss ihn der Mörder / ohne
seine Schuld zu bekennen". Das Album endet mit einem Lied, das denselben
Namen trägt. Darin beklagt Blades die ständige Unterdrückung, unter der
Amerika im Laufe der Zeit gelitten hat, und prangert an, dass Menschen "von
denen, die die Wahrheit fürchten, absichtlich verschwunden gelassen wurden.
Wir werden niemals Frieden haben, solange es keine Gerechtigkeit gibt, /
wir leben in Diktaturen, ich suche dich und finde
dich nicht / deinen gefolterten Körper, sie wissen nicht, wo er ist".
Dieses Album ist ein historisches Dokument, entstanden zu einer Zeit, als
in Chile, Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay noch
Militärdiktaturen herrschten und El Salvador im Bürgerkrieg versank,
während die sandinistische Revolution als Antwort auf den neoliberalen
Vorstoß der Vereinigten Staaten immer stärker wurde.

"Verteidige dein Herkunftsland, denn dort sind deine Wurzeln"

Mehr als zwanzig Jahre später veröffentlichte Blades ein weiteres Album mit
dem Titel Cantares del subdesarrollo (2009), das ebenso treffend wie
Buscando América das Leben in Lateinamerika kommentiert und darin stark an
Siembra erinnert: "Ich komme aus dieser kleinen / schönen, gesegneten Ecke,
aus der diejenigen stammen, die nie weggegangen sind / ich komme von dort,
von denen, die überlebt haben / von denen, die sich der Not gestellt haben /
die viele Verletzungen und Schläge einstecken mussten und nicht aufgegeben
haben". Die Essenz und Verherrlichung Lateinamerikas war weiterhin präsent,
auch in Zeiten des Neoliberalismus und der wachsenden Globalisierung. In
"País portátil" - das zwischendurch wie eine Trova der kubanischen
Revolution klingt - sieht es so aus, als hätte das Plastik die
lateinamerikanischen Staaten erobert, als würden diese sich am Ende selbst
dem Markt und dem Kapital ausliefern, doch Blades bleibt bei dem, was er im
Laufe seiner langen Karriere immer gesagt hat: "Verteidige das Land / das
sind deine Wurzeln / unser kollektives Gedächtnis / ich sage es allen
Menschen". Das gesamte Album ist großartig, aber der zehnte Song ist
vielleicht der einprägsamste. In "Himno de los Olvidados" gibt es
einen Dialog zwischen Camilo und einem Mann, der offenbar sein Vater ist
und ihn dafür zurechtweist, dass er ihn um drei Uhr morgens mit
kommunistischen Liedern geweckt hat. In den Liedern, die Camilo mit seinen
Freunden singt, heißt es: "Es ist der Protest der Verzweifelten / unsere
Hoffnungen sind verloren / durch die Bosheit d
erer, die regiert haben / durch ihre Gewalt haben sie uns unterworfen /
durch Gewalt werden wir uns befreien".


Es lebe die Musik des Volkes

Salsa verdichtet und erzählt die sozialen, politischen und wirtschaftlichen
Erfahrungen verschiedener Gemeinschaften, die im Laufe der Zeit von den
Mächtigen an den Rand gedrängt wurden, und bedient sich dabei bei anderen
gegenkulturellen Strömungen der Welt - wie Rock, Jazz, der
Bürgerrechtsbewegung in den Vereinigten Staaten. Salsa spiegelt wie jede
andere künstlerische Ausdrucksform die politischen Verhältnisse und die
Lebensrealität der Menschen wider. Der Inhalt der Texte hat sich - wie auch
in anderen Genres - stark verändert. Heute denkt man eher nicht mehr
darüber nach, dass es wichtig ist, über die Landbevölkerung, über Schwarze,
Arme, Frauen, Indigene und das Leben am Rande der Gesellschaft zu sprechen.
Dennoch: Die Salsa Brava lebt in den neuen Generationen weiter, dort, wo
man Lust hat, diese Musik zu entdecken, zu hören und jederzeit und überall
zu spielen.

Es lebe die kreolische Populärmusik!


Literaturhinweis:

Coy, L. (2017). Narrativas cantadas en salsa como un discurso de
liberación de la sociedad latinoamericana. [tesis de pregrado,
corporación universitaria Minuto de Dios].

Padura, L. (2023). Los rostros de la salsa. Planeta.

Palacio, M. (2004). Frankie Dante: un rebelde con mucha causa. El sonero
del barrio

https://elsonerodebarrio.com/frankie-dante-un-rebelde-con-mucha-causa


Hier findest du eine Zusammenstellung der Musikstücke, die in diesem
Text erwähnt werden:

https://www.youtube.com/playlist?list=PLPfthGr9_KaaNnbSLJ9mxdxQX_Wc9se3y

URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/salsa-der-sound-des-lateinamerikanischen-widerstands/

Link zum Originalartikel:

https://lanzasyletras.com/2025/06/salsa-sentimiento-de-resistencia-latina/


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons
Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.
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STERN/413: Rätselhafte ultraviolette Strahlung in den Geburtsstätten von Sternen (idw)

Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 25.11.2025

Rätselhafte ultraviolette Strahlung in den Geburtsstätten von
Sternen 



Iason Skretas (MPIfR) und Agata Karska (Universität Torun & MPIfR)
haben zusammen mit einem internationalen Team von Astronomen das
MIRI-Instrument an Bord des James Webb Space Telescope (JWST)
eingesetzt. Das Ziel war der Nachweis von ultravioletter Strahlung
(UV) in fünf jungen Sternen in der Ophiuchus-Region, um ihre Rolle bei
der Entstehung von Sternen zu verstehen. Die entdeckte UV-Strahlung um
diese Protosterne und deren wichtiger Einfluss auf das umgebende
Material stellen eine Herausforderung für Modelle zur Sternentstehung
dar. Die Ergebnisse wurden in einer aktuellen Ausgabe der
Fachzeitschrift Astronomy & Astrophysics veröffentlicht.

Iason Skretas, Doktorand am MPIfR, und Dr. Agata Karska (Zentrum für
moderne interdisziplinäre Technologien an der
Nikolaus-Kopernikus-Universität in Torun, Polen, und
Max-Planck-Institut für Radioastronomie (MPIfR), Bonn) beobachteten
mit dem James-Webb-Weltraumteleskop (JWST) fünf junge Sterne in
Richtung des Sternbilds Ophiuchus (Schlangrenträger). Ihr Interesse
galt vor allem der ultravioletten Strahlung und ihrer Rolle bei der
Entstehung von Sternen.

"Wir wollten uns Protosterne genauer ansehen, also junge Sterne, die
sich noch tief im Inneren ihrer molekularen Mutterwolken bilden.
Während Protosterne Masse akkretieren, schleudern sie einen Teil davon
in Form von Materiestrahlen nach außen", sagt Iason Skretas. Diese
werden als Jets oder Ausflüsse bezeichnet und sind das auffälligste
Zeichen für die Entstehung von Sternen. Die Wissenschaftler konnten
zeigen, dass sie die Existenz von ultravioletter Strahlung
berücksichtigen müssen, um die Chemie und Physik dieser molekularen
Ausflüsse junger Sterne zu verstehen.

"Das ist die erste Überraschung. Junge Sterne sind nicht in der Lage,
Strahlung zu erzeugen; sie können keine Strahlung 'produzieren'. Wir
sollten also auch keine erwarten. Und doch konnten wir zeigen, dass
UV-Strahlung in der Nähe von Protosternen auftritt. Woher kommt sie,
was ist ihreQuelle: intern oder extern? Wir haben uns vorgenommen,
das zu untersuchen", fügt Agata Karska hinzu

Das Team richtete das Mittelinfrarot-Instrument MIRI des JWST auf
junge Sterne in Richtung des Sternbilds Ophiuchus. Die
Ophiuchus-Molekülwolke befindet sich 450 Lichtjahre von uns entfernt
und enthält mehrere Sterne vom Typ B, die sehr jung und heiß sind und
stark im ultravioletten Bereich (UV) strahlen. Fünf Objekte, die sich
in unterschiedlicher Entfernung zu diesen massereichen Sternen
befinden, wurden für detaillierte Beobachtungen ausgewählt.

Das MIRI-Instrument ermöglicht es, astronomische Objekte im
Wellenlängenbereich von 2 bis 28 Mikrometern zu beobachten, wodurch
mehrere Linien von molekularem Wasserstoff (H2) erfasst werden, die
aufgrund der Erdatmosphäre vom Boden aus nicht beobachtet werden
können. Das JWST ist für diese Art von Beobachtungen unverzichtbar.
Damit wird es möglich, diese Linien selbst von sehr schwachen Objekten
mit hoher Auflösung zu beobachten.

Für Astronomen ist H2 das wichtigste Molekül im Universum. Zunächst
einmal ist es das häufigste Molekül: Es ist im Durchschnitt 10.000 Mal
häufiger als Kohlenmonoxid, immerhin das zweithäufigste Molekül im
Weltraum. Gleichzeitig macht es die Struktur von H2 sehr schwierig, es
in Molekülwolken zu beobachten, da die Temperatur zu niedrig ist, um
das Molekül anzuregen. Auswürfe junger Sterne erzeugen jedoch
Stoßwellen, die die Materie komprimieren und erwärmen und so eine
helle H2-Emission erzeugen. Daher ist JWST/MIRI die perfekte
Kombination, um Ausflüsse von Protosternen zu untersuchen.

Die Analyse der JWST-Beobachtungen in der Ophiuchus-Molekülwolke zeigt
eindeutig das Vorhandensein von UV-Strahlung in der Umgebung von
Protosternen und deren Ausflüssen., hervorgerufen durch die Einwirkung
dieser Strahlung auf den molekularen Wasserstoff. Das wirft die Frage
auf, woher die UV-Strahlung kommt. Hängt sie mit Prozessen zusammen,
die in unmittelbarer Nähe des Protosterns ablaufen? Zum Beispiel mit
Stoßwellen, die beim Einfall von Materie auf den Protostern entstehen,
oder mit Stoßwellen, die entlang des protostellaren Jets entstehen?

"Eine Möglichkeit ist, dass die UV-Strahlung von massereichen Sternen
in der Nähe stammt, die die Geburtsorte der nächsten Generation von
Sternen beleuchten. Daher sind wir von dieser Hypothese ausgegangen",
sagt Friedrich Wyrowski, ebenfalls vom MPIfR. Die Astronomen
verwendeten zwei Methoden, um das Ausmaß der externen UV-Strahlung
abzuschätzen. Die erste basierte auf den Eigenschaften der umgebenden
Sterne und ihrer Entfernung zu den beobachteten Quellen. Die zweite
basierte auf dem Staub, der die UV-Strahlung absorbieren und bei
längeren Wellenlängen wieder abgeben kann.

"Mit diesen beiden Methoden konnten wir zeigen, dass die UV-Strahlung -
 in Bezug auf die äußeren Bedingungen - zwischen unseren Protosternen
erheblich variiert und wir daher Unterschiede in der molekularen
Emission sehen sollten. Wie sich herausstellt, sehen wir diese jedoch
nicht", fügt Iason Skretas hinzu.

"Wir mussten also die Hypothese einer externen Strahlungsquelle
verwerfen. Wir können jedoch mit Sicherheit sagen, dass in der
Umgebung des Protosterns UV-Strahlung vorhanden ist, da sie zweifellos
die beobachteten Moleküllinien beeinflusst. Daher muss ihr Ursprung
intern sein", fügt Agata Karska hinzu.

Die Ergebnisse dieser Forschung zeigen, dass die Produktion von
UV-Strahlung in den Modellen zur Beschreibung der Sternentstehung
berücksichtigt werden muss. Zukünftige Analysen der JWST-Beobachtungen
werden sich nicht nur auf das Gas, sondern auch auf die
Zusammensetzung von Staub und Eis konzentrieren und so alternative
Möglichkeiten bieten, den Ursprung der UV-Strahlung um Protosterne
einzugrenzen. Die Erhöhung der Anzahl der beobachteten Quellen,
einschließlich Beobachtungen, die den gesamten Umfang der Ausflüsse
abdecken, wird ein entscheidender Schritt sein, um die Entstehungsorte
für die UV-Strahlung weiter einzuschränken.

Weitere Informationen

Das Forschungsteam umfasst Iason Skretas, Agata Karska, Logan Francis,
Will Rocha, Martijn L. van Gelder, 
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medico international e.V. - 18. November 2025

Ukraine

Die unsichtbare Hand der Hilfe


Über den Ausverkauf der Ukraine in Zeiten des Krieges.

von Karoline Schaefer



Der Krieg in der Ukraine geht unvermindert weiter. Die vor allem von
US-Präsident Donald Trump genährte Hoffnung, dass es in diesem Jahr
vielleicht noch zu einem Waffenstillstand kommen könnte, hat sich nicht
erfüllt. Im Gegenteil. Weiterhin sterben jede Woche Tausende in den
Frontgebieten, die Angriffe auf zivile Infrastruktur gehen mit verstärkter
Intensität weiter und die Abhängigkeit der Ukraine von ausländischer Hilfe
steigt. Dabei geht es allerdings nicht nur um die viel diskutierten
Waffenlieferungen westlicher Staaten, sondern auch um internationale
Hilfsgelder durch multilaterale, staatliche und private Akteure. Ein Teil
dieser Gelder, die zum Beispiel von der EU und Deutschland gezahlt werden,
fließt als Zuschuss in die Ukraine, also als finanzielle Unterstützung, die
nicht zurückgezahlt werden muss. Diese Gelder gehen beispielsweise in die
Finanzierung der humanitären Hilfe, der Gesundheitsversorgung oder der
Reparatur der Energieinfrastruktur vor Ort. Fast zwei Drittel der bislang
bereitgestellten ausländischen Gelder wurden allerdings als Kredite
vergeben - durch unterschiedliche Gläubiger und mit unterschiedlichen
Laufzeiten und Konditionen.

Aktuell beträgt die Auslandsverschuldung der Ukraine nach Zahlen der
ukrainischen Regierung fast 150 Milliarden US-Dollar. Hinzu kommen rund
45 Milliarden US-Dollar an inländischer Verschuldung. Damit hat die
Schuldenlast der Ukraine beinahe die Größe ihres Bruttoinlandsprodukts
erreicht. Die Prognosen für die Folgejahre sind düster. Auf circa
500 Milliarden US-Dollar werden die Kosten für den Wiederaufbau in den
kommenden zehn Jahren von der Weltbank geschätzt, andere gehen von weit
höheren Beträgen aus. Diese Gelder wird die Ukraine nicht alleine
aufbringen können. Schon jetzt sind die Rückzahlungsverpflichtungen neben
den Verteidigungsausgaben der größte Posten im ukrainischen Haushalt. Und
durch die immense Steigerung der Waffen- und Millitärausgaben hängt das
Funktionieren des Staates inzwischen zu einem großen Anteil von
ausländischen Finanzhilfen ab.

Schulden als Hebel 

Beim Blick auf die Gläubiger der Ukraine offenbart sich ein diverses Bild
der Auslandsverschuldung. Das Land ist sowohl bei anderen Staaten, bei
multilateralen Institutionen wie der EU, dem Internationalen Währungsfonds
(IWF) und der Weltbank als auch bei privaten Gläubigern verschuldet. Bei
Letzteren handelt es sich oft um Investmentfonds oder große internationale
Banken, die Schuldtitel in Form von Staatsanleihen halten. Schon vor dem
Beginn der Vollinvasion beliefen sich die Staatsschulden der Ukraine auf
über 50 Milliarden US-Dollar, fast die Hälfte davon entfiel auf
multilaterale Geber, vor allem auf IWF und Weltbank. Seit Februar 2022 ist
die EU zum größten Gläubiger geworden.

Die Kredite von EU, IWF und Weltbank müssen nicht nur als inklusive Zinsen
zurückgezahlt werden. Sie sind darüber hinaus oftmals an die Umsetzung von
Reformen geknüpft - auch oder gerade in Zeiten des Krieges. So wurden in
den letzten Jahren unter internationalem Druck und unter Kriegsrecht
neoliberale Reformen durchgesetzt, etwa zur Deregulierung des
Arbeitsmarktes und zum Abbau von Rechten von Arbeitnehmer:innen, zur
Aufhebung von Marktbeschränkungen für ausländisches Kapital oder zur
Liberalisierung des Energiemarktes. Auch wenn Rückzahlungsverpflichtungen
an private und multilaterale Geber zeitweise ausgesetzt oder teilweise mit
langen Laufzeiten und großzügigen tilgungsfreien Zeiträumen ausgestattet
sind, bleibt das Grundprinzip bestehen: Wird die Umsetzung der
Konditionalitäten verzögert oder nicht eingehalten, können die Gläubiger
die Gewährung von Krediten aussetzen oder verschieben - und damit das
Weiterfunktionieren des ukrainischen Staates massiv gefährden. Der Druck
ist also hoch.

Das erinnert an die Strukturanpassungsprogramme, die IWF und Weltbank
südamerikanischen und asiatischen Ländern ab den 1980er- Jahren
auferlegten. Die Ukraine kennt diese Art "Reformbemühungen" seit ihrer
Unabhängigkeit 1991, nach der sie wie andere postsowjetische Staaten einer
"Schocktherapie" unterzogen wurde. Schulden sind seit jeher der zentrale
Mechanismus zur Aufrechterhaltung und Verfestigung ökonomischer
Abhängigkeiten - und zur Schaffung von geopolitischem Einfluss. Waren es in
den 1990er-Jahren vor allem die von westlichen Staaten dominierten
multilateralen Institutionen, die über Kredite und Verschuldung
Abhängigkeiten aufgebaut und verfestigt haben, hat sich die Bandbreite an
Gläubigern heute diversifiziert.

Strukturanpassungen im Krieg

Im Fall der Ukraine geht es auch um geopolitischen Einfluss. Unter dem
Deckmantel der Solidarität schaffen die finanziellen Hilfen neue
ökonomische Abhängigkeiten. Durch Kredite sichern sich die Gläubiger, allen
voran EU, IWF und Weltbank, wirtschaftlichen Zugang und einen großen
Einfluss auf die Regierung in Kyiv. Ziele sind die Ausweitung der eigenen
Absatzmärkte, der Zugang zu billiger Arbeitskraft auf einem möglichst
deregulierten Arbeitsmarkt - und nicht zuletzt der Zugang zu Ressourcen.
Bereits 2021 haben die EU und die Ukraine eine "strategische
Rohstoffpartnerschaft" geschlossen, mit besonderem Fokus auf sogenannte
kritische Rohstoffe wie Lithium, Titan, Nickel oder Seltene Erden.
Konkurrent ist nicht nur Russland, sondern auch China. Mit dem Rohstoffdeal
zwischen den USA und der Ukraine im Februar dieses Jahres hat Trump im
Alleingang versucht, sich Zugang zu kritischen Rohstoffen zu sichern.
Gleichzeitig liegt ein großer Teil der Vorkommen in aktuell von Russland
besetzten Gebieten. Ob sich die Hoffnungen der Ukraine nach umfassenden
westlichen Sicherheitsgarantien für die ressourcenreichen Gebiete im Osten
erfüllen, ist mehr als fraglich.

Schon jetzt ist abzusehen, dass ein selbstbestimmter Wiederaufbau nach
einem wie auch immer gearteten Ende des Krieges angesichts der horrenden
Verschuldung nicht möglich sein wird. Das zeigt sich auch auf den
internationalen Wiederaufbaukonferenzen, die zuletzt in Rom und Berlin
stattgefunden haben. Dort ging es vor allem um die Mobilisierung und die
Zugänge für internationales privates Kapital, ganz im Sinne der auferlegten
neoliberalen Reformen. Auch die Wiederaufbauinitiative der Bundesregierung,
geleitet durch das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ), soll Investitionen von deutschem Kapital in der Ukraine
fördern. Die deutsche und ukrainische Zivilgesellschaft wird hier vor allem
als Quelle für Zugänge und Wissen bemüht, die altbekannten
Public-private-Partnerships sind gefragt wie nie. Durch die finanziellen
Abhängigkeiten der Ukraine wird es auch in einem potenziellen
Wiederaufbauprozess kaum Regulierungen für internationales und privates
Kapital geben. Auch die ukrainische Oligarchie ist beteiligt. So oder so:
Die Weichen für den Ausverkauf der Ukraine werden bereits gestellt.


Dieser Beitrag erschien zuerst im medico-Rundschreiben 4/2025.

Das Rundschreiben kann kostenlos bezogen werden über:

https://www.medico.de/verbinden
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Medien, Meinung, Macht: Neue Studie zu Diskriminierung in Behörden



Eine neue Studie des Exzellenzclusters "The Politics of Inequality" an
der Universität Konstanz zeigt: Negative Medienberichterstattung über
bestimmte Migrant*innengruppen kann bei der Vergabe von Bürgergeld zu
Diskriminierung führen - insbesondere in Regionen, wo Migration
generell skeptisch betrachtet wird.

In den vergangenen Jahren haben rechtspopulistische Parteien über fast
alle westlichen Demokratien hinweg enorme politische Erfolge
verzeichnet. Mit diesem Prozess der politischen Etablierung geht
häufig auch eine Normalisierung fremdenfeindlicher Einstellungen
einher. Während vorausgehende Studien jedoch vor allem die
Auswirkungen dieser Entwicklung auf das Wahlverhalten untersucht
haben, ist über die weiterreichenden gesellschaftlichen Folgen bislang
wenig bekannt. Eine neue Studie des Exzellenzclusters "The Politics of
Inequality" an der Universität Konstanz fragt deshalb, wie sich diese
Normalisierung auf die Verwaltungspraxis in deutschen Jobcentern
auswirkt - also auf konkrete staatliche Entscheidungsprozesse über
essenzielle Sozialleistungen, die ein menschenwürdiges Leben
ermöglichen sollen. Im Mittelpunkt steht dabei die Rolle negativer
Medienberichterstattung über Menschen mit Migrationsgeschichte sowie
der potenziell verstärkende Einfluss dieser Berichterstattung auf
gruppenspezifische Diskriminierung.

In einem Experiment wurden 1.400 Fallbearbeiter*innen aus 60 deutschen
Jobcentern fiktive Zeitungsartikel über Sozialbetrug durch rumänische
Staatsangehörige vorgelegt. Im Anschluss daran sollten sie
Entscheidungen zu authentisch gestalteten, aber simulierten
Bürgergeldanträgen treffen. Das Ergebnis: Nach der Lektüre eines
Artikels über angeblichen Sozialbetrug, wurden die Anträge von
rumänischen Staatsbürger*innen auf Sozialleistungen als weniger
glaubwürdig eingeschätzt - ein Hinweis auf gruppenspezifische
Diskriminierung. Dieser Effekt verstärkt sich in Regionen, in denen
skeptische Einstellungen gegenüber Migration besonders ausgeprägt
sind: hier stieg das Risiko, dass rumänische Staatsangehörige anders
behandelt wurden als Antragstellende mit deutscher Staatsangehörigkeit
- obwohl sie gleichermaßen für Sozialleistungen berechtigt waren.
Gleichzeitig zeigte sich ein gegenteiliger Effekt bei ausländischen
Staatsangehörigen, die im Zeitungsartikel nicht explizit genannt
wurden: Die Mitarbeitenden im Jobcenter reagierten auf deren Anträge
mit geringerer Skepsis und teilweise größerer Hilfsbereitschaft. Diese
Form der Ungleichbehandlung bezeichnet die Forschung als positive
Diskriminierung.

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Verwaltung kein neutraler Raum
ist", erklärt Gerald Schneider, Professor für Politikwissenschaft an
der Universität Konstanz und Ko-Autor der Studie. "Wo
gesellschaftliche Vorurteile stark ausgeprägt sind und Medien negative
Bilder von Migration verbreiten, können sich diese Einstellungen
direkt in der Arbeit staatlicher Behörden widerspiegeln." Doch das
Phänomen tritt nicht nur in den Teilen von Deutschland auf, in denen
Ressentiments gegenüber Menschen mit Migrationsgeschichte bereits weit
verbreitet sind. Stefanie Rueß, Postdoktorandin an der Zeppelin
Universität und korrespondierende Autorin der Studie, ergänzt:
"Negative Schlagzeilen über Migration aktivieren unbewusst Stereotype,
die bestimmen, welche dieser Personengruppen als 'verdächtig',
'hilfsbedürftig' oder weniger 'glaubwürdig' gelten. Diese subtilen
Formen der Diskriminierung sind gefährlich, da sie schwieriger zu
erkennen sind und sich auf weitere Entscheidungsprozesse auswirken
können. Das zeigt, wie eng Medien, gesellschaftliche Normen und
Verwaltungsentscheidungen miteinander verwoben sind."

Jan Vogler, Professor für Politikwissenschaften an der Universität
Aarhus in Dänemark, betont, dass die Ergebnisse weitreichende
Konsequenzen für das Verhältnis zwischen Staat und von Diskriminierung
betroffenen Bevölkerungsgruppen haben könnten:
"Wenn Menschen spüren, dass der Staat sich ihnen gegenüber in
diskriminierender Weise verhält, kann das ihr Vertrauen in öffentliche
Institutionen nachhaltig erschüttern. Dies kann sich anschließend auch
negativ auf die Gesamtheit ihrer Interaktionen mit dem Staat über
viele verschiedene Dimensionen hinweg auswirken." Um dem
entgegenzutreten, wären laut den Autor*innen beispielsweise gezielte
Medienkompetenztrainings, standardisierte Entscheidungsprozesse sowie
eine ausgewogenere (regionale) Berichterstattung über Migration nötig.
Nur so könne gewährleistet werden, dass Sozialleistungen auf Grundlage
objektiver Kriterien und nicht auf Basis gesellschaftlicher Stimmungen
vergeben werden.

Faktenübersicht:

Originalpublikation: Rueß, S., Schneider, G., Vogler, J. (2025):
Illiberal Norms, Media Reporting, and Bureaucratic Discrimination:
Evidence from State-Citizen Interactions in Germany. Comparative
Political Studies.

Autor*innen:

- Stefanie Rueß ist Postdoktorandin im ERC-Projekt "DEMOLAW" an der
Zeppelin Universität Friedrichshafen und ehemalige Mitarbeiterin in
der Arbeitsgruppe von Gerald Schneider.

- Gerald Schneider ist Professor für Internationale Politik und
Principal Investigator am Exzellenzcluster "The Politics of
Inequality" an der Universität Konstanz.

- Jan Vogler ist Associate Professor für Politikwissenschaft an der
Universität Aarhus, Dänemark. Er war bis 2024 Juniorprofessor an der
Universität Konstanz.

Methodik: 
Repräsentative Umfrage und Experiment mit 1.400 Mitarbeitenden aus 60
Jobcentern in Deutschland (Juni-Juli 2023). Zunächst erhielten die
Teilnehmenden fiktive Zeitungsartikel über Sozialbetrug
(Kontrollgruppe: neutraler Artikel zur Digitalisierung). Anschließend
bewerteten sie fiktive Sozialleistungsanträge mit variierenden
Merkmalen (Name, Nationalität, Geschlecht etc.).

Der Exzellenzcluster "The Politics of Inequality" an der Universität
Konstanz erforscht aus interdisziplinärer Perspektive die politischen
Ursachen und Folgen von Ungleichheit. Die Forschung widmet sich
einigen der drängendsten Themen unserer Zeit: Zugang zu und Verteilung
von (ökonomischen) Ressourcen, der weltweite Aufstieg von
Populist*innen, Klimawandel und ungerecht verteilte Bildungschancen.

Die Studie stützt sich auch auf die Finanzierung des ehemaligen
InRa-Netzwerks ("Institutionen & Rassismus"), einem groß angelegten
Forschungsprojekt des Forschungsinstituts Gesellschaftlicher
Zusammenhalt (FGZ) im Auftrag des Bundesministeriums des Innern.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution1282

Homepage:

http://www.uni-konstanz.de
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Ein düsterer Choral kündet von unbedingter Opferbereitschaft,
schwelende Fackeln säumen den Weg, auf dem der General die Truppe
inspiziert und ihr Vorbild in höchsten Tönen lobt. Siegreich sein zu wollen
ist kein Tabu mehr, sondern demonstratives Versprechen. Ein vielstimmiges
"Hurra!" wie aus einem Munde signalisiert, dass diese SoldatInnen nicht
aufzuhalten sein werden, wenn ihre Panzer russische Stellungen überrollen.
Was die Bundeswehr unter dem Titel "Führungsstarke Panzerbrigade 45" über
"Deutschlands soliden Eckpfeiler für die Verteidigung des Bündnisgebiets an
der Ostflanke" auf ihrem Instagram-Auftritt "deutsches.heer" postet, ist an
imposantem Pathos und martialischem Furor kaum zu übertreffen.

Bei dem in Flecktarn auftretenden Offizier handelt es sich um keinen
Geringeren als Generalleutnant Christian Freuding, Inspekteur des Heeres
und damit unmittelbar dem obersten militärischen Vertreter der Bundeswehr,
Generalinspekteur Carsten Breuer, unterstellt. Als ehemaliger Leiter des
Lagezentrums Ukraine wie des Planungs- und Führungsstabs im
Verteidigungsministerium nimmt Freuding kein Blatt vor den Mund, wenn es
darum geht zu erklären, mit welchen Mitteln die Bundeswehr meint, der
Ukraine zum Sieg über Russland verhelfen zu wollen.

So teilte er, dem Anlass gemäß in Felduniform, am 11. Juli 2025 in den
ZDF-Nachrichten per Live-Schaltung aus Kiew mit: "Wir brauchen
Waffensysteme, die weit auch in die Tiefe des russischen Raumes reichen,
die Depots, Führungseinrichtungen, Flugplätze und Flugzeuge angreifen
können. Auch Deutschland ist bereit, solche Waffensysteme zur Verfügung zu
stellen." Auch wenn seine Ankündigung, Deutschland werde der Ukraine
bereits Ende Juli weitreichende Waffensysteme liefern und von da an
"folgend in einer hohen dreistelligen Stückzahl", möglicherweise nicht
realisiert worden ist, so machte die Stellungnahme eines der höchsten
Offiziere der Bundeswehr unmissverständlich klar, dass hier keine private
Meinung vertreten wird, sondern eine semioffizielle Kampfansage
Deutschlands erfolgt.

Nichts unterstreicht die Aktualität des unerklärten Krieges besser als
die Uneindeutigkeit offiziöser Verlautbarungen. Den Gegner im Ungefähren
dessen lassen, was im Klartext Angst und Schrecken in der
eigenen Bevölkerung hervorriefe, demonstriert, wie sehr der Abtausch von
Feindseligkeiten bereits die politische Kommunikation bestimmt. Das
Mutmaßen über die sinistren Absichten des Feindes, als der Russland auch im
Weltbild deutscher Kabinettsmitglieder firmiert - für Wadephul werde
Russland "immer ein Feind und eine Gefahr für unsere
europäische Sicherheit sein" (Der Westen, 05.05.2025) -, unterstreicht die
eigene Absicht, dem Kreml in den Arm zu fallen, sprich womöglich zuerst
aktiv zu werden.

Im Wechselbad zwischen Alarm und Entwarnung kann sich niemand auf die Dauer
gemütlich einrichten. Wie das disruptive Moment technologischer Innovation
auch bewährte Produktionsverfahren außer Kraft setzt, um Platz für neue
Industrien und Verwertungsmöglichkeiten zu machen, so wird die ganze
Gesellschaft mit der "Zeitenwende" einer Verunsicherung ausgesetzt, die
Bewegung erzeugt und neue Produktivkräfte weckt. Die Mobilisierung der
Zivilgesellschaft für den Krieg stellt all jene liebgewonnenen
Gewissheiten, die schlecht in eine Zeit der Kriegsgefahr passen, zur
Disposition militärisch bedingter Einschränkungen etwa des
Energieverbrauchs, der Meinungsfreiheit, der Verfügbarkeit medizinischer
Dienstleistungen, der Mobilität und nicht zuletzt der bürgerlichen Freiheit
durch staatliche Überwachung und die Wiedereinführung der Wehrpflicht. Was
die Verlagerung ziviler Potentiale in kriegswichtige Bereiche an Härten mit
sich bringen wird, ist noch nicht ins allgemeine Bewusstsein vorgedrungen,
steht das Land doch erst am Beginn eines umfassenden Strukturwandels zur
"Kriegstüchtigkeit".

Im geheimgehaltenen "Operationsplan Deutschland" (OPLAN DEU) ist auf
mehreren hundert Seiten niedergelegt, wie im Spannungs- und
Verteidigungsfall die "territoriale Integrität" Deutschlands zu schützen
und der "Aufmarsch der alliierten Streitkräfte über und durch Deutschland
an die NATO-Ostflanke sicherzustellen" sei. Prinzipiell wird darin noch
einmal unterstrichen: "Kernauftrag der Bundeswehr ist die Landes- und
Bündnisverteidigung. Alle anderen Aufgaben sind dem untergeordnet." Was das
Operative Führungskommando der Bundeswehr anlässlich der Veröffentlichung
des OPLAN DEU konstatiert hat, bedeutet nichts anderes als die
Subordination aller zivilen Zwecke und Ziele unter das Kriegskommando, also
auch eine notfalls mit Zwang erwirkte Bereitstellung gesellschaftlicher
Leistungen für die Nutzung im Hinterland der Front, welches aufgrund der
zunehmenden Verlagerung des Kriegsgeschehens auf die Ebene fliegender
Waffensysteme nur noch bedingt als ein solches bezeichnet werden kann.

Die Begleitmusik zu den wiederholten Beteuerungen in den Medien
auftretender Militärs und SicherheitsexpertInnen, das Land befände sich
zwar noch nicht im Krieg, aber auch nicht mehr im Frieden, ergibt
sich aus allerlei Mutmaßungen und Gerüchten über das Ausmaß russischer
Übergriffe auf NATO-Territorium, über Sabotage an Unterseekabeln, die
Existenz einer "Schattenflotte" und den fast täglich ausgelösten
Drohnenalarm. Nichts Genaues weiß man nicht, gerade das mache die Effizienz
"hybrider" Kriegführung Russlands aus, so die Erklärung aus berufenem Mund.

"Strategische Ambiguität" ist ein bewährtes Mittel zur Irreführung des
Gegners wie der Mobilisierung der eigenen Bevölkerung. Geht eine
Kriegsallianz wie die NATO von der bloßen Reaktion auf unvorhergesehene
Gefahren, der Planung begrenzter Kriege und das Definieren klar umrissener
strategischer Ziele zur Permanenz des Ausnahmezustands über, dann ist der
Ernstfall eigentlich schon gegeben. Kriegführung auf allen Ebenen unter
weitgehender Einbeziehung der Zivilbevölkerung, ihre soziokulturelle
Zurichtung auf eine klare Freund-Feind-Erkennung, die als nationaler
Imperativ ohne Wenn und Aber erforderlich gemachte Mobilisierung als
eigener Beitrag zum weltweit geführten Kampf um Macht und Einfluss - der
mit der "Zeitenwende" eingeleitete Mentalitätswandel stellt die Offenheit
und Vielfalt des gesellschaftlichen Normalbetriebs zur Disposition einer
Staat und Nation um die Flagge scharenden Gesinnungsgemeinschaft, in der
Abweichungen von der Staatsräson konsequenter und gründlicher verfolgt und
unterbunden werden können.

Daher bedarf es keines eindeutigen Belegs, um die Urheberschaft
Russlands für Zwischenfälle aller Art zu attestieren, erfüllen diese
beunruhigenden Nachrichten doch am besten den Zweck, Alarmstimmung an der
Heimatfront zu erzeugen und den verbliebenen Widerspruch gegen die
kriegstüchtige Mobilisierung der Zivilgesellschaft in die Schranken
zu weisen. Auch wenn die Sprengung der North-Stream-Pipeline inzwischen der
Ukraine zugeordnet wird, so hat der schwerwiegendste
Anschlag auf eine zivile Infrastruktur in der Geschichte der BRD nur sehr
schleppende Bemühungen nach sich gezogen, diese Straftat aufzuklären.
Obwohl die Regierung in Kiew unmittelbar nach diesem spektakulären
Sabotageakt selbst mit dem Finger auf Moskau gezeigt hat, um Fragen nach
ihrer Verantwortung für den Anschlag gar nicht erst aufkommen zu lassen,
wird kaum in Erwägung gezogen, dass die in Polen abgestürzten Drohnen auch
aus der Ukraine stammen könnten.

Deutschland im Herbst 2025 - die Nervosität angesichts der Ungewissheit, ob
die Ankündigungen aus Moskau, auf die immer tiefere Einmischung der NATO in
den Krieg in der Ukraine mit adäquaten Gegenmaßnahmen zu reagieren, mehr
sein könnte als ein bloßer Bluff, lässt die Menschen ahnen, dass ihr Leben
schon bald eine unvorhergesehene Wendung nehmen könnte, dass all das, was
einst aus sicherer Distanz zu beobachten war, plötzlich auf Haut und
Knochen brennt. Was zugleich zum Greifen nah wie der Normalität des Alltags
fremd ist, so zu kanalisieren, dass der Betrieb der Arbeitsgesellschaft
unbeeinträchtigt weitergeht, ohne das aktivierte Mobilisierungspotential
verpuffen zu lassen, ist die Aufgabe einer Regierungskunst, die sich unter
hohem Risiko auf unbekanntes Gelände wagt.

Im Limbus zwischen Wollen und Sein ist es ein Leichtes, Monster zu
beschwören, deren Schatten bereits wie ein Albdruck auf den Menschen
lastet. Es könnte sich als verhängnisvoller Irrtum erweisen, der Hoffnung
auf einen siegreich zu führenden Krieg mehr Raum zu geben als jener Mahnung
Gehör zu schenken, laut der der Status quo ante nach dem
Überschreiten einer bestimmten Schwelle der Eskalation unwiederbringlich
verloren ist, sprich die Unumkehrbarkeit des Weges in den Krieg bereits
seine Verwirklichung impliziert. Wie stets will es nachher niemand gewesen
sein, doch die Leichen der Toten und die von Ruinen und Trümmern
gezeichneten Landschaften künden nicht das erste Mal davon, dass gegen
Größenwahn und Selbstüberschätzung kein Kraut gewachsen ist.
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Übergangene Fragen wiegen doppelt schwer

Wer will diesen Krieg, und wer wird nicht danach gefragt, einem
möglicherweise epochalen Vernichtungswerk ausgesetzt zu sein? Wer dreht an
der Schraube der Eskalation, und wem fehlen die Worte, um angesichts dieser
gefährlichen Entwicklung die Stimme zu erheben?

Soviel ist klar - bei einem offiziellen Kriegseintritt der NATO gegen
Russland wäre Deutschland als logistische Drehscheibe für den Aufmarsch in
Richtung Osten primäres Ziel russischer Angriffe etwa auf Rüstungsfabriken,
die zivile Energieinfrastruktur und Militärstützpunkte. Der aggressive Ton
deutscher Funktionseliten gegenüber Russland und die wiederholte
Ankündigung, die Ukraine mit deutscher Hilfe tief nach Russland
hineinwirken zu lassen, tun ein Übriges dazu, das zentrale Land Westeuropas
zum Schlachtfeld eines Krieges zu machen, den niemand gewollt hat, für
dessen Verhinderung aber auch nichts getan wurde.

In Deutschland scheint die Angst davor, eine militärische Kraftprobe mit
Russland zu wagen, geringer ausgeprägt zu sein, als eine zur
Militarisierung der Gesellschaft und der Bereitschaft ihrer Funktionseliten
zum Eintritt in einen Krieg gegen Russland ablehnende Haltung einzunehmen.
Dem Kommando von "Zeitenwende" und "Kriegstüchtigkeit" nicht bedenkenlos
Folge zu leisten, sondern die absehbar verheerende Konsequenz eines aus
nationalhegemonialen Ambitionen gespeisten militärischen Abenteuers zu
fürchten, läge schon aus reinem Überlebensinteresse nahe, wird jedoch mit
einer als unhinterfragbar deklarierten Sachzwanglogik an den Rand der
öffentlichen Debatte gedrängt. Von einer solchen ist ohnehin kaum mehr zu
sprechen, wenn Fragen zu Krieg und Frieden derart einschlägig mit dem
Imperativ einer angeblich unumgänglichen Bedrohung beantwortet werden, dass
davon abweichenden Positionen der Brandgeruch des Verrats an Volk und
Vaterland anhaftet.

Manchen ist es bereits aufgefallen - von Frieden als einem Zustand
geregelter Zivilität, demokratischer Freiheit und der Abwesenheit
militärischer Gewalt ist keine Rede mehr. Während die Binsenweisheit, dass
niemand keinen Frieden wolle, nicht der Erwähnung bedarf, ist die offensive
Einforderung von Frieden angesichts der angeblich unausweichlichen
Ausweitung bereits laufender Kriege auf das eigene Land keine Option mehr.
Aus der kriegsbereit formierten Marschordnung auszuscheren, erfordert
mithin keinen geringeren Mut als denjenigen, dessen es bedarf, die
persönliche Einbindung ins nationale Projekt grundlegend zu hinterfragen
und konsequent zu negieren. Nichts anderes ist gemeint, wenn KommunistInnen
den Hauptfeind im eigenen Land verorten und Sozialrevolutionäre
Vaterlandsverrat als notwendige Konsequenz internationalistischer
Klassensolidarität propagieren. Wo an den materialistischen Wurzeln der
Staatenkriege gerüttelt wird, lässt repressive Gewalt nicht lange auf sich
warten, wird die innere Opposition gegen den Krieg in Deutschland doch
traditionell des Verrats an Staat und Nation bezichtigt.

Als der Autor Ole Nymoen im Frühjahr 2025 mit seinem Buch "Warum ich
niemals für mein Land kämpfen würde" Furore machte, wurde er vor allem
deshalb durch die Talkshows gereicht, um eine solche vom Makel des
Egoismus befleckte Verweigerungshaltung ein für alle Mal zu Grabe zu
tragen. Wie plausibel seine Argumente auch waren, sie verhallten ohne Echo
aus der Bevölkerung. Ihr wird der Ruf zu den Waffen anhand der
Unterstellung, Russland wolle die EU und Deutschland angreifen, als
alternativlose Wahrheit präsentiert. Mit großem symbolpolitischen Pomp
wird stattdessen die Tugend gefeiert, sich fürs größere Ganze aufzuopfern,
also den höchsten Preis, den ein Mensch bezahlen kann, für Staat und Nation
zu entrichten. Nur wenn derartige Heldengesänge in der Bevölkerung auf
positive Resonanz stoßen, kann die Bundeswehr ihre ehrgeizigen
Rekrutierungsziele erreichen und einen längeren Krieg durchstehen.

Nicht für ein Land sterben zu wollen, ist auf der Ebene kapitalistischer
Vergesellschaftung, wo seit Jahrzehnten propagiert wird, dass der Homo
oeconomicus als Marktsubjekt in erster Linie der Steigerung des Wertes
seiner Arbeitskraft verpflichtet sei, eigentlich naheliegend. Doch auch die
Arbeitsgesellschaft ist kein El Dorado individueller Selbstverwirklichung,
soll sich doch jeder Beitrag zum nationalen Produkt für den Erhalt von
Staat und Gesellschaft als nützlich erweisen. So wie die Ideologie der
sozialen Marktwirtschaft glauben macht, vor dem Tauschwert des Geldes wären
alle, ob arm oder reich, gleich, so wie das Recht, unter Brücken zu
schlafen, keinen Klassenunterschied kennt, so soll der einzelne Mensch
rückstandslos im Staat aufgehen, wenn dieser durch äußere Kräfte bedroht
erscheint.
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Die Kriegsmaschine verlassen, das Leben begrüßen
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"Der Gehalt der Tapferkeit als Gesinnung liegt in dem wahrhaften absoluten
 Endzweck, der Souveränität des Staates; - die Wirklichkeit dieses Endzwecks
 als Werk der Tapferkeit hat das Hingeben der persönlichen Wirklichkeit zu
 ihrer Vermittlung. Diese Gestalt enthält daher die Härte der höchsten
 Gegensätze: die Entäußerung selbst, aber als Existenz der Freiheit, die
 höchste Selbständigkeit des Fürsichseins, deren Existenz zugleich in dem
 Mechanischen einer äußeren Ordnung und des Dienstes ist, gänzlichen
 Gehorsam und Abtun des eigenen Meinens und Räsonierens, so Abwesenheit des
 eigenen Geistes und intensivste und umfassende augenblickliche Gegenwart
 des Geistes und Entschlossenheit, das feindseligste und dabei persönlichste
 Handeln gegen Individuen bei vollkommen gleichgültiger, ja guter Gesinnung
 gegen sie als Individuen."

 (G. W. F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, § 328) 


Schon der preußische Staatsphilosoph Georg Wilhelm Friedrich Hegel
wusste, dass die liberale Subjektivierung der BürgerInnen spätestens
unter Kriegsrecht zur Disposition zwecks höherer Ziele steht. Die von
ihm postulierte Unauflöslichkeit des Widerspruchs zwischen Fremd- und
Selbstbestimmung, zwischen Flucht vor der Unterwerfung unter den Staat
und seine Idealisierung als höherem Daseinszweck und der Auslöschung des
Lebens anderer ohne individuellen Anlass zur Feindseligkeit ihnen gegenüber
ist bedingt durch das Verhältnis von bürgerlichem Subjekt und staatlichem
Gemeinwesen.

Umso umstandsloser wird anhand jener freiheitlichen Werte, für deren
Verteidigung angeblich in der Ukraine gelitten und gestorben wird, der
Wunsch nach einer besseren Welt in den Dienst derjenigen gestellt, die ihm
am wenigsten Folge leisten. Wo der Primat staatlicher Souveränität als
Zentralgestirn geostrategischer Bündnispolitik fungiert, werden sich die an
diesem Konflikt beteiligten Staatsapparate immer ähnlicher - das Ziel des
Sieges reduziert die dazu erforderlichen Mittel auf ihre funktionale
Tauglichkeit, die legitimatorische Kausalität wird auf den Kopf gestellt,
und die Wirksamkeit der Waffen erzeugt die Begründung ihres Einsatzes,
nicht umgekehrt.

Was also bringt westeuropäische Regierungen dazu, die Belastbarkeit
russischer Zurückhaltung gegenüber den NATO-Staaten mit anwachsender
Intensität zu testen, als ob die Gefahr, dabei selbst den größten Schaden
davonzutragen, nicht gegeben wäre? Sind es wirklich abstrakte Werte, deren
innere Widersprüchlichkeit bei genauerem Hinsehen deutlich macht, dass es
sich im Wesentlichen um Klassenprivilegien handelt, weil materielle
Entbehrungen durch keinen noch so wohlklingenden Wertekodex in ihrer
Schmerzhaftigkeit gelindert werden? Oder spielen die Hormone verrückt und
lassen archaische Kampfesimpulse aufflammen, die vergessen machen, dass
moderne Kriegführung kaum anonymer und verdinglichter sein könnte, wenn
autonome Waffensysteme ohne direktes menschliches Zutun töten oder
Kontinente überquerende Distanzwaffen ganze Städte in Schutt und Asche
legen?

Sich wie Ole Nymoen vom Staatszweck zu verabschieden und das eigene Leben
so wertzuschätzen, dass es nicht auf Gedeih und Verderb einer fremden
Verfügungsgewalt überlassen wird, dürfte nicht wenigen Menschen spontan
einleuchten. Unter dem Dauerfeuer einer Feindbildproduktion, in der "der
Russe" zum Angstgegner aufgebaut wird und jene aggressiven Energien
freilegt, ohne die die Bevölkerung nicht zu einem kollektiven Gewaltakt zu
bewegen ist, geschieht denn auch Erwartbares. Große Teile der in
Deutschland lebenden Menschen sind bereit, für "ihr" Land zu sterben, als
ob das Possessivpronomen mehr zum Gegenstand hätte als die formale
Zugehörigkeit zu Staat und Nation, über die das Zufallsprinzip der
biologischen Lotterie entscheidet.
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Sollbruchstellen im Krisenmanagement

Was hat angesichts dessen, dass staatliche Verfügungsgewalt jeden Tag
in aller Welt schreiende Ungerechtigkeit erzeugt, ohne dass sich die
Bundesregierung bemüßigt fühlt, ihrer Sicht auf Recht und Ordnung in
jedem dieser Fälle mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln Gültigkeit
zu verschaffen, dazu Anlass gegeben, beim Angriff Russlands auf die Ukraine
das Risiko einzugehen, in direkten Schlagabtausch mit der größten Atommacht
der Welt zu treten?

Zum einen sind die Bedingungen dafür, krisenhafte Entwicklungen mit
kriegerischer Gewalt derart aufzuladen, dass die militärische Konfrontation
allen Platz besetzt, auf dem ansonsten mit mehr politischer Mühe und unter
höherem materiellen Aufwand wesentlich größere Räder zu drehen wären,
zweifellos günstig. Das auch als Polykrise bezeichnete Problem der
destruktiven Folgen einer Wachstumsdoktrin, die von anwachsenden
Zerstörungen sozialökologischer Art, der Erschöpfung essentieller
Ressourcen für die industrielle und agrarische Produktion und der
Destabilisierung ganzer Zivilgesellschaften durch einen Kapitalismus,
dessen Normalbetrieb als Vollgas im Leerlauf umschrieben werden könnte,
schwer gezeichnet ist, verlangt nach Lösungen, die ohne eine grundlegende
Transformation der gesellschaftlichen Produktion und Überwindung sozialer
Ungleichheit nicht zu haben sind.

Ein solches Wirtschaftssystem schafft immer weniger angemessen
entlohnte Arbeit, während seine Produktivitätszuwächse von der
materiellen Basis, der gesellschaftlichen Reproduktion bzw.
dem Erhalt der Gesellschaft durch Lohnarbeit, zusehends entkoppelt werden.
Der Zweck der Gesellschaft besteht also nicht in der Sicherstellung der
Versorgung der Bevölkerung durch die Produktion, sondern diese wird dafür
verbraucht, die Gesellschaft, den Staat, das Kapital zu reproduzieren.
So einem System ist die Tendenz zu aggressiver Expansion nach außen
zwecks Stabilisierung im Innern von vornherein eingeschrieben.

Wo vermeintliche Bedürfnisse etwa in Form informationstechnischer Dienstleistungen
erst gesellschaftlich erzeugt werden müssen, um als bezahlbare Nachfrage in
Erscheinung zu treten, während existenzielle Belastungen, die mit keinem
Geldmittel gedeckt sind, über karitative Hilfsleistungen hinaus immer
weniger gelindert werden, herrscht längst sozialer Krieg. Dieser
Klassenantagonismus hat weltweit ein Ausmaß an individueller Bedrohung
erreicht, das die Stabilität ganzer Gesellschaften und politischer Systeme
erschüttern könnte oder es schon tut.

Der weltweite Vormarsch rechter, nationalchauvinistischer und sozial
reaktionärer Parteien legt beredtes Zeugnis davon ab, dass das
Gewaltverhältnis zwischen oben und unten immer weniger durch eine sozial
gerechtere Verteilungsordnung entschärft wird. Frei nach dem Prinzip "Teile
und herrsche" werden ganze Gruppen von Menschen mit populistischen Mitteln
an den Pranger gestellt und daran gehindert, auf gleichberechtigte Weise
gesellschaftlich zu agieren. Trotz geringem Einfluss auf die
Sozialhaushalte ruft angeblicher Sozialbetrug schärfste Maßnahmen auf den
Plan, während große Vermögen weitgehend unangetastet bleiben. Steuerbetrug
bleibt ein Kavaliersdelikt, doch das Versäumen eines Termins bei der
Arbeitsagentur kann LeistungsempfängerInnen in existenzielle Not stürzen.
Wer nicht über die deutsche Staatsbürgerschaft verfügt, muss
insbesondere dann, wenn sich zur nichtweißen Hautfarbe ein im Globalen
Süden verorteter Migrationshintergrund gesellt, um die Sicherheit des
Aufenthaltstitels fürchten. Die Zugbrücke zur nationalen Burg wird
hochgezogen, allerdings nicht ohne das äußere Umfeld für die Versorgung der
Festung in Anspruch zu nehmen und dort Einöden des Mangels und der Not zu
hinterlassen.

Sollte die Hatz auf MigrantInnen oder von der Norm bürgerlicher Ordnung
abweichende Minderheiten nicht genügen, um soziale Bruchlinien zu kitten,
dann wird gerne auf äußere Bedrohungen verwiesen. Nicht als bloßes Mittel
zum Zweck, sondern um den ohnehin gegebenen Anlass zu nutzen, im Wettlauf
der Staaten um schwindende Ressourcen, hegemoniale
Kontrolle und imperiale Expansion seinen Mann - und das ist im Sinne der
patriarchalen Formierung kriegerischer Gewalt wörtlich gemeint - zu stehen.
Vor dem Hintergrund globaler Konkurrenzverhältnisse, die immer weniger
einzuhegen sind, weil die sozialen Druckverhältnisse nach Entladung
streben, werden wesentliche Ziele der Politik der Bekämpfung imaginärer wie
realer äußerer Bedrohungen unterworfen.

Besonders eklatant in ihrer Widersprüchlichkeit ist dabei eine
Energiepolitik, die seit Beginn des Angriffs auf die Ukraine in den Dienst
der ökonomischen Kriegführung gegen Russland gestellt wird. Da die
schwerindustrielle Produktion für den Krieg und der Verbrauch dabei
produzierter Waffen auf dem Gefechtsfeld ohnehin eine katastrophale
CO2-Bilanz aufweisen, scheint der Import von teurem und ökologisch besonders
schmutzigem LNG-Gas im Rahmen der gegen Russland gerichteten
Sanktionspolitik auch kein Anlass zur Kritik mehr zu sein.

Obwohl die weltweite Klimakatastrophe an erster Stelle schon vorgestern zu
bewältigender Aufgaben steht, wird dieser Dringlichkeit im Feuer
kriegerisch ausgetragener Konkurrenz immer weniger entsprochen. Klima- und
Umweltschutz erscheinen abstrakt, stehen im Widerspruch zur nationalen
Wachstumsentwicklung, die VerursacherInnen ökologischer Katastrophen sind
kaum dingfest zu machen, und die zeitliche Dimension ihrer Bewältigung tut
der aktuell notwendigen Widerspruchsregulation kaum Genüge. Und so wird
auch auf dem diesjährigen Weltklimagipfel angestrengt um den heißen
Planeten herumgeredet, als wären Staatenkriege, ihre besonders
kostenintensive Bemittelung und verlustreiche Produktionslogik nicht das
Problem, das an erster Stelle überwunden werden müsste, um die
vielbeschworene Sicherung der Zukunft zu ermöglichen.


Immer wieder "Putin"

Umso mehr erscheint die Personalisierung von Konflikten aller Art als
probates Mittel, kollektive Erregungszustände für Zwecke einzuspannen,
die mit ihrem vorgeblichen Anlass wenig bis nichts zu tun haben. Nicht erst
seit dem Februar 2022 wurde "Putin" zur Adresse für alles, was schief läuft
in der europäischen Politik. Wie die Rede von der vermeintlich niemals
existenten "Friedensdividende" nach 1990 glauben macht, sei das Erbe der
Blockkonfrontation des Kalten Krieges, die spätestens seit dem Putsch von
2014 in der Ukraine offen zutage tretende Konfrontation zwischen NATO und
Russland, die Folge unmäßiger Machtambitionen des wie aus dem Nichts
auftauchenden Nachfolgers des Präsidenten Boris Jelzin. Im Unterschied zu
diesem hat Wladimir Putin der Erschließung russischen Ressourcenreichtums
für westliche Kapitalinteressen größere Hürden in den Weg gestellt und die
Oligarchie des Landes mit einem Pakt an eine Leine gelegt, die ihren
Geschäften staatliche Nichteinmischung insofern garantiert, als sie ihre
Interessen nicht politisieren, sprich in Opposition zur Staatsräson treten.

Indem der russische Präsident die kapitalistische Transformation seines
Landes wesentlich effizienter als sein Vorgänger vorantrieb und
bei allen Angeboten, die er an die Adresse der NATO-Staaten in Sicht auf
ein friedliches Arrangement mit der Russischen Föderation richtete, die
Geschäftsinteressen seiner Regierung nicht hintenan stellte, wurde die
hegemoniale Konkurrenz mit der EU und den USA wieder auf Augenhöhe
gebracht. Dabei agierte Russland nicht anders als andere Staaten von
vergleichbarer Größe.

Was immer seiner Regierung an Verstößen gegen internationales Recht und
bilaterale Abkommen vorgeworfen wird, ist den UrheberInnen derartiger
Bezichtigungen häufig selbst recht und billig. Das Betriebssystem großer
Staaten und Staatenbündnisse verfügt über eine so weitreichende
strukturelle Ähnlichkeit, dass einzelne Akteure in politischen Reden und
Kommentaren nur dann einhellig als Schurken markiert werden können, wenn
der Blick starr auf sie gerichtet bleibt und das allgemeine Interesse an
der Aufrechterhaltung herrschender Gewaltverhältnisse darüber aus seinem
Fokus gerät.

Wenn aus westlicher Sicht allein der Kreml für die kriegerische Situation
in Europa verantwortlich gemacht wird, dann auch deshalb, weil die
NATO-Staaten keine Zurückhaltung bei der Einschränkung russischer Hegemonie an
den Tag gelegt, sondern in stetigem Drang nach Osten deren Gültigkeit
permanent in Frage gestellt haben. Ihr angeblicher Sieg über die
Sowjetunion wurde in Übereinstimmung mit deren Führung, namentlich
Präsident Michail Gorbatschow, erzielt. Dass dieser mit dem Rückzug
sowjetischer Truppen hinter die Grenzen der UdSSR nicht im Austausch ein
Ende der Stationierung US-amerikanischer Truppen in Westeuropa verlangt
hatte, war ein Entgegenkommen, dass sich angesichts der einseitigen
Ausdehnung der NATO in Richtung Osten kaum ausgezahlt hat. Indem die
Ukraine zum Antagonisten russischer Hegemonie in Eurasien aufgebaut wurde,
obwohl allen RusslandexpertInnen in den Hauptstädten des Westens klar war,
dass zwischen den Nachfolgestaaten der Sowjetunion im Verhältnis zur
Russischen Föderation erhebliche Unterschiede bestehen, die insbesondere
Belarus und die Ukraine aus Sicht Moskaus mit einem Sonderstatus versehen,
wurden dem Kreml Zugständnisse abverlangt, die einer halbwegs stabilen
Sicherheitsarchitektur in Europa bis heute im Wege stehen.

Den russischen Präsidenten zum personifizierten Bösen zu erklären, hat auch
den Nachteil, dass dessen Bereitschaft, sich mit westlichen Regierungen
notfalls zu arrangieren, von politischen Kräften in der russischen Führung
konterkariert wird, die längst den Einsatz taktischer Atomwaffen in der
Ukraine und gegen westliche Staaten gefordert haben. Im Spektrum russischer
Strategieschmieden und Exekutivorgane gehört Putin zu den moderateren
Stimmen, was hierzulande nur denjenigen auffällt, die sich die Mühe machen,
das Geschehen im Kreml jenseits der zweckdienlichen Überzeichnung seiner
Machtfülle zu verfolgen, die ein zentrales Merkmal jeder staatlichen
Exekutivgewalt darstellt. So hat Putin das Ersuchen der sezessionistischen
Gebiete im Osten der Ukraine nach Aufnahme in die Russische Föderation
viele Jahre lang abgelehnt und erst 2022 verwirklicht, also Deeskalation
betrieben, ohne bei der NATO damit auf
Gegenliebe zu stoßen.
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"Unsere Werte" im freien Fall

"Wann und wo hat es denn einen Krieg gegeben, seit die sogenannte
 öffentliche Meinung bei den Rechnungen der Regierungen eine Rolle
 spielt, in dem nicht jede kriegführende Partei einzig und allein zur
 Verteidigung des Vaterlandes und der eigenen gerechten Sache vor dem
 schnöden Überfall des Gegners schweren Herzens das Schwert aus der
 Scheide zog? Die Legende gehört so gut zum Kriegführen wie Pulver und
 Blei. Das Spiel ist alt. Neu ist nur, daß eine sozialdemokratische Partei
 an diesem Spiel teilgenommen hat." 

 (Rosa Luxemburg - Die Krise der Sozialdemokratie, Teil 2, 1916) 


Bis heute zu unterstellen, die postsowjetischen Kriege seien lediglich den
persönlichen Ambitionen eines Putin geschuldet, ist als Ausweis
historischer Ignoranz kaum übertrieben dargestellt. Wann immer es um die
innere Kohärenz staatlicher Entitäten schlecht bestellt ist, wartet die
Konkurrenz nicht lange, daraus nicht nur ökonomische, sondern auch
geopolitische Vorteile zu erwirtschaften. Als immer noch größter
Flächenstaat der Welt bietet die dünn besiedelte Russische Föderation durch
ihre multiethnische und multireligiöse Struktur zahlreiche Angriffspunkte
für sezessionistische Bewegungen oder schleichende Landnahme. Ihren
Reichtum an natürlichen und mineralischen Ressourcen unter Kontrolle zu
bringen, ist insbesondere angesichts der technologischen Transformation zu
mikroelektronischer Produktion und der für die Kriegführung weiterhin
unentbehrlichen fossilen Brennstoffe höchst attraktiv. Schon der Griff der
US-Administration nach den Rohstoffen der Ukraine im Tausch gegen weitere
Unterstützung zeigt, worum es den NATO-Staaten neben der strategischen
Schwächung der geopolitischen Konkurrenz geht.

Die Russische Föderation ist nicht nur aufgrund ihres kleineren
territorialen Umrisses, sondern auch der grundlegend anderen ideologischen
Ausrichtung des Staates nicht mehr mit der Sowjetunion gleichzusetzen. Als
kapitalistische Gesellschaft mit einer stark ausgeprägten Machtvertikale
bedient sich seine Führung weithin üblicher Legitimationsstrategien, sie
bietet keinerlei Anlass zum Verdacht, in irgendeiner Form sozialistische
Ziele zu verfolgen, und unterscheidet sich auch anlässlich des dem
Präsidenten angelasteten Vorwurfs eines autokratischen Führungsstils nicht
von zahlreichen Staaten, mit denen der Westen beste Beziehungen unterhält.

Was die prominente Rolle des orthodoxen Klerus bei der Legitimation
des Krieges gegen die Ukraine und des patriarchalen Charakters einer
Geschlechterpolitik, die die LGBTQIA-Gemeinschaft kriminalisiert und
das in der Sowjetunion traditionell liberale Abtreibungsrecht
einschränkt, betrifft, so ist die westliche Führungsnation USA gerade
dabei, das negative Beispiel Russlands in den Schatten zu stellen. Vom
Roten Oktober und den weltrevolutionären Vorstellungen eines Lenin so weit
entfernt zu sein wie die US-Gesellschaft von einem Sozialismus, dessen
Brandgeruch schon bei völlig integren PolitikerInnen zum Skandal gereicht,
verortet das politische System Russlands in dem weltweit immer breiter
werdenden Strom sich illiberal und autoritär aufstellender Staatsapparate.
Wo mit US-Präsident Donald Trump ein Verfechter weißer Suprematie und
rechtsextremer Gesellschaftsdoktrin ins Weiße Haus eingezogen ist, wo mit
Bibi Netanjahu ein Premierminister in Israel regiert, gegen den auch von
offiziellen Stellen der Verdacht erhoben wird, in Gaza einen Genozid zu
begehen, sollten sich westeuropäische Regierungen eigentlich schwer damit
tun, ausgerechnet Moskau zum Ziel moralischer Anwürfe zu machen.

Der in zeitgeschichtlicher Dimension kurze Sommer sozial progressiver
Emanzipationsbewegungen geht auch in der EU seinem Ende entgegen. Wenn das
EU-Mitglied Lettland wie zuvor der NATO-Staat Türkei aus dem Übereinkommen
des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und
häuslicher Gewalt (Istanbuler Konvention) austritt, dann ist das nur ein
Indiz von vielen dafür, dass die Uhren sozialer Befreiung wieder rückwärts
gehen. Russland und mit seiner Führung sympathisierenden Regierungen wie
der Ungarns daraus einen besonders festen Strick drehen zu wollen, geht
bestenfalls nach hinten los, sprich beflügelt das rechtspopulistische
Ressentiment, sich als von einem angeblich links-grünen Zeitgeist verfolgte
Unschuld zu inszenieren.

Die angebliche Verteidigung "unserer Werte" in der Ukraine krankt zudem
daran, dass sich die beiden postsowjetischen Konfliktparteien im Verlaufe
des Krieges immer ähnlicher werden. In beiden politischen Systemen wird die
Kritik an der jeweiligen Kriegführung unterdrückt, sei es durch die
Androhung von Haftstrafen in Russland, sei es durch das Verbot linker
Parteien und die Unterdrückung russischer Kultur und Sprache in der
Ukraine. In Russland werden KriegsgegnerInnen auch dann verhaftet, wenn sie
sich nicht der Zugehörigkeit zum Lager des westlichen Liberalismus
verdächtig machen, sondern gestandene SozialistInnen sind, wie die
Verhängung einer fünf Jahre währenden Lagerhaft über den bekannten
sozialistischen Politiker Boris Kagarlitzky belegt. In der Ukraine wiederum
spielen faschistische Organisationen eine wichtige Rolle als Paladine der
Führung in Kiew. Sie fungieren praktisch als der Handlungsarm des
Staatskultes um den NS-Kollaborateur Stepan Bandera, was in der deutschen
Politik als vielleicht unschönes, aber unabdingliches Element ukrainischer
Kriegführung akzeptiert wird. Zensur findet in beiden Staaten statt, ob
durch direkte Verbote oder die Konzentration massenmedialer Meinungsmacht
in regierungsnahen Händen.

Der Kampf der Administration von Wolodymyr Selenskyj gegen die auf Druck
der EU eingerichtete Infrastruktur des Kampfes gegen Korruption hat bereits
für viel Unmut in der Bevölkerung gesorgt und die demokratische
Glaubwürdigkeit des ukrainischen Präsidenten und seines Umfelds schwer
erschüttert. Die vollständige Abhängigkeit des Staatshaushalts der Ukraine
von der Alimentation durch die Europäische Union und andere NATO-Staaten
hat die Veruntreuung dort fließender Gelder zum einen in die Höhe
getrieben, während sie zum andern offen legt, dass die angebliche Freiheit
der Regierung in Kiew ganz und gar vom Wohlwollen oder Missfallen ihrer
GeldgeberInnen abhängt.

Die in Russland übliche Rekrutierung von Strafgefangenen für den Einsatz an
der Front gegen Strafnachlass wird auch von Kiew praktiziert, zudem werden
dort Männer im wehrfähigen Alter auf der Straße von Rekrutierungsbeamten
entführt, so dass viele nicht mehr das Haus verlassen oder die Staatsgrenze
illegal überschreiten. Das Recht auf Verweigerung des Kriegsdienstes in der
Ukraine ist auf wenige kleine Glaubensgemeinschaften beschränkt und wird
mit schlechteren Bedingungen für das Ableisten eines Ersatzdienstes
zusätzlich erschwert. Auch in Russland wird es Menschen schwer gemacht,
sich dem Kriegsdienst grundsätzlich zu entziehen, bislang jedoch werden
dort nur Wehrpflichtige, die nach einem Jahr Wehrdienst einen Vertrag
unterzeichnen, und andere professionelle Soldaten in den Kampfeinsatz
geschickt.

Wenn in Deutschland nach schärferen Maßnahmen gegen MitgrantInnen gerufen
und einige PolitikerInnen sogar fordern, ukrainische Männer im wehrfähigen
Alter in ihr Heimatland auszuweisen, um sie zum Kriegsdienst zu zwingen,
zeigt das, wie sehr Migrationsabwehr inzwischen in allen wohlhabenden
Staaten als Mittel zur Herstellung innerer Einigkeit eingesetzt wird. Wenn
der Bundeskanzler die Türkei besucht, dann wird nicht nur in dieser
Hinsicht Realpolitik betrieben, sprich eine förderliche Praxis im Umgang
mit autokratischen Regimes bevorzugt.

Die Unterdrückung der politischen Opposition gegen das Regime von Präsident
Erdogan, das Wegsperren tausender KurdInnen im Namen einer
ethnonationalistischen Staatsdoktrin, die militärischen Übergriffe auf
Syrien, die Unterdrückung von Frauenrechten durch den islamischen Klerus,
all das hat noch keine Bundesregierung dazu veranlasst, die
Beziehungen zur Türkei nicht in den Dienst der Migrationsabwehr zu stellen.
Waffenlieferungen an den NATO-Partner, selbst wenn Erdogan kurdische Städte
im eigenen Land in Schutt und Asche legen lässt, und die politische
Verfolgung kurdischer AktivistInnen in Zusammenarbeit mit dem türkischen
Geheimdienst werden in Deutschland unter dem Titel "außenpolitischer
Pragmatismus" abgeheftet. Gleiches gilt für den Umgang mit der
neuen Führung Syriens - gestern noch auf der Liste gesuchter Terroristen,
heute schon respektabler Gesprächspartner.

Kurz gesagt, die Ukraine als Bollwerk der Freiheit gegen ein despotisches
Regime darzustellen, dient vor allem der zweckdienlichen Verharmlosung
eines von der EU abhängigen Akteurs in einer von Krisen geschüttelten Welt,
in der führende westliche Staaten auf allen Ebenen gesellschaftlicher und
strategischer Planung mobilmachen, um im Zweifelsfall schneller als der
Gegner zuzuschlagen. Da dieser, wenn erst einmal mit der Absicht zur
Eskalation konfrontiert, nicht anders denkt und handelt, wächst die Gefahr,
von der abstrakten Bedrohung zum realen Krieg überzugehen, stetig.
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Feindbild Russland

Zweimal hat Deutschland im 20. Jahrhundert erfolglos Anlauf zur Eroberung
Russlands genommen. Es waren Wehrmacht und SS, die mit der Aushungerung
Leningrads ein historisches Verbrechen begangen haben, es waren Hitlers
Schergen, die im Rahmen des Generalplans Ost die Vernichtung der
sowjetischen Bevölkerung planmäßig betrieben und mit dem Kommissarbefehl
die sofortige Hinrichtung politischer Funktionäre als Bestandteil des
Kampfes gegen den "jüdischen Bolschewismus" vollzogen haben. Als die Rote
Armee das Vernichtungslager Auschwitz befreite, hat alle Welt die
Leichenberge gesehen, denen Paul Celan in der "Todesfuge" mit Worten
Ausdruck verlieh, die die Legitimation deutscher Kriegführung auch in
Zukunft wie ein Senkblei in die Tiefe untilgbarer Erinnerung ziehen
könnten:

"Schwarze Milch der Frühe wir trinken dich nachts
 wir trinken dich mittags der Tod ist ein Meister aus Deutschland
 wir trinken dich abends und morgens wir trinken und trinken
 der Tod ist ein Meister aus Deutschland sein Auge ist blau ..."


Mit den Verbrechen des anderen die eigene Vernichtungsgewalt zu
entschuldigen, hat nur einen Zweck - die moralische Tragfähigkeit
militärischer Eskalation so sehr zu verallgemeinern, dass es keinen Grund
mehr gibt, bei der Anwendung zerstörerischer Gewalt innezuhalten. Kein
Fingerzeig auf die Verbrechen Stalins an der eigenen Bevölkerung ändert
etwas daran, dass die Hypothek deutscher Geschichte durch die Einlösung
eines geschichtspolitischen Wechsels - "weil wir unsere Schuld anerkannt
haben, sind wir nun erst recht befugt, von der Kommandohöhe moralischer
Überlegenheit aus Krieg zu führen" - nicht aufgehoben werden kann.

Erschwerend zum Antikommunismus des Kalten Krieges, mit dem die BRD auch in
personeller Kontinuität an das Vermächtnis des Krieges gegen die
Sowjetunion anknüpfte, kommt ein rudimentär immer noch vorhandener
Antislawismus. Die rassistische Überzeichnung russischer Identität, die im
NS-Regime Staatsdoktrin und schon im Ersten Weltkrieg virulent war, kann
bis heute etwa in frühen James-Bond-Filmen oder anderen Machwerken
cineastischer Feindbildproduktion besichtigt werden.

Ein klassisches Beispiel für die identitär begründete These grundsätzlicher
Andersartigkeit in Russland lebender Menschen und als
Nationalpathologie ausgewiesener Mentalitätsgeschichte lieferte die
Forschungsdirektorin der NATO-Militärakademie in Rom, Florence
Gaub, in der Talkshow Markus Lanz am 12. April 2022 ab:

"... ich glaube, wir dürfen nicht vergessen, dass, auch wenn Russen
 europäisch aussehen, dass es keine Europäer sind, jetzt im kulturellen
 Sinne, [sie] einen anderen Bezug zu Gewalt haben, einen anderen Bezug zu
 Tod haben. [...] Es gibt da nicht diesen liberalen, postmodernen Zugang
 zum Leben, das Leben als ein Projekt, das jeder für sich individuell
 gestaltet, sondern das Leben kann halt einfach auch mit dem Tod recht
 früh enden. [...] Dann geht man einfach anders damit um, dass da halt
 Menschen sterben."


Derartige Beispiele eurozentrischer Suprematie, die der russischen
Bevölkerung ein spezifisches Defizit an Humanität attestieren und ihrer
Führung jegliche konventionelle Rationalität absprechen, indem behauptet
wird, Putin verstehe nur die Sprache der Gewalt, können auch die Gültigkeit
einer Präventivdoktrin untermauern. Angesichts der
unterstellten Absicht Russlands, die EU anzugreifen, käme ein gegen
den Kreml und seine Führungsstrukturen gerichteter Enthauptungsschlag
insbesondere dann in Frage, wenn die angebliche russische Haltung, Menschen
im Krieg nach Belieben zu verheizen, wiederum die Gefahr eines russischen
Überraschungsangriffs erhöhte.

Im selben Atemzug wird suggeriert, Putin sei bei aller unterstellten
Aggressivität ein zögerlicher, nicht zuletzt um das eigene Leben besorgter
Feldherr, daher seien Drohungen, die den Einsatz von Atomwaffen zum
Gegenstand haben, nicht ernst zu nehmen. So etwas können die zur Beruhigung
der Bevölkerung berufenen ExpertInnen nur so lange behaupten, bis sie
faktisch widerlegt werden. Sollte dann die Frage aufkommen, wie sie zu
ihrer Fehleinschätzung gelangt sind, dürfte zum Argument des
unberechenbaren Despoten gegriffen werden, dem, weil ihm niemals vertraut
werden könne, von vornherein das Handwerk gelegt werden müsse.

Sich die Wirklichkeit schön zu reden und zweckrational zu sortieren,
ist ein wesentlicher Teil politischer Kommunikation nicht erst in jüngster
Zeit. Schuld ist immer der andere, diese Logik durchzieht die
Geschichte siegreicher Imperien ebenso folgerichtig wie die Stimme derer,
die dabei ohne eigenes Zutun vernichtet wurden, verstummt ist. In den
Annalen bürgerlicher Geschichtswissenschaft geht es so ordentlich zu wie
auf dem Betriebshof eines Industrieunternehmens - was am häufigsten
Verwendung findet, weil es den unternehmerischen Zielen am meisten nützt,
steht als Mittel erster Wahl in Griffnähe, während weniger effizientes
Instrumentarium in dunklen Ecken vor sich hin rostet.

Gekrönten Häuptern und genialen Denkern - Frauen kommen nur ausnahmsweise
zu diesen Ehren - werden Fortschritte zugeschrieben, die ihre
Klasseninteressen beflügeln, während die Handlungsmacht anonymer Menschen
negiert wird. Das Momentum des sozialen Aufstands ist virulent und kann
nach Lage der Klassenverhältnisse stets hervortreten, daher muss es
strukturell - durch das staatliche Gewaltmonopol und die es ermächtigenden
Gesetze - unterdrückt werden. Das Verbot des politischen Streiks in
Deutschland, die Einhegung der ArbeiterInnen in den DGB-Gewerkschaften, die
Möglichkeit des Parteiverbotes, der dominante Einfluss des Kapitals auf die
Agenturen der repräsentativen Demokratie, das Induzieren sozialer
Konkurrenz in den kleinste Strukturen gesellschaftlicher Organisation durch
Marktkonkurrenz und Geschlechterordnung - hier liegt vieles im Argen, das
im großen Krieg erst recht nicht mehr zum Besseren verändert werden kann.

Rassistische Propaganda wie die vom Reichsführer SS 1942 herausgegebene
Publikation "Der Untermensch" war schon damals von tiefem Misstrauen
gegenüber jeglicher Kollektivierungstendenz geprägt.
Heute von einer angeblich anderen Mentalität in Russland zu sprechen,
knüpft nicht zuletzt an das Negativbeispiel eines Sozialismus an, der die
gesellschaftliche Produktion sozial gerecht zu organisieren versucht hat.
Das Kollektiv steht in direktem Widerspruch zum individualistischen
Marktsubjekt, dessen Verfügbarkeit desto wirksamer durchgesetzt werden
kann, je mehr jegliche Form gemeinsamer Handlungsfähigkeit unter den
Verdacht systemantagonistischer Absicht gestellt wird.

Die das politische Geschehen in Deutschland seit Jahren bestimmende
Abwehr von Flüchtenden und MigrantInnen, aktuell in der
"Stadtbild"-Debatte und dem Vorwurf der "Clan-Kriminalität" anzutreffen,
meint eben nicht das Fehlverhalten oder die familiär organisierte
Kriminalität biodeutscher Provenienz. Gearbeitet wird mit vermeintlichen
Gruppenidentitäten, das gilt umso mehr für eine russische Gesellschaft, die
bis heute als das 'ganz Andere' deutscher Zucht und Ordnung erscheint. Die
allgemeine Verdrängung russischer Kunst aus dem kulturindustriellen Betrieb
der Bundesrepublik oder die wiederholte Verleihung des Friedenspreises des
Deutschen Buchhandels an FürsprecherInnen eines Krieges gegen Russland
zeigt ein erschreckendes Maß an Unfähigkeit, jenseits nationaler
Zuschreibungen überhaupt noch differenzieren zu können.

Wie Peter Bürger in dem Artikel "Germanen versus Slawen" am 22. Juni 2021
auf der Plattform telepolis anhand von Zitaten aus "Der Untermensch"
belegt, ist dort von einem schroffen und jähen "kulturellen Abfall zwischen
Mitteleuropa und diesem Riesenraum" Russlands die Rede. Wo auf der "Seite
Deutschlands geordnete Fruchtbarkeit, planvolle Harmonie der Felder,
wohlüberlegte Sammlung der Dörfer" das Bild der Landschaft prägten, werde
im Osten der "fruchtbare Schoß der schwarzen Erde (...) wüst
vernachlässigt" und sei "bis zum heutigen Tage mit dem Stempel einer
Kulturschande ohne Beispiel gezeichnet, eine ewige Anklage gegen den
Untermenschen und sein Herrschaftssystem". In Folge des Ansturms
"hunnischer Horden gegen Europa" seien in Russland "die Lehren des
Untermenschen - der Nihilismus und der Bolschewismus - geboren" worden.
Wogegen nun kämpft der deutsche Soldat, wenn er diese finstere Welt
betritt? "Nun sind sie wieder da, die Hunnen, Zerrbilder menschlicher
Gesichter, Wirklichkeit gewordene Angstträume, Faustschlag in das Gesicht
alles Guten / verbündet mit Urwaldwesen und dem Abschaum der ganzen Welt,
aber die geeigneten Werkzeuge in der Hand des ewigen Juden, des Meisters
organisierten Massenmordes."

Gerade die antisemitische Aufladung antislawischer Hassbilder sollte zu
denken geben, wenn heute Russland insgesamt und nicht etwa nur seine
Führung in den Rang einer existenziellen Herausforderung
Deutsch-Europas gestellt wird. Die Vernichtung europäischer Jüdinnen und
Juden durch das NS-Regime richtete sich direkt gegen die kommunistische
Vision einer durch soziale Revolution verwirklichten Weltgemeinschaft,
gegen die Aufhebung aller ständepolitisch, ethnonationalistisch und
klassengesellschaftlich fundierten Hierarchien. Das Gewaltpotential dieses
Feindbildes, das auf sowjetischer Seite zum Tod von 27 Millionen Menschen
durch Wehrmacht und SS führte, war auch nach dem für die Nazis verlorenen
Krieg keineswegs null und nichtig geworden.

So ist die Himmeroder Denkschrift, einem im Oktober 1950 in einem Kloster
in der Eifel verfassten zentralen Dokument zur Remilitarisierung der
Bundesrepublik, die von 15 hohen Offizieren der Wehrmacht ausgearbeitet
wurde, von denen sieben Aufnahme in der neuen Bundeswehr fanden, ganz und
gar auf den Kampf gegen die Sowjetunion ausgerichtet. Gerade einmal fünf
Jahre nach Ende des Krieges, in dem sich Wehrmacht und SS monströser
Verbrechen an der sowjetischen Bevölkerung schuldig gemacht hatten und
aktiv an der Vernichtung des europäischen Judentums beteiligt gewesen
waren, wurde in der auf dem Internetauftritt bundeswehr.de verfügbar
gemachten Schrift die "Rehabilitierung des deutschen Soldaten", die
"Freilassung der als 'Kriegsverbrecher' verurteilten Deutschen, soweit sie
nur auf Befehl gehandelt und sich keiner nach alten deutschen Gesetzen
strafbaren Handlung schuldig gemacht haben", "die Einstellung jeder
Diffamierung des deutschen Soldaten (einschließlich der im Rahmen der
Wehrmacht seinerzeit eingesetzten Waffen-SS)" und eine "Ehrenerklärung für
den deutschen Soldaten von Seiten der Bundesregierung und der
Volksvertretung" verlangt.

Für die "operativen Bedingungen für die Verteidigung Westeuropas" gegen die
als unbezweifelbar erachtete Absicht der Sowjetunion, den westlichen Teil
des Kontinents anzugreifen und zu erobern, galt schon 1950:

"Der westeuropäische Raum muss so weit ostwärts wie möglich verteidigt
 werden. Seine operative Tiefe ist im Zeitalter des Motors und der
 Luftwaffe an sich schon sehr gering. Jeder weitere Verlust an Boden ist
 gefährlich, abgesehen von den psychologischen Auswirkungen auf die Völker
 Europas."


Umso mehr sollte eine militärische Binsenwahrheit zum Zuge kommen:

"Die Verteidigung muss, wo immer möglich, offensiv geführt werden. Das
 bedeutet, dass überall und von Beginn an angegriffen werden muss, wo es
 durchführbar ist. Dieses Verfahren wird die Sowjets am stärksten
 beeinflussen und zur Vorsicht mahnen. (...) Dagegen werden großangelegte
 Angriffe nach Russland mit Ausnahme vom Einsatz der Atom-Waffe und
 Vernichtung des Ölgebietes in Baku voraussichtlich erst
 erfolgen, wenn das russische Vorgehen zu Lande zum Stehen gebracht ist."


Anstatt zu begreifen, dass nationalstaatliche Konkurrenz stets zu blutiger
Austragung tendiert und einer solchen Entwicklung mit allen Mitteln Einhalt
geboten werden muss, segelt die bundesrepublikanische Welt ohne Vor- und
Nachsicht in einen Sturm hinein, aus dem sie nicht wieder herausfinden
könnte. Um jetzt noch das Ruder herumzureißen, müssten sich beide
Konfliktparteien, die NATO wie Russland, bewegen, und nicht etwa nur der
Kreml, wie westeuropäische Regierungen unisono verlauten lassen.

Auch wenn deren massenmediale Lautsprecher noch so sehr behaupten, dass
Putin nicht zu Verhandlungen bereit sei, können UK, Frankreich und BRD
nicht darüber hinwegtäuschen, dass Maximalpositionen wie die vollständige
Rückgabe der von Russland seit 2014 annektierten Gebiete der Ukraine nichts
anderes erkennen lassen als den politischen Willen, keinesfalls
irgendwelche Zugeständnisse in Richtung Moskau zu machen. Da mag die
Trommel der Empörung über den russischen Angriffskrieg noch
so laut geschlagen werden, es bleibt unvergessen, dass sich jede westliche
Militärdoktrin vom humanitären Interventionismus bis zum globalen Krieg
gegen den Terror spätestens in der Rückschau als legalistisches Konstrukt
zur Absicherung hegemonialpolitischer
Ambitionen erwiesen hat.

Hundertfach wurde nach der Invasion russischer Truppen in die Ukraine am
24. Februar 2022 vom "ersten Krieg auf europäischem Boden" schwadroniert,
als reiche das kollektive Gedächtnis nicht einmal bis zum 24. März 1999
zurück. Vor 26 Jahren griffen die NATO-Staaten die Bundesrepublik
Jugoslawien an und vollzogen zu deren Lasten die Gebietsabtrennung von
einem souveränen Staat. Damit leisteten sie sich einen Bruch
internationalen Rechts, zu dem es angeblich 2014 mit der Annexion der Krim
durch Russland erstmals in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg gekommen sein
soll.

Ob das Überfallen anderer Staaten unter fadenscheinigen Vorwänden
skandalisiert wird oder nicht, ist stets abhängig davon, wer dieses
Vorrecht zu kriegerischer Ermächtigung beansprucht. Die Definitionsmacht
über das Weltgewaltmonopol soll das Lehen des kollektiven Westens - allen
voran der USA - bleiben, ohne dass sich andere anheischig machten, mit
gleicher Selbstverständlichkeit die Grenzen internationalen Rechts zu
ignorieren. Der zwei Jahre währende Krieg Israels in Gaza, dessen
genozidale Gewalt von den meisten NATO-Staaten als Selbstverteidigung
legitimiert wird, legt beredtes Zeugnis davon ab, wie die moralischen
Gewichte in der Welt verteilt sind.

So erscheint die regionale Einflusssphäre der USA sakrosankt zu sein, wie
die kaum vorstellbare Möglichkeit zeigt, eine zur angestrebten
Mitgliedschaft der Ukraine in der NATO vergleichbare strategische Option
wie die Aufnahme Mexikos oder Venezuelas in eine von Russland und China
dominierte Militärallianz anzustreben. Wenn an der US-Grenze
Mittelstreckenraketen aus russischer Produktion aufgestellt würden, blieben
militärische Maßnahmen Washingtons kaum aus, träfen jedoch auf
sehr viel mehr Verständnis bei den NATO-Verbündeten, als es die
Sicherheitsinteressen Russlands tun.

Kurz gesagt, der Furor moralischer Empörung geht auf in der Willkür bloßer
Rechthaberei, deren Zwecke ganz andere sind als die vorgehaltenen. Im Falle
der NATO erweist sich nach dreieinhalb Jahren des Krieges in der Ukraine,
dass die anfangs rundweg als Verschwörungstheorie verworfene Behauptung, es
handle sich um einen Stellvertreterkrieg, von der Realität überholt wurde.
Heute belegen führende Stimmen in westlichen Hauptstädten die
Stichhaltigkeit der These, dass die NATO Front gegen Russlands
Hegemonialpolitik macht, mit der Aussage, dass "wir" uns längst im Krieg
mit Russland befänden.

Das gilt auch dafür, dass längst kriegerischer Klartext in Richtung
Moskau geredet wird. Mit Langstreckenraketen, deren Wirksamkeit nur durch
Expertise aus den Ländern, die sie der Ukraine zur Verfügung stellen,
garantiert werden kann, tief nach Russland hineinzuschießen und dort
Führungseinrichtungen und Ministerien zu zerstören,
NATO-Truppen in die Ukraine zu entsenden, russische Raketen vom
NATO-Territorium aus abzuschießen, eine Flugverbotszone über der Ukraine
militärisch durchzusetzen - auf der Kommandohöhe der NATO ist der Ernstfall
längst alltägliche Realität.

Schon vor Jahren diskutierte Vorschläge, die das Interesse der
NATO-Staaten an einer kriegerischen Schwächung Russlands belegen, bedürfen
kaum der Erwähnung angesichts einer EU-Außenbeauftragten Kaja Kallas, deren
ganze Qualifikation für dieses wichtige Amt in maximaler Russophobie zu
bestehen scheint. Die Ansagen des ehemaligen Präsidenten des Verbandes der
Reservisten der Deutschen Bundeswehr und CDU-Politikers Roderich
Kiesewetters, der vor kurzem vorschlug, den Spannungsfall in Deutschland
auszurufen, sprich den Ausnahmezustand über das Land zu verhängen, die
wissenschaftlich getarnte und umso aggressiver wirkende Sachzwangrhetorik
der Masala, Major und Neitzel, die Angriffsparolen der publizistischen
Sturmgeschütze von Springers Welt und Bild bis zum Spiegel und zum
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, nicht zuletzt die großmannssüchtigen
Erklärungen aus dem Kanzleramt sprechen allesamt die Sprache des Krieges.

Passend dazu ein kurzer Exkurs zur Traditionspflege der
Bundeswehr - Kiesewetter ist wie General Freuding Träger des
General-Heusinger-Preises, gestiftet vom ersten Generalinspekteur der
Bundeswehr Adolf Heusinger. Dieser war, wie seinem Wikipedia-Eintrag zu
entnehmen ist, in führender Position an der Planung des Krieges in der
Sowjetunion beteiligt, wohl wissend, dass dieser Feldzug auf Weisung
Hitlers als "Vernichtungskrieg" geführt werden sollte. Heusinger hat die
"Partisanenbekämpfung" in den von Wehrmacht und SS besetzten Gebieten der
Sowjetunion im Sinne der von ihm befohlenen Ausarbeitung der "Richtlinien
für die Bandenbekämpfung" koordiniert. Wohl wissend um das Ziel der
"systematischen Reduzierung des Slawen- und Judentums" in Russland, wie er
im Nürnberger Kriegsverbrecherprozess bezeugte, konnte er sich nach dem
verlorenen Krieg in dem von der US-Regierung unterstützten
Auslandsgeheimdienst "Organisation Gehlen" bei der Ausforschung der
Sowjetunion nützlich machen und zugleich als stellvertretender Leiter der
deutschen Abteilung der kriegsgeschichtlichen Forschungsgruppe der US Army
die eigene Kriegsschuld bei der Planung des Überfalls auf die Sowjetunion
relativieren.

In der Bundesrepublik war Adolf Heusinger in führender Position an der
Remilitarisierung des Landes beteiligt, unter anderem als Berater Adenauers
und Autor bei der Ausarbeitung der Himmeroder Denkschrift. Von der Position
des ersten Generalinspekteurs der neuen Bundeswehr wechselte der
passionierte Soldat ins Amt des Vorsitzenden des Militärausschusses der
NATO in Washington. Er war beteiligt an der Ausarbeitung der
NATO-Nuklearstrategie der Flexible Response und lehnte eine atomwaffenfreie
Zone in Mitteleuropa aus strategischen Gründen ab. Für den eisernen kalten
Krieger, der unter anderem Frankreichs blutigen Kolonialkrieg in Algerien
als Maßnahme gegen die Ausbreitung des Kommunismus befürwortete, gab es
1963 das Große Verdienstkreuz mit Stern und Schulterband des
Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland. Der von ihm anlässlich
seines 70. Geburtstags gestiftete General-Heusinger-Preis gilt als höchste
Auszeichnung in der Offiziersausbildung der Bundeswehr und wurde vom
ehemaligen Generalinspekteur General Ulrich de Maizière als "Ansporn zu
hoher menschlicher und dienstlicher Leistung (...) für unsere jungen
Generalstabsanwärter" gelobt.
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Kriegsgründe wohlfeil

Die Bundeswehr zur größten Armee Europas aufzubauen, wie von Bundeskanzler
Friedrich Merz angekündigt, und damit Kommandogewalt im europäischen Rahmen
zu beanspruchen, findet seine Begründung in der vermeintlich
unhintergehbaren Behauptung, Russland plane Westeuropa spätestens 2029
anzugreifen, womöglich aber auch zu einem früheren Zeitpunkt. Selbst wenn
es so wäre, schlösse das nicht aus, alle Möglichkeiten durchzuspielen, wie
sich eine solche Katastrophe entschärfen und verhindern ließe. Dies allein
durch Aufrüstung zu tun und dabei gerade jene Zündschnüre zu legen, die die
Bereitschaft des Gegners verstärken, der ihm unterstellten Absicht
Tatsachen folgen zu lassen, beschreibt das Dilemma einer sich gegenseitig
verstärkenden Dynamik, bei der auf keinen Fall die Devise Gültigkeit
erlangen darf, dass der Klügere nachgibt.

Dem zentralen Argument zur weiteren Militarisierung Deutschlands liegt die
simple Dichotomie zugrunde, dass der Feind stets der Aggressor ist, während
das eigene Land lediglich defensiv agiert. Was sich wie ein roter Faden
durch die Geschichte moderner Staatenkriege zieht, resultiert in der
Austauschbarkeit aggressiver Positionen und der jeweils in Stellung
gebrachten Ideologeme, aufgrund derer immer der andere an der Katastrophe
schuld sei. Auch wenn die Angriffskriege Nazideutschlands mit allen Mitteln
zum Stehen gebracht werden mussten, selbst wenn RevisionistInnen bis heute
behaupten, Hitler wäre zum Krieg genötigt worden, gilt das nicht für die
von den USA und ihren Verbündeten aufgestellte Behauptung, die Kriege gegen
Afghanistan, Irak und Libyen seien unvermeidlich gewesen auch aufgrund
dieses Vermächtnisses.

Russland wiederum hat mit der Invasion in die Ukraine einen veritablen
Bruch internationalen Rechts begangen. Seine Führung hat ihre Interessen
auf eine Weise durchgesetzt, wie es bei den militärisch mächtigsten Staaten
der Welt üblich ist. So stoßen die Angriffe der USA auf Boote vor der Küste
Venezuelas, bei denen erklärtermaßen mit voller Absicht Menschen getötet
werden, weil sie angeblich Drogen schmuggeln, in der deutschen Politik und
ihren Medien durchaus auf Verständnis. Gleiches gilt für die in den Augen
zahlreicher internationaler WissenschaftlerInnen den Tatbestand des
Genozids erfüllende Kriegführung Israels in Gaza - deutsche PolitikerInnen
und JournalistInnen rechtfertigen dieses Blutbad bis heute als legitimen
Akt der Selbstverteidigung des jüdischen Staates.

Die Legitimationslogik der NATO, die das Überschreiten roter Linien
Russlands als ihr gutes Recht verkauft, um jegliche Reaktion, die sich
gegen ihre Mitgliedstaaten richtet, als originäre Aggression Putins
verurteilen zu können, steht mithin auf schwachen Füßen. Der in Anspruch
genommene Legalismus kollidiert nicht nur mit diversen Überschreitungen
internationalen Rechts auf eigener Seite, sondern erweist sich auch anhand
der durch Mittel und Personal der NATO erfolgten Aufrüstung und Ausbildung
der ukrainischen Streitkräfte trotz nicht erfolgter Aufnahme in die
westliche Militärallianz als fadenscheiniger Vorwand. Diese Herausforderung
russischer Sicherheitsinteressen wird seit 2014 mit großer Intensität
betrieben und war stets flankiert davon, allen Offerten Putins in Richtung
NATO eine Absage zu erteilen.

Einmal unterstellt, es wäre insbesondere den westeuropäischen Staaten darum
gegangen, Russland in eine vertraglich zementierte Sicherheitsarchitektur
einzubinden, was im Fall der Sowjetunion erstaunlich erfolgreich war, dann
wurde dies kaum ernsthaft versucht. An die Stelle einer demilitarisierten
Zone, die das Risiko einer kriegerischen Auseinandersetzung zwischen
Russland und der NATO verringert hätte, trat die Ostexpansion der
Militärallianz wie auch die Einbindung der Ukraine in EU-Strukturen, die
derzeit auf eine Weise militarisiert werden, dass von einem zivilen
Staatenbündnis nicht mehr die Rede sein kann. Hätte sich Russland beim
Angriff auf die Ukraine auf die informelle Responsibility to Protect (R2P)
berufen, wie es etwa die europäischen Regierungen beim Angriff auf Libyen
2011 taten, dann hätten die politischen Umstände, die die NATO zur
militärischen Unterstützung der Ukraine schon vor dem russischen Angriff
auf das Nachbarland veranlassten, wohl kaum ein anderes Ergebnis gezeitigt
als eine langwierige Eskalation im Verhältnis zu Russland.

Um den hegemonialstrategischen Charakter des Vorgehens der NATO gegen
Russland zu illustrieren, wäre auch an die Kolonialkriege der heutigen
NATO-Staaten zu erinnern. Sie haben die Basis zu einer Weltordnung gelegt,
in der das British Empire von dem Anspruch auf globalen Vorrang der USA
beerbt wurde und der sich BRD und EU als Profiteure des europäischen
Kolonialismus angeschlossen haben. Die Regelungsgewalt, mit der die heutige
Wertegemeinschaft des Westens ihre gesellschaftlichen Prämissen und
ökonomischen Interessen weltweit durchzusetzen versucht, wird allerdings
zusehends durch die aufstrebenden Staaten des Globalen Südens in Frage
gestellt.

Dass diese bei der Boykottierung der russischen Exportindustrie nicht
mit der EU an einem Strang ziehen, sondern ganz im Gegenteil sogar ein
Geschäft daraus machen, und auch ansonsten nicht bereit sind, Russland mehr
zu verurteilen als andere Staaten, deren imperialistische Politik ihnen zum
Teil bis heute großen materiellen Schaden zufügt, hat die Stellung
Westeuropas und Nordamerikas im Weltsystem zusätzlich geschwächt. Ganz
allgemein wissen die Menschen in Afrika, Lateinamerika und Asien sehr genau
um die Widersprüche einer Wertegemeinschaft, die etwa bei der Entrechtung,
Vertreibung und Vernichtung von PalästinenserInnen ganz anders agiert als
bei dem nach internationalem Recht illegalen Siedlerkolonialismus Israels.

Im globalen Süden verstehen die Menschen recht gut, dass die Verurteilung
des Vorgehens Russlands in der Ukraine durch die EU in erheblichem Ausmaß
von machtpolitischen und ökonomischen Interessen geleitet ist. Das gilt
insbesondere dann, wenn autokratische HerrscherInnen von EU-PolitikerInnen
hofiert werden, obwohl deren Regimes die politische Opposition massiv
unterdrücken und liberale Freiheiten gar nicht erst aufkommen lassen.

Dieses hässliche Bild einer von eigener Vorteilsnahme korrumpierten
Politik der Bundesregierung hat zur Folge, dass der moralisch induzierte
Aufruf zu "Kriegstüchtigkeit" nicht minder negativ auf das Konto ihrer
Glaubwürdigkeit schlägt wie eine gegen Russland gerichtete
Sanktionspolitik, die die ökonomische Schädigung der davon betroffenen
BürgerInnen im eigenen Land billigend in Kauf nimmt. Da der zumindest
implizit erhobene Anspruch auf eine universell gültige Moral im Fall von
Staatenkriegen regelmäßig an seiner Fallhöhe scheitert, bieten Zweck- und
Nutzenerwägungen geostrategischer Art authentischere Einblicke in die
innere Dynamik des so komplexen Krieges zwischen NATO und Russland.
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Ukraine alleingelassen

Zwar wird die milliardenschwere Aufrüstung Deutschlands und die
Militarisierung der Gesellschaft mit der Behauptung, Russland wolle
NATO-Territorium nicht nur angreifen, sondern auch erobern, legitimiert,
doch sie erfolgte auch dann, wenn dieser Vorwand noch unglaubwürdiger wäre
als ohnehin schon. Im großen Entwurf einer von Bruchlinien aller Art
durchzogenen EU soll deren angestrebte Kriegsfähigkeit als zentrales
Integrationsmoment fungieren. Nur mit einer militärisch starken Union könne
die EU noch im Konzert der globalen Akteure USA, Russland, China und Indien
sowie weiterer BRICS-Staaten mithalten, lautet das in Brüssel
vorherrschende Narrativ. Was die gute Absicht friedlicher Einigung nicht
vermocht hat, soll der Druck kriegerischer Bedrohung gegen Russland
richten, auch wenn dies ohne die USA geschehen müsste.

Im internationalen Verkehr wurde die EU längst auf einen Platz am unteren
Ende des Tisches verwiesen, wie zuletzt die von den USA initiierten
Verhandlungen zwischen Israel und der Hamas gezeigt haben, bei denen die
Europäische Union keine Rolle spielte. Auch der Auftritt der wichtigsten
Staats- und Regierungschefs der EU am Hof des
US-Präsidenten in Washington hat gezeigt, dass es bei dem Versuch,
Einigkeit im Lager westlicher Angriffsbereitschaft zu schaffen, um eine von
Interessen und nicht von Werten geleitete Politik geht. Die Behauptung, das
unterwürfige Umschmeicheln Trumps könne in irgendeiner Form zur Besserung
der Weltlage beitragen, obwohl dessen politische Leitlinien an
nationalchauvinistischer und menschenverachtender Abgründigkeit kaum zu
übertreffen sind, zeigt, wie sehr sich die EU mit ihrem Werteanspruch in
der Sackgasse realpolitischer Grausamkeit verlaufen hat.

Angesichts des für die Ukraine absehbar verlorenen Krieges erweist sich das
jahrelange Trommeln der EU für die militärische Bemittelung Kiews als
Fehlinvestition. Dies nicht zuletzt deshalb, weil es die europäischen
NATO-Staaten an Entschlossenheit haben mangeln lassen, entweder selbst in
einen Krieg gegen Russland einzutreten, was, bemessen an den von ihnen
geltend gemachten Gründen, nur konsequent gewesen wäre, oder aber die
Ukraine von Anfang an in einem Ausmaß aufzurüsten, das ihre Streitkräfte
tatsächlich zur Rückeroberung aller von Russland besetzten und eroberten
Gebiete befähigt hätte.

In beiden Fällen war den Regierungen der NATO-Staaten die eigene
Sicherheit wichtiger, als ihren Worten Taten folgen zu lassen. In gewohnter
imperialer Manier ließen sie andere für sich kämpfen und sterben, sollten
andere ins Feuer gehen und die Schmerzen der Flammen ertragen. In der
Rückschau zeichnet sich vor allem ab, dass die UkrainerInnen von EU und
NATO dazu missbraucht wurden, Russland in einem Abnutzungskrieg zu
schwächen. Es ging den westlichen Verbündeten niemals darum, unter allen
Umständen siegreich zu sein, dass hätte ihnen so viel an eigener
Leidensfähigkeit abverlangt, dass dies politisch kaum durchzusetzen gewesen
wäre.

So ist die Ukraine gerade auch aufgrund des Versprechens der EU, sie
militärisch und politisch zu unterstützen "as long as it takes with
whatever it takes", in einer verzweifelten Lage. Die Bevölkerung hat längst
mehrheitlich erkannt, dass sie gegen Russland nur verlieren kann, während
die eigene Führung sich so sehr in die Hände ihrer westlichen Verbündeten
begeben hat, dass die Flucht nach vorne, die Steigerung der
Kriegsintensität zwecks zwangsläufiger Einbeziehung von NATO-Truppen auf
ihrer Seite, als einzig verbliebene Option erscheint.

Auf dieser Linie liegt auch die Ankündigung Selenskyjs, den Krieg noch zwei
bis drei Jahre aufrechterhalten zu können, wenn - so die implizite
Stoßrichtung - nur die in Brüssel eingefrorenen Vermögen Russlands für die
Aufrüstung der Ukraine freigegeben würden. Sollte das erfolgen, dann wäre
nicht nur der Ruf des Finanzplatzes Belgien ruiniert, weil sich kaum ein
Staat mehr darauf einließe, seine Guthaben dem Risiko der Enteignung
auszusetzen. Es wäre auch mit russischen Reaktionen zu rechnen, von denen
noch nicht klar ist, wer am Ende die größeren Verluste zu schultern hätte.

Der Krieg mit ökonomischen Mitteln ist davon bestimmt, dass alle Seiten
darunter leiden in der Hoffnung, die AdressatInnen der Boykottmaßnahmen
mehr zu schädigen als die eigene Wirtschaft. Russland hat sich bislang
recht erfolgreich der Strategie bedient, seine fossilen Ressourcen als
Druckmittel im politischen Wechselspiel einzusetzen. Das tun letztlich alle
großen Exporteure fossiler Energie, was ein rohstoffarmes Land in eine
deutlich schlechtere Position als diese versetzt.

Krieg gegen ein mehrmals größeres Militärbündnis zu führen, wäre allerdings
auch für Russland ein großes Wagnis selbst dann, wenn die EU ohne
US-Unterstützung verbliebe. Zudem ist zu fragen, was die russische Führung mit
den bevölkerungsreichen Zentren Westeuropas im unwahrscheinlichen Falle
ihrer Eroberung anfangen sollte? Schon die Unterstellung, Putin wolle die
gesamte Ukraine erobern, krankt an dem Problem, dass es, um den
mehrheitlich russophoben Westen des Landes zu kontrollieren, eines
erheblichen Kraftaktes bedürfte. Für Westeuropa gilt erst recht, dass eine
Besatzungsmacht Russland von Anbeginn an derart herausgefordert wäre, dass
der Kreml am Ende an den demographischen Realitäten in den eroberten
Gebieten scheiterte.

Die Unterstellung, Putin fröne einem irrationalen Angriffskalkül,
reflektiert vor allem die auf dem Hochsitz zivilreligiöser Moral nur
bedingt verfügbare Einsicht, sich mit dem erklärten Feind in einem
komplexen Wechselspiel zu befinden, in dem die den Konflikt treibenden
Ambitionen in hohem Ausmaß austauschbar sind, also auch anhand eines
weniger verlustreichen Vorgehens entschärft werden könnten.

Würde im Kreml tatsächlich die Eroberung Westeuropas geplant, dann wiederum
zeugt die vorherrschende Vermutung, dort werde so lange auf den Tag X
gewartet, bis die EU endlich hochgerüstet genug sei, mit Russland in einen
direkten Schlagabtausch zu treten, von einem erklecklichen Ausmaß an
Realitätsverweigerung. Wenn der belgische Verteidigungsminister Theo
Francken mit dem Argument, Putin werde aufgrund der eigenen Verletzlichkeit
auf keinen Fall Atomwaffen einsetzen, fordert, keinesfalls auf die
Lieferung von Langstreckenwaffen an die Ukraine zu verzichten, dann geht er
im Namen aller in der EU lebenden Menschen ein Risiko ein, dessen Tragweite
er offensichtlich nicht abschätzen kann. Wenn er zudem auf die Frage
danach, ob Putin nicht auch eine konventionelle Rakete auf Brüssel abfeuern
könnte, antwortet, "dann werden wir Moskau dem Erdboden gleichmachen"
(Berliner Zeitung, 29.10.2025), erweist sich der dem
flämisch-nationalistischen Lager angehörende Politiker vollends als
Hasardeur.

Wie man es dreht und wendet, die Überhöhung Russlands zum Hauptaggressor
dieser Welt dokumentiert vor allem die Absicht, keinesfalls etwas über die
eigenen Leichen im Keller in Erfahrung bringen zu wollen. Da keine
wasserdichten Belege für die angeblichen Angriffsabsichten Russlands
präsentiert wurden und jede militärstrategische Ratio gegen ein solches
Abenteuer spricht, reduziert sich dieser Vorwurf auf einen argumentativen
Hebel zur Sicherung herrschender Klassenverhältnisse in Deutschland und der
EU auf Basis einer Kriegswirtschaft und eines Militärstaates, der die
anwachsende soziale Krise unter Kontrolle physischer Gewalt und
ideologischer Indoktrination zu bringen trachtet. Die EU mutiert von einem
Friedens- zu einem Kriegsprojekt, ohne dass ihre BürgerInnen auch nur
gefragt würden, ob sie dies befürworten. Schlimmer noch, die schleichende
Aushöhlung demokratischer Legitimität des Staatenbündnisses treibt vor
allem rechten, ethnonationalistischen und faschistischen Parteien
WählerInnen zu.

Einen politischen Wandel, der alle sozialen und politischen Gewissheiten in
Frage stellt, auf Basis einer solch schwachen Begründung wie der
angeblicher Angriffspläne Russlands durchsetzen zu wollen, wäre eigentlich
dazu angetan, auf erheblichen politischen Widerstand zu treffen. Warum dies
nicht der Fall ist, ergibt sich aus der notwendigen Tiefe einer politischen
Untersuchung, die den Krieg nicht nur in seiner militärischen Praxis,
sondern auch als Form sozialer Zurichtung der Bevölkerung für
herrschaftliche Zwecke zu erkennen in der Lage wäre. Die imperialen
Ambitionen und die neoliberale Marktordnung der EU haben alles andere
getan, als das europäische Projekt den darin lebenden Menschen
nahezubringen, daher führen immer mehr Wege ins Abseits dysfunktionaler
Regression, während der Mut zum Streit ganz allein in der Wüste erloschenen
Aufbegehrens gefasst werden muss.
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Sag' "Nein!" zu Militarisierung und "Kriegstüchtigkeit"
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Letzte Ausfahrt Antimilitarismus

Die Lähmung der Opposition gegen den Krieg ist nicht zuletzt einem
Verständnis von Frieden geschuldet, das vom sozialen Krieg, mit dem die
Hütten überzogen werden, nichts wissen will. Wo die Ordnung der Paläste zur
allgemeinen Gesellschaftsdoktrin erklärt wird, bleibt die große Mehrheit
der Menschen stumm. Wer keinen Sitz und keine Stimme in den Agenturen der
Macht hat, dem ist die Abwesenheit von Waffen noch lange nicht als
paradiesischer Frieden zu verkaufen.

Auch wer nicht von einer militärisch organisierten Staatsmacht heimgesucht
wird, kann das Leben als LohnarbeiterIn in den Fabriken kapitalistischer
Überproduktion oder als LandarbeiterIn unter sklavenartigen Bedingungen als
Hölle auf Erden erleben. Die Einfriedung des kapitalistischen
Normalbetriebs in die Zwangsverhältnisse staatlicher Ordnung ist die beste
Voraussetzung dafür, dass Menschen auf rassistische und sexistische
Feindbilder abgerichtet werden, um ja nicht gegen diejenigen Verhältnisse
aufzubegehren, die für ihre Misere an erster Stelle verantwortlich sind.

Die antikapitalistische, antipatriarchale und antinationale Opposition
buchstabiert sich nicht pazifistisch, weil sie weiß, dass die Gewalt der
Waffen nicht das einzige Instrument der Unterdrückung ist, weil
individuelle wie kollektive Ohnmacht von vielen Faktoren bedingt ist, die
weit vor militärischer und polizeilicher Gewaltanwendung Wirkung
zeigen. Die herrschende Eigentumsordnung, die existenziell unentbehrliche
Lebensmittel unerschwinglich machen kann, die Parzellierung des Landes und
seine Bewirtschaftung als Grundrente, die Zerstörung natürlicher
Lebensgrundlagen zwecks Privatisierung der daraus resultierenden Gewinne
und Sozialisierung der dabei entstehenden Kosten, die Unterdrückung
abweichender Geschlechter und Lebensformen - das Ausbrechen von
Staatenkriegen steht stets im Zusammenhang mit sozialen
Gewaltverhältnissen, die vor jeglicher Eskalation wirksam werden.

Diese Umstände zu bekämpfen und sich der Teilnahme am Krieg zu widersetzen,
wird denn auch konsequent geahndet. So wird Desertion in allen Staaten
bestraft, auch in der Bundesrepublik. Selbst Kriegsdienstverweigerer, die
nach Deutschland geflohen sind, müssen eine Abschiebung fürchten, wie der
russische Friedensaktivist Artyom Klyga am 3. Oktober 2025 laut der
friedensbewegten Seite zeitpunkt.ch in Berlin, wo er gemeinsam mit einem
ukrainischen Kriegsdienstverweigerer auf der Bühne der großen
Friedensdemonstration stand, berichtete:

"Wir erleben eine gefährliche Entwicklung. In Russland, in der
 Ukraine und in Belarus wird das Recht auf Kriegsdienstverweigerung fast
 vollständig missachtet. Aber seien wir ehrlich: Auch in Europa ist dieses
 Recht bedroht. Wir sehen Debatten über die Wiedereinführung der
 Wehrpflicht, über verpflichtende militärische Registrierung, sogar über
 eine Ausweitung auf Frauen - alles im Namen der 'nationalen
 Sicherheit'.

 Und wenn es um diejenigen geht, die den Krieg bereits abgelehnt
 haben - Deserteure, Wehrdienstverweigerer, Kriegsdienstgegner -, ist die
 Situation noch schlimmer. In ganz Europa erklären die Migrationsbehörden
 routinemäßig, dass für diese Menschen kein wirkliches Risiko besteht.
 Sie verschließen die Augen vor Verfolgung, Strafverfahren und
 Gefängnis." 


Schon Rosa Luxemburg hat in der von ihr verfassten Junius-Broschüre
1916 zu bedenken gegeben, dass die Frage nach Sieg oder Niederlage der
einen oder anderen Kriegspartei für das davon betroffene Proletariat
"gleich verhängnisvoll" sei. Wo es für die Staaten um "Erwerb oder Verlust
der weltpolitischen Machtstellung, der Annexionen, Kolonien und der
militärischen Vorherrschaft" ginge, hätten die Menschen auf allen Seiten
der Fronten ganz andere Probleme. Was die zur Revolutionärin gewordene
Sozialdemokratin mit ihrem Leben bezahlte, war eine Sicht auf den Ersten
Weltkrieg, die nicht nur das Blutvergießen in Europa im Blick hatte,
sondern alle von Kolonialismus und Imperialismus betroffenen Menschen in
ihren internationalistischen Anspruch einbezog. Das Entsetzen darüber, dass
die sich als hochstehende Zivilisationen begreifenden Staaten Europas
erneut übereinander herfielen, stellte Rosa Luxemburg in den größeren
Zusammenhang dessen, was diese selbst in aller Welt an Grausamkeiten
begingen, ohne dass dies zur Kenntnis genommen, geschweige denn beklagt
worden wäre:

"Zum ersten Male sind jetzt die reißenden Bestien, die vom
 kapitalistischen Europa auf alle anderen Weltteile losgelassen waren,
 mit einem Satz mitten in Europa eingebrochen. Ein Schrei des Entsetzens
 ging durch die Welt, als Belgien, das kostbare kleine Juwel der
 europäischen Kultur, als die ehrwürdigsten Kulturdenkmäler in
 Nordfrankreich unter dem Anprall einer blinden Vernichtungskraft klirrend
 in Scherben fielen. Die 'Kulturwelt', welche gelassen zugesehen hatte,
 als derselbe Imperialismus Zehntausende Hereros dem grausigsten Untergang
 weihte und die Kalahariwüste mit dem Wahnsinnsschrei Verdurstender, mit
 dem Röcheln Sterbender füllte, als in Putumayo binnen zehn Jahren
 vierzigtausend Menschen von einer Bande europäischer Industrieritter zu
 Tode gemartert, der Rest eines Volkes zu Krüppeln geschlagen wurde, als
 in China eine uralte Kultur unter Brand und Mord von der europäischen
 Soldateska allen Greueln der Vernichtung und der Anarchie preisgegeben
 ward, als Persien ohnmächtig in der immer enger zugezogenen Schlinge der
 fremden Gewaltherrschaft erstickte, als in Tripolis die Araber mit Feuer
 und Schwert unter das Joch des Kapitals gebeugt, ihre Kultur, ihre
 Wohnstätten dem Erdboden gleichgemacht wurden - diese 'Kulturwelt' ist
 erst heute gewahr geworden, daß der Biß der imperialistischen Bestien
 todbringend, daß ihr Odem Ruchlosigkeit ist. Sie hat es erst bemerkt, als
 die Bestien ihre reißenden Pranken in den eigenen Mutterschoß, in die
 bürgerliche Kultur Europas krallten. Und auch diese Erkenntnis ringt sich
 in der verzerrten Form der bürgerlichen Heuchelei durch, worin jedes Volk
 die Infamie nur in der nationalen Uniform des anderen erkennt. 'Die
 deutschen Barbaren!' - wie wenn nicht jedes Volk, das zum organisierten
 Mord auszieht, sich in demselben Augenblick in eine Horde Barbaren
 verwandelte. 'Die Kosaken-Greuel!' - wie wenn nicht der Krieg an sich der
 Greuel aller Greuel, wie wenn die Anpreisung der Menschenschlächterei als
 Heldentum in einem sozialistischen Jugendblatt nicht geistiges Kosakentum
 in Reinkultur wäre!"

 (Rosa Luxemburg - Die Krise der Sozialdemokratie, Teil 8, 1916) 


Wenn in Deutschland heute das antimilitaristische Bündnis "Rheinmetall
Entwaffnen" öffentliche Veranstaltungen und Demonstrationen organisiert,
dann müssen die AktvistInnen mit scharfer Reaktion der von ihnen
kritisierten Staatsgewalt rechnen. So auch in Köln Ende August 2025, als
das von dem Bündnis lange vorbereitete Sommercamp von der Polizei
kurzfristig untersagt wurde. Die Verbotsverfügung wurde in erster Instanz
bestätigt und in zweiter Instanz wieder aufgehoben. Das allein hätte auf
mögliche BesucherInnen des Camps abschreckend wirken können, zudem wurde
der Aufbau dadurch stark beeinträchtigt.

Umso erfreulicher war das große Interesse an den Veranstaltungen im Camp
und die zahlreiche Teilnahme insbesondere an der Abschlussdemonstration.
Während sich zeigte, dass die politischen Lager der radikalen Linken im
Angesicht des drohenden Krieges zusammenrücken, anstatt sich an
ideologischen Differenzen zu verausgaben, ging die Polizei am 30. August
umso brutaler gegen die TeilnehmerInnen an der Abschlussdemonstration vor.
Rund 600 AktivistInnen des Revolutionären Blocks wurden von den BeamtInnen
körperlich attackiert, eingekesselt und stundenlang festgehalten, bevor sie
nach Feststellung ihrer Personalien wieder freigelassen wurden. Gegen diese
AktivistInnen soll in jedem Fall Anzeige wegen
Landfriedensbruchs - so die Sicht der Staatsgewalt - erhoben werden.

Am Umgang der Staatsmacht mit antimilitaristischen Initiativen zeigt
sich der Stand innerer Repression denn auch am deutlichsten. Auch dem
bürgerlichen Pazifismus bläst der Wind ins Gesicht, allerdings wird dieser
zumindest in den Medien eher spöttisch belächelt oder mit verächtlichen
Begriffen wie "Friedensschwurbler" herabgewürdigt. Die sich selbst als
"Friedenspartei" feiernde AfD wiederum lässt sich bei der Aufrüstung
Deutschlands von niemandem etwas vormachen, ihre MitgliederInnen sind ihres
nationalchauvinistischen Bekenntnisses gemäß militaristisch und
staatsautoritär bis ins Mark.

Sie üben Nachsicht mit Russland vor allem deshalb, weil sie im
nationalistischen und sozialkonservativen Kurs Putins ihre eigenen
Ideale erkennen. Zudem rücken führende AfD-Funktionäre allmählich von der
Position ab, auf keinen Fall mit der NATO auf der Seite der Ukraine in den
Krieg einzusteigen. Sie empfehlen sich vorsorglich für eine Koalition mit
den Unionsparteien, indem sie den wichtigsten Dissens mit Merz und Söder,
die Verweigerung des Schulterschlusses gegen Russland, sukzessive
relativieren.
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Radikale Befreiung statt militaristische Gleichstellung
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Deutschland im Herbst 2025 - die Spatzen müssen es nicht erst von den
Dächern pfeifen: der Krieg ist so präsent wie der sprichwörtliche Elefant,
dessen Unsichtbarkeit in der Mitte des Raumes deutlich zu erkennen ist.
Niemand zieht "schlafwandelnd" in diesen Krieg. Was der Historiker
Cristopher Clark mit großem Erfolg behauptete, um die Kriegsparteien des
Ersten Weltkriegs - und dabei insbesondere das Deutsche Reich - vom Vorwurf
aktiver Herbeiführung dieses Blutbades zu entlasten, gilt für den Dritten
erst recht nicht. Auch wenn der Kontrollverlust sich beim Überschreiten
einer bestimmten Schwelle derart beschleunigte, dass von Eigendynamik
gesprochen werden kann, so ist der Weg dorthin mit den Leichen ignorierter
oder zum Schweigen gebrachter Bedenken gepflastert.

Wenn die medialen und wissenschaftlichen Lautsprecher deutscher
Staatsmacht und Regierungskunst seit Februar 2022 notorisch wiederholen,
dass "Putin" niemals atomar reagierte und damit den Weg für immer
aggressivere Strategien gegen die russischen Hegemonialinteressen
freimachen, wenn öffentlich erhobene Bedenken gegen jede weitere Eskalation
von Medien und Politik systematisch ignoriert und an den Rand der
öffentlichen Wahrnehmung gedrängt werden, dann gibt es keinen Grund zur
Beschwerde, wenn die Unumkehrbarkeit vollends entfesselter
Zerstörungskräfte nicht mehr zu bestreiten ist.




7. November 2025
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KRIEG/1806: Kriegsertüchtigung - Deutschland marschiert wieder ... (SB)



"Wir werden zu Not auch einmal ohne Butter fertig werden,
niemals aber ohne Kanonen."

Joseph Goebbels (Januar 1936)

"Kanonen und Butter - das wäre schön, wenn das ginge. Aber das
ist Schlaraffenland. Das geht nicht. Sondern Kanonen ohne
Butter."

Clemens Fuest, Präsident des Wirtschaftsforschungsinstituts ifo (2024)
[1]



Sollte es damals nur noch drei Jahre bis zum nächsten Weltkrieg dauern,
was kaum jemand wusste, sind heute noch vier Jahre intensiver
Vorbereitung dafür veranschlagt, wie fast schon jedem Kind in
Deutschland geläufig ist. Schließlich hat Boris Pistorius nicht allein
kraft seines Amtes, sondern insbesondere dank seines Ansehens als
beliebtester Spitzenpolitiker des Landes verfügt, dass wir bis 2029
kriegstüchtig zu sein hätten - und zwar alle bis hinein in den
privatesten Winkel. Wenngleich man Fuest also attestieren könnte, dass
er sich mit seiner fragwürdigen Metapher in zweifelhafter Gesellschaft
befindet, spricht er doch nur offen aus, dass die Aufrüstung
zwangsläufig zu schmerzhaften Kürzungen im Sozialbereich führen wird.
Als Rudolf Heß in einer Rede am 11. Oktober 1936 nachlegte und mit der
Parole "Kanonen statt Butter" die Bevölkerung darauf einschwor,
Versorgungsengpässe hinzunehmen, tischte er dieselbe Ultima Ratio auf:
Da die Kanonen beschlossene Sache sind, kann die Forderung, sich nicht
die Butter vom Brot nehmen zu lassen, kein Thema sein - außer
vielleicht für Volksschädlinge und Landesverräter, denen man heute
natürlich zeitgemäßere Attribute anhängt.

Da wir uns also zwar noch nicht im Krieg, aber auch nicht mehr im
Frieden befinden, wie Friedrich Merz unter Beschwörung einer hybriden
Bedrohungslage Hans und Franz das Fürchten lehrt, um pazifistischen
Restbeständen Feuer unter dem Arsch zu machen, steht dem
bellizistischen Hurrapatriotismus eigentlich nichts mehr im Wege, wenn
man denn Regierungspolitik und Konzernpresse Glauben schenken mag. Am
vornehmsten fabuliert und in seiner beliebig strapazierbaren
Interpretation einer Allzweckwaffe zur Dominanz des ideologischen
Luftraums gleich hinterließ der als Kanzler entsorgte Olaf Scholz sein
gediegenes Abschiedsgeschenk: Die Zeitenwende - hoch dotiert mit einem
Sondervermögen, das er gleichsam aus seiner Schatztruhe zauberte. Wenn
Schicksalsmächte das deutsche Wesen bedrängen, dass es in finsterer
Stunde zu zagen droht, entfaltet es plötzlich ungeahnte Kräfte und
schließt sich in heldenhaftem Trotz im Gleichschritt zusammen: Butter
war gestern, von nun an gilt es die Waffen zu schmieden, um den ewigen
Feind im Osten in die Schranken zu weisen.

Nach zwei angefangenen und verlorenen Weltkriegen sehenden Auges einen
dritten zu provozieren, erfordert natürlich ein haarsträubendes
Wendemanöver exekutierter Deutungsmacht, das zugleich geschmeidig
genug durchgesetzt werden muss, um jeglichen Widerstand im Keim zu
ersticken. Während abermals deutsche Soldatenstiefel für den Marsch an
die Ostfront geschnürt werden, gilt es zuallererst die Heimatfront zu
befrieden. Wird die Bevölkerung die Wirtschaftskrise klaglos
durchleiden, vor der Klimakatastrophe die Augen verschließen, die
sozialen Grausamkeiten gehorsam erdulden? In der Vergangenheit hat
sich die hohe Kunst hiesiger Herrschaftssicherung mittels
Sozialpartnerschaft und Agenda-Regime als recht erfolgreich erwiesen,
den nationalen und weltweiten Raub an natürlichen Sourcen und
menschlicher Arbeitskraft zu administrieren, die Nachbarn in der EU
niederzukonkurrieren und als Exportweltmeister zu glänzen. So brüchig
das Wohlstandsversprechen auch sein mochte, reichte der Vergleich mit
all jenen, die noch wesentlich schlechter abschneiden, doch allemal
aus, das Aufbegehren zu deckeln und Fügsamkeit zu lehren.

Da inzwischen aber eine Krise die andere jagt und kulminierend die
Weltlage verschärft, so dass die Fristen dramatisch schrumpfen,
innerhalb derer man Rettungsmaßnahmen in Stellung zu bringen hoffte,
platzen die Luftschlösser weltweit stabiler Bindeketten und
Zugriffsgewalten. Die alles verschlingende Existenz- und
Wirtschaftsweise treibt Zerstörungsprozesse mit exponentiell
wachsender Geschwindigkeit voran, weshalb sich immer deutlicher
abzeichnet, dass multiple Krisenhaftigkeit nicht die Ausnahme
ansonsten geordneter und kontinuierlicher Entwicklungsprozesse,
sondern unter der Voraussetzung exzessiver Verstoffwechselung deren
innerstes Wesen ist. Die Ratio innovativer Verfügungsgewalt drängt
unvermeidlich zur Expansion, das Regime des höchstentwickelten Raubes
weltweit zu exekutieren. Dieses Herrschaftsstreben kennt keine
dauerhafte Koexistenz von Gesellschaftssystemen, Blöcken oder
konkurrierenden Staaten, sondern ausschließlich die wachstums- und
profitgetriebene, auf überlegener Waffengewalt gründende Unterwerfung
und Einverleibung jeglicher Sphären, die das Regime noch nicht
okkupiert und verstoffwechselt hat. Krisen und Kriege sind die
zwangsläufige Folge dieses Überlebensprinzips, das dem zeitweiligen
Nutzen weniger dient und die überproportionalen Schadensfolgen auf die
Mehrheit der Menschheit abwälzt.

In diesem Krieg, der wechselweise mit zivilen oder militärischen
Mitteln des Handels oder Waffengangs geführt wird, sind Millionen von
Menschen zu Hunger und Elend, Krankheit und Vertreibung, Verletzung
und Tod verdammt. Aus Perspektive der maßgeblich kriegstreibenden
Kräfte gibt es keine Friedenslösung, sondern nur Sieg oder Niederlage,
allenfalls einen brüchigen Waffenstillstand oder ein befristetes
Regulativ, das den nächsten Konflikt in sich birgt. Im Sinne der
Zeitenwende gebietet die neue Staatsräson, das alte Tarnkleid einer
diplomatischen Vermittlerrolle abzustreifen und Kampfmontur anzulegen.
Die Maxime deutscher Regierungsführung, aus allen Krisen als Sieger
hervorzugehen, schloss neben dem ökonomischen Führungsanspruch längst
auch wachsende militärische Stärke ein, die Zug um Zug ausgebaut
wurde. Was in verträglichen Etappen sukzessiver Aufrüstung und
organischer Ablösung der US-Streitkräfte im Nahen und Mittleren Osten
durch die Bundeswehr geplant war, um die Einkreisung Russlands und
Chinas mit verteilten Schwergewichten voranzutreiben, droht jedoch in
ein vorgezogenes Armageddon zu eskalieren. Für die Eliten der USA, die
nichts als absolute Dominanz oder Untergang ihrer auserwählten Nation
kennen, macht die vorverlegte Endschlacht gegen den erstarkenden
Rivalen insofern Sinn, als die Rettung ihres sinkenden Sterns keinen
Aufschub duldet. In deutschen Führungskreisen wird - wenngleich eine
Nummer kleiner - derselbe Kriegsruf angestimmt.
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Langgehegte Ambitionen deutscher Hegemonialmacht

Schon die Strategiepapiere "Neue Macht. Neue Verantwortung" (2013) und
"Weißbuch" (2016) sahen einen sukzessiven Abzug der US-Streitkräfte
zugunsten der Einkesselung Chinas vor, während die Bundeswehr
nachrücken und den Druck auf Russland erhöhen sollte. Wenngleich das
übermächtige Waffenarsenal der USA im Rahmen der NATO der Schutzschirm
aufschließender deutscher Ambitionen war, wollte die Bundesrepublik
doch nach und nach aus diesem Schatten heraustreten und den Sprung zur
eigenständigen Militärmacht vollziehen. Zugleich sollte der Aufbau
einer europäischen Verteidigungsunion vorangetrieben und sogar eine
europäische atomare Abschreckung organisiert werden.

Diese fließende Wachablösung wurde jedoch insbesondere von der
US-Administration torpediert. Deutschland und die EU wollten das Feld
gerne offenhalten, um transatlantisch zu marschieren, aber zugleich
wirtschaftlich von der am schnellsten wachsenden Volkswirtschaft China
und deren riesigem Binnenmarkt zu profitieren. Washington ließ jedoch
nicht zu, dass die Europäer eigenständig erstarkten, bis sie womöglich
sogar die Seiten wechseln würden. Deshalb drängen die USA ihre
Verbündeten mit brachialen Mitteln dazu, Farbe zu bekennen und sich
rückhaltlos dem Feldzug anzuschließen.

In einem Strategiepapier des deutschen Verteidigungsministeriums von
2018 ist daher von harmonierenden Bündnispartnern keine Rede mehr. Die
"Strategische Vorausschau 2040" hält ein Auseinanderbrechen der EU und
eine Welt in zunehmendem Chaos für denkbar. Entworfen wird ein
Szenario, in dem die internationale Ordnung erodiert, die Wertesysteme
weltweit auseinanderdriften und die Globalisierung gestoppt ist. Die
EU-Erweiterung ist aufgegeben, weitere Staaten haben die Gemeinschaft
verlassen, Europa hat seine globale Wettbewerbsfähigkeit verloren.
Angesichts dieser möglichen Verwerfungen läuft die Quintessenz der
strategischen Studie darauf hinaus, dass Deutschland auf sich allein
gestellt alle Anstrengungen forcieren müsse, zu einer Hegemonialmacht
aufzusteigen. Wenn deutsche Spitzenpolitiker daher heute einen
Aufwuchs zur militärischen Führungsmacht in Europa fordern, liegen dem
bellizistischen Größenwahn durchaus langgehegte Ambitionen zu Grunde.

Sozialer Krieg an der Heimatfront

Die auch der Bundesrepublik abverlangten Aufwendungen für die
Streitkräfte in Richtung der immer höher geschraubten Prozentziele der
NATO sind den Protagonisten deutscher Aufrüstung höchst willkommen.
Sie können mit simuliertem Zähneknirschen unter Verweis auf
Bündnisverpflichtungen und Bedrohungsszenarien kräftig nachlegen. Die
Bundeswehr soll befähigt werden, im eskalierenden Konkurrenzkampf um
Einflusssphären, Rohstoffe, Handelswege und Absatzmärkte weltweit
mitzumischen. Da aber die Finanzierung der gewaltigen Rüstungsprojekte
nur durch eine gravierende Umverteilung der Haushaltsmittel möglich
ist, muss zugleich der soziale Krieg gegen die eigene Bevölkerung
massiv verschärft werden. Das ideologische Kernversprechen der
deutschen Klassengesellschaft, selbst als subordinierter Mitläufer der
Räuberbande allemal besser als jegliche Opfer der auswärtigen Raubzüge
dazustehen, wird auf eine harte Probe gestellt. Denn wer auch
hierzulande die Zeche bezahlen soll, liegt auf der Hand.

Angesichts der Verwertungskrise des Kapitals wirken massiv gesteigerte
Rüstungsausgaben kurzfristig als Ventil für überschüssiges Kapital,
indem sie Nachfrage für Waren schaffen, die keine zivilen Märkte
finden. Diese eingeleitete Kriegswirtschaft mag zwar vorübergehend
Konjunktur und Aktienkurse stützen, doch steuert sie auf eine finale
Lösung der Krise in Gestalt der offen ausbrechenden Menschen- und
Materialschlacht zu. Nachdem schließlich alles verbrannt und zerstört
ist, soll die Kapitalherrschaft gleich dem Phönix aus der Asche zu
innovativer Größe aufsteigen und den nächstfolgenden Zyklus
florierender Inwertsetzung einläuten. Man könnte auch von einem
Rüstungskeynesianismus sprechen, für den es historische Beispiele
gibt. In den USA und in UK beseitigten Aufrüstung und Krieg die
Massenarbeitslosigkeit der 1930er Jahre, das Wachstum erreichte
zeitweise ungeahnte Höhen. In den Nachkriegsjahrzehnten machten
Militärausgaben in den USA bis in die 1970er Jahre hinein die Hälfte
des Staatshaushalts aus. Doch schon damals war klar: Der militärische
Konjunkturzyklus erzeugt keine nachhaltige Wohlfahrtsentwicklung,
sondern verschiebt gesellschaftliche Ressourcen auf zerstörerische
Bahnen. Vor den Gefahren eines "Militärisch-industriellen Komplexes"
in den USA der Nachkriegszeit warnte US-Präsident Dwight D. Eisenhower
erstmals öffentlich in seiner Abschiedsrede am 17. Januar 1961:

The conjunction of an immense military establishment and a large
 arms industry is new in the American experience. The total
 influence - economic, political, even spiritual - is felt in every
 city, every statehouse, every office of the federal government. [2]


In Westdeutschland bestand nach der Niederlage im Zweiten Weltkrieg
ein antifaschistisch-kapitalismuskritischer Konsens bis hinein in das
Ahlener Programm der CDU von 1947, in dem festgestellt wurde, dass
"das kapitalistische Wirtschaftssystem den staatlichen und sozialen
Lebensinteressen des deutschen Volkes nicht gerecht geworden ist. Nach
dem furchtbaren politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenbruch als Folge einer verbrecherischen Machtpolitik kann nur
eine Neuordnung von Grund auf erfolgen. Inhalt und Ziel dieser
sozialen und wirtschaftlichen Neuordnung kann nicht mehr das
kapitalistische Gewinn- und Machtstreben, sondern nur das Wohlergehen
unseres Volkes sein." [3] Bekanntlich hatte diese Neuausrichtung nicht
lange Bestand: Durchsetzt von Protagonisten des untergegangenen
NS-Staats konsolidierten die alten und neuen Eliten ihre Herrschaft
mittels Wiederaufbau, Westbindung und Aufrüstung im Kalten Krieg.

Zeitenwende läutet Kriegswirtschaft ein

Die im Zuge der Zeitenwende abermals angeworfene Vorkriegswirtschaft
setzt eine bellizistische Weichenstellung durch. Die Ausnahme von
Rüstungsausgaben aus der Schuldenbremse und die Einrichtung
milliardenschwerer Sondervermögen etabliert eine Struktur des
Staatshaushalts, die forcierte militärische Industrieproduktion
langfristig absichert, während andere öffentliche Bereiche unter
massiven Finanzdruck gezwungen werden. Keynesianische
Wirtschaftspolitik, die nach ursprünglicher Auffassung in Form von
öffentlichen Aufträgen soziale Infrastruktur, Verkehr oder Bildung
fördern sollte, wird nun auf den Rüstungssektor reduziert. Die
staatliche Nachfragepolitik konzentriert sich auf militärisches
Erstarken.

Die absehbaren Folgen sind in jeder Hinsicht fatal. Ökonomisch gesehen
schaffen Rüstungsausgaben keine nachhaltigen Produktivkräfte, weil
Waffen insofern unproduktive Güter sind, als sie gesellschaftliche
Arbeit verkörpern, die in ihrer Zerstörung enden muss. Es mangelt
nicht an Studien, die den Nachweis führen, dass mit derselben
Investitionssumme in Bildung, Gesundheit oder Wohnungsbau ein
Mehrfaches an Arbeitsplätzen entstehen könnte wie in der
Rüstungsindustrie. In sozialer Hinsicht geht Militarisierung mit
Sozialabbau einher. Während Milliarden für Waffen bereitgestellt
werden, unterliegen die meisten anderen staatlichen Leistungen dem
einschnürenden Regime der Schuldenbremse. Militärkeynesianismus
bedeutet damit die Priorisierung von Tod und Zerstörung vor Leben und
Daseinsvorsorge. In der politischen Ausrichtung wird die gesamte
Gesellschaft auf den Krieg eingestellt, da militarisierte Ökonomien
nicht nur materielle, sondern auch ideologische Engführungen
erzwingen: Sie drängen das gesellschaftliche Klima in Richtung autoritärer
Formierung. Deutschland solle "Drehscheibe" beim Kampf gegen Russland
sein, heißt es im Grünbuch der Bundesregierung. Der Marschbefehl des
Boris Pistorius, das Land müsse "kriegstüchtig" werden, schließt alle
gesellschaftlichen Sphären bis hinein in Betriebe, Kommunen,
Gesundheitseinrichtungen und Schulen ein.

Konversion pervers

Dass militärische Forschung und Produktion im Nebenlauf auch zivil
nutzbare Erzeugnisse hervorbringen können, galt in Gestalt der
Teflonpfanne lange als Treppenwitz der Rüstungsgeschichte. Umgekehrt
wurde indessen unter anderem in der Gewerkschaftsbewegung die Idee der
Konversion verfolgt, die verschiedene Formen annehmen kann. In der
Produktion können Waffenfabriken auf zivile Waren umgestellt werden,
Beschäftigte aus der Rüstungsindustrie in zivile Bereiche wechseln
oder finanzielle Mittel entsprechend umgeleitet werden. Legendär ist
das Beispiel des britischen Unternehmens Lucas Aerospace, wo in den
1980er Jahren Arbeiterinnen und Arbeiter Pläne für gesellschaftlich
nützliche Produkte entwickelten. Auch in jüngerer Zeit bleibt die
Frage hochaktuell. So hält die Belegschaft des Autozulieferers GKN in
Florenz den Betrieb seit 2021 besetzt und fordert statt Entlassungen
und Schließung eine Überführung in Gemeineigentum und die Umstellung
auf Produkte für die Energiewende und nachhaltige Mobilität. In
Osnabrück, wo die Übernahme des VW-Werks durch Rheinmetall droht,
fordern Beschäftigte und Initiativen: "Busse statt Panzer!"

Konversion kann daher über den technischer Umbau hinaus auch als eine
politische Richtungsentscheidung aufgefasst werden: Menschliche Arbeit
in der Waffenproduktion schafft Profite, indem sie Tod vorbereitet.
Vergesellschaftete Konversion könnte Produkte hervorbringen, die
Zukunft sichern. Doch die in den 1980ern mit Nachdruck erhobene
Forderung, "Schwerter zu Pflugscharen" umzuwandeln, wird heute ins
Gegenteil verkehrt: Zivile Betriebe werden für die Kriegsproduktion
konvertiert, Beschäftigte dorthin abgezogen. Stahlwerke produzieren
Panzerstahl, Automobilzulieferer fertigen Teile für Militärfahrzeuge,
Forschungsgelder für Energiewende und Transformation werden
umgeleitet, um Drohnen und Raketen zu entwickeln. Werden
Rüstungsinteressen in den Rang einer dauerhaften industriepolitischen
Leitlinie erhoben, richtet sich der Fokus in Forschung und Entwicklung
vorrangig auf Technologien, die sich wegen ihrer militärischen
Nutzbarkeit besonderer Förderung erfreuen. Die Trennung von ziviler
und militärischer Forschung verschwimmt, so dass der Begriff
"Dual-Use" nicht länger technologieethische Konflikte kennzeichnet,
sondern zum strategischen Hebel wird: Wer militärische
Anschlussfähigkeit in Aussicht stellt, erhält Mittel. Gilt es nunmehr,
im Gleichschritt der Kriegsertüchtigung einer zunehmend
militarisierten Gesellschaft Pflugscharen zu Schwertern umzuschmieden,
stürzt sich, wer irgend kann, auf die "Konversion pervers", um sich
die Taschen mit den herabregnenden Staatsgeldern zu füllen.
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Kampfansage an Kriegsprofiteure
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Platzhirsch Rheinmetall

Mehr als 150 Milliarden Euro will die Bundesregierung voraussichtlich
ab 2029 Jahr für Jahr in die Aufrüstung stecken. Das ist mehr als
doppelt so viel wie 2021 und fast viermal so viel wie 2018. Größter
Profiteur dieser entfesselten Alimentierung und Platzhirsch des
deutschen Rüstungssektors ist der Konzern Rheinmetall, der im Kontext
der Zeitenwende einen beispiellosen Höhenflug hinlegt. Dezente
Zurückhaltung einer mitunter als anrüchig geschmähten Branche
vergangener Tage weicht einem imposanten Muskelspiel und protzendem
Militärgerät. Die aktuellen Produktionskapazitäten reichen längst
nicht mehr aus, zumal das Unternehmen zu den bedeutendsten Lieferanten
der kriegserschütterten Ukraine gehört. An seinem wichtigsten Standort
im niedersächsischen Unterlüß errichtet der Düsseldorfer Konzern ein
neues Werk für Artilleriemunition, das bei voller Kapazität das größte
seiner Art in Europa sein wird. Während die Planungen vorsehen, in
diesem Jahr rund 25.000 Granaten vom Kaliber 155 Millimeter zu
fertigen, sollen es 2027 dann schon 350.000 Schuss sein. Inklusive der
Fertigung in anderen Werken möchte Rheinmetall 2027 auf insgesamt 1,5
Millionen Geschosse kommen und damit seine Position als wichtigster
Hersteller dieser Artilleriegranaten in der westlichen Welt festigen.
Bei der offiziellen Eröffnung des Werkes reichten NATO-Generalsekretär
Mark Rutte, Verteidigungsminister Boris Pistorius und Vizekanzler Lars
Klingbeil demonstrativ Rheinmetall-Chef Armin Papperger die Hand, um
der Bedeutung dieses Schulterschlusses zwischen Kriegspolitik und
Rüstungsbranche Ausdruck zu verleihen. [4]

Nur etwa 30 Kilometer vom Truppenübungsplatz Bergen der Bundeswehr
entfernt wurden auf dem mit einer Fläche von 60 Quadratkilometern
größten Standort der Waffenschmiede bislang vor allem der Leopard 2
und der Schützenpanzer Puma gefertigt, gewartet, modernisiert und auf
einer kilometerlangen Schießbahn erprobt. Auch Komponenten für die
Panzerhaubitze 2000 entstehen dort. Nun ist neben der hochgefahrenen
Munitionsherstellung auch eine Fabrik für Raketenmotoren und
möglicherweise auch Gefechtsköpfe sowie ein weiteres Werk für
RDX-Sprengstoff geplant. Neben Joint Ventures in mehreren europäischen
Ländern ist Rheinmetall auch Allianzen mit Rüstungsherstellern wie
Leonardo in Italien oder Lockheed Martin in den USA eingegangen.
Dieser verhandelt mit Rheinmetall über die Produktion einiger seiner
Raketen der Modelle ATACMS und Hellfire. Zudem werden in Deutschland
bereits Rumpfteile für den F-35-Tarnkappenjet gebaut. Ferner haben die
beiden Unternehmen angekündigt, gemeinsam ein "europäisches
Kompetenzzentrum für die Herstellung und den Vertrieb von Raketen und
Flugkörpern" schaffen zu wollen.

Wie inzwischen als gesichert gilt, plant Rheinmetall außerdem eine
maritime Erweiterung seiner Produktpalette. Demnach besteht Interesse
am Bremer Militärschiffbauer Naval Vessels Lürssen (NVL), dessen
Eigentümerfamilie offenbar beabsichtigt, sich von ihren im
Marineschiffbau tätigen Werften zu trennen. Ob diese Fusion von den
Eignern und Aufsichtsbehörden gebilligt wird, ist zwar noch offen,
doch sprechen mehrere Gründe für eine Übernahme. Insbesondere wird aus
der Bundespolitik eine stärkere Kooperation der konkurrierenden
maritimen Rüstungsbauer NVL, Thyssenkrupp Marine Systems (TKMS) und
German Naval Yards angemahnt, um die deutschen Marinewerften zu
konsolidieren. [5]

Die Auftragsbücher von Rheinmetall sind jedenfalls prall gefüllt,
zumal das Verteidigungsministerium mehr als 600 Flugabwehrpanzer des
Typs Skyranger 30 für die Bundeswehr bestellen will. Der Auftragswert
der gemeinsam mit dem französisch-deutschen Rüstungskonzern KNDS
gefertigten Radpanzer wird auf mehr als neun Milliarden Euro
beziffert, geliefert werden soll bis 2030. Das System ist der
Nachfolger des 2010 bei der Bundeswehr ausrangierten Flugabwehrpanzers
Gepard, der sich in der Ukraine als effektives Mittel zur Abwehr
russischer Geran-Drohnen erwiesen hat. Wie es dazu heißt, schließe der
Skyranger eine "Fähigkeitslücke" der Bundeswehr. [6]

Rheinmetall-CEO Papperger hebt hervor, dass man auch in anderen
NATO-Ländern in vergleichbarer Geschwindigkeit Munitionswerke
errichten könne. Er denke dabei an Litauen und Großbritannien, wo es
bereits konkrete Projekte gebe, aber auch an Bulgarien, Rumänien,
Lettland und die Ukraine. Dort will Rheinmetall überdies noch in
diesem Jahr eine Fabrik zur Produktion des Schützenpanzers Lynx
eröffnen, für den sich die ukrainischen Streitkräfte nach gründlicher
Prüfung verschiedener ausländischer Modelle im Praxistest entschieden
haben. Die genaue Anzahl der gewünschten Exemplare ist bislang nicht
bekannt, doch sprach Papperger von einem möglichen Rahmenvertrag zur
Bereitstellung von mehreren hundert Lynx an die Ukraine. [7]

In der dortigen Goldgrube des Krieges konkurriert Rheinmetall mit mehr
als 25 weiteren ausländischen Rüstungsunternehmen wie British BAE
Systems, Swedish SAAB oder American Northrop Grumman. Über diese
traditionellen Konzerne der Branche hinaus drängen Unternehmen aus den
Bereichen unbemannte Systeme, Cyberabwehr und Anti-Drohnen-Kampf in
die Ukraine. Das Kriegsgebiet gilt als idealer Schauplatz zur
Erprobung innovativer Technologien und Taktiken unter realen
Bedingungen. Das "Silicon Valley der Kriegsführung" gewährt
ausländischen Partnern Zugang zu Produktionsstätten, qualifizierten
Arbeitskräften und Testmöglichkeiten, während die Ukraine Technologie,
Investitionen und die Fähigkeit zur Herstellung wichtiger Waffen
gewinnt und zum regionalen Zentrum für modernstes Kriegsgerät in
Europa aufsteigen könnte. Dieser zweifelhafte Standortvorteil ist mit
einem horrenden Blutzoll im Stellvertreterkrieg erkauft, den die
deutschen Protagonisten und Mitläufer der Zeitenwende geflissentlich
ausblenden oder ausschließlich dem östlichen Feind in die Schuhe
schieben.
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Zeitenwende lässt grüßen
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Vom Goldrausch zur Geisterstadt

Kommen wir abschließend noch einmal auf die industriellen Verwerfungen
und Verschiebungen an der Heimatfront zurück. Während mit der
Deutschen Bahn, ZF, Thyssenkrupp Steel, Daimler Truck, VW oder SAP
viele Unternehmen einen erheblichen Stellenabbau planen, boomt die
Rüstungsindustrie. Sie etabliert sich als "Jobmotor" und rekrutiert
eifrig Fachkräfte aus zivilen Sparten. Doch die Vorstellung, auf diese
Weise werde weitgehend kompensiert, was anderswo wegfällt, erweist
sich rasch als naive Fehleinschätzung oder gezielte Täuschung.
Letztere muss man wohl Wirtschaftsministerin Katherina Reiche
attestieren, die auf der Handelsblatt-Konferenz "Wirtschaftsfaktor
Rüstung" auf mögliche neue Arbeitsplätze verwies, ohne die
mutmaßlichen Entlassungen in anderen Sparten gegenzurechnen: Fast
400.000 Menschen seien derzeit in der Rüstungsindustrie beschäftigt,
Tendenz steigend, so die Ministerin. Solche Zahlen habe man in den
letzten Jahren eher verschwiegen, was sich nun ändern müsse. Denn die
Verteidigungs- und Sicherheitsindustrie sei ein wesentlicher
wirtschaftlicher Faktor. [8]

Der Rüstungskonzern Rheinmetall plant, die Zahl seiner Mitarbeiter in
den kommenden Jahren von 40.000 auf 70.000 aufzustocken. Der
Bundesverband der Deutschen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie
(BDSV) hat die Zahl seiner Mitglieder innerhalb eines Jahres auf weit
über 300 mehr als verdreifacht. Dass Rüstungsaktionäre profitieren,
steht außer Frage: Stand die Rheinmetall-Aktie Ende 2020 noch bei 86
Euro, kostete sie Ende März 2025 mehr als 1.300 Euro. Der
Unternehmensgewinn vor Steuern stieg 2024 um 61 Prozent auf knapp 1,5
Milliarden Euro. Der Zulieferer Renk aus Augsburg, der unter anderem
Getriebe für Panzer baut, wagte im Februar 2024 den Schritt an die
Börse. Damals stand die Aktie bei rund 17 Euro, gut ein Jahr später
war ihr Kurs bereits auf über 40 Euro gestiegen, um nur ein weiteres
Beispiel zu nennen.

Dieser Goldrausch ruft zwar zahlreiche große und kleine Nachahmer auf
den Plan, die ihrerseits einen Claim abzustecken trachten, doch hält
sich die Zahl in die Rüstungsbranche konvertierter Arbeitsplätze in
Grenzen. So erklärt der Verband der Automobilhersteller (VDA)
skeptisch, die möglichen neuen Jobs könnten keinesfalls die durch die
Transformation und mangelnde Wettbewerbsfähigkeit des Standorts
gefährdeten Arbeitsplätze ersetzen. Das Institut für Weltwirtschaft in
Kiel rechnet zwar zweckoptimistisch mit einem EU-weiten Anstieg des
Bruttoinlandsprodukts um bis zu 1,5 Prozent im Jahr, sollten die
Militärausgaben auf 3,5 Prozent des BIPs erhöht werden. Zugleich warnt
das Institut jedoch vor allem mit Blick auf die wachsenden
Staatsschulden vor allzu großer Hoffnung. Spätestens wenn die höheren
Schulden mit höheren Zinsen einhergehen, werde man höhere Abgaben
dafür erheben müssen. Und das mache den Wirtschaftsraum unattraktiver.
Um die Zinsen zahlen zu können, müsste der Staat dann entweder
vermehrt in anderen Bereichen sparen oder die Steuern erhöhen oder
beides. Das sei für die Wachstumsentwicklung, für die Attraktivität
des Standortes und für die Einwanderung qualifizierter Arbeitskräfte
von Nachteil. Militärausgaben seien keine Investitionen, die später
Erträge abwerfen, warnt Dierk Hirschel, Chefökonom der Gewerkschaft
Ver.di. Rüstungsgüter seien totes Kapitel, die Wachstumseffekte von
Militärausgaben gering. Ökonomen schätzten, dass für jeden vom Staat
dafür ausgegebenen Euro nur 50 Cent in der Wirtschaft ankommen. Zudem
drohten große Marktmacht und ausgelastete Produktionskapazitäten der
Rüstungsindustrie lediglich die Inflation anzuheizen.

Wie diese Einschätzungen zeigen, dürfte sich der Rüstungsboom selbst
im Lichte konventioneller Erklärungsmodelle in Wirtschaftskreisen,
Denkfabriken und Gewerkschaften auf längere Sicht als Strohfeuer
erweisen, das die gesellschaftlich zu bewältigenden Widrigkeiten nicht
aus dem Feld schlagen kann. Der Kunstgriff des Sondervermögens, das
heute Geld schöpft und den Pferdefuß im Sinne des Mottos "Nach mir die
Sintflut" in die Zukunft auslagert, kann das Desaster nicht einmal
notdürftig kaschieren. Andererseits gilt dasselbe Prinzip, mit
Perspektiven zu hausieren, für jede Form des Wirtschaftens, das stets
von der Erwartung künftiger Erträge lebt. Wie groß die Not
unbewältigter Krisen und abhanden gekommener Versprechen inzwischen
ist, unterstreicht der dramatische Schwenk hin zur Kriegswirtschaft,
stellt doch der letztendliche Waffengang die extremste Variante einer
waghalsigen Wette auf die ungewisse Zukunft dar. Nur wenn der Krieg
wie erhofft gewonnen wird, was sich selbst einer vagen Vorstellung von
Kontrolle entzieht, lassen sich die Anstrengungen zu seiner
Vorbereitung und Herbeiführung skrupellos gegenüber den Opfern
rechtfertigen. Dieses perfide Kalkül setzt allerdings voraus,
hinterher zu den Überlebenden, womöglich gar zu den Profiteuren zu
zählen, was man am allerwenigsten vorab wissen kann - zumal beim
Zündeln am Dritten Weltkrieg, der in eine alles verschlingende atomare
Vernichtung zu münden droht.
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STANDPUNKT/1089: 32 Jahre PKK-Verbot - Zübeyir Aydar fordert Aufhebung als Signal für Frieden (Civaka Azad)

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 28. November 2025

32 Jahre PKK-Verbot: Zübeyir Aydar fordert Aufhebung als Signal für
Frieden 



Nach 32 Jahren seit dem Erlass des Betätigungsverbots der PKK in
Deutschland stellt sich die Frage nach der Tragfähigkeit dieser Politik
neu. Nach der Selbstauflösung der PKK und dem erklärten Ende ihres
bewaffneten Kampfes fordert der kurdische Politiker Zübeyir Aydar ein
Umdenken in Berlin und eine deutliche Kursänderung zugunsten einer
friedlichen Lösung der kurdischen Frage.

"Deutschland muss seine Kurdenpolitik aktualisieren"

Im Interview mit der kurdischen Tageszeitung Yeni Özgür Politika betont
Zübeyir Aydar, Mitglied des Exekutivrats der Gemeinschaft der
Gesellschaften Kurdistans (KCK), dass Deutschland eine besondere
Verantwortung trage, sowohl gegenüber der größten kurdischen Diaspora
Europas als auch mit Blick auf den Friedensprozess in der Türkei.
"Die Freiheitsbewegung und ihr Vorsitzender Abdullah Öcalan befinden sich
in einem Friedensprozess mit dem türkischen Staat. Es wird über eine
friedliche Lösung der kurdischen Frage gesprochen", so Aydar. Er verweist
darauf, dass sich im türkischen Parlament eine Kommission mit diesem
Prozess befasst und eine Delegation Öcalan zuletzt in Haft besucht hat.

Vor diesem Hintergrund fordert Aydar eine grundsätzliche Neuausrichtung der
deutschen Politik gegenüber den Kurdinnen und Kurden: "Während Öcalan und
unsere Bewegung mit dem türkischen Staat verhandeln, ist es wichtig, dass
Deutschland seine 'Kurdenpolitik' angesichts der neuen Entwicklungen
aktualisiert." Deutschland habe nach dem 'Aufruf für Frieden und eine
demokratische Gesellschaft' von Abdullah Öcalan erklärt, man sei bereit,
'alles in seiner Macht Stehende zu tun', um diesen Prozess zu unterstützen.

Für Aydar folgt daraus zwangsläufig, dass die bisherige Verbotspolitik zur
Disposition gestellt werden muss: "Wenn Deutschland helfen will, kann es
den Frieden unterstützen, indem es das Verbot der politischen Organisation
der Kurd:innen aufhebt. Denn dieses Verbot war ein Produkt der
Kriegspolitik. Die Fortsetzung des Verbots spielt denjenigen Kreisen in die
Hände, die gegen den Prozess und für den Krieg sind", so Aydar.
"Deutschland könnte damit beginnen, seine Verbotsmaßnahmen zu beenden und
Brücken für Frieden und eine Lösung zu bauen. Als kurdische
Freiheitsbewegung sind wir offen für den Dialog und den Aufbau von Brücken
für eine friedliche Lösung der kurdischen Frage."

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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STANDPUNKT/1088: Die Struktur von illegaler Macht auf der Erde (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Struktur von illegaler Macht auf der Erde

von Mauricio Herrera Kahn, 2. November 2025



"Illegale Macht ist weder eine Randerscheinung noch ist sie
schemenhaft; sie ist ein globales System, das von der offiziellen Politik
und Wirtschaft genährt wird" - angeregt durch Lucia Dammert.

Illegale Macht ist weder Zufall noch Ausnahme. Es handelt sich um ein
paralleles System, das sich über Kontinente erstreckt und durch geheime
Absprachen mit Staaten, durch die Vereinnahmung von Politik und
Weltwirtschaft aufrechterhalten wird. Es handelt sich nicht um vereinzelte
Banden, sondern um Netzwerke, die Billionen von Dollars bewegen und auf
Wahlen, Regierungen und Märkte Einfluss nehmen.

Jeder Kontinent hat dabei seine eigene Struktur. In Lateinamerika
verschmilzt der Drogenhandel mit politischer Korruption. In Afrika werden
durch illegalen Bergbau Kriege finanziert und das Elend aufrechterhalten.
In Asien dienen Labore zur Herstellung synthetischer Drogen und illegaler
Jadehandel als Stütze für Militärdiktaturen. In Europa vermischen sich
Bestechungsgelder für Gas und Öl mit Schmuggel und Geldmafias. In den
Vereinigten Staaten und Kanada wird die Grenze zwischen legal und illegal
in Steueroasen und bei der Waffenlobby verwischt.

Die Zahlen sind knallhart. Mehr als 11 Billionen US-Dollar fließen in
Offshore-Konten. Durch den Drogenhandel werden pro Jahr 320 Milliarden
US-Dollar bewegt. Mit Menschenhandel werden jährlich 150 Milliarden
US-Dollar erwirtschaftet. Die Cyberkriminalität erzielte im Jahr 2023 ein
Volumen von 8 Billionen US-Dollar. Illegale Macht ist nicht länger eine
Randerscheinung; sie ist strukturell. Ihre wirtschaftliche Stärke
übertrifft das BIP von Dutzenden von Ländern zusammengenommen.

Die Struktur illegaler Macht wird durch drei Säulen gestützt: durch das
Geld, durch die Gewalt und durch die Politik. Geld fließt durch Banken und
Kryptowährungen. Gewalt beherrscht Regionen von den Favelas bis zur
Sahelzone, und die Politik rechtfertigt mit Reden und Verträgen, was sie
bekämpfen sollte. Das Zusammenwirken dieser Faktoren stellt die
gefährlichste Bedrohung des 21. Jahrhunderts dar.

Dieser Text zielt nicht auf eine moralische Verurteilung ab, sondern
darauf, - mit scharfen Zahlen und konkreten Beispielen zu zeigen - wie das
Illegale für das Funktionieren des Legalen unverzichtbar geworden ist. Was
sich hier zeigt, ist beunruhigend, denn hinter jeder geplünderten Mine,
jedem versklavten Kind und hinter jedem vertriebenen Flüchtling verbirgt
sich ein globaler Mechanismus, der durch Straflosigkeit genährt wird. Die
Struktur der illegalen Macht ist der zerbrochene Spiegel unseres Planeten.


Geheimes Finanzwesen

Das Herzstück der illegalen Macht ist im Geld begründet. Es wird nicht in
schwarzen Aktentaschen herumgetragen, sondern in denselben Banken
durchgeschleust, die die Grundlage der offiziellen Wirtschaft sind.
Schätzungsweise 11,3 Billionen US-Dollar sind auf Offshore-Konten
versteckt, geschützt durch Finanzstrukturen auf den Britischen
Jungferninseln, in Panama, Delaware oder Luxemburg.

Dieses Geld reist mit dem Privatjet und wird durch digitale Transaktionen
bewegt, die selbst für die Staaten, die es verurteilen, aber trotzdem
tolerieren, unsichtbar sind. Es ist ein Geschäft, das größer ist als die
meisten legalen Exporte aus Lateinamerika und Afrika. Jede Kokainlieferung,
jede Tonne Metamphetamin, jede synthetische Pille wird am Ende in Dollars
umgewandelt und über das globale Bankensystem gewaschen.

Geldwäsche macht 2 bis 5% des weltweiten BIP aus, eine Zahl, die die
Heuchelei der Finanzinstitute offenbart. Während die Banken Normalbürger
für kleine Transaktionen bestrafen, öffnen sie gewaltigen Geldströmen aus
dem organisierten Verbrechen, der politischen Korruption und dem
Waffenhandel alle Türen.

Die Grenze zwischen legal und illegal verwischt sich in der Kontenführung.
Die Struktur der geheimen Macht siedelt nicht in dunklen Gassen, sondern in
Steueroasen, in denen illegales Vermögen eingelagert ist - Vermögen, die
Regierungen, Konzerne und die Mafia stützen.


Das politische Geschäft der illegalen Macht

Lucia Dammert warnt davor, dass illegale Macht nicht nur auf der Straße
durchgesetzt wird, sondern in der Politik selbst. Sie vereinnahmt Parteien,
finanziert Wahlkampfkampagnen, erkauft sich Loyalitäten und schwächt
Staaten von innen. Strukturelle Korruption wird zum wichtigsten Werkzeug
seiner weiteren Ausdehnung.


	Lateinamerika: über 40% der in den letzten zehn Jahren überprüften Wahlkampfkampagnen hatten Verbindungen zu illegalem Geld. In Mexiko schießen Kartelle Geldmittel bei Kommunalwahlen nach, um die Kontrolle über ganze Gebiete sicherzustellen. In Kolumbien finanzierte der Drogenhandel Präsidentschafts- und Parlamentskandidaten bei mehr als einer Wahl. In Brasilien zeigte der Lava-Jato-Skandal, wie Unternehmen Bestechungsgelder mit Schwarzgeld aus kriminellen Netzwerken vermischten.

	Vereinigte Staaten: die illegale Macht tarnt sich als legale Lobbyarbeit. Der militärisch-industrielle Komplex leitet jedes Jahr über 100 Millionen US-Dollar an Wahlkampfspenden weiter. Waffen-, Energie- und private Sicherheitskonzerne nehmen unmittelbar Einfluss auf den Kongress, der einen Verteidigungshaushalt von über 800 Milliarden US-Dollar jährlich genehmigt. Die Trennung von nationalem Interesse und dem der Privatwirtschaft existiert praktisch nicht.

	Kanada: Drogenhandel und Geldwäsche fanden in Vancouver und Toronto Zuflucht in Immobilien. Offiziellen Berichten zufolge wurden Milliarden von Dollar von asiatischen und lateinamerikanischen Kartellen durch Immobilienkäufe gewaschen, was die Wohnungsbaupreise in die Höhe trieb, und eine soziale Krise auslöste.

	Europa: Aserbaidschan-Affäre und der Katar-Korruptionsskandal deckten auf, wie Diktaturen und Autokratien mit einer Menge an Geld Einfluss erkauften. Korruption überflutet Parlamente und internationale Einrichtungen.

	Afrika: Die Verbindung von illegalen Waffen und Bergbaukonzessionen sichert Präsidenten und bewaffneten Gruppen Reichtum, während die Menschen in endlos fortdauernden Kriegen gefangen sind.

	Asien: Die Grenze zwischen Einparteienherrschaft und illegalen Geschäften ist fließend. In Myanmar finanzieren Jade und Methamphetamin sowohl das Militär als auch die Rebellen. In China und Russland agieren kriminelle Netzwerke unter staatlichem Schutz, indem sie als informeller Arm der Geopolitik fungieren.



Das politische Geschäft der illegalen Macht ist global. Sie unterscheidet
nicht zwischen Demokratien und Diktaturen. Sie unterwandert
Wahlkampfkampagnen, Parlamente und Kabinette, sie erkauft sich nicht nur
den Willen; sie entwirft den Plan der Macht neu.


Drogenhandel und synthetische Drogen

Drogenhandel ist das Rückgrat der illegalen Macht in Amerika und eines
ihrer rentabelsten Antriebsmaschinen in Asien, Europa und Afrika. Seine
Struktur ist global, seine Routen überqueren Ozeane und seine Gewinne
werden in internationalen Banken gewaschen.


	Lateinamerika: Kokain bleibt weiterhin im Mittelpunkt. Kolumbien, Peru und Bolivien erzeugen über 90% des weltweiten Kokains. Häfen in Ecuador und Brasilien sind der Schlüssel für den Handel nach Europa und in die Vereinigten Staaten. Die Ausbreitung der Kartelle hat den Pazifik zu einem strategischen Korridor gemacht, durch den, für staatliche Augen unsichtbar, Tonnen von Kokain bewegt werden.

	Mexiko: Kartelle etablierten sich als kriminelle Unternehmen. Ihre Einnahmen übersteigen jährlich 50 Milliarden US-Dollar - und konkurrieren damit mit formellen Branchen wie der Autoindustrie oder dem Tourismus. Sie kontrollieren Gebiete, finanzieren Kampagnen und verhandeln direkt mit Organisationen in den USA, Kanada, Europa und Asien.

	Asien: Das Goldene Dreieck (Myanmar, Laos, Thailand) ist heute die weltweit bedeutendste Fabrik für Methamphetamine. Die Produktion ist stark angestiegen, um die Märkte in China, Indien und Australien zu überschwemmen und ein Milliardengeschäft zu erwirtschaften, das trotz Militärregimes und Sanktionen fortbesteht.

	Europa: Illegale Macht wird in Häfen gemessen. Im Jahr 2024 wurde ein Rekord aufgestellt: über 300 Tonnen Kokain wurden in Antwerpen und Rotterdam beschlagnahmt. Diese Flut verdeutlicht, dass der Kontinent zum profitabelsten Zielort für den lateinamerikanischen Drogenhandel geworden ist.

	Westafrika: Internationale Kartelle fanden einen idealen Korridor. Staaten mit schwachen Institutionen und langen Küsten wurden zu Transitplattformen nach Europa. Das Kokain kommt aus Südamerika, wird in Guinea-Bissau, Sierra Leone oder Ghana zwischengelagert und überquert den Atlantik bis zur Iberischen Halbinsel.



Die Karte des Drogenhandels ist nicht statisch. Er passt sich an, ist
globalisiert und ändert Routen und Methoden mit der gleichen Logik wie
jeder multinationale Konzern. Der Unterschied besteht darin, dass er keine
Steuern zahlt und niemandem Rede und Antwort stehen muss - während er
Kriege finanziert, Regierungen kauft und jedes Jahr Tausende von Toten
hinterlässt.


Illegaler Bergbau und organisierte Kriminalität

Illegaler Bergbau ist ein globales Geschäft, das mit organisiertem
Verbrechen, politischer Korruption und Umweltzerstörung verflochten ist. Es
handelt sich nicht um ein Phänomen armer Länder; es ist eine Kette, die die
Fördergebiete mit Finanzzentren und Verbrauchermärkten auf allen
Kontinenten verbindet.


	Peru und Kolumbien: Illegales Gold erwirtschaftet in einigen Gebieten des Amazonas mehr Einnahmen als der Drogenhandel. Tausende von Hektar werden durch Quecksilber und Ausbaggerung vernichtet, und das Metall wird mit gefälschten Zertifikaten dann legal exportiert. Dieses Gold gelangt auf Schweizer Banken, zu Raffinerien in Miami und zu Schmuckgeschäften in Europa.

	Kongo und Zentralafrikanische Republik: Coltan, Kobalt und Diamanten finanzieren Kriege und unterstützen bewaffnete Milizen. Weltweite Lieferketten für Telefone und E-Mobilität hängen von diesen Materialien ab, und obwohl sie durch legale Verträge getarnt sind, stammt ein Großteil aus illegaler Förderung und Sklavenarbeit.

	Myanmar: Seltene Erden und Jade erwirtschaften auf illegalen Märkten mehr als 30 Milliarden Dollar jährlich. Mit diesem Geld werden sowohl das Militärregime als auch die Rebellengruppen unterstützt. Das Vermögen fließt nach China und durch asiatische Netzwerke und versorgt die weltweite Tech-Industrie.

	Brasilien: Illegale Goldsuche zerstört den Amazonas. Mit Quecksilber verseuchte Flüsse vergiften indigene Völker und zerstören Ökosysteme. Trotz militärischen Einschreitens wächst das Geschäft weiter, denn die internationale Nachfrage ist unersättlich.

	Afrika: Der Handel mit illegalen Diamanten bleibt rege trotz des Kimberley Prozesses (einem System, das über staatliche Herkunftszertifikate den Handel mit sogenannten Blutdiamanten unterbinden soll). Die in Krisengebieten geförderten Steine gelangen nach Dubai, Hongkong und Antwerpen. Der Schwarzmarkt hält den Mythos der "Blutdiamanten" am Leben.

	Vereinigte Staaten: Der illegale Bergbau zielt hier auf Gold und Kohle, die ohne Genehmigung in Staaten wie Nevada, West Virginia oder Alaska gefördert werden. Inländischer Schmuggel vermischt sich mit internationalen Geldwäschenetzwerken, und die Grenze zwischen legal und illegal ist durch die schwache Kontrolle in abgelegenen Gebieten verwischt.

	Mexiko: Die illegale Förderung von Gold, Silber und Eisen wird von Kartellen kontrolliert. In Bundesstaaten wie Michoacan und Guerrero fordern bewaffnete Gruppen "Schutzgelder" von offiziellen Unternehmen und betreiben geheime Minen, aus denen Mineralien nach Asien und Nordamerika exportiert werden.

	Kanada: Eine weltweite Bergbaumacht, bei der die Gesetzwidrigkeit als unkontrollierter Kleinstbergbau und unter der Komplizenschaft von in Afrika und Lateinamerika agierenden Unternehmen in Erscheinung tritt. Berichte von NRO's haben die indirekten Verbindungen kanadischer Bergarbeiter zu Auseinandersetzungen wegen Gold, Silber und Kupfer in Guatemala, Tansania und Peru verurteilt.



Das Gefüge des illegalen Bergbaus zeigt, dass kein Land davon verschont
ist. Es handelt sich um ein globales System, in dem heimlicher Abbau,
lokale Korruption, internationaler Schmuggel und Endverbraucher, die
niemals fragen, woher das kommt, was sie kaufen, verbunden sind.


Waffenhandel

Der Waffenhandel ist das Blut, das der illegalen Macht als Nahrung dient.
Der Schwarzmarkt wird auf über 8,5 Milliarden US-Dollar jährlich geschätzt,
und weltweit sind eine Milliarde Kleinwaffen in Umlauf - von denen etwa 25%
illegal sind. Kein Kontinent bleibt von dieser Struktur verschont.


	Afrika: Mehr als 40 Millionen illegaler Kleinwaffen sind im Umlauf. Die Sahelzone und Somalia weisen die höchsten Raten an illegalem Waffenbesitz auf, wobei die Waffenlager Kämpfe aufrechterhalten, die in den letzten zehn Jahren zu über 250.000 Toten geführt haben. Ein wesentlicher Teil dieser Waffen stammt aus europäischen und russischen Überangeboten an militärischer Ausrüstung, die über Schmuggelnetze in Libyen und dem Golf von Guinea umgeleitet wurden.

	Naher Osten: Jemen und Syrien sind Mittelpunkte eines Handels, der während der letzten zehn Jahre 3 Milliarden US-Dollar überschritten hat. Kalaschnikows, M16 Gewehre und improvisierte Drohnen sind auf einem Markt in Umlauf, auf dem sich die Grenzen auflösen. Die Waffen kommen aus dem Iran, Russland und den Vereinigten Staaten, was besagt, dass die Lieferanten global und nicht ideologiebezogen agieren.

	Osteuropa: Der Krieg in der Ukraine hat einen neuen Weg erschlossen, militärisches Material umzuleiten. Die EU bestätigt, dass ein Teil der Millionen von Waffen, die seit 2022 nach Kiew geliefert wurden, auf illegalen Märkten gelandet sind. Es gibt einen eindeutigen Präzedenzfall: Nach den Balkankriegen verblieben mehr als 750.000 Waffen in kriminellen Händen und sind immer noch in Europa in Umlauf.

	Vereinigte Staaten: Über 400 Millionen Schusswaffen sind im Privatbesitz bei einer Bevölkerung von 335 Millionen. Jedes Jahr werden mehr als 13 Millionen neue Waffen produziert. Der Schmuggel nach Mexiko ist gleichbleibend hoch: Das ATF (US-Bureau of Alcohol, Tobacco, Firearms and Explosives) schätzt, dass 70% der von mexikanischen Kartellen beschlagnahmten Waffen aus den USA geschmuggelt sind.

	Mexiko: Bewaffnete Gewalt verursachte im Jahr 2024 mehr als 30.000 Tötungsdelikte, die meisten davon durch Schusswaffen. Der Schwarzmarkt beliefert Kartelle, die bis zu 2000 US-Dollar pro Sturmgewehr bezahlen. Schmuggelrouten überqueren die Nordgrenze mit Lastwagen, kleinen Flugzeugen, durch Tunnel und verschieben jeden Monat Tausende von Waffen.

	Kanada: Das Problem zeigt sich in der steigenden Zahl von Tötungsdelikten durch Schusswaffen: 37% der Mordfälle im Jahr 2023 wurden mit illegalen Schusswaffen begangen, von denen viele davon aus den USA gekommen sind. Der Schmuggel bringt den Banden in Toronto und Vancouver schätzungsweise über 100 Millionen US-Dollar pro Jahr ein.

	Asien: In Südostasien verdichtet sich ein Markt für Kleinwaffen, der auf jährlich 2 Milliarden US-Dollar geschätzt wird. Myanmar wird von Thailand, Kambodscha und Laos beliefert, während Nordkorea heimlich Waffen nach Afrika und in den Nahen Osten exportiert, um trotz der Sanktionen Hartwährung zu erhalten.



Der weltweite illegale Waffenhandel verläuft nicht parallel zum legalen -
beides ergänzt sich gegenseitig. Während die offizielle Industrie jährlich
über 600 Milliarden US-Dollar umsetzt, lebt der Schwarzmarkt von Verlusten,
Korruption und Krieg.


Menschenhandel und ungeregelte Migration

Menschenhandel und ungeregelte Migration sind die grausamste Seite
illegaler Macht, da sie Menschenleben in Waren verwandeln. In diesem
Geschäft werden jährlich mehr als 150 Milliarden US-Dollar umgesetzt - mehr
als in verschiedenen legalen Exportbranchen in Afrika und Lateinamerika.


	Von Schwarzafrika nach Europa: Die Routen werden von kriminellen Netzwerken beherrscht, die das Mittelmeer kontrollieren. Allein im Jahr 2024 unternahmen mehr als 250.000 Migranten den Versuch einer Überfahrt und über 3.000 starben auf See. Frauen und Kinder sind die Hauptopfer: Jede dritte afrikanische Migrantin erleidet unterwegs sexuelle Gewalt.

	Naher Osten: Der Handel mit Arbeitsmigranten ist ein verdecktes Geschäft, in das Millionen verwickelt sind. Am Persischen Golf leben mehr als 23 Millionen ausländische Arbeitskräfte unter Beschäftigungssystemen, die vielfach zu moderner Sklaverei führen. Schätzungen zufolge erwirtschaften illegale Netzwerke in der Region jährlich mehr als 40 Milliarden US-Dollar.

	Lateinamerika: Der Darién-Dschungel ist zu einem Korridor des Schreckens geworden. Im Jahr 2024 wurde er von über 500.000 Migranten durchquert, die meisten aus Venezuela, Haiti und Afrika. Kriminelle Netzwerke, die in Panama, Kolumbien und Mexiko agieren, fordern Gebühren, die sich auf Hunderte von Millionen US-Dollar pro Jahr belaufen. In Mexiko eintreffend, verlangen dieselben Organisationen zwischen 2.000 und 10.000 Dollar pro Person für die Einreise in die Vereinigten Staaten.

	Vereinigte Staaten: Schätzungsweise 11 Millionen Migranten ohne Papiere halten sich im Land auf. Ein Teil von ihnen kam über Schleppernetzwerke, die jährlich etwa 6 Milliarden US-Dollar erzielen.

	Kanada: Neben der legalen Migration gibt es einen Anstieg beim illegalen Menschenhandel - insbesondere mit asiatischen Frauen zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Jüngsten Berichten zufolge schätzt man die kriminellen Gewinne auf diesem Markt auf über 400 Millionen US-Dollar pro Jahr.



Menschenhandel und ungeregelte Migration sind keine Systemfehler; sie sind
Teil eines transnationalen Geschäfts, das Gewalt, Armut und staatliche
Korruption miteinander verbindet. Jede geschlossene Grenze stärkt die durch
sie nicht eingeschränkte Mafia.


Cyberkriminalität und illegale digitale Macht

Die illegale Macht hat im Cyberspace einen Boden gefunden, der
gewinnbringender ist als Drogen oder Gold. Die Cyberkriminalität bewegte im
Jahr 2023 mehr als 8 Billionen US-Dollar und beabsichtigt, die Marke von 10
Billionen US-Dollar im Jahr 2025 zu überschreiten - es wäre die drittgrößte
Volkswirtschaft der Welt, wenn es ein Land wäre.


	Russland und Osteuropa: Ransomware-Netzwerke greifen Krankenhäuser, Banken und Regierungen an. Allein im Jahr 2024 wurden in Europa über 300.000 Ransomware-Vorfälle gemeldet mit Lösegeldzahlungen, die 1,2 Milliarden US-Dollar übersteigen. Diese digitalen Mafiabanden agieren wie Unternehmen mit Kundendienstabteilungen und Verhandlungsanweisungen.

	Nordkorea: Das Regime finanziert einen Teil seines Atomprogramms mit gestohlenen Kryptowährungen. Schätzungen deuten darauf hin, dass nordkoreanische Hacker in den letzten fünf Jahren Krypto-Vermögenswerte von mehr als 3 Milliarden US-Dollar gestohlen haben. Dieses Geld fließt in Raketen und Waffenarsenale und beweist, dass Cyberkriminalität einen Staat aufrechterhalten kann.

	Nigeria: Digitale Betrügereien haben sich zu einer Parallelindustrie entwickelt. E-Mail-Betrug und globale Phishing-Netzwerke erzielen jährlich Hunderte Millionen US-Dollar. Im Jahr 2023 kamen 40% der in Afrika gemeldeten digitalen Betrugsfälle aus Nigeria, was das Ausmaß bestätigt.

	Vereinigte Staaten und Kanada: Im Jahr 2024 erreichten die Verluste durch Online-Betrug in den USA einen Höchstwert von 10 Milliarden US-Dollar. Kanada meldete im Jahr 2023 Rekordverluste von 660 Millionen US-Dollar - doppelt so viel wie im Jahr 2021.



Die Cyberkriminalität ist das neue "Schwarze Gold" der illegalen Macht. Sie
benötigt weder Land noch Armeen - nur Computer und sichere Verbindungen.
Ihre Fähigkeit, in Banken, Unternehmen und Regierungen einzudringen, macht
sie zur umfangreichsten Bedrohung des 21. Jahrhunderts.


Strukturelle Korruption

Korruption ist keine Verwaltungspanne, sondern der Kleister, der die
illegale Macht zusammenhält. Ihre Kosten belaufen sich auf ungefähr 3% des
globalen GIP - über 3 Billionen US-Dollar pro Jahr. Kein Kontinent bleibt
davon verschont.


	Lateinamerika: In Brasilien wurde das Bestechungssytem "Operation Autowäsche" aufgedeckt auf, das mehr als 2 Milliarden US-Dollar erzielte und bei Präsidenten, Parteien und Bauunternehmern quer durch mindestens 12 Länder Aufsehen erregte. Odebrecht gab zu, in der Region Bestechungsgelder in Höhe von 788 Millionen Dollar gezahlt zu haben.

	Mexiko: Korruption wurde zu einem Rädchen im Getriebe illegaler Macht. Der Fall Pemex - Odebrecht zeigte, dass hochrangige Beamte Millionen an Bestechungsgeldern erhielten, um Verträge und Wahlen zu beeinflussen; Schätzungen zufolge belaufen sich die Kosten der Korruption auf über 60 Milliarden US-Dollar pro Jahr, ungefähr 9% des BIP. Diese institutionelle Schwachstelle ermöglicht die Ausbreitung von Kartellen, die Polizei, Richter und Direktoren kaufen.

	Afrika: Durch Korruption bei Bergbau- und Ölverträgen werden jährlich mehr als 89 Milliarden US-Dollar auf die Seite geschafft. Die größten Skandale in Zusammenhang mit Öl, Diamanten und Kobalt laufen in Angola, Nigeria und der Demokratischen Republik Kongo zusammen.

	Asien: Kleptokratien wie Turkmenistan und Kasachstan schleusen Vermögen auf Konten in Europa und den USA. Schätzungen zufolge verlassen jedes Jahr über 500 Milliarden US-Dollar Zentral- und Südasien durch Korruption und Bestechung in Zusammenhang mit Energie und Bergbau.

	Europa: Korruption erstreckt sich vom Osten bis nach Brüssel. Der Katar-Korruptionsskandal deckte auf, dass Europaabgeordnete Bestechungsgelder von den Golfstaaten erhielten. Auf dem Balkan werden in einigen Staaten über 15% der Staatsausgaben durch systemische Korruption abgezweigt.

	Vereinigte Staaten: Korruption verbirgt sich in legalen Lobbygruppen: Im Jahr 2023 wurden mehr als 4 Milliarden US-Dollar für politische Lobbyarbeit ausgegeben, wobei ein Teil dieser Gelder von Unternehmen stammte, gegen die wegen Betrugs oder überteuerter Verträge ermittelt wurde.

	Kanada: Bundesprüfungen berichten über jährliche Verluste von über 5 Milliarden US-Dollar aufgrund von Korruption bei der Beschaffung und Steuerhinterziehung im Zusammenhang mit Rohstoffunternehmen.



Strukturelle Korruption ist das Bindemittel illegaler Macht. Sie lässt
Drogen fließen, Gold waschen, Waffen Grenzen überschreiten, öffentliche
Aufträge zu Privatvermögen werden. Ohne Korruption wären die anderen
kriminellen Wirtschaftszweige nicht so tief verwurzelt.


Die menschlichen und umweltpolitischen Kosten

Illegale Macht wird nicht nur in Geld gemessen, sondern auch in zerstörten
Leben und vernichteten Ökosystemen. Weltweit leben mehr als 50 Millionen
Menschen in moderner Sklaverei - gefangen in Zwangsarbeit, sexueller
Ausbeutung oder häuslicher Knechtschaft. Jeder vierte heutige Sklave ist
ein Kind, wodurch die grausamste Seite des Systems enthüllt wird.

Kriminelle Gewalt vertreibt jedes Jahr Millionen von Menschen. Im Jahr 2024
wurden mehr als 43 Millionen durch Kriege, Mafiabanden und illegale Gruppen
gewaltsam verschleppt. Mexiko und Mittelamerika tragen aufgrund der
Kontrolle durch Kartelle zu Hunderttausenden von Flüchtlingen bei; in
Schwarzafrika befinden sich mehr als 15 Millionen Binnenvertriebene; und in
Asien vertreiben weiterhin Myanmar und Afghanistan ganze
Bevölkerungsgruppen.

Die ökologischen Auswirkungen sind verheerend. Durch illegalen Bergbau
werden jedes Jahr über 100.000 Hektar Amazonas-Regenwald vernichtet, Flüsse
mit Quecksilber verseucht und einzigartige Artenvielfalt zerstört. In
Afrika hat der Schmuggel von Mineralien zur Abholzung von Tausenden
Quadratkilometern Wald geführt. In Asien hinterlässt der geheime Abbau von
Jade und Seltenen Erden Seen, die mit chemischen Abfällen vergiftet sind.
Die ökologischen Kosten sind nicht rückgängig zu machen: ausgerottete
Arten, tote Flüsse, verseuchte Böden für Generationen.

Indigene Gemeinschaften gehören zu den Hauptopfern. In Brasilien wurden
mehr als 500 Gebiete indigener Völker von illegalen Bergarbeitern und
Holzfällern bedrängt. In Mexiko wurden ganze Dörfer von Kartellen
enteignet, die Minen und Schmuggelrouten kontrollieren. In Kanada prangern
die First Nations seit Jahrzehnten an, dass Rohstoffunternehmen -
deren Aktivitäten in Afrika und Lateinamerika oft umstritten sind,
das Land ihrer Vorfahren geschändet haben.

Die menschlichen und ökologischen Kosten illegaler Energiegewinnung wird
nicht nur in Zahlen gemessen, sondern auch in Generationen, die zu Armut
verdammt sind, in zerstörten Kulturen und Wäldern, die nicht nachwachsen.


Illegale Macht als globales System

Illegale Macht ist weder marginal noch peripher. Sie ist global,
strukturell und funktional für die Weltwirtschaft. Sie zerstört nicht nur
Leben, sondern stützt auch Regierungen, Unternehmen und Banken. Sie ernährt
sich von der Korruption, verbirgt sich in der internationalen Finanzwelt,
macht sich durch bewaffnete Konflikte stark, ermächtigt sich in
Demokratien, die sie dulden.

Die Herausforderung ist nicht moralischer, sondern politischer Natur. Es
geht nicht um Gut gegen Böse; es geht darum, ein System zu zerlegen, das
denjenigen zugutekommt, die es bekämpfen sollten. Die Struktur illegaler
Macht entwirft ein brutales, aber realistisches Bild: Banken, die Geld
waschen, Staaten, die sich selbst bestechen, Unternehmen, die sich selbst
bereichern und Mafiagruppen, die über ganze Territorien herrschen.

Die Zukunft wird von der Fähigkeit der Weltgemeinschaft abhängen, sich dem
entgegenzustellen. Wir können entweder akzeptieren, mit diesem System zu
leben, als ob es unvermeidbar wäre - oder wir richten uns darauf ein, es zu
enttarnen und aufzulösen. Die Struktur illegaler Macht gibt zu erkennen,
dass die größte Bedrohung des 21. Jahrhunderts nicht nur beim Verbrechen
liegt, sondern auch in der sie zu einem Teil der Weltordnung machenden
Komplizenschaft.
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Frieden in der Ukraine - Gebiete, Kostenfragen, dauerhafter Frieden!

von Günter Buhlke, 10. Oktober 2025



In der gegenwärtigen Phase schwankender Kampferfolge, des
Drohneneinsatzes und der Beobachtung aus dem All spielen strategische
Fragen weiterhin gleichwohl ihre Rolle, wie die Sicherheitsordnung auf dem
Globus nach einer Friedensvereinbarung in der Ukraine aussehen
sollte.

Nicht zu vergessen: Die Ukraine war vor nicht allzu langer Zeit ein
bedeutender Teil der UdSSR, wirtschaftlich und militärisch. Sie hat sich
bei der Umbildung der UdSSR zur GUS und zu geltenden Werten der Sowjetunion
bekannt.

Die Geschichte vergangener Kriege kennt verschiedene Modelle für
Friedensregelungen, abhängig von den Kriegszielen und Stärken der
Siegermächte. Beispielsweise das Ende des Ersten und Zweiten Weltkrieges
oder die Endphase des 40jährigen Kalten Krieges.

Erfahrungen aus der Geschichte haben einen hohen Erinnerungswert für die
Gegenwart.


	Einen Anstoß könnte das Ende des Ersten Weltkrieges geben. Das Dekret Lenins "Über den Frieden" (Dekret o mire) war das erste Dekret der neuen russischen Staatsmacht. Kernpunkte waren: Einstellungen der Kampfhandlungen Russlands und der zeitweilige Verzicht großer Landesteile. Beides hat Russland einst vollzogen. Im Friedensvertrag von Versailles dagegen formulierten westliche Siegermächte Keimzellen für den nächsten Weltkrieg. Die Lebensfähigkeit der deutschen Wirtschaft sei beschädigt, meinten die Nazis, die einen ersten Platz in der Welt beanspruchten. Das erzreiche Saarland mit ausgebauter Schwerindustrie wurde Mandatsgebiet Frankreichs. Es kam 1935 mit einer Wahl wieder zu Deutschland zurück. Die Abstimmung des Volkes wurde von Frankreich anerkannt.
 Die Regelung finanzieller Problemfelder aus dem Konflikt hat mit dem Einfrieren und der Verwendung russischer Guthaben in Deutschland und bei westeuropäischen Banken bereits ohne russische Zustimmung begonnen. Nach Einschätzungen (junge Welt 04./05.10.2025) geht es um 185 Milliarden Euro. Präsident Trump hat seine Forderungen mit dem Präsidenten der Ukraine im September dieses Jahres in Washington schon besprochen. Er fordert die Lieferung von Rohstoffen.
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Rentenpaket ist generationengerecht - es verbessert Renten-Renditen auch
für die Jüngsten

Neue Berechnungen - Belastung für Bundeshaushalt verkraftbar



Eine Stabilisierung des Rentenniveaus, wie sie im Rentenpaket 2025 der
schwarz-roten Bundesregierung vorgesehen ist, verbessert für alle
gesetzlich Rentenversicherten bis zu jüngsten Jahrgängen (konkret:
berechnet wurde bis zum Geburtsjahr 2010) die interne Rendite der Rente.
Das heißt: Alle heute Erwerbstätigen sowie junge Menschen, die aktuell noch
vor dem Eintritt ins Berufsleben stehen, erhalten im Verhältnis zu ihren
Beiträgen überproportional mehr Rente. Dasselbe gilt für einen wesentlichen
Teil der heutigen Rentner*innen. Der positive Effekt zeigt sich, mit
leichten Unterschieden, für Männer wie Frauen. Je nach Geburtsjahr und
Geschlecht liegen bei einer Stabilisierung des Rentenniveaus die internen
Renditen des Beitragsteils, der in den individuellen Rentenanspruch fließt,
bei 3,1 bis 4,5 Prozent. Das ist für alle Geburtsjahre ab etwa 1960 knapp
0,1 Prozentpunkt mehr als ohne Stabilisierung, bei den Geburtsjahren davor
etwas weniger (siehe auch die Abbildung in der pdf-Version dieser PM; Link
unten). Dass alle Geburtsjahrgänge von der Stabilisierung profitieren,
unterstreicht ein beispielhafter Blick auf den Effekt für die absolute
Rentenzahlung: Die monatliche Rente einer*s Eckrentner*in (mit 45
Rentenpunkten) erhöht sich durch die Stabilisierung im Jahr 2032 um rund 59
Euro (51 Euro in Preisen von 2025), die Rente im Jahr 2057 (wenn ein*e
heute 35-Jährige*r in Rente gehen wird) sogar um 116 Euro (61 Euro in
Preisen von 2025). Das ergibt eine neue Studie des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.(*)
Angesichts der Ergebnisse sei Kritik nicht haltbar, eine Stabilisierung des
Rentenniveaus würde jüngere Generationen benachteiligen, betonen die
Autor*innen João Domingues Semeano, Prof. Dr. Sebastian Dullien,
Prof. Dr. Camille Logeay und Dr. Ulrike Stein. "Die umlagefinanzierte Rente
wirft für alle betrachteten Jahrgänge ordentliche Renditen ab. Und durch
die Niveaustabilisierung wird die Einzahlung in die gesetzliche
Rentenversicherung für junge und ältere Menschen noch einmal attraktiver."

Im Vergleich zu dem gescheiterten Rentenpaket II der Ampel-Koalition fällt
vor allem der Anstieg der Renditen der jüngsten Kohorten (ab etwa
Geburtsjahr 2000) unter den aktuellen Plänen der Merz-Regierung höher aus.
Das liegt daran, dass das Rentenpaket 2025 über Zuschüsse des Bundes an die
Rentenversicherung finanziert wird und nicht durch höhere Beiträge für
Versicherte. Das erhöht zwar den Finanzierungsbedarf aus dem
Bundeshaushalt, aber nicht direkt die Einzahlungen einseitig für die
jüngeren Generationen. Im Gegenteil: "Während Rentenbeiträge nur von der
arbeitenden Generation getragen werden, tragen auch Rentnerinnen und
Rentner zum Steueraufkommen bei", sagt Sebastian Dullien, Ko-Autor der
Studie und wissenschaftlicher Direktor des IMK. "Sie zahlen etwa
Mehrwertsteuer, Energiesteuern und Tabaksteuer sowie oft auch
Einkommensteuer."

Zudem ist die Kostenbelastung für den Bundeshaushalt nach den Berechnungen
der Forschenden überschaubar: Die Zahlungen des Bundes an die
Rentenversicherung steigen durch das Rentenpaket um etwa 0,3 Prozentpunkte,
gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) als aussagekräftigster Größe.
"Dieser Anstieg ist relevant, aber im historischen Vergleich nicht
dramatisch", betonen die Forschenden. Denn auch mit diesem Aufschlag
blieben die Mittel, die insgesamt vom Bund in die gesetzliche
Alterssicherung fließen, im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung unter der
Quote, die schon einmal vor gut 20 Jahren erreicht wurde: 2003 steuerte der
Bund Mittel in Höhe von 3,5 Prozent des BIP zu den gesamten Rentenausgaben
bei, 2024 waren es lediglich 2,7 Prozent.

Bei einer langfristigen Simulation auf Basis der amtlichen
Vorausschätzungen bis 2070 beziehen die Wissenschaftler*innen zusätzlich
noch den Effekt des demografischen Wandels ein. Ergebnis: Ein Zuwachs der
Bundeszuschüsse um insgesamt 0,7 Prozentpunkte des BIP, inklusive der
Zuschüsse für das Rentenpaket. Selbst wenn man noch zusätzliche Puffer
einkalkuliert, gelte: "Die gesamten, Bundesmittel die damit in den
kommenden Jahrzehnten in die gesetzliche Rentenversicherung fließen werden,
lägen selbst zu ihrem Höhepunkt als Quote des BIP trotz starker
angenommener Alterung nicht spürbar höher als zum bisherigen Höhepunkt
2003."

"Wenn Kritiker*innen wie die jungen Abgeordneten der Union die 'Haltelinie'
beim Rentenniveau als nicht generationengerecht bezeichnen, basiert das auf
einer Fehlannahme: Sie glauben, dass die längerfristige Stabilisierung vor
allem den Älteren zugutekommt. Das stimmt einfach nicht. Da die Renten
jeweils vom letzten Niveau aus weiter angepasst werden, bringt der
Regierungsvorschlag gerade auch für spätere Generationen mehr Rente",
erklärt Sebastian Dullien. "Eine 80-Jährige heute hat von der
Stabilisierung des Rentenniveaus bis zu ihrem statistisch erwarteten
Lebensende noch wenige Jahre etwas, die heute 35-Jährigen bekommen aber
durch die Stabilisierung nach ihrem Renteneintritt noch fast zwei
Jahrzehnte höhere Rentenzahlungen als es ohne die Reform der Fall wäre."

Wenn trotz der, wie gezeigt, lediglich moderaten Belastung die Sorge
bestehe, dass der Bundeshaushalt mit den Zuschüssen an die
Rentenversicherung überfordert würde, so könnte mittelfristig ein größerer
Anteil der Stabilisierung durch höhere Beiträge statt durch Bundeszuschüsse
finanziert werden, analysieren Dullien und seine Mitautor*innen. Auch bei
Beitragsfinanzierung würde durch die Niveaustabilisierung die
Renten-Rendite für alle Geburtsjahrgänge von den 1940ern bis 2005 steigen,
wenn auch weniger deutlich als nach den bisherigen Regierungsplänen. Da
höheren Beiträgen auch höhere Leistungen und mehr Kaufkraft in der
Bevölkerung gegenüberstehen würden, hätten steigende Rentenbeiträge
grundsätzlich gesamtwirtschaftlich auch keine negativen Wachstums- oder
Beschäftigungseffekte. "Generell gilt: Mit einer Politik, die jetzt zu
niedrigeren Rentenniveaus führt, würden sich die jungen Generationen selbst
schaden - auch wenn Ihr Rentenalter noch in weiter Zukunft liegt", betont
Ökonom Dullien.

Mehr Informationen zur Methodik der Berechnungen

Die Berechnungen in der Studie erfolgen auf Basis des neuen 
DyReMo-Rentenmodells, das Camille Logeay und João Domingues Semeano an der
Berliner Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW Berlin) mit Förderung
der Hans-Böckler-Stiftung entwickelt haben. Perspektivisch soll es als
Open-Source-Modell interessierten Wissenschaftler*innen für eigene
Forschung zur Verfügung gestellt werden. Damit soll die Debatte um Reformen
der Rentenversicherung auf eine sachlichere und transparentere Ebene
gehoben werden.

Die in der Studie dargestellten internen Renditen beziehen sich auf
Personen aus Westdeutschland mit einem durchschnittlichen Verdienstprofil
und durchgängiger Erwerbsbiografie bis zum gesetzlichen Renteneintritt. Die
Berechnung konzentriert sich auf Westdeutsche, weil aufgrund der
Währungsreform bei der deutschen Wiedervereinigung eine sinnvolle
detaillierte Renditeberechnung für Ostdeutsche kaum möglich ist. Der
grundsätzliche Zusammenhang - höhere Renditen durch Stabilisierung des
Rentenniveaus - bleibt aber auch dort intakt.

Als Datenbasis verwendet die Berechnung mit dem DyReMo-Modell die mittlere
Variante der 15. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung von Destatis
einschließlich der dort enthaltenen Annahmen über die Entwicklung der
ferneren Lebenserwartung, eine Fortschreibung der historischen
Arbeitsmarktentwicklung, unter der das Modelloutput den Schätzungen des
BMAS entspricht, sowie die Annahme eines nominalen Lohnwachstums von 3
Prozent pro Jahr.

Zur Berechnung der Rendite muss unter anderem differenziert werden zwischen
Beiträgen, die für die enge Alterssicherung aufgewendet werden, und solchen
Beiträgen, die in andere Absicherungselemente fließen wie die
Erwerbsunfähigkeitsrenten, die Hinterbliebenenrenten sowie
Rehabilitationsleistungen, so dass ein direkter Vergleich mit Erträgen aus
privaten Kapitalanlagen schwierig ist. Der Sachverständigenrat für
Wirtschaft (SVR) legt deshalb einen Korrekturfaktor an, mit dem die Rendite
nur für jenen Teil der Beiträge berechnet wird, der in die Alterssicherung
fließt. Die Absicherung gegen Erwerbsunfähigkeit und der Hinterbliebenen
werden dabei quasi wie separate Versicherungen betrachtet, deren Analyse
außen vorbleiben. Das IMK folgt diesem Ansatz. Die nach dieser Methodik
berechneten Renditen sind in der Abbildung im Anhang als Renditen "mit
Korrekturfaktor" ausgewiesen.


Originalpublikation:

https://www.boeckler.de/de/faust-detail.htm?produkt=HBS-009278 

- (*) João Domingues Semeano, Sebastian Dullien, Camille Logeay,
Ulrike Stein: Rentenpaket macht Rentenversicherung auch für Jüngere
attraktiver, belastet aber den Bundeshaushalt. Simulationsergebnisse für
verschiedene Geburtsjahrgänge zum Rentenpaket 2025 der Merz-Regierung. IMK
Policy Brief Nr. 203, November 2025.
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Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2025

Kleider machen Probleme

Der Lebenszyklus der Mode und seine Herausforderungen

Der Fußabdruck der Mode - Die Auswirkungen der Nassverfahren auf
Bangladesch

von Siddika Sultana



Die Textilindustrie in Bangladesch umfasst etwa 16.700 Fabriken,
erwirtschaftet Exporte im Wert von 23,55 Milliarden Dollar und
beschäftigt über 4,22 Millionen Arbeiter:innen. Der weit verbreitete
Einsatz gefährlicher Chemikalien in der Nassverarbeitung birgt jedoch
erhebliche Umwelt- und Gesundheitsrisiken. Sicherere Alternativen und
strengere Vorschriften sind von entscheidender Bedeutung, um die
Schäden für Menschen und Ökosysteme zu verringern. Ein nachhaltiger
Übergang ist unabdingbar, um ein langfristiges industrielles Wachstum
und ökologische Verantwortlichkeit zu gewährleisten.



Die Nassverfahren von Textilien sind eine zentrale Phase in der
Stoffproduktion. Hier werden sowohl funktionale Eigenschaften als auch
ästhetische Merkmale hinzugefügt und so ein erheblicher Mehrwert
geschaffen.(1) Die Nassverfahren umfassen verschiedene Arbeitsschritte
mit unterschiedlichen Funktionen in der Herstellung von Textilien:

Schlichten und Entschlichten: Beim Schlichten wird das Garn
beschichtet, damit es beim Weben und Stricken leichter verwendet
werden kann, beim Entschlichten wird die Stärke durch Hydrolyse oder
Oxidation in einen wasserlöslichen Zustand überführt.

Entschlacken:  Bei diesem Verfahren werden Baumwollwachs und
andere nichtzellulosehaltige Bestandteile der Baumwolle sowie Reste
von Schlichtemitteln aus dem Gewebe entfernt.

Bleichen:  Durch das Bleichen werden natürliche Farbstoffe und
Verunreinigungen beseitigt und die Gleichmäßigkeit des Gewebes für den
Druck verbessert.

Mercerisieren:  Bei der Behandlung mit konzentrierter
Natronlauge werden Gewebe und Baumwollfasern in ihrer grauen Form
mercerisiert und der Glanz verbessert.

Färben:  Den Textilien wird mit Hilfe verschiedener
Färbetechniken Farbe verliehen.

Bedrucken:  Das Bedrucken ist ein lokales Färbeverfahren, bei
dem die Farbstoffe mit Techniken wie Block-, Walzen- oder Digitaldruck
aufgetragen werden.

Veredelung:  Die Veredelung ist die abschließende Behandlung,
die die Eigenschaften und Qualitäten des Stoffes verbessert.

Große Gesundheitsgefahren für die Arbeiter:innen

Textilarbeiter:innen sind schweren beruflichen Gefahren und
Berufskrankheiten ausgesetzt, darunter Lungenkrankheiten,
Fortpflanzungsstörungen und psychischer Stress, wobei die chemische
Belastung in der Nassverarbeitung ein erhebliches Risiko darstellt.
Trotz der Empfehlungen für persönliche Schutzkleidung und
Sensibilisierungsmaßnahmen vernachlässigen die Arbeiter:innen oft
ihren Schutz, was ihre Gefährdung erhöht. Die ESDO (Environment and
Social Development Organization) hat in einem gemeinsamen Projekt mit
HEJ Support und weiteren NGOs aus Bangladesch und Deutschland (2) im
Jahr 2024 eine Studie erstellt. Hier konnten in Ashulia, Dhaka,
schädliche Chemikalien wie PFOA, DEHP und Arsen in Textilabwässern
gefunden werden, die u.a. zu Hautkrankheiten, Atemwegsproblemen und
gesundheitlichen Komplikationen bei Müttern führen. Die geringe
Sensibilisierung für diese Risiken verschlimmert die Situation enorm,
was die dringende Notwendigkeit strengerer Sicherheitsvorschriften und
eines nachhaltigen Chemikalienmanagements unterstreicht.

Eine ganze Liste gefährlicher Chemikalien

Einige der bei der Herstellung von Textilien verwendeten Chemikalien
können für Mensch und Natur schädlich sein. Diese Stoffe können sich
mit der Zeit anreichern, das Wasser verschmutzen und die Umwelt
nachhaltig schädigen. Siehe Tabelle 1.

Die Abwässer sind eine Katastrophe für die Umwelt

Bei der Nassverarbeitung von Textilien werden viele biologisch nicht
abbaubare und giftige Chemikalien verwendet. Nach der Produktion
bleiben große Mengen ungenutzter Chemikalien und Prozesswasser zurück.
Das beim Färben und Ausrüsten freigesetzte Wasser enthält unfixierte
Farbstoffe, Chemikalien und Hilfsmittel und bildet Textilabwässer mit
organischen und anorganischen Schadstoffen. Biologisch abbaubare
organische Stoffe verbrauchen Sauerstoff, wodurch der Sauerstoffgehalt
im Wasser sinkt und Wasserorganismen geschädigt werden. Schwebstoffe
und eine starke Färbung verringern die Lichtdurchlässigkeit des
Wassers. Damit verschlechtert sich dessen Qualität stark und das Leben
in den Gewässern wird beeinträchtigt. Darüber hinaus wirken bestimmte
Farbstoffe öko-toxisch, z.B. Triphenylmethan-Farbstoffe, verursachen
Phytotoxizität, Zytotoxizität und Tumorbildung bei Fischen. Die in den
Farbstoffen enthaltenen Schwermetalle, darunter Kupfer, Zink, Chrom
und Blei, verunreinigen Wasser und Boden. Diese Schadstoffe können
ganze Ökosysteme stören und langfristige Umweltschäden zur Folge
haben. Hohe Salzkonzentrationen in den Abwässern zersetzen den Boden
und machen ihn für die Landwirtschaft unbrauchbar.(3)

Alternativen statt giftiger Chemikalien

Aufgrund der Kosten und des mangelnden Bewusstseins über die
Folgeschäden sträuben sich die Eigentümer gegen sicherere Alternativen
und setzen weiter gefährliche Chemikalien ein, die Mensch und Umwelt
belasten. Um eine nachhaltige Umstellung zu ermöglichen, sind stärkere
politische Maßnahmen, finanzielle Anreize und
Sensibilisierungsinitiativen erforderlich. Denn Alternativen sind in
jedem Prozessabschnitt verfügbar. Anstelle der gefährlichen und
aggressiven Chemikalien, die herkömmlich verwendet werden, könnten
vielerorts umweltfreundliche, chemische Ersatzstoffe zum Einsatz
kommen. Im Schlichten könnten beispielsweise anstelle der bisherigen
Polyvinylalkohole wasserlösliche Polyvinylalkohole verwendet werden;
natürliche Amylasen können zum Entschlacken genutzt werden; zum Färben
ließen sich verdünnte Färbemittel einsetzen, die weniger belasten.




	
Tabelle 1: Chemikalien, die in der Nassphase genutzt werden             
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Enzyme zur Stärkegewinnung

& polyzyklische Säuren


	
Reizung der Atemwege

und Hautausschläge

 

 





	
Entschlacken

 

 


	
Natriumhydroxid,

Natriumcarbonat, Glycerin,

Ether & Pektin


	
Hautverbrennungen,

Augenschäden und mögliche

allergische Reaktionen





	
Bleichen

 

 

 


	
Hypochlorite,

Halogenkohlenwasserstoffe,

Wasserstoffperoxide,

Essigsäure & Peressigsäure


	
Verätzungen und

langfristige Lungenprobleme

 

 





	
Mercerisieren

 

 


	
Ätznatron, Tenside,

flüssiges Ammonium,

Zinkchlorid


	
Mögliche Langzeitschäden

an Lunge und & Schleimhäuten

 





	
Färben

 

 


	
Formaldehyd, Natriumchlorid,

Schwermetelle, Tenside,

Salze und Silfude


	
Augen- und Organschäden,

erhöhtes Krebsrisiko

 





	
Bedrucken

 


	
Harnstoff, Polyvinylchlorid

& Phthalate


	
Störungen des Hormonsystems,

Reproduktionstoxizität





	
Veredelung

 

 


	
Biozide, PFAS & Paraffine

 

 


	
Störungen des Hormonsystems,

Schädigungen des

Immunsystems, Bioakkumulation







Politische Empfehlungen

Die Textilindustrie in Bangladesch unterliegt einer Reihe von Gesetzen
und Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmerrechte, zur Gewährleistung
der Arbeitssicherheit und zum Schutz der Umwelt vor industriellen
Schadstoffen. Zu den wichtigsten Gesetzen gehört das Gesetz zum Schutz
der Umwelt von 1995 (Bangladesh Environment Conservation Act). Es
regelt die Verwendung von Industrieabfällen und gefährlichen
Chemikalien. Die 1997 eingeführten Leitlinien zum Umweltschutz
(Bangladesh Environment Conservation Rules) enthalten spezifische
Umweltstandards zur Abfallentsorgung und der Verwendung von
Chemikalien. Die Regeln zum Umgang mit gefährlichen Abfällen von 2001
(Hazardous Waste Management Rules), die den Umgang mit gefährlichen
Industrieabfällen festlegen und besonders auf den Textilsektor in
Bangladesch wirkten. Das Arbeitsgesetz von 2006 (Bangladesh Labour
Act) gewährleistet sichere Arbeitsbedingungen sowie Gesundheits- und
Sicherheitsstandards für Arbeiter:innen. Ergänzt durch die
Arbeitsvorschriften von 2015 (Bangladesh Labour Rules) werden
Sicherheitsprotokolle, Arbeitsschutzmaßnahmen und Anforderungen an die
Arbeitgeber festgelegt. Das Gesetz für die Gesundheit und Sicherheit
am Arbeitsplatz von 2013 (Occupational Health and Safety Policy)
zielte auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen. Seit 2021 gibt es
auch ein Internationales Abkommen für Gesundheit und Sicherheit in der
Textil- und Bekleidungsindustrie. Hier wurde ein in Bangladesch
etablierter Standard zur Sicherheit und für starke
Sicherheitsprotokolle in den Fabriken in seinem Geltungsbereich
ausgeweitet und fand weitere Unterzeichner.

Die Abhängigkeit der Textilindustrie von gefährlichen Chemikalien
bedroht die Sicherheit der Arbeiter:innen, ganzer Nachbarschaften und
die Umwelt. Die Einführung umweltfreundlicher Alternativen, strengerer
Vorschriften und finanzieller Anreize ist für die Nachhaltigkeit
unerlässlich. Um den Einsatz schädlicher Chemikalien in der
Textilindustrie Bangladeschs zu reduzieren oder ganz einzustellen,
sollten die politischen Entscheidungsträger:innen die bestehenden
Vorschriften für gefährliche Stoffe streng durchsetzen und
gleichzeitig umweltfreundliche Alternativen fördern. Die Einführung
verbindlicher Richtlinien für das Chemikalienmanagement, Anreize für
nachhaltige Produktionsverfahren und eine verstärkte Überwachung der
Einhaltung können einen branchenweiten Wandel bewirken. Die
Priorisierung der Chemikaliensicherheit gewährleistet die langfristige
Überlebensfähigkeit der Branche und schützt gleichzeitig
Arbeitnehmer:innen und Ökosysteme. Internationale Unternehmen sind
auch dafür verantwortlich, sichere, gesunde und umweltfreundliche
Produktionsbedingungen zu gewährleisten.

Darüber hinaus können Programme zum Kapazitätsaufbau und 
Skill-Sharing, die Schulung von Arbeiter:innen und die Zusammenarbeit 
mit globalen Nachhaltigkeitsinitiativen das Bewusstsein und die 
Akzeptanz von sichereren Chemikalien verbessern.

Siddika Sultana Direktorin von ESDO, Vizepräsidentin für Asien in
der World Alliance for Mercury-Free Dentistry und Direktorin des Asian
Center for Environmental Health.

Übersetzt aus dem Englischen von Tom Kurz.




Anmerkungen:

(1) Saxena, S., Raja, A. S. M., & Arputharaj, A. (2016). Challenges in
sustainable wet processing of textiles. In Textiles and clothing
sustainability: sustainable textile chemical processes (pp. 43-79).
Singapore: Springer Singapore.

(2) https://femnet.de/fuer-frauenrechte/unsere-themen/unternehmensverantwortung-csr-lieferkettengesetz/multi-akteurspartnerschaft-in-bangladesch.html

(3) Madhav, S., Ahamad, A., Singh, P., & Mishra, P. K. (2018). A
review of the textile industry: Wet processing, environmental impacts,
and effluent treatment methods. Environmental Quality Management,
27(3), 31-41.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
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MELDUNG/732: Karlsruhe - Polizei braucht Durchsuchungsbeschluss für Abschiebung aus dem Schlafzimmer (Pro Asyl)

Pro Asyl - Presseerklärung vom 20. November 2025

Karlsruhe stoppt verfassungswidrige Praxis: 

Polizei braucht Durchsuchungsbeschluss für Abschiebung aus dem
Schlafzimmer 



20. November 2025, Berlin/Karlsruhe - Der Schutz der Wohnung gilt auch in
Unterkünften für Geflüchtete. Wenn die Polizei für eine Abschiebung ohne
Durchsuchungsbeschluss in die Wohnung eines Geflüchteten eindringt, ist das
verfassungswidrig. Das hat das Bundesverfassungsgericht in einem heute
bekannt gegebenen Beschluss zur Verfassungsbeschwerde von PRO ASYL und der
Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) klargestellt.

2019 drangen Polizeibeamt*innen mit einem Rammbock in das Zimmer des
guineischen Beschwerdeführers in einem Berliner Übergangswohnheim ein, um
ihn abzuschieben. Eine richterliche Anordnung hatten die Beamt*innen nicht.
Das Bundesverfassungsgericht hat mit heute veröffentlichtem Beschluss
entschieden, dass grundsätzlich eine Durchsuchung vorliegt, wenn eine
Person zum Zwecke der Abschiebung in ihrem Zimmer in einer Unterkunft
aufgesucht wird.

"Abschiebungen sind kein Freibrief und Schlafzimmer von Geflüchteten keine
rechtsfreie Zone, sondern als einziger und elementarer Rückzugsraum
grundrechtlich besonders geschützt. Wenn die Polizei hier eindringen will,
braucht sie einen richterlichen Durchsuchungsbeschluss. - Was
selbstverständlich sein müsste, hat Karlsruhe heute klargestellt und damit
der aktuellen Abschiebepraxis der Polizei eine klare Absage erteilt", sagt
Sarah Lincoln, Rechtsanwältin und Juristin bei der GFF.

Bundesverfassungsgericht: Richtervorbehalt darf nicht unterlaufen
werden 

Das Bundesverfassungsgericht korrigiert mit diesem Beschluss die
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und stellt klar: Um ein
Betreten als Durchsuchung zu qualifizieren, muss sich die gesuchte Person
nicht innerhalb der Wohnung verstecken. Das würde zu zufälligen Ergebnissen
führen und den präventiven Zweck des Richtervorbehalts unterlaufen.

"Geflüchtete Menschen haben Grundrechte, die nicht einfach ignoriert werden
können, nur weil es um eine Abschiebung geht. Das heutige Urteil des
Bundesverfassungsgerichts ist in Zeiten, in denen die Rechte geflüchteter
Menschen immer weiter in Frage gestellt werden, ein wichtiger Denkzettel
für die Regierung, in ihrer Migrationspolitik Grund- und Menschenrechte zu
achten", betont Wiebke Judith, rechtspolitische Sprecherin von PRO ASYL.

Durchsuchungsbeschluss für Abschiebung aus Zimmer in
Geflüchtetenunterkunft erforderlich

Mit der 2019 eingeführten Regelung in Paragraf 58 Absatz 5
Aufenthaltsgesetz hatte die damalige Bundesregierung versucht, die
grundrechtlichen Anforderungen an den Schutz der Wohnung zu unterlaufen:
Die Regelung sah vor, dass die Polizei die Zimmer betreten darf, um eine
Person abzuschieben, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen zu schließen ist,
dass sich die Person aktuell in der Wohnung aufhält. Ein
Durchsuchungsbeschluss war danach nicht notwendig.

"Karlsruhe stellt nun klar, dass ein Durchsuchungsbeschluss erforderlich
ist, solange die Polizei vor Beginn der Maßnahme keine sichere Kenntnis
darüber hat, dass und wo sich die Person konkret im Raum befindet. Für die
2019 eingeführte Regelung in § 58 Abs. 5 AufenthG bleibt damit
nahezu kein Anwendungsbereich mehr", so Christoph Tometten, Rechtsanwalt
des Beschwerdeführers.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg vom 27. Februar 2024 aufgehoben
und die Sache zur erneuten Entscheidung an das Gericht zurückverwiesen.


Die Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts finden Sie unter:

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/bvg25-106.html

Weitere Informationen zum Verfahren finden Sie unter:

https://freiheitsrechte.org/schutz-wohnung-gefluechtete

 * 
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Pro Asyl - Presseerklärung vom 20. November 2025
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Es hat eine eigene Bewandtnis mit dem, was im Schach gewöhnlich
Theorie genannt wird. Letzten Endes folgt sie von Beginn an der
Praxis der Meister. Ausgehend von den Eröffnungen hatten Theoretiker,
die sich als solche verstanden und dem Schachspiel einen Leitfaden
geben wollten, strategisch wertvolle Turnierpartien zu einem
systematischen Bau oder Grundplan verdichtet. Allen voran hatten
dabei Jean Dufresne und Max Euwe mit ihren Lehrbüchern
verdienstvollen Anteil an der Entwicklung der Schachtheorie.

Eine Eröffnung gliedert sich in Varianten, wobei die populärste als
Hauptvariante bezeichnet wird. Die Ideen und Motive der
Eröffnungsbehandlung stammen jedoch aus der Turnierpraxis. Die
Partien der Meister geben die Richtung vor, in die sich die Theorie
seit ihren Anfängen bewegt. Dieser Punkt ist wichtig zu verstehen.
Theoretiker analysieren Meisterpartien nach ihrem Wert für eine
bestimmte Eröffnung und schaffen im Wesentlichen eine
Systematisierung.

Als Turnierschach Profikarrieren begründete und Verlage mit der
steigenden Popularität des Schachspiels einen Markt entdeckten,
kurbelten in der ersten Zeit insbesondere Theoriebücher den Absatz
an, was sich bis heute hält. An der grundlegenden Struktur dieser
Werke hat sich kaum etwas geändert. Der Novize erlernt das Schach
anhand der zur Theorie destillierten und aufbereiteten Duelle der
Meister am Brett. Ziel hierbei ist, dass sich der Gedanke durch
Nachahmung überträgt und inspirierend fortwirkt. Dies ist der
klassische Weg zur Erlangung von Fähigkeiten im Schach.

Karsten Müller, der Hamburger Großmeister und anerkannte Kenner der
Endspielkunst, hat sich seit 2023 auch der Eröffnungstheorie und hier
besonders den Übergängen ins gestaltende Mittelspiel zugewandt und
inzwischen fünf Bücher zum Thema verfasst, die einer anderen Spur und
Vermittlung von Wissen folgen. In seiner Reihe Effektives
Mittelspieltraining geht er davon aus, dass allein auf der Basis des
Kopierens von Großmeisterpartien, indem der Lernende ihren Schritten
folgt, ein essentielles Moment verlorengeht.

Sein moderner Ansatz beruht weniger auf dem Auswendiglernen einzelner
Züge als vielmehr darauf, Aufgaben mit typischen Stellungsbildern der
besagten Eröffnung zu präsentieren, die der Leser zunächst einmal auf
eine konkrete taktische bzw. strategische Frage hin untersucht und
analysiert, um dann im Lösungsteil mit der ganzen gespielten Partie
konfrontiert zu werden. Hier soll er intuitiv auf der Grundlage
seiner eigenen Gedanken zum Stellungsproblem die spezifischen
Leitmotive einer Eröffnung und ihrer angewandten Mittelspielstrategie
kennenlernen.

Karsten Müller erwähnt im Vorwort, explizit auf sein Anliegen
kommend, dass Strategiebücher zum Mittelspiel ein breites Spektrum
abdecken, das jedoch nicht für jeden Leser geeignet ist. So macht es
wenig Sinn, dass Themenfelder wie Isolani, Hängebauern und
Minoritätsangriff, die bei Eröffnungen mit 1.d2-d4 zum strategischen
Handwerkszeug gehören, einem Spieler nähergebracht werden, der in der
Regel mit 1.e2-e4 eröffnet. Der Autor widmet sich in seinem Lehrbuch
zum Mittelspiel daher ausdrücklich jenen strategischen Positionen,
die für eine bestimmte Eröffnung typisch und direkt anwendbar sind.
Nach der Abtauschvariante im Damengambit, dem Königsgambit,
Französisch und Spanisch beschäftigt sich sein neuestes Buch aus
dieser Reihe mit der Orthodoxen Variante im Damengambit.

Sein Vorgehen, mehr als hundert Übungsaufgaben zunächst kommentarlos
an den Anfang zu setzen, um sie später im Buch auf ihre strategischen
Inhalte hin zu erläutern, hat den unschätzbaren Vorteil, dass der
Leser so motiviert wird, sich seine eigenen Überlegungen zu machen,
quasi mit den strategischen Stellungen jener Eröffnung vertraut zu
werden, um dann didaktisch zu erfahren, wie die Meister tatsächlich
fortgesetzt hatten. Dies erleichtert die Korrektur der eigenen
gebrochenen Ansätze, die gleichzeitig unerlässlich sind für ein
effektives Lernen.

Das Studieren von Bauernstruktur und Figurenspiel, ohne die keine
Strategie auskommt, wird dem Leser auf diesem Wege gezielt
nähergebracht, ohne dass er sich mit Nebensächlichkeiten, die seinem
spielerischen Profil nicht entsprechen, im wahrsten Sinne des Wortes
herumquälen muss.

Sicherlich, dieser Weg des Lernens ist steiniger, er verlangt dem
Schachadepten Konzentration, Mühe und Schweißtropfen ab, verhilft aber
auch zu einer umfassenden Sicht auf die Strategiefelder, die für eine
ausgewählte Eröffnung typisch sind. Karsten Müllers Engagement zur
Verbreitung seines Lernansatzes kommt all jenen Schachinteressierten
zugute, die sich seit langem ein Strategiebuch wünschen, das primär
auf ihre Eröffnungsvorlieben zugeschnitten ist.

7. November 2025
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Weltmeisterschaften im Schach waren von Beginn an prägende
Meilensteine der besonderen Art. Nicht nur wurde ein neuer Champion
gekürt oder der Regent im Amt bestätigt, seit jeher wohnte diesen
Duellen am Brett eine bedeutsame Signalwirkung für die Zukunft inne.
Oft und tiefgreifend wurde dabei die Theorie bereichert und somit die
Spielpraxis auf einen neuen Stand gebracht. Über mühsame Monate
hatten die beiden Akteure, die um die Krone kämpften, sich auf die
Begegnung vorbereitet, allein oder mit ihrem Sekundantenstab, hatten
Neuerungen ausgefeilt und die Partien des Gegners durch die
Röntgenstrahlen der Analyse gejagt.

Vor der Zeit der WM-Kämpfe hatte ein Match zweier Schachmeister nie so
viel Aufmerksamkeit erregt und für die gesamte Schachgemeinschaft
inspiratorisch bewegt. Die WM-Partien bildeten das Schwungrad für die
Entwicklung aller Anhänger und Freunde der Schachkunst, die aus den
kreativen Ideen und innovativen strategischen Höhepunkten ihr eigenes
Spiel gestalterisch überdachten.

Bücher über die Weltmeisterschaften erzählen nicht nur eine
Geschichte von Rivalität und Ansporn und geben weit mehr wieder als
einen im Kontext der Ereignisse gefärbten Zeitkolorit. Ulrich
Geilmann hat sich in der Vergangenheit durch honorable Werke einen
Ruf als gewissenhafter Autor der Schachhistorie erworben. Mit
"Goldene Partien" widmete er sich nun der edlen Aufgabe, Laien- und
Hobbyspielern einen Überblick über die kritischen und entscheidenden
Momente der Weltmeisterschaften zu verschaffen und dabei die Rolle
dieser Begegnungen für die Schachwelt im Besonderen und Allgemeinen
darzustellen, so dass am Ende der Zeitreise mehr herauskommt als der
Genuß einer exzellenten Partienanalyse.

Zweikämpfe unter Meistern hatte es schon lange vor dem ersten
WM-Duell 1886 in New York, St. Louis und New Orleans gegeben, als
sich Wilhelm Steinitz und Johannes Zukertort um den Ruhm, als bester
Schachspieler der Welt anerkannt zu werden, in die direkte
Konfrontation begaben. Doch erst mit Steinitz betrat ein offizieller
Titelträger die Bühne der 64 Felder.

Ausgefochten wurde in einer WM nicht nur die Spielstärke und
Kreativität, nicht selten ging es dabei auch um Fragen der
evolutionären Entwicklung des Schachspiels, ob diese oder jene
Strategie in der Auffassung von der Kräftedynamik der Figuren den
Vorrang erhielt vor anderen nicht weniger wertvollen Gedanken zum
Spiel.

Weltmeister sind und waren immer auch Vorbilder für den Kurs der
Schachjünger gewesen. Geilmann nahm die schachhistorischen Kämpfe um
die Krone von 1886 bis 2024 mit großer Sorgfalt in den Fokus seiner
Recherche und Analyse. Den einzelnen Protagonisten stiftete er einen
erhellenden Begleittext, um dem Leser die Bedeutung der Ereignisse
für die damalige Zeit näherzubringen.

Die Wahl der im Buch dokumentierten WM-Partien folgte dem sichtbaren
Vorsatz, widerspiegeln zu lassen, welcher Meister zuletzt das Rennen
machte und welche spielerischen Schwächen die Niederlage des anderen
begründeten. Die Analyse der Züge verliert sich nicht ins Uferlose,
sondern legt den Finger auf die kritischen Wendepunkte und Brüche, was
die Nachvollziehbarkeit für den Leser enorm erleichtert.

Dankenswerterweise hat der Autor bei Geistesduellen wie beispielsweise
dem zwischen Emanuel Lasker und Carl Schlechter 1910 nicht darauf
verzichtet, tiefer in die Analyse zu dringen, um dem divergierenden
Spielcharakter der Akteure gerecht zu werden. Bei der hohen Anzahl der
WM-Kämpfe auf dem Brett blieb für die Dokumentation nur ein geringer
Raum, so dass sich Geilmann auf jeweils eine Partie aus den
Zweikämpfen beschränkte, eben jene Goldenen Partien mit
schachtheoretischer Relevanz oder schlicht aus dem Grund, weil sie im
Kern strategisch hervorragend waren.

Geilmann liefert einen Streifzug durch die WM-Geschichte, auf
essentielle Momente heruntergekürzt, und in dieser Chronologie glänzt
er mit empfindsamer Feder. Da ist kein Platz für Häme, ob der
Weltmeister seinen Titel vor den Augen der Welt verdient hat, auch
bedient er mit schmunzelndem Seitenblick nicht die zeitgenössischen
Gerüchteküchen. Allein auf die Ahnenreihe der Weltmeister kam es ihm
an, dokumentarisch wiedergegeben in einem Werk, das mit viel Liebe
und Respekt geschrieben wurde.

Geilmann versteht sich nicht als Schachhistoriker im engeren Sinne,
der um Fragen der Authentizität ringt. Ihm ging es vor allem darum,
aus dem Schatz der Weltmeisterschaften jene Goldenen Partien
herauszufiltern, die aus dem Stoffe sind, ein Schachpublikum in
Begeisterung zu versetzen und nebenbei und nicht unwesentlich auf die
Errungenschaften der Titelträger auf dem Brett aufmerksam zu machen,
als sie um des Schachspiels willen ihr Bestes gaben und so die
Erinnerung an ein historisches Ereignis vergoldeten.
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Nach dem Auftaktband zur Einführung in die Englische Eröffnung [1]
widmete sich das Autorengespann Jerzy Konikowski und Uwe Bekemann im
Folgebuch den Systemen nach 1.c4 e5. Wieder einmal stand die
Lektüre unter dem Leitfaden lesen - verstehen - spielen. Statt wie
typisch in Eröffnungsbüchern eine Variante nach der anderen
abzuspulen, konzentrierten sich die Autoren auf die Darstellung der
Ideen und Pläne, um solchergestalt dem Leser ein tieferes Verständnis
von den strategischen Inhalten zu vermitteln, die in der Englischen
Eröffnung ein spezifisches Muster aufweisen und keineswegs in
routinierten Bahnen, wie man es von den offenen Spielen her kennt,
verlaufen.

Englisch ist ein seltener Gast auf den Turnieren und doch eine
hervorragende Überraschungswaffe gegen starke Gegner. Die feine
Balance zwischen klug eingestimmter Strategie und taktisch
versteckten Motiven im Hintergrund macht die Englische Eröffnung zu
einem geeigneten Instrument in den Händen eines weniger in
herkömmlichen Systemen geübten Turnierspielers. Englisch verlangt
viel Geduld ab, die Pläne liegen nicht offen zutage und erfordern
eine genaue Kenntnis von den strategischen Zielsetzungen.

Hierin besticht das Buch, weil der Schwerpunkt nicht auf
Variantenwissen gelegt ist, sondern auf das Aufspüren der latenten
Potentiale und die Beherrschung der Felder entlang der figürlichen
Aufstellungen. Im Vorwort heißt es zu Recht, dass sich die Englische
Eröffnung durch Flexibilität auszeichnet, so dass das Augenmerk der
Autoren auf Standardideen ausgerichtet ist, auf die je nach Situation
zurückgegriffen werden kann.

In der Einführung wird Wert darauf gelegt, die englischen Motive von
beiden Seiten aus zu beleuchten, da die Wahl der Eröffnungszüge
hier - größer und strategisch weitreichender als in anderen
Systemen - ein breites Spektrum an begehbaren Richtungen anbietet.
Dieses systematisch vor Augen geführt zu bekommen, hilft dem Leser,
seine eigene der Erfahrung und Neigung angemessene Spielweise zu
finden.

Es ist auch der wesentliche Trumpf in der Englischen Eröffnung,
dass sie innerhalb der ersten fünf Züge zahlreiche Nebenwege und
Alternativen zur Entwicklung der Kräfte aufweist, was eine
Vorbereitung des Gegners auf diese Eröffnung ungemein erschwert. Eine
kleine Abweichung in der Zugfolge kann zu speziellen Wegen ins
Mittelspiel führen, auf die sich einzustellen dem Gegner nicht
leichtfällt.

Englisch ist für all jene interessant, die ihr Gedächtnis nicht mit
tausend Varianten belasten wollen, in denen Fehlgriffe an jeder Ecke
lauern. Der Kreativität sind im englischen System gleichwohl weitaus
mehr Möglichkeiten als sonstwo geboten, da sich die Felderstrategie
bequem auf die Vielzahl der Haupt- und Seitenwege anwenden lässt.

Die Aufarbeitung all dieser Möglichkeiten wurde von den Verfassern
leicht verständlich vorgenommen und - ein Glücksfall in der
Eröffungsliteratur - wortreich untermauert und durch Querverweise
verstärkt. Der Leser lernt durch die Kommentierung und Führung des
Autorenduos die Grundstrategien der Englischen Eröffnung, als hätte
er einen Reisebericht vor Augen.

Das Werk bietet zudem zahlreiche neue Ideen und Empfehlungen an, die
auszuprobieren mit Momenten unterhaltsamer und spannender Forschung
beschenkt wird. Lobenswert ist auch eine Zusammenfassung im Anschluss
an die erläuterten Varianten, wodurch die einzelnen Wesensmerkmale
der strategischen Linien nochmals hervorgehoben werden.

Ein gelungenes Werk hinsichtlich des Anspruchs, eine Eröffnung aus
einem anderen Blickwinkel kennenzulernen, ohne auf die Konvention der
Gedächtnisübung angewiesen zu sein, und sich Eröffnungswissen einmal
durch das Verständnis der dahinterstehenden Strategien anzueignen.

7. November 2025



[1] Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:
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SCHACH-SPHINX/07372: Wundmale der Vergesslichkeit (SB)



Fehlgriffe kommen auf dem Brett immer wieder vor, sei es, dass eine
Kombination nicht stichhaltig war oder schlicht ein Loch enthielt und
sich so als Rohrkrepierer erwies. Natürlich gibt es auch die Fälle,
wo eine bedrohte Figur nicht geschützt wurde bzw. ein Stein auf ein
Feld sprang, das sie nicht hätte betreten dürfen. Praktisch bedeutet
dies die Niederlage.

Wesley So, der seit langem zu den besten Spielern der Welt gehört,
hat einmal erklärt, dass Gott ihn die Partien gewinnen, aber manchmal
auch verlieren ließe. Gott ist freilich keine Entschuldigung für die
eigene Unzulänglichkeit oder die Schwachheit eines Augenblicks.

Nun kommt es allerdings zuweilen vor, dass ein Spieler den richtigen
Zug im Geiste findet, seine Hand greift über das Feld, aber seine
Finger berühren eine andere Figur, führen einen Zug aus, der
vollständig verkehrt ist, zu Materialverlust führt oder im Matt
endet. Hinterher kann man sich nicht erklären, welcher Teufel einen
geritten bzw. das Blackout verursacht hatte.

Wie kann es sein, dass ein Mensch wider besseren Wissens den falschen
Zug ausführt? Eine masochistische Anwandlung? Plötzliche Leere im
Kopf? Psychologen mögen eine Antwort wissen, und dennoch ist es
schwer zu verstehen, welche Gehirnwindung in dem Moment blockiert
hatte. Es ist, als ob die Hand, Dienstleister des Verstandes,
schlichtweg rebelliert und partout nicht tun will, was ihr befohlen
wurde.

Die Psyche ist ein komplexes Ding, Entscheidungen ringen dort
miteinander, aber ein Faktor bleibt immer unberücksichtigt: das
Vergessen. Zwischen zwei Augenblicken, wenn der Geist sich entspannt
zur Ruhe legt, vergisst der Mensch, was er eben gedacht hat. Und diese
Vergesslichkeit fürchtet ein Schachspieler mehr als alles andere, dann
ist ihm, als ob seine Finger nicht mehr seinem Verstand gehorchen.

Wer kennt es nicht, dass man im Bruchteil einer Sekunde alles um sich
herum vergisst, und womöglich ist das Vergessen ein essentieller Teil
eines Gedankens. Der russische Meister Barejew könnte ein Lied davon
singen, denn im heutigen Rätsel der Sphinx gegen Judit Polgar zog er
nun 1...Sb6-d5??, und das Vergessen hüllte sich in Schweigen,
Wanderer.
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J.Polgar - Barejew

Moskau 1996


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Während der Tscheche Oral bei 17...La6xf1 nur 18.Kg1xf1 im Auge
hatte, überraschte Gleizerew stattdessen mit 18.Dd1-f3! Lg7-f6
19.Df3xc6 Da5-d8 20.Sc3-d5 Ke8-f8 und erst jetzt zog er 21.Kg1xf1.
Oral gab angesichts seiner zerrütteten Stellung auf. So wäre auf
21...Sd7-b8 22.Le3-h6+ Lf6-g7 23.Dc6-c8 Dd8xc8 24.Tc1xc8# Matt
gefolgt.

28. November 2025
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SCHACH-SPHINX/07371: Ein Schimpf machte seine Runde (SB)

Mit dem Schimpf "Nivellierungskünstler" hatte Aaron Nimzowitsch einst
Siegbert Tarrasch attackiert, weil dessen Prinzipientreue und der
Glaube an Regeln und Routinen auf dem Brett den innovativen Charakter
des Schachspiels schaden und im Formalismus ersticken würde.
Tatsächlich war Nimzowitsch ein Freidenker im Schach, Feind jeder
Grenze und ein Erneuerer des schachlichen Gedankens. Wie verdross es
ihn, dass Tarrasch mit seiner Sicht aufs Schach ein Flickwerk
propagierte, nicht aber das Ganze sah, die Fülle an Möglichkeiten und
neuen Denkansätzen negierte. Insbesondere verärgerte Nimzowitsch,
dass Tarrasch Elemente der Analyse wie "schwacher Bauer" und
"Angriffsmarke" zum wegweisenden Moment erhob, nicht aber gewillt
war zu hinterfragen, was zur Konvention verhärtet war. Tarrasch
hatte viele Kritiker, die seiner Dogmatik abschworen und die
Unbedingtheit seines Urteils anzweifelten. Von Savielly Tartakower
ist der Satz überliefert: "Man kann alles zu einer Schwäche
stempeln." Damit griff er Tarraschs übertriebene Auffassung polemisch
an, dass bereits bestimmte Eröffnungszüge fehlerhaft seien und
gewisse Bauernformationen den Keim der Niederlage in sich trügen.
Sicherlich war Tarrasch allzu besessen davon, das Schach in feste
Ketten und Gesetze zu schmieden, vielleicht war er auch zu verbohrt
in seinen Überzeugungen, aber er war gewiss keiner, der das Schach
nicht inniglich geliebt hat. Wer nach der Wahrheit ruft, verliert
sich darin, und davor war weder Tarrasch noch seine Kritikerschar
gefeit. Im heutigen Rätsel der Sphinx glaubte der Tscheche Oral an
den rechtmäßigen Qualitätsgewinn mit 17...La6xf1 so lange, bis ihm die
Quittung serviert wurde, Wanderer.
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Gleizerow - Oral

Leeuwarden 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Die chilenische Meisterin Giovanna Arbunic erkannte nach 56.Kd5-d6?
zu spät, dass ihre Gegenspielerin nun mit 56...b6- b5! 57.Kd6-d5
b5xa4 58.Kd5-e4 Kb7-c6 59.Ke4-f3 a4-a3 60.Lh2-e5 Kc6-d7 61.Kf3-g3
Kd7-e6 62.Le5-g7 das Remis sicher hatte, weil der letzte weiße Bauer
verlorengeht. Auch 57.Kd6xc5 b5xc4 reicht nicht, denn mit dem
schwarzfeldrigen Läufer und dem weißfeldrigen Umwandlungsfeld auf a8
ließe sich der schwarze König von dort nicht mehr vertreiben.

28. November 2025
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SCHACH-SPHINX/07370: Dynamische Vieldeutigkeit (SB)

Es hat sich eingebürgert, im Schach ein dynamisches Spiel zu sehen.
Was aber bedeutet dieser ominöse Begriff, wenn die Züge auf dem Brett
statisch sind und die Stellungen stillstehen? Dynamik, verstanden
als eine Kraft, die ruht und nicht ausgeübt wird, aber in Zukunft zum
Ausbruch kommen könnte, meint so etwas wie Fähigkeit bzw.
Möglichkeit, schlicht ein Potential, das verborgen im Dunkel zwischen
den Figuren seiner Entdeckung harrt und vor allem in unausgewogenen
Positionen latent vorhanden ist. Und wer wollte nicht ein dynamischer
Spieler sein und kein langweiliger Steineverrücker. Gibt es
dynamische Eröffnungen und ruhige Varianten ohne Funken? Wenn der
Begriff Dynamik nur nicht so sperrig wäre! So aber findet sich der
Spieler mitten in einem Wald voller Eventualitäten wieder, von denen
er nicht weiß, wohin sie führen. Daher bleibt die Dynamik unterm
Strich ein Versprechen, dass sich mit den Gedanken auch unser
Verstand bewegen möge. Im heutigen Rätsel der Sphinx zwischen
Giovanna Arbunic und Elena Fatalibekowa stand Schwarz total auf
Verlust. Die Chilenin hätte leicht mit 56.Lh2-g3 Kb7-a7 57.Kd5-c6
Ka7-a6 58.Lg3-b8 oder 56...Kb7-a6 57.Kd5-c6 Ka6-a7 58.Kc6-c7 Ka7-a6
59.Kc7-b8 den Sieg nach Hause bringen können, was nicht geschah.
Stattdessen spielte sie 56.Kd5-d6??, worauf ihre Kontrahentin sich
sehenswert ins Remis rettete, Wanderer.
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Arbunic - Fatalibekowa

Bad Kissingen 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Kopylow haderte mit seinem Verstand, denn nach 1...Td8-d3!! ließ sich
das Matt nicht mehr verhindern. Es drohten 2...Td3-c3# und
2...Sb5xa3#, und auf seinen letzten Zug 2.Sf4xd3 folgte 2...Lf5-e6#.

28. November 2025
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SCHACH-SPHINX/07369: Gottloses Treiben (SB)

Ist Schach ein säkulares Spiel, ausgetragen auf einem gottlosen
Brett, allein überlassen der menschlichen Vernunft? Dass Gott laut
Friedrich Nietzsche tot sei, mag dem Verstand des Philosophen
geschmeichelt haben, aber zumindest räumte er ein, dass es ihn einmal
gegeben habe. Auch das Säkulare hat seine Hintertür. Nun ist sattsam
bekannt, dass die Kirche viele Jahrhunderte lang gegen das
Schachspiel gewettert hat, vor allem gegen die Neigung der
Klosterbrüder, sich am Brett zu erfreuen, statt Gott durch Gebete,
Fasten und Gedanken näherzukommen. Ist Schach deswegen ein gottloses
Spiel? Viele Meister sind gläubig, wenn auch nicht streng religiös,
und man muss Gott keinen Bauern vorgeben wie einst der verwirrte
Wilhelm Steinitz, um sich wenigstens um seine Seele zu sorgen. Auf
dem Brett regieren die Varianten und Intellekt und Kreativität stehen
dem Menschen zur Seite. Und Gott? Ach, Herr im Himmel, warum hast du
mich verlassen, mag mancher klagen, wenn sein Spiel dem Abgrund
entgegengeht und er sich Rettung erbittet durch einen göttlichen
Wink. Das Säkulare ist ein Trend, eine Übereinkunft unter Diplomaten,
die genau wissen, dass sich zur Gottlosigkeit zu bekennen nur dem
Scheine nach einen Bruch mit dem Alten bedeutet. Auf dem Brett ringt
der Mensch mit seinen Unzulänglichkeiten, eben weil ihn Gott unfertig
erschuf. Im heutigen Rätsel der Sphinx ließ Kopylow der Glaube an
seine Vernunft im Stich, denn ihn trennten noch zwei Züge vom Matt
seines weißen Königs, Wanderer.
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Kopylow - Karlson

Irkutsk 1961


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Grümings Schock war gewaltig, denn nach 1.Tc3-c7? wurde er durch
1...Td5-c5!! von allen Hoffnungen auf Rettung kuriert.

28. November 2025
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KOMMENTAR/300: Heim in die Kriegstüchtigkeit ... (SB)

"Die charakterliche und physische Erziehung durch Bewegung, Spiel und
Sport ist in diesem Sinn auch Teil der Erziehung zur 'Kriegstüchtigkeit' in
einem freiheitlichen Gemeinwesen." [1]

(Prof. Michael Krüger, emeritierter Sportwissenschaftler und -historiker)




Spätestens seit dem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg der
NATO-Staaten auf Jugoslawien (1999), der NATO-Osterweiterung
(1999/2004), der Veröffentlichung des Wiedererstarkungspapiers "Neue
Macht - neue Verantwortung" (2013) und dem geopolitischen
Stellvertreterkrieg gegen Russland in der Ukraine (2014/2022) gibt es
keinen Zweifel mehr, dass sich Deutschland wieder auf Kriegspfaden
befindet. Die "Enttabuisierung des Militärischen", wie sie
Altbundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) einst forderte und wie sie
von seinem späteren Nachfolger Olaf Scholz (SPD) in Gestalt
der "Zeitenwende" umgesetzt wurde, bricht sich immer mehr
Bahn. Als hätte man aus den schmerzlichen Erfahrungen früherer
nationaler Mobilisierungen für Krieg und Hochrüstung nichts gelernt,
feiern Massen- und Militärpropaganda wieder fröhliche Urständ in den
Medien, während Friedensproteste, die sich gegen die
"Stärke"-Ideologie der Zeitgeistwende richten, als Feind-Propaganda
und Verbreitung von Putin-Narrativen verspottet und niedergemacht
werden.

"Wir müssen kriegstüchtig werden - wir müssen wehrhaft sein und die
Bundeswehr und die Gesellschaft dafür aufstellen", sprach
Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD) vor zwei Jahren in die
laufenden Kameras. [2] Die Militarisierung der Gesellschaft wird
inzwischen an allen Fronten vorangetrieben, um dem erklärten Ziel, bis
2029 kriegstüchtig zu werden, weil "der Russe" angeblich jederzeit
angreifen könnte, näherzukommen. Nach dem Motto "wir liefern die
Waffen, ihr liefert die Leichen" wird die Ukraine nicht nur zum
Unsummen verschlingenden Entwicklungs- und Erprobungsfeld für neue
Menschentötungstechnologien, sondern auch zum Motor
innergesellschaftlicher Wandlungsprozesse instrumentalisiert. So gut
wie kein Subsystem bleibt von der kriegstüchtigen Mobilmachung
ausgespart, auch der organisierte, scheinautonome Sport nicht, der
sich in der Vergangenheit politisch immer willfährig verhalten hat,
was sich schon daraus erklärt, dass er von staatlichen
Fördermittelzuwendungen abhängig ist.

Nach dem 2. Weltkrieg gab es unter liberalen und linken
Wissenschaftlern und Pädagogen, aber auch Politikern,
Sportjournalisten und Funktionären, die sich gegen die althergebrachte
Tradition abzugrenzen suchten, wonach Sport und Soldatentum nur
zusammenzudenken seien, einmal eine deutliche Abneigung,
"Leibesübungen als eine Art von Erziehung zu seelischer und
körperlicher Militärtauglichkeit zu betrachten" (Carlo Schmid,
SPD-Politiker, Jurist und Verfassungsvater). Das war beileibe keine
Selbstverständlichkeit. Glühende Militaristen und Nationalisten wie
der Sportfunktionär Carl Diem (1882-1962), der dem Sport in vier
Gesellschaftsformen diente, das Deutsche Sportabzeichen erfand,
Mitorganisator der Olympischen Spiele von Berlin 1936 war und
maßgeblich zum Aufbau der Deutschen Sporthochschule Köln beitrug,
hatten nie ein Hehl aus ihrer kriegstüchtigen Einstellung gemacht.
"Der Sport, so formulierte Diem, sei 'Büchsenspanner' des Soldaten,
und der Krieg sei 'der vornehmste, ursprünglichste Sport', 'der Sport
par excellence'. Sport und Olympische Spiele, folgerte Diem, lehrten
den 'Geist des Angriffs und der blitzschnellen Entschlusskraft'. Und:
'Der gute Kämpfer greift an und bricht jeden Widerstand.'" [3]

Inzwischen geht es wieder um die Körper, Herzen und Hirne der jungen
Menschen für den Kriegsfall. Vergangenes Jahr buchstabierte der
emeritierte Sportwissenschaftler Michael Krüger im offiziellen Organ
des Deutschen Sportlehrerverbandes (DSLV) aus, was Boris Pistorius
zwar nicht explizit ausgesprochen hat, aber auf der Hand liegt.
"Kriegstüchtig" bedeute nicht nur, so Krüger, "dass das Kriegsgerät
funktioniert und in ausreichender Zahl Waffen und Munition zur
Verfügung steht, sondern es geht auch um die Menschen, die bereit und
in der Lage sind, einen Krieg zu führen, die Waffen zu bedienen und
die physischen und psychischen Strapazen sowie Entbehrungen eines
Krieges auf sich zu nehmen, wie es die ukrainischen und russischen
Soldaten tun". Ohne Position gegen die aktuelle Kriegspolitik der
Bundesregierung zu beziehen, führte Krüger weiter aus: "Eine
freiheitliche Gesellschaft in einem demokratischen Staat braucht
deshalb Bürger*innen, die sowohl seelisch als auch körperlich in der
Lage sind, dies [die Würde des Menschen erkämpfen und verteidigen -
Anm. d. Red.] zu tun. Die charakterliche und physische Erziehung
durch Bewegung, Spiel und Sport ist in diesem Sinn auch Teil der
Erziehung zur 'Kriegstüchtigkeit' in einem freiheitlichen
Gemeinwesen." [siehe 1]

Als die politische Parole noch lautete, "Deutschlands Sicherheit wird
auch am Hindukusch verteidigt" (Verteidigungsminister Peter Struck,
2002), um die Notwendigkeit des deutschen Militäreinsatzes in
Afghanistan zu begründen, schien die vermeintliche "Bedrohung" noch
weit entfernt. Der Deutsche Olympische Sport-Bund (DOSB), der zusammen
mit dem Deutschen Fußball-Bund (DFB) und finanziert vom Auswärtigen
Amt Fußball-Projekte in Afghanistan initiierte, konstatierte damals
in seiner Presse: "Fussball bedeutet Ablenkung von Sorgen, Bomben und
Raketen". [4]

Die beispiellose, Millionen an Steuergeldern verpulvernde Kampagne
der Konkurrenzbewerber München, Berlin, Hamburg und Rheinregion für
die Olympischen und Paralympischen Spiele 2036, 2040 oder 2044 zeugt
davon, dass "Ablenkung" auch weiterhin ein großes Thema der aktuellen
Kriegspolitik ist, und sei es mit Hilfe eines sich über Jahre
hinziehenden Wettbewerberstreits, der die öffentliche Aufmerksamkeit
bindet.

Doch es gab während des Afghanistankrieges auch kritische Stimmen,
die vor der Instrumentalisierung des Sports für kriegerische Zwecke
warnten. So hatte der Sporthistoriker Prof. Dr. Helmuth Westphal
(Potsdam) in der Debatte um Carl Diem treffend bemerkt:

"Mißbraucht wird der deutsche Sport, wenn er von einer Politik der
 Gewaltanwendung ablenkt, Chauvinismus erzeugt und trainiertes
 Menschenmaterial für den Kriegseinsatz liefert, wie es auch Carl
 Diem gelehrt und praktiziert hat. Diese Gefahr wächst in dem Maße,
 wie die BRD in internationale Konflikte verwickelt wird und die
 deutsche Politik den Erwartungen, Verlockungen oder Erpressungen
 nationaler oder internationaler Monopole erliegt." [5]


Bündnisfunktionäre wie NATO-Generalsekretär Mark Rutte drängen die
Menschen, einen "Wechsel zu einer kriegerischen Denkweise" zu
vollziehen. [6] Mittlerweile wird in großen Teilen von Politik und
Medien schon so getan, als stehe "der Feind" unmittelbar vor der Tür.
Für den gegenwärtigen, offen kriegstüchtigen deutschen
Verteidigungsminister, der sich nicht im Krieg, aber auch nicht mehr
im kompletten Frieden wähnt, kann die innere Aufrüstung gar nicht
schnell genug gehen. Fieberhaft wird nun an der "Wehrhaftmachung" -
sorry, so hieß es damals während des Dritten Reichs, als beginnend mit
der Machtübernahme 1933 durch die Nazis und kulminierend in der
Wiederinkraftsetzung der allgemeinen Wehrpflicht im März 1935 die
Wehrmacht aufgebaut und die Aufrüstung im Land vorangetrieben wurde -
an der Wiedereinführung der Wehrpflicht in der Bundesrepublik
gearbeitet. Um nicht unnötig Widerstände bei den jungen Leuten, die
als Kanonenfutter oder Abschreckungsstaffage für künftige
Kriegshandlungen gegen die Atommacht Russland dienen sollen, zu
mobilisieren, wird unter den Führungseliten der Bundesregierung noch
darüber gestritten, ob der Freiwilligkeit bzw. dem Los(un)glück oder
der Pflicht der Vorzug gegeben werden sollte.

Auch wenn es in der näheren Vergangenheit im Sport nicht primär um
die körperliche Wehrtüchtigkeit ging, so hat sich der Sport dennoch
Stück für Stück als Werbevehikel für die Militarisierung der
Gesellschaft angedient. Lassen wir ein paar markante Stationen auf
diesem Weg Revue passieren:

Im Zuge der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland wurde der
"positive" bzw. "gesunde" oder "unverkrampfte" Patriotismus wieder
salonfähig gemacht. Selbst Teile der Linkspartei machten beim
sportiven Nationalchauvinismus mit. Drei Jahre später wurden erstmals
vier Soldaten mit dem neuen "Ehrenkreuz der Bundeswehr für Tapferkeit"
ausgezeichnet. Der Wehrbeauftragte des Bundestags, Reinhold Robbe,
nannte die Auszeichnung "positiven Patriotismus", der kein Heldenkult
sei. [7]

Bei der "Hall of Fame des deutschen Sports" frönt man indessen
ganz unverhüllt einem Kult um Ruhm und Ehre. In der virtuellen Stätte,
die 2006 auf Initiative des langjährigen Industriemanagers und Chefs
der Deutschen Sporthilfe Hans Wilhelm Gäb ins Leben gerufen worden
war, sollen Persönlichkeiten mit besonderen Hervorbringungen für den
deutschen Sport geehrt werden. Dazu können neben Sportlern auch
Trainer, Funktionäre oder andere Personen mit Vorbildcharakter
zählen. Nachdem anfangs fünf NSDAP-Mitglieder Einzug hielten,
erbrachte jüngst eine Untersuchung, dass heute insgesamt 15 frühere
NSDAP-Mitglieder der "Hall of Fame" angehören - weitere
der Geehrten standen auch ohne Parteibuch der Nazipartei nahe. Das
verwundert insofern nicht, als im Gegensatz zur DDR in der
Bundesrepublik viele NS-Sportfunktionäre ihre Karriere im deutschen
und olympischen Sport fortsetzen konnten. Träger der
nationalpathetischen Ruhmeshalle ist neben der Sporthilfe und dem DOSB
bezeichnenderweise auch der Verband Deutscher Sportjournalisten (VDS).

Die Arbeitersportbewegung in Deutschland im Übergang vom 19. zum 20.
Jahrhundert, die nicht nur vehement die Kriegstreibereien der
herrschenden Klasse und die körperliche Ertüchtigung für
paramilitärische Zwecke ablehnte, sondern sich auch gegen die heute
aus dem olympischen Hochleistungssport nicht wegzudenkende
Rekordhatz, Medaillenjagd und nationalpatriotische Erhöhung richtete,
wurde nach der Machtübernahme der Nazis 1933 zerschlagen. Das
nach den Erfahrungen des 1. Weltkrieges sehr viele Menschen
vereinende Motto "Nie wieder Krieg" bei der 1. Arbeiterolympiade 1925
in Frankfurt hat es im olympischen Spitzensport nie gegeben.
Heutzutage wird von den Falken wie selbstverständlich gefordert, dass
Arbeiter aus Deutschland auf Arbeiter aus Russland schießen sollen,
obwohl sie der gleichen Klasse der Ausgebeuteten angehören.

Echte Solidarität scheint unter Kadersportlerinnen und -sportlern
inzwischen zum Fremdwort geworden zu sein. Statt zu Beginn des
Ukrainekrieges zu fordern, keinen Athleten wegen seiner Herkunft,
Nationalität oder politischen Einstellung in Haftung zu nehmen oder
vom internationalen Sporttreiben auszuschließen, war der Lobbyverein
"Athleten Deutschland e.V." einer der ersten, der mit Vehemenz den
vollständigen Ausschluss russischer und belarussischer Athleten und
Verbände aus dem internationalen Sportverbandssystem gefordert hatte.
Der internationale und nationale Sport müsse jetzt alle Möglichkeiten
ausschöpfen und geschlossen Sanktionen mit voller Härte aussprechen,
um seinen Werten treu und glaubwürdig zu bleiben, verkündete die vom
Bundesinnenministerium finanzierte Athletenvertretung. "Schweren
Herzens sind wir uns darüber bewusst", so "Athleten Deutschland"
weiter, "dass solche Maßnahmen auch russische und belarussische
Athlet*innen treffen werden. Der russische Angriffskrieg lässt keine
andere Wahl, als dass Sanktionen auch unschuldigen Dritten Schaden
zufügen." [8] Ähnliche Forderungen an die Adresse Israels oder
anderer westlicher Staaten, Verbündete oder Staatenlenker, die sich
schwerer Menschenrechtsverletzungen, Kriegs- oder
Völkerrechtsverbrechen schuldig gemacht haben, hat "Athleten
Deutschland" nie erhoben. Allzu schwer kann das Herz also nicht sein,
wenn man die Option hat, jederzeit mit zweierlei Maß messen zu
können und dabei stets die Fahne nach dem Wind zu drehen.

Die erste Adresse für Kriegstüchtigkeit ist aber die "Goldschmiede"
Bundeswehr, die zahlreiche Sportsoldatinnen und -soldaten im Sold hält
und darüber Werbung für die Truppe macht. Das wurde von allen
Spitzenfunktionären immer unterstützt. "Die Athleten, die Deutschland
vertreten, sorgen für ein positives Bild der Bundeswehr", unterstrich
der frühere Grünenpolitiker und spätere DOSB-Generaldirektor Michael
Vesper. Ähnliche Aussagen sind auch vom ehemaligen DOSB- und
IOC-Präsidenten Thomas Bach (Ex-FDP) überliefert.

Schon vor gut 20 Jahren, also weit vor den aktuellen Vorwandsgründen
für Aufrüstung und Krieg, hatte die Bundeswehr begonnen, sogenannte
"BW-Olympix" zu veranstalten, um mit Hilfe sportlicher Wettbewerbe bei
jungen Leuten Abenteuerlust, Partyfeeling und Gemeinschaftsgefühle zu
wecken und sie für den Arbeitgeber Bundeswehr zu gewinnen. Doch die
sportbezogenen Rekrutierungsmaßnahmen reichten nicht. Ab 2014 fingen
die Bundeswehr-Planer an, Zigmillionen Euro in die Nachwuchswerbung zu
stecken, darunter in sogenanntes Jugendmarketing (Events, die Minder-
und Volljährige mit Verheißungen auf Abenteuer, Action und Funsport
anzulocken suchen). Weitere Geldempfänger sind Sportvereine, die
Werbekooperationen abgeschlossen haben. Zwar gab es auch Fan- und
Sportlerproteste dagegen, doch die waren einkalkuliert und verliefen
im Sande. Besonders der Topmultiplikator Fußball, aber auch Handball-
und Basketballklubs, füllten mit Bundeswehrgeldern ihre oft klammen
Kassen und lieferten dafür BW-Mitmachwerbung auf Banden, in
Zeitschriften oder Programmheften sowie auf Stadionleinwänden. Zudem
haben Sportdachverbände wie DOSB und DBS (Deutscher
Behindertensportverband) schon seit vielen Jahren Kooperationen mit
dem Verteidigungsministerium laufen.

Inzwischen geht die Bundeswehr immer zielgerichteter mit Werbeclips
auf Social-Media-Kanälen, online oder in Kinos auf Jugendliche zu.
Auf der weltgrößten Computerspielemesse gamescom gehörte die
Armee schon zu den größten Ausstellern. Aktuell findet gerade
eine an Videospiele erinnernde Werbekampagne statt, die Uniformierte,
Spezialkräfte und Kriegsfahrzeuge in Pixeloptik zeigt, um Jüngere mit
dem Slogan "Weil du es kannst" für den Militärdienst zu gewinnen.
Altbackene Slogans haben ausgedient, heute docken die Werbeprofis
gleich bei den Allmachtsgefühlen einer ganze Fantasiewelten
bespielenden Konsolejugend an und plakatieren "Das Gefühl, wenn eine
ganze Armee hinter dir steht". [9]

Zwar wird es, anders als zunächst geplant, beim Supersponsor
Saudi-Arabien nun doch keine Olympischen Spiele 2027 der
E-Sportlerinnen und -sportler geben, doch es scheint nur noch eine
Frage der Zeit, wann die Gewalt- und Kriegsszenarien reproduzierenden
Shooterspiele auch außerhalb der Gamingindustrie die volle
gesellschaftliche Akzeptanz genießen. Deutschland schickt
Rüstungsgüter wie Iris-T-Raketen oder Eurofighter-Kampfjets (geplant)
nach Saudi-Arabien, womit Menschen ganz real getötet werden können
(siehe Jemenkrieg), warum sollten dann nicht auch Gamer ihren
virtuellen Spaß daran haben, menschliche Leiber per Knopfdruck zu
zerfetzen? Und hat der Arbeitgeber Bundeswehr in der realen Welt nicht
ähnliches vor, wenn er auf Computerspielmessen Jugendliche anspricht,
damit sie vielleicht einmal "gutes Geld" bei künftigen Cyber- und
Drohnenkriegen verdienen?

Langsam könnte einem der Verdacht kommen, dass es bei der
Kriegstüchtigkeit im Sport gar nicht so sehr um die körperliche
Ausbildung geht, sondern vielmehr um die Bereitschaft zum Mitmachen,
um gesellschaftliche Gewöhnung und um das ideologische Rüstzeug.
Unterdessen tritt auch eine deutliche (Re-)Militarisierung des
Bildungssektors in Erscheinung, etwa wenn vermehrt Jugendoffiziere in
Klassenzimmern auftauchen und sogar Kitas von Soldatinnen und Soldaten
besucht werden. Eine Kleine Anfrage der Linkspartei aus dem Jahre 2023
ergab, dass mittlerweile rund 100 Kooperationen zwischen Bundeswehr
und sozialen Einrichtungen bestehen. [10]

2019 haben sich CDU/CSU, SPD und FDP für die Etablierung von
sogenannten "Invictus Games", deren Vorbild die "Warrior Games" in den
USA sind, stark gemacht. Offizieller Grund war, dass Soldaten und
Soldatinnen, die im Dienst physisch oder psychisch verletzt wurden,
einerseits Respekt und Wertschätzung entgegengebracht und
andererseits Möglichkeiten der Rehabilitation eröffnet werden sollten.
Der eigentliche Grund dürfte vielmehr darin liegen, dass die
Bundeswehr bei ihren Einsätzen mit mehr verletzten, invaliden oder
traumatisierten Soldatinnen und Soldaten rechnet und eine
gesellschaftliche Akzeptanzstruktur aufgebaut werden muss, die
zwar die Auswirkungen von Kriegen auf ein sozialverträgliches Maß
sichtbar macht, die geo- und machtpolitischen Steigbügeldienste für
Kriege aber versteckt. Nicht die Verhinderung, sondern die Nachsorge
und damit die Normalisierung von Kriegen ist das Ziel der Invictus
Games. Sportliche Erfolge und heitere Eventstimmung sollen zeigen,
dass auch die Folgen von Kriegen erfolgreich zu regulieren und
gemeinschaftlich zu bewältigen sind.

Im vergangenen Jahr hat der Fußball-Bundesligist Borussia Dortmund
für einen eklatanten Tabubruch gesorgt und den Rüstungskonzern
Rheinmetall als Sponsor gewonnen. Wenig später wurde bekannt, dass
sich auch der Eishockeyklub Düsseldorfer EG von Rheinmetall
mit "Blutgeld", wie viele Fans kritisierten, bezahlen lässt. Das Logo
des hochprofitablen Dax-Unternehmens soll künftig etwa auf Banden und
Werbeaufstellern oder am Stadion sichtbar sein. "Sportwashing" findet
also nicht nur im "Nahen Osten" statt, wie hiesige Medien in
dumpfer Einigkeit geneigt sind zu berichten, sondern direkt vor
unserer Haustür. Um die Blutspuren nach Gaza, in die Ukraine und zu
vielen weiteren Schlachtfeldern zu verwischen, an denen deutsche
Industrieunternehmen durch Waffenlieferungen und Rüstungsprojekte
direkt oder indirekt beteiligt sind, macht es durchaus Sinn, den auf
Unterhaltung und schnelle Affekte abonnierten Sport als Plattform für
mehr Sichtbarkeit zu nutzen. Rheinmetall würde den Sponsorendeal nicht
eingehen, wenn der Konzern sich dadurch nicht Image- und
Akzeptanzgewinne in der Gesellschaft verspräche. Und wie die relativ
geringen und mit der Zeit abflauenden Proteste gegen die
Militärkooperationen zeigen: Auf das Mitläufertum der breiten Massen
sowie das duldsame Stillhalten in Wissenschaft und Sport (mit wenigen
Ausnahmen) können sich die Könige, Kaiser, Führer, Präsidenten und
Funktionseliten seit dem Circus Maximus verlassen.

Heute muss nicht mehr das Wort von der Wehrtüchtigkeit durch Sport
im Munde geführt werden, wie dies die Altväter des Turnens und
modernen Sports, Friedrich Ludwig Jahn und Carl Diem, noch taten. Die
patriotische Willensbildung gegen den "Feind von Freiheit, Demokratie
und Menschenrechten" und die körperliche Ertüchtigung für Arbeit und
Militär sind Wesensbestandteile des Sports und werden ja nach Bedarf
des gesellschaftlichen Herrschaftspersonals produziert, verwertet oder
propagandistisch an die große Glocke gehängt - mal gegen den Feind im
Westen (früher Frankreich), mal gegen den Feind im Osten (heute
Russland). Wer sich darüber etwas vormacht, dem ist mit Verweis auf
seine Geschichtsvergessenheit auch nicht mehr zu helfen.


Fußnoten:

[1] https://dslv-niedersachsen.de/wp-content/uploads/2024/08/Sportunterricht-Brennpunkt-August-2024.pdf

[2] "Wir müssen kriegstüchtig werden", ZDF-Interview mit Boris Pistorius am
29.10.2023 (verfügbar nur bis 29.10.2024).

[3] https://www.spiegel.de/sport/sonst/sporthistorie-schickte-carl-diem-kinder-in-den-sicheren-tod-a-175980.html. 09.01.2002.

[4] https://www.dosb.de/aktuelles/news/detail/helle-begeisterung-in-verdunkelten-stuben. 23.06.2008.

[5] Neues Deutschland, 29.5.2002. Debatte um Carl Diem. Meinungsbeitrag des
Zeitzeugen Prof. Dr. Helmuth Westphal.

[6] https://de.euronews.com/my-europe/2025/01/16/neue-kriegsmentalitat-nato-chef-empfiehlt-umdenken-in-den-bundnisstaaten. 16.01.2025.

[7] https://www.fr.de/politik/neuer-orden-kein-heldenkult-11494994.html. 26.01.2019.

[8] https://athleten-deutschland.org/nach-angriffskrieg-gegen-die-ukraine-vollstaendiger-ausschluss-russlands-und-belarus-aus-dem-weltsport-gefordert/. 26.02.2022.

[9] https://www.bundeswehrkarriere.de/weil-du-es-kannst

[10] https://dserver.bundestag.de/btd/20/082/2008284.pdf. 07.09.2023.
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BERICHT/112: Alltag absurd - Becketts "Glückliche Tage" in Kiel ... (SB)

Alltag absurd - Becketts "Glückliche Tage" in Kiel

Premiere im Theater Die Komödianten am 9. Oktober 2025






[image: Barbara Stollhans steht völlig allein im Dunkeln da - Foto: © 2025 by Thomas Eisenkrätzer]

Winnie hält inne

Foto: © 2025 by Thomas Eisenkrätzer



Was tun, wenn man allmählich alt und grau wird, die Falten zunehmen,
die Zähne sich lockern, der Körper schleichend verfällt und die
Beziehung zum Partner oder zur Partnerin immer mehr einer Ödnis
gleichkommt? Das ist die beklemmende Frage, die uns allen auf die eine
oder andere Weise bevorsteht und die Samuel Beckett in "Glückliche
Tage" behandelt. Nun haben die umtriebigen Macher vom Theater Die
Komödianten zu Kiel das düstere Stück des irischen Dramatikers mit
einer eigenwilligen, einfallsreichen und witzigen Inszenierung auf die
Bühne gebracht.

In "Glückliche Tage", 1961 in New York uraufgeführt, treten nur zwei
Figuren auf: Winnie und Willie, ein alterndes Ehepaar, gespielt von Barbara
Stollhans und Matthias Lippelt, das scheinbar schon länger in einer Art
Limbus gestrandet ist, wo tagein, tagaus rein gar nichts geschieht. Die
Situation, in der sie sich befinden, ist ein Scheinbild jener glücklicheren
Tage, welche die beiden in früheren Jahren, ähnlich Millionen
Bürgerfamilien in den Industriegesellschaften, beim sommerlichen Ausflug
zum Badeort erlebt haben.
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Winnie, gespielt von Barbara Stollhans, setzt der Sinnlosigkeit den Alltag
entgegen

Foto: © 2025 by Thomas Eisenkrätzer



Die Winnie in "Glückliche Tage" - möglicherweise eine ältere Version
der jungen Winnie in der Kurzgeschichte "Fingal" aus der Beckettschen
Prosasammlung "More Pricks Than Kicks" von 1934 - gilt als eine der
herausforderndsten Frauenrollen, die das moderne Theater zu vergeben
hat, und zwar deshalb, weil sie fast gänzlich das Sprechen übernimmt.
Willie dagegen, bei dem der Prozess des Sterbens und des geistigen
Verwesens viel weiter vorangeschritten ist, äußert sich nur
bruchstückhaft mittels einzelner gebrüllter Worte und lauten
Schnaubens, und das meist erst nach aufdringlichen Fragen seiner
Gattin.

Während sich Willie in der Resignation suhlt und deshalb meistens
versteckt hält, versucht Winnie jeden Tag aufs Neue den Schein zu
wahren, dass alles vollkommen in Ordnung und gar nichts aus dem Lot
sei. Um die Selbsthypnose aufrechtzuerhalten, benutzt sie verschiedene
Dinge, die sie meistens aus ihrer großen Strandtasche hervorholt, wie
Kamm, Zahnbürste, Spiegel et cetera. Und sie hört praktisch niemals
auf zu reden, quasselt vor sich hin, versucht immer wieder vergeblich,
ihren Mann zu einem Gespräch zu animieren, betet morgens und abends
zum lieben Gott und singt oder summt gelegentlich vor sich hin. Dass
gar nichts in Ordnung ist und Winnie an ihrer Situation verzweifelt,
schimmert bisweilen durch, wenn sie etwa wiederholt erklärt, wie sehr
sie Willie beneide, nicht nur die ganze Nacht, sondern auch praktisch
den ganzen Tag durchschlafen zu können.




[image: Winnie stehend am Kleiderhügel, Willie sitzt davor - Foto: © 2025 by Thomas Eisenkrätzer]

Das verzweifelte Ehepaar für einen Moment irgendwie wieder vereint

Foto: © 2025 by Thomas Eisenkrätzer



Barbara Stollhans hat die Seelenlage der Winnie, eine Mischung aus
Verzweiflung, Trotz und Selbsttäuschung sehr gut getroffen. Haltung
ist es, die Winnie der ganzen Sinnlosigkeit ihrer Schattenexistenz im
Hier und Nirgendwo entgegensetzt, auch wenn es ihr immer schwerer
fällt, was Stollhans mit einer überzeugenden Mimik und Momenten
vorgetäuschter geistiger Entrücktheit rüberbringt. Wie es Pink Floyd
im Lied "Time" auf ihrer 1973er Langspielplatte "Dark Side of the
Moon" sangen, bringt "Holding on in quiet desperation is the English
way" das Winniesche Dilemma auf den Punkt.

Lob verdienen bei der "Glückliche Tage"-Inszenierung im Theater Die
Komödianten neben der schauspielerischen Leistung von Barbara Stollhans
auch die musikalischen Einsprengsel, von Nick Caves "Cosmic Dancer" über
"The Unanswered Question" von Fink und "Sweet Dreams" (Are Made of
This) von den Eurythmics sowie die Entscheidung erstens für einen
riesigen Haufen aus Klamotten statt eines Sandbergs auf der Bühne und
zweitens, dafür, den Willie nicht hinter diesem Haufen zu verstecken,
sondern ihn im Publikum und nach einer Weile am Guckloch oben an der
Rückwand des Zuschauerraums zu platzieren. Damit haben Isaak Dentler und
sein Team dem etwas in die Jahre gekommenen Stück Becketts eine nette
Verjüngungskur verpasst.


Winni: Barbara Stollhans

 Willie: Matthias Lippelt

 Regieassistenz: Rafaela Schwarzer

 Szenische Einrichtung: Isaak Dentler
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ATOM/1386: Endlagersuche - BI befürchtet Abstriche beim wissenschaftsbasierten Verfahren, Wende um 180 Grad (BI Lüchow-Dannenberg)

Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 25.
November 2025

Das Bundesumweltministerium will die Endlagersuche optimieren - BI
befürchtet Abstriche beim wissenschaftsbasierten Verfahren und sieht
Wende um 180 Grad



Was wird aus dem Grundsatz "Sorgfalt vor Eile", was wird aus der
Beteiligung der Zivilgesellschaft bei der Endlagersuche und gibt es
Abstriche beim vergleichenden wissenschaftsbasierten Suchverfahren der
BGE? Mit Spannung wurde auf dem 4. Endlagerforum, das am Wochenende in
Hannover ausgerichtet wurde, der Vorschlag zur "Optimierung und
Beschleunigung" bei der Endlagersuche aus dem Bundesumweltministeriums
erwartet.

Ministeriumsvertreter Dr. Lars Beyer erläuterte, wie das Suchverfahren
für die Lagerung hochradioaktiver Abfälle aus BMUKN-Sicht deutlich
verkürzt werden könne, ohne dass Beteiligungsrechte der betroffenen
Regionen tangiert würden. Eine zeitliche Vorgabe für die Benennung des
potentiellen Standorts will das BMUKN nicht mehr nennen, aber die Zahl
2031 aus dem Standortauswahlgesetz (StandAG) streichen, weil sich das
längst als unrealistisch erwiesen hat.

Die Beschleunigung der Endlagersuche könne vor allem u.a. durch die
Zusammenlegung der nächsten Ausgrenzungs- und Untersuchungsschritte
erreicht werden, meint Dr. Beyer. Die verbliebenen Standortregionen
würden nicht nur oberirdisch, sondern gleich auch unterirdisch
erkundet. Neue Erkundungsmethoden könnten zudem dazu führen, dass auf
Erkundungsbergwerke wie in Gorleben verzichtet werden könne - zwischen
10 und 20 Jahren könne der Zeitgewinn liegen.

Die Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) war gebeten,
auf dieser Tagung diese Eckpunkte zu kommentieren. BI-Sprecher
Wolfgang Ehmke mahnte eingangs an, eine weiter reichende Optimierung
des StandAG in Betracht zu ziehen. Das Suchverfahren müsse auf die
gleichwertige Betrachtung aller Arten von Atommüll ausgeweitet werden,
um nicht noch mehr Zeit zu verlieren. Schon jetzt müsse die BGE den
Flächenbedarf für schwach- und mittelaktive Abfälle mitdenken.

Ehmke: "Wenn nicht eindeutig geklärt ist, welches Abfallvolumen und
 welche Stoffe am Ende eingelagert werden müssen, bleiben im
 Suchverfahren zu viele Ungewissheiten."


Auch ohne die Abfälle, die für den Schacht KONRAD bestimmt sind - aus
Sicht der BI ist die Inbetriebnahme des Schacht KONRAD bekanntlich
nicht vertretbar -, erhöhe sich das Abfallvolumen derart, dass von
einer Doppeldeponie ausgegangen werden müsse - sowohl für
hochradioaktive Abfälle als auch für schwach- und mittelaktive. Das
sei auch von regionaler Bedeutung, weil in Gorleben derartige Abfälle
gelagert werden, und zwar unbefristet.

Ehmke verwies zudem auf den parteienübergreifenden Grundkonsens, der
einst der Verabschiedung des StandAG zugrunde lag, das war der
Atomausstieg, der immer wieder auch innerhalb der Regierungskoalition
selbst in Frage gestellt wird:

"Wir würden sonst als BI gar nicht in Hannover im Saal des
 Kongresszentrums diskutieren, sondern vor Ort draußen
 protestieren."


Ob eine Straffung des Suchverfahrens ohne die Einschränkung von
Einspruchsmöglichkeiten und Klagerechten der Zivilgesellschaft möglich
ist, schien einer Vielzahl von Debattierenden zweifelhaft.

Ehmke hinterfragte vor allem den angestrebten Verzicht auf
Erkundungsbergwerke, die bisher für Salzstöcke wegen ihrer
komplizierten Innenstruktur als unabdinglich angesehen wurden:

"Jahrzehntelang wurde uns erklärt, welche vorteilhaften
 Eigenschaften Salzstöcke als Endlagermedium hätten und dass es ohne
 ein Erkundungsbergwerk wie in Gorleben nicht ginge. 'Vor der Hacke
 ist es duster', dieser Satz hat sich uns eingeprägt. Das wäre eine
 Wendung um 180 Grad."


Jetzt wird die Erkundung von Salzstöcken durch ein Erkundungsbergwerk
nur noch als optional angesehen.

Die Vermutung liege nahe, dass es im fortschreitenden Verfahren zu
einer Priorisierung der Endlagergesteine kommt: Rutscht Salz in
steiler Lage ans Ende der Vorschlagsliste, dann könnte auf eine
aufwendige Erkundung durch ein Bergwerk verzichtet werden. Einen
entsprechenden Vorschlag hatte die Entsorgungskommission (ESK), das
ministerielle Beratergremium, bereits vor einem Jahr unterbreitet und
bezeichnender Weise die ESK soll noch in diesem Jahr zu den neuen
Plänen für die Novelle des StandAG Stellung nehmen. Die BI sieht darin
einen "Beschleunigungsschachzug".

Der BI-Sprecher Ehmke erinnerte deshalb an die schlechte Praxis der
Gefälligkeitsgutachten und forderte das BMUKN auf, an der
gleichrangigen wissenschaftsbasierten Betrachtung der drei
Endlagergesteine festzuhalten:

"Es ist sehr durchsichtig, dass Salz in steiler Lagerung und
 Kristallin nur deshalb aussortiert werden könnten, um Zeit zu
 sparen."




Die ESK hatte im Oktober 2024 unter dem sperrigen Titel
"Standortauswahlverfahren für die Endlagerung hochradioaktiver
Abfälle: Beschleunigungspotenziale und strategische Vorgehensweise bei
der Identifikation von Standortregionen (Phase I der
Standortauswahl)"[*] folgende Empfehlungen veröffentlicht:

"Die Vorhabenträgerin sollte sich bei der Erstellung einer
wirtsgesteinstypübergreifenden Rangfolge auf möglichst wenige
Standortregionen beschränken, für die eine begründete starke Aussicht
besteht, dass in ihnen später der Standort mit bestmöglicher
Sicherheit gefunden werden kann. Nur diese sollten für die weitere
Erkundung vorgeschlagen werden. Es ist davon auszugehen, dass eine
Rangfolge mit deutlich weniger als zehn Standortregionen einen
Standort mit bestmöglicher Sicherheit enthält.

Bei der Erstellung der o. g. Rangfolge der aussichtsreichsten
Standortregionen sind Ungewissheiten und Verfahrensrisiken zu
minimieren. Dies bedeutet u. a., dass von Spekulationen auf spätere
technische Entwicklungen oder auf möglicherweise positive
Erkundungsergebnisse mittels Erkundungsbergwerken abgesehen wird.
Vielmehr sollte auf Regionen fokussiert werden, deren Erfolgschancen
aufgrund der bereits bestehenden Datenlage als besonders hoch
eingeschätzt werden. Diese können zügig durch Erkundungen mittels
Seismik und Bohrungen unter Verzicht auf aufwendige
Erkundungsbergwerke weiter abgesichert und bestätigt werden. Dies
beträfe Tongesteine und Salz in flacher Lagerung. Salzgesteine in
steiler Lagerung bedingen einen deutlich höheren Erkundungsaufwand

Für Endlager in Kristallingesteinen ist es aufgrund der geringen
Erkundbarkeit von Wasserwegsamkeiten im Wirtsgestein nach Auffassung
der ESK wenig aussichtsreich, ein Endlagersystem vom Typ 1 (mit ewG)
umzusetzen. Selbst in einem 'perfekten' Gesteinskörper kann die
Bildung von Wasserwegsamkeiten nicht ausgeschlossen werden. Diese
Option sollte daher für die weiteren Betrachtungen ausgeschlossen
werden."


[*]
https://www.entsorgungskommission.de/sites/default/files/reports/ESK_Positionspapier_ZEIT_AuswahlverfahrenBeschleunigungspotenziale_ESK118_251024.pdf

Update: Inzwischen berichtete auch der NDR über diese Pläne


https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/bund-kuendigt-gesetze-fuer-schnellere-endlagersuche-an,endlager-132.html
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ATOM/1385: Mehr Geld - weniger Sicherheit (BI Lüchow-Dannenberg)

Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - Pressemitteilung vom 24.
November 2025

Mehr Geld - weniger Sicherheit: "BIs in Ahaus & Gorleben lassen
sich nicht für dumm verkaufen"



Anti-Atomkraft-Initiativen in Ahaus und Gorleben sind empört. Grund
dafür ist, dass der Ahauser Bundesabgeordnete Jens Spahn (CDU) bei den
Verhandlungen zum Staatshaushalt durchsetzen konnte, dass die beiden
Kommunen mit den ältesten Atommüll-Zwischenlagern ab 2026 höhere
Ausgleichszahlungen erhalten. Ahaus und Gorleben bekommen dann laut
Münsterland Zeitung jährlich zwei Millionen von der bundeseigenen
Gesellschaft für Zwischenlagerung (BGZ).

Nach Ansicht der Anti-Atomkraft-Initiativen verhindert die
Bundesregierung seit Jahren, dass in Jülich der Neubau einer
zeitgemäßen Lagerhalle für die 152 Castor-Behälter in Angriff genommen
wird und begründet dies mit den Kosten. Bald sollen die Castoren aus
Jülich nach Ahaus gebracht werden. Kerstin Ciesla vom BUND NRW und
Marita Boslar vom Aktionsbündnis Stop Westcastor erklären:

"Das ist doch eine Milchmädchen-Rechnung, es soll Geld für den
Zwischenlager-Neubau und Betrieb in Jülich gespart werden,
gleichzeitig gehen für Jahrzehnte Millionen Euro mehr an Gorleben und
Ahaus - und die Polizeikosten für die Castortransporte werden beim
Kostenvergleich nicht mitgerechnet. Wir bleiben dabei: Sicherheit muss
Vorrang haben - besonders bei finanzpolitischen Taschenspielertricks.
Atommüll muss dort wo er sich momentan befindet, möglichst sicher
gelagert werden - auch in Jülich."

Jens Spahn verschweige, dass die beiden Lagerhallen in Ahaus und
Gorleben die ältesten Zwischenlager in Deutschland sind. Für beide
läuft 2034 bzw. 2036 die Genehmigung aus.

"Es wird trotz der Alterung der Behälter und trotz neuer
Bedrohungsszenarien einfach eine verlängerte Genehmigung für die
nächsten Jahrzehnte, bis ein Endlager existiert, geplant," so Wolfgang
Ehmke von der BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg. "Das Vorgehen von
Jens Spahn erinnert an die dunkelsten Zeiten der Gorleben-Geschichte,
als mit den sogenannten 'Gorleben-Geldern' die Akzeptanz für die
Atommülllager erkauft werden sollte."

"Diese Atommülllager entsprechen nicht mehr dem Stand von Wissenschaft
und Technik", erklärt Felix Ruwe von der BI Ahaus. "Beide Hallen haben
mit Abstand die dünnsten Deckenkonstruktionen. In Lubmin soll deswegen
extra ein Neubau mit 1,8m Deckenstärke errichtet werden. Die Risiken
der Langzeitlagerung von Atommüll werden durch diese Zahlungen nicht
geringer! Wir verlangen optimal mögliche Sicherheit zu jeder Zeit und
das Verbot von Atommüllverschiebungen".

Die dünnen Decken werden seit den Terroranschlägen vom 11. September
2001 kritisiert, ursprünglich auch innerhalb der Bundes-Atomaufsicht
wie z. B. Spiegel schon 2001 berichtete.

Die Bürgerinitiativen und der BUND NRW setzen sich weiter gegen die
unsinnige Atommüllverschiebung von Jülich nach Ahaus zur Wehr.
Gemeinsam rufen die Initiativen zur nächsten Demonstration, einem
adventlichen Spaziergang am 14.12.2025 um 14 Uhr vor dem Ahauser
Atommülllager auf. Am Tag X, wenn der Castor rollen soll, sind
Proteste um 18 Uhr vor dem Forschungszentrum Jülich und in Ahaus am
Bahnhof geplant.

gemeinsame Presseerklärung von:

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Aktionsbündnis "Stop Westcastor" Jülich

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V.

BUND NRW e.V.

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"


 * 



Pressemitteilung 
der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. - 24. November 2025

Zwischenlager Ahaus und Gorleben - Geld statt Sicherheit? Ein
Nachtrag

Der CDU/CSU Fraktionsvorsitzende und Ahauser Bundestagsabgeordneter
Jens Spahn hat bei den Verhandlungen zum Staatshaushalt durchsetzen
können, dass die beiden Kommunen mit den ältesten
Atommüll-Zwischenlagern ab 2026 höhere Ausgleichszahlungen erhalten.
Ahaus und Gorleben bekommen dann laut Münsterland Zeitung [1]
jährlich zwei Millionen von der bundeseigenen Gesellschaft für
Zwischenlagerung (BGZ).

"Statt Geld in die notwendige robuste Nachrüstung der alten
Lagerstätten zu stecken, soll offensichtlich der aufflammende Protest
gegen ein Weiter so bei der Zwischenlagerung für die nächsten
Jahrzehnte besänftigt werden", kommentiert die Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg (BI) dieses "vergiftete Angebot".

Hintergrund: Die bundeseigene Gesellschaft für Zwischenlagerung (BGZ)
bereitet den Genehmigungsantrag für die weitere Zwischenlagerung in
Gorleben vor, schon im nächsten Jahr soll der Antrag gestellt werden,
weil die Genehmigung 2034 ausläuft, Ahaus folgt zwei Jahre später.
Gorleben wird eine Blaupause für alle weiteren Zwischenlager in
Deutschland, die sukzessive neu genehmigt werden müssen, weil die
Suche nach einem Endlager sich deutlich länger hinzieht als
ursprünglich geplant.

"Diese 'Ausgleichszahlungen' an die Kommunen erinnern an das dunkle
Kapitel der Gorlebengelder [2], die übrigens bis heute in die
Gemeindekassen in Gartow und Gorleben fließen", so BI-Sprecher
Wolfgang Ehmke.

In einer gemeinsamen Presseerklärung [3] wehren sich die Initiativen
vehement gegen Spahns "Erfolgsnachricht".


Links:

[1] https://www.muensterlandzeitung.de/ahaus/atommuell-transporte-ahaus-termin-unbekannt-stadt-bekommt-mehr-geld-2026-w1108439-9001808563/

[2] https://www.bi-luechow-dannenberg.de/kontakt/unser-widerstand/gorleben-gelder/

[3] https://www.bi-luechow-dannenberg.de/2025/11/24/mehr-geld-weniger-sicherheit-bis-in-ahaus-gorleben-lassen-sich-nicht-fuer-dumm-verkaufen/

Weitere Infos/Quellen:

www.bi-ahaus.de

www.westcastor.org

www.bund-nrw.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/2025/10/30/fundstueck-der-woche/

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/kontakt/unser-widerstand/gorleben-gelder/
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FORSCHUNG/1749: Lawinen sind für Gletscher weltweit entscheidend (idw)

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL -
26.11.2025 

Lawinen sind für Gletscher weltweit entscheidend



Ein internationales Forschungsteam zeigt, dass Lawinen entscheidend
für das Überleben vieler Gletscher weltweit sind. Die Studie soll dazu
beitragen, die Wasserressourcen und Naturgefahren im Zusammenhang mit
der globalen Erwärmung besser vorhersagen zu können.


	Ein Glaziologie-Team unter WSL-Leitung hat erstmals für sämtliche 200'000 Gletscher der Erde abgeschätzt, wie viel Lawinen zur Eis-Massenbilanz* beitragen.

	In den Alpen stammen elf Prozent des Gletscherschnees von Lawinen, in Neuseeland sogar 22 Prozent. In den Anden hingegen entfernen Lawinen mehr Schnee vom Eis, als nachfällt.

	Die Studie soll helfen, Wasserressourcen und Naturgefahren im Zuge der globalen Erwärmung besser vorherzusagen.



Gletscher bleiben stabil, wenn der Schnee, der auf ihre Oberfläche
fällt, das Schmelzen in tieferen Lagen ausgleicht (siehe Kasten). In
unserer sich erwärmenden Welt ist dieses Gleichgewicht gekippt und die
Gletscher schrumpfen - mit Folgen für Wasserressourcen und
Naturgefahren. «Um zu verstehen, wie sich Gletscher in Zukunft
entwickeln werden, ist es wichtig zu wissen, wie viel Schnee auf ihre
Oberfläche fällt», sagt Marin Kneib, Glaziologe an der WSL und der ETH
Zürich.

Ein bisher wenig untersuchter Faktor dabei sind Lawinen. Beobachtungen
einzelner Alpengletscher ergaben, dass zwischen bis zu 20 Prozent des
Schnees, der auf sie fällt, aus dieser Quelle stammen. Nun hat Kneib
zusammen mit einem internationalen Forschungsteam den Einfluss von
Lawinen für sämtliche 200'000 Gletscher der Erde abgeschätzt - und
wurde überrascht. «Ich hätte nie gedacht, dass dieser Effekt auch
global so gross sein würde», sagt Kneib.

Schnee rutscht auf die Gletscher

So stammen bei den Alpengletschern im Schnitt 11 Prozent des Schnees
aus Lawinen, im östlichen Himalaya sind es 19 Prozent und beim
Spitzenreiter Neuseeland sogar 22 Prozent. Bei individuellen
Gletschern können sogar über 50 Prozent des Schnees aus Lawinen
stammen. In flacheren Gebirgen wie auf Island oder Grönland hingegen
machen Lawinen kaum etwas aus. Die Resultate sind im Fachjournal
Nature Communications publiziert.

Von Vorteil sind Lawinen für kleine Gletscher: Diese könnten dank
ihnen trotz des Klimawandels länger überleben als Forschende erwartet
haben. In den Alpen zeigen die Prognosen, dass Gletscher von weniger
als einem Quadratkilometer Grösse - wie etwa der Läntagletscher am
Rheinwaldhorn - dreimal weniger Eis verlieren würden als bisher
angenommen, zumindest beim günstigsten Klimaszenario. Denn je kleiner
Gletscher werden, desto stärker ist der Einfluss von Lawinen, weil
diese vor allem auf die Ränder der Gletscher fallen. «Die Bedeutung
von Lawinen auf Gletschern wird daher in Zukunft zunehmen, da sich die
Gletscher zurückziehen», sagt Kneib. Eine Rettung ist das nicht: «Wir
werden in den Alpen bis zum Jahr 2100 so oder so mehr als 80 Prozent
des Eisvolumens des Jahres 2000 verlieren.»

Ausserdem bringen Lawinen nicht immer Schnee. Sie können auch viel
Schnee von den Gletschern entfernen, wenn diese steil genug sind. In
den tropischen Anden etwa rutschen acht Prozent des Schneefalls mit
Lawinen vom Eis, Schnee, der dem Gletscher dann fehlt. Auch von
steilen Eisflanken in hohen Lagen beseitigen die Lawinen Schnee. Damit
dürfte mit der Erwärmung des Klimas das Eis an diesen Stellen eher
verschwinden als angenommen, was wiederum das darunterliegende Gestein
zu destabilisieren droht.

Wasserressourcen verstehen

Für die Untersuchung kombinierte das Forschungsteam zwei Modelle: Ein
globales Gletschermodell und ein Modell, das berechnet, wie sich
Schneemassen bewegen (Schneeverfrachtung). Gletschermodelle basieren
auf Satelliten-Messungen der Eisoberfläche und bilden die weltweite
Eismenge gut ab. Aber erst das Schneeverfrachtungs-Modell machte den
grossen lokalen Einfluss von Lawinen sichtbar. «Wenn wir die Zukunft
einzelner Gletscher in steilen Bergregionen besser kennen, können wir
die Abflüsse in die Täler besser modellieren.» Dies wiederum hat
Auswirkungen für die Wasserkraft, Naturgefahren und die
Landwirtschaft.

Die Studie soll eine neue Generation von verfeinerten
Gletschermodellen anregen. «Dies ist nur eine erste Schätzung eines
bisher wenig untersuchten Prozesses», sagt Kneib. Um jedoch die
Modelle und damit die Prognosen für einzelne Gletscher und
Einzugsgebiete zu präzisieren, seien mehr Messdaten von Lawinen aus
Beobachtungen vor Ort und mittels Fernerkundung nötig.


Anfang Texteinschub

Wie entwickeln sich Gletscher?


Gletscher in den Bergen nehmen in der Regel an Masse zu, wenn in ihren
höheren Lagen Schnee fällt. Der Schnee verfestigt sich zu Eis und
fliesst mit der Strömung des Gletschers bergab in tiefere Lagen, wo er
schneller schmilzt. Ein Gletscher ist daher das Ergebnis eines
Gleichgewichts zwischen Schneeakkumulation und Eisschmelze
(Massenbilanz). In steilen Bergregionen können Lawinen unabhängig von
der Höhe grosse Schneemengen auf die Gletscher befördern und sie in
einigen Fällen sogar in niedrigen Höhenlagen vor dem Schmelzen
schützen.

Ende Texteinschub



Originalpublikation:

Marin Kneib, Fabien Maussion, Fanny Brun, Guillem Carcanade, Daniel
Farinotti, Matthias Huss, Marit van Tiel, Achille Jouberton, Patrick
Schmitt, Lilian Schuster, Amaury Dehecq, Nicolas Champollion.
Topographically-controlled contribution of avalanches to glacier
accumulation in the 21st century, Nature Communications (2025). 

Doi: https://doi.org/10.1038/s41467-025-65608-z

Weitere Informationen:

https://www.wsl.ch/de/news/lawinen-sind-fuer-gletscher-weltweit-entscheidend/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution799

Homepage:

http://www.slf.ch

http://www.wsl.ch

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL - 26.11.2025 12:53

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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INITIATIVE/618: Gemeinsames Positionspapier - Bundesregierung soll Kurs für zukunftsfähigen EU-Haushalt setzen (DNR)

DNR

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen

Pressemitteilung - 22. November 2025

Gemeinsames Positionspapier: Bundesregierung soll Kurs für
zukunftsfähigen EU-Haushalt setzen



Berlin - Unter dem Dach des Deutschen Naturschutzrings (DNR) legen
heute sieben Umwelt- und Naturschutzorganisationen ein gemeinsames
Positionspapier zum nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen der EU (MFR
2028-2034) vor. Darin zeigen sie auf, wie die EU ihren Haushalt so
ausrichten kann, dass Europa ökologisch, sozial und wirtschaftlich
widerstandsfähig bleibt - und welche Rolle Deutschland dabei
übernehmen muss. Neben dem DNR haben BUND, Deutsche Umwelthilfe,
Euronatur, Germanwatch, NABU und WWF das Positionspapier
mitgezeichnet.

Die Organisationen appellieren eindringlich an die Bundesregierung,
sich in die laufenden politischen Verhandlungen - insbesondere in den
bevorstehenden Ministerräten sowie im Europäischen Rat im Dezember -
mit konstruktiven Vorschlägen und klaren Prioritäten einzubringen. Nur
so lässt sich verhindern, dass die EU bei der Umsetzung des Green
Deal, der Energiewende und dem Schutz ihrer natürlichen
Lebensgrundlagen zurückfällt.

Die strategische Handlungsfähigkeit Europas hängt entscheidend davon
ab, ob es gelingt, die jährliche Investitionslücke für Klima- und
Naturschutz zu schließen, umweltschädliche Subventionen abzubauen und
neue, faire Eigenmittel zu schaffen. Das vorgelegte Forderungspapier
liefert dafür konkrete, umsetzbare Vorschläge.

Fünf Kernforderungen


	Öffentliche Mittel müssen konsequent an Umwelt- und Klimaziele gebunden werden: Mindestens 50% aller Ausgaben müssen auf Umweltziele einzahlen, davon 10% für Biodiversität;

	Eine starke EU braucht eigene Einnahmen für gemeinsame Aufgaben: Die EU muss neue Eigenmittel schaffen. Einnahmen aus klimaschädlichen Sektoren, etwa über Abgaben im Flugverkehr in der Business- und Premiumklasse sowie auf Privatjets, können dabei helfen, den Wandel gerecht zu gestalten.

	Innovation und Vorreiterrolle durch ein starkes LIFE-Programm sichern: Das LIFE-Programm steht für europäische Exzellenz in Umwelt- und Klimapolitik. Es muss gestärkt, ausgebaut und als eigenständiges Förderinstrument fortgeführt werden.

	Landwirtschaft als Partnerin für Umwelt, Klima und Gesellschaft stärken: Die EU muss mit dem MFR sicherstellen, dass öffentliches Geld für gesellschaftliche Leistungen der Landwirtschaft eingesetzt wird. So sollte der EU-Haushalt gezielt u. a. mit einem Mindestbudget für Umweltmaßnahmen jene Landwirtinnen und Landwirte unterstützen, die Ressourcen schonen, Artenvielfalt fördern und das Klima schützen.

	Alle bei der Transformation mitnehmen: Durch einen deutlich gestärkten Klimasozialfonds, verbindliche Mittel für den gerechten Übergang sowie klare Vorgaben für Elektrifizierung und sozialen Ausgleich gelingt der Umbau der Wirtschaft sozialverträglich - und alle Europäerinnen und Europäer profitieren. Hintergrund



Der Vorschlag der EU-Kommission für den neuen MFR sieht tiefgreifende
Änderungen im EU-Haushalt vor. Umweltverbände warnen jedoch davor,
dass ohne verbindliche Klima- und Umweltziele, klare Zweckbindungen
sowie ausreichende Mittel die Transformation ins Stocken gerät - mit
erheblichen Risiken für Wirtschaft, soziale Stabilität und die
Glaubwürdigkeit der EU. 


Das vollständige Positionspapier finden Sie hier.

https://www.dnr.de/sites/default/files/2025-11/Forderungspapier_MFR.pdf

Die Kurzfassung finden Sie hier. 

https://www.dnr.de/sites/default/files/2025-11/Forderungspapier_MFR_Kurzversion.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 21.11.2025

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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Kleider machen Probleme

Der Lebenszyklus der Mode und seine Herausforderungen

Verlässliche Textilsiegel? Mangelware!

Greenwashing statt anspruchsvoller Textilsiegel bei großen Online-Shops keine
Seltenheit

von Dr. Kerstin Effers



Verbraucher:innen sind auf anspruchsvolle und unabhängige 
Textil-Siegel angewiesen, um nachhaltigere Kleidung zu erkennen. Ein
Marktcheck der Verbraucherzentrale NRW von 2023 zeigte, dass diese in
den Top Ten-Online-Mode-Shops kaum zu finden waren. Auch
Serviceleistungen zur Reparatur oder Aufarbeitung wurden dort nicht
angeboten. Die großen Shops und Plattformen kamen also ihrer
Verantwortung zur Umsetzung der EU-Strategie für nachhaltige und
kreislauffähige Textilien[1] höchstens ansatzweise nach.
Verbraucherverhalten ändert sich im großen Stil jedoch vor allem dann,
wenn sich die Verhältnisse so ändern, dass die nachhaltigere Lösung
die einfachere Konsumentscheidung wird.

Ein Label-Dschungel entsteht 
in Produktbereichen, in denen die gesetzlichen Anforderungen an
Produkte gering sind und die vorgeschriebene Kennzeichnung nicht
wesentlich zur Transparenz in Bezug auf Schadstoffe, Umweltwirkung
oder Sozialstandards beiträgt. Das ist bei Kleidung der Fall: Anhand
der gesetzlichen Kennzeichnung können Verbraucher:innen ein T-Shirt
aus Bio-Baumwolle nicht von einem aus gentechnisch veränderter
Baumwolle, die unter Verwendung von Pestiziden angebaut wurde,
unterscheiden. Label sind derzeit also die einzige Möglichkeit, in den
Bereichen Textilien und Kleidung überprüfbare
Nachhaltigkeitsinformationen zu erhalten.

Auf der anderen Seite sind Textil-Label komplex und deshalb für
Verbraucher:innen schwer zu überblicken, denn sie beziehen sich
teilweise nur auf Einzelschritte in einer langen Fertigungskette - zum
Beispiel das Konfektionieren (u.a. Nähen) - und berücksichtigen bei
diesen Schritten ganz unterschiedliche Aspekte wie ökologischen
Faseranbau, Chemikalieneinsatz, Umweltschutz oder Sozialstandards für
Arbeitnehmer:innen.

Öko-faire Textilsiegel

Folgende unabhängige Label, deren Vergabekriterien öffentlich
zugänglich, die weit verbreitet und auch im konventionellen Handel
anzutreffen sind, bieten Orientierung bei der Auswahl nachhaltigerer
Kleidung. Weitere Siegel und eine ausführliche Übersicht mit
detaillierten Erläuterungen findet sich auf den Portalen
Siegelklarheit [2] oder "it fits"[3]. Der Kauf gebrauchter Textilien
bzw. die Nutzung von Kleidung im Schrank ist immer nachhaltiger als
ein Neukauf, selbst wenn öko-faire Siegel vorhanden sind.

Der Global Organic Textile Standard (GOTS) basiert auf vier Säulen:
Fasern aus kontrolliert biologischer Landwirtschaft, ökologische und
soziale Standards in allen Verarbeitungsstufen sowie die
Zertifizierung durch Dritte. Zertifiziert werden können Textilien, die
mindestens 70% Fasern aus kontrolliert biologischer Landwirtschaft
enthalten. Kleidung, die als "bluesign PRODUCT" gekennzeichnet ist,
wird unter Einhaltung strenger Sicherheits- und Umweltanforderungen in
Bezug auf Chemikalien und Arbeitsschutz hergestellt. Da bluesign®
die Verwendung von Kunstfasern nicht ausschließt, ist dieses Siegel
auch bei Sport- und Outdoor-Kleidung anzutreffen. Die Fair Wear
Foundation setzt sich für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen ein,
indem Mitgliedsunternehmen sehr hohe Sozialstandards bei der
Konfektionierung einhalten müssen und existenzsichernde Löhne
anstreben. Gelabelt werden nicht einzelne Produkte sondern Marken von
Mitgliedsunternehmen. OEKO-TEX MADE IN GREEN ist ein rückverfolgbares
Produktlabel für Textilien, die in umweltfreundlichen Betrieben unter
sicheren und sozialverträglichen Arbeitsbedingungen hergestellt
wurden. Eine Zertifizierung nach dem OEKO-TEX STANDARD 100
(Schadstoffprüfung des Produktes) ist die Voraussetzung für das MADE
IN GREEN-Label.

Der Grüne Knopf ist ein staatliches Siegel für Textilien, die unter
Beachtung von Sozial- und Umweltanforderungen produziert werden. Es
wird geprüft, ob Unternehmen ihre unternehmerischen Sorgfaltspflichten
wahrnehmen, indem sie Verantwortung für ihre Lieferketten übernehmen.
Die nachhaltige Produktion muss durch Siegel nachgewiesen werden, die
vom Grünen Knopf anerkannt werden. Der Grüne Knopf stellt
Anforderungen an Rohstoffgewinnung, Nassprozesse und Konfektionierung,
aber nicht an die Garnherstellung und Verarbeitung.

Nachhaltigkeit, Kleidung und große Online-Shops

Fast Fashion und ein steigender Textilkonsum sind eng verknüpft mit
der Ausbeutung von Menschen und Ressourcen, Müllbergen und
Umweltverschmutzung durch Chemikalien und Mikroplastik, Wassermangel,
Artensterben und der Klimakatastrophe. Im Rahmen der
EU-Textilstrategie schlägt die EU-Kommission Lösungen für die Misere
vor: Textilien sollen bis 2030 eine bessere Qualität haben, repariert,
länger genutzt und recycelt werden. Außerdem soll es klarere
Informationen auf Textilien und weniger grünen Etikettenschwindel
geben.

Der Online-Handel hat auf dem Bekleidungsmarkt durch seinen hohen
Anteil erheblichen Einfluss auf den Markt und ist deshalb auch mit
dafür verantwortlich, dass die EU-Ziele tatsächlich erreicht werden:
Bekleidung war auch 2024 mit 14,6% wieder der umsatzstärkste Sektor im
Onlinegeschäft.[4]

Es gibt zwar Anbieter, die sich auf ökologisch und/oder faire Kleidung
spezialisiert haben, aber sie bilden noch immer eine Nische: Die Masse
an Kleidung wird bei den großen Playern des Online-Handels gekauft.
Diese gilt es also, zu einer nachhaltigen Transformation des
Bekleidungssektors zu verpflichten. Denn für die Mehrheit der
Verbraucher:innen muss nachhaltigerer Textilkonsum die einfachere
Lösung werden, damit sich ihr Konsumverhalten ändern wird. Doch kommen
die großen Player auf dem Online-Fashion-Markt ihrer Verantwortung
nach?

Marktcheck der Verbraucherzentrale NRW zu nachhaltigen Textilien
im Online-Handel

Im August 2023 schaute sich die Verbraucherzentrale NRW [5] bei den
Top Ten-Onlinehändlern (2021) für Bekleidung Zalando, Otto, H&M,
Aboutyou, Bonprix, Amazon, Breuninger, Bestsecret, Shein und Lidl nach
einer Damenhose in Größe 38 um. Ihr Ziel war es herauszufinden, wie
leicht oder schwer es Verbraucher:innen dort gemacht wird,
nachhaltigere Kleidung zu auszuwählen, ob Nachhaltigkeitsaussagen
nachvollziehbar sind und ob diese Shops Angebote zur nachhaltigeren
Nutzung von Kleidung machen.

Das Ergebnis war ernüchternd: Nachhaltige Kleidung wurde in den
Trefferübersichten nicht vorrangig angezeigt. Suchende müssen also die
Nadel im Heuhaufen finden, beispielsweise unter einem unübersichtlich
großen Angebot konventioneller Kleidung von 320.072 Damenhosen in
Größe 38 die 1.809 (0,57%) als nachhaltig ausgelobten herausfischen.
Hinzu kommt, dass in den Trefferübersichten keine Abbildungen
bekannter, unabhängiger Textilsiegel verwendet werden, die auf den
ersten Blick einen Wiedererkennungswert haben. Viele Anbieter nutzten
dort lieber selbst kreierte Nachhaltigkeitssymbole und -definitionen,
die nicht nachvollziehbar sind.

»Es gibt zwar Anbieter, die sich auf ökologisch und/oder faire
 Kleidung spezialisiert haben, aber sie bilden noch immer eine Nische:
 Die Masse an Kleidung wird bei den großen Playern des Online-Handels
 gekauft.«


Nicht viel besser war das Ergebnis, wenn bei der Suche zusätzlich ein
Nachhaltigkeitsfilter gesetzt wurde: Dann wurden zwar einige Hosen
angezeigt, die nach unabhängigen Standards zertifiziert waren -
allerdings fast immer ohne die Abbildungen der Siegel, die eine
schnelle Orientierung geboten hätten. Um herauszufinden, warum genau
eine Hose als nachhaltig ausgelobt wurde, musste außerdem erst einmal
gescrollt und geklickt werden. Ein anspruchsvolles und umfassendes
Siegel wie der GOTS war auf keiner der im Marktcheck angesehenen
Produktseiten zu finden - auch Bio-Baumwolle gab es nur einmal. Häufig
wurde Kleidung aus oder mit Recycling-Kunstfasern als nachhaltiger
ausgelobt. Das sollte unbedingt vermieden werden, es sei denn, die
Fasern stammen aus Post-Consumer-Textilabfällen. Besonders häufig,
aber problematisch ist die Auslobung von Recyclingpolyester als
nachhaltig, wenn dieses aus PET-Lebensmittelverpackungen wie
Getränkeflaschen stammt, da in diesem Fall PET aus einem
funktionierenden Kreislaufsystem entzogen wird.

Immerhin boten drei der Top Ten-Shops gebrauchte Kleidung als
nachhaltigere Alternative zum Neukauf an. Ob es sich dabei um
getragene Kleidung oder Retouren handelte, war nicht nachvollziehbar.
Weitere Dienstleistungen zur nachhaltigeren Nutzung von Bekleidung
wurden von keinem der Top Ten-Shops angeboten.

Was sich in den großen Online-Shops ändern muss

Im ersten Schritt müssen Online-Händler von ihren Lieferanten vor
allem Kleidung mit unabhängigen und anspruchsvollen Textilsiegeln
(z.B. die vom Grünen Knopf anerkannten) verlangen und ihr Sortiment
entsprechend ausrichten. Dann gilt das Motto "Tue Gutes und rede
darüber", das bedeutet, diese nachhaltigere Kleidung muss bei der
Suche das neue Normal werden, also schon in den Trefferübersichten
vorrangig angezeigt werden und zwar, ohne dass Verbraucher:innen erst
einen Nachhaltigkeitsfilter setzen müssen. Außerdem muss endlich
Schluss sein mit selbstkreierten Icons, Symbolen und Greenwashing.
Stattdessen müssen die wiedererkennbaren Abbildungen unabhängiger
Textilsiegel schon in der ersten Trefferübersicht direkt an oder auf
dem Produktfoto angezeigt werden.

Unbestritten am nachhaltigsten ist die längere Nutzung von Kleidung.
Um einen spürbaren Wandel zu bewirken, sollten die großen Online-Shops
Verbraucher:innen daher qualitativ gute Kleidung mit einer
verlängerten Gewährleistung, Second-Hand-Kleidung, Ersatzteile zu
einem angemessenen Preis (beispielsweise Ersatzknöpfe und -
reißverschlüsse oder passende Garne zum Flicken von Löchern), einen
Änderungs-und Reparaturservice (z.B. in Kooperation mit lokalen
Schneidereien) und einen Verleihservice für Kleidung, die nur kurze
Zeit oder selten getragen wird, wie Baby- und Festtagskleidung,
anbieten.

Dr. Kerstin Effers arbeitet als promovierte Chemikerin seit 2013 bei
der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen auf dem Gebiet Umwelt und
Gesundheitsschutz.
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Kleider machen Probleme

Der Lebenszyklus der Mode und seine Herausforderungen

Vergiftete Geschenke

Die toxische Textilkrise in Ghana: Wie Fast Fashion Second-Hand-Spenden 
zu gefährlichem Textilmüll macht

von Dr. Viola Wohlgemuth



Globale Modemarken werben mit Recycling und Kreislaufwirtschaft,
doch die Realität sieht anders aus. Nirgendwo wird das Scheitern des
linearen Geschäftsmodells des Fast-Fashion-Systems so sichtbar wie in
den Ländern des Globalen Südens, wo der Großteil unserer kurzlebigen
Kleidung aus synthetischen Fasern landet - verbrannt, deponiert oder
von Flüssen ins Meer gespült, mit verheerenden Folgen für Mensch und
Umwelt.

Fast Fashion: das profitable, lineare Geschäftsmodell mit
passendem Konsumverhalten steht für immer mehr, immer billigere
Kleidung, die immer kürzer getragen wird. In nur zehn Jahren hat sich
die weltweite Produktion verdoppelt, während die Tragezeit pro
Kleidungsstück halbiert wurde. Mit dem jüngsten Phänomen 
Ultra-Fast-Fashion-Marken treiben Online-Händler wie Shein oder Temu diesen
zerstörerischen Trend weiter auf die Spitze - täglich gehen bis zu
9.000 neue Designs online, alles nur einen Klick entfernt, produziert
innerhalb weniger Tage und per Luftfracht direkt an die Haustür
geliefert. Allein nach Deutschland werden so täglich 400.000 Pakete
verschickt. Ein Party-Top wird in Deutschland dann gerade noch 1,7-mal
getragen, bis es im Müll landet, und diese rasant wachsenden
Klamottenberge müssen irgendwo hin! [1]

Allein in Deutschland werden jährlich ca. eine Million Tonnen
ausrangierter Altkleider gesammelt - eine LKW-Schlange von Flensburg
bis Innsbruck. Nur zehn Prozent davon finden als Second-Hand-Ware im
Inland neue Besitzer:innen. Der Großteil (ca. 50%) wird exportiert und
der Rest zerrissen, gedowncycelt oder direkt vernichtet.[2] Weltweit
wird pro Sekunde eine LKW-Ladung Kleidung verbrannt oder deponiert -
mit fatalen Folgen für die Umwelt.

Second Hand - eine zweite Chance?

Deutschland gehört zu den weltweit größten Exporteuren von gebrauchter
Kleidung, die Exporte von Textilabfällen aus der EU haben sich in den
letzten 20 Jahren vervierfacht. Das westafrikanische Ghana ist als
zentraler Akteur im regionalen Handel mit über 100.000 Tonnen pro Jahr
der mit Abstand größte Abnehmer für Second-Hand-Textilien in Afrika,
darunter auch große Mengen aus deutschen Kleiderschränken.

Jede Woche erreichen rund 100 Container mit etwa 15 Millionen
Second-Hand-Textilien die Hafenstadt Tema, Ghanas wichtigstes Handels-
und Industriezentrum. Von dort aus setzt sich der unaufhaltsame Strom
an Textilballen in Bewegung - direkt ins Zentrum von Accra, wo der
Kantamanto-Markt liegt, einer der größten Textilmärkte Afrikas und
Drehscheibe für den Handel mit gebrauchter Kleidung.

Kantamanto - die Textilstadt in der Stadt

Transporter, Handkarren und Träger:innen befördern täglich Berge
gebrauchter Kleidungsstücke, in Ghana als "Oburoni Wawu" - "die
Kleidung toter weißer Männer" - bekannt. Je näher man dem
Bahnhofsgelände aus Kolonialzeiten kommt, desto mehr prägt dieser
unaufhaltsame Strom das Straßenbild. Die ohnehin überfüllten und
verwinkelten Straßen des zentralen Geschäftsviertels von Accra werden
von den unzähligen Textiltransportern blockiert, die sich ihren Weg
zum Markt bahnen.

Der Kantamanto-Markt erstreckt sich über 24 Hektar verwinkelte Gassen
und besteht aus Tausenden Geschäften, Ständen und improvisierten
Verkaufsflächen. Viele Händler:innen verkaufen ihre Ware von einfachen
Holzständen mit Blechdächern aus, die dicht an dicht zwischen engen,
unebenen Gassen stehen. Doch die Masse an Textilien quillt längst über
die Marktgrenzen hinaus in die anliegenden Straßen und wird dort unter
freiem Himmel, oft direkt auf dem Boden, angeboten. Inmitten des
dichten Gedränges sind überall die Kayayei zu sehen - Frauen, die von
Einzelhändler:innen auf Zuruf angeheuert werden, um Waren auf dem Kopf
zwischen Importeuren und Verkaufsständen zu transportieren. Sie
navigieren geschickt durch die überfüllten, unwegsamen Gassen, wo
weder Handkarren noch Schubkarren Platz finden.

Mehr als 30.000 Menschen leben hier vom Handel mit gebrauchter
Kleidung - sie kaufen, verkaufen, färben, bügeln, nähen, reparieren
und verarbeiten die Ware. Doch Kantamanto ist mehr als ein
Umschlagplatz für Second-Hand-Textilien: Es ist ein pulsierendes
System, das von den globalen Strömen der Fast Fashion gespeist wird -
und am Rande des Kollapses steht.

Die beengten Verhältnisse und mangelnde Infrastruktur machen den Markt
zu einem höchst gefährlichen Ort. Offene Kabel, schwebende
Textilfasern und die enorme Brandlast führen immer wieder zu
verheerenden Bränden. Erst am 2. Januar 2025 zerstörte der bislang
schlimmste Brand 80% des Marktes. Tausende Händler:innen verloren in
wenigen Minuten ihre gesamte Existenzgrundlage. Der Rauch der
brennenden Tonnen an Plastiktextilien, durchsetzt mit den unzähligen
Chemikalien in der Kleidung, hüllte die gesamte Umgebung in eine
dichte, beißende Wolke. Ganze Wohnviertel versanken im toxischen
Qualm, der Augen und Atemwege reizte und sich als schmierige
Rußschicht auf Straßen, Gebäuden und den verbliebenen Waren
niederlegte.

Fast Fashion - Slow Poison

Aber auch ohne die wiederkehrenden Brände auf dem Markt landet ein
Großteil der Textilien am Ende im Feuer. Die Masse an Waren steigt,
doch die Qualität nimmt seit Jahren ab. Laut Angaben der Händler
müssen bis zu 40% Ausschuss pro Ballen unverkauft entsorgt werden.
Diese täglichen Tonnen an Textilmüll bleiben zunächst auf dem Boden
zwischen den Ständen liegen, bis man am Abend nur noch auf Textilien
läuft.

Nach Ladenschluss landen die Textilmüllmassen auf wilden Deponien oder
in offenen Feuern. Besonders in Accras informellen Siedlungen wie Old
Fadama, das direkt an den Markt angrenzt, wird der Textilmüll zur
billigsten Energiequelle: Er heizt Koch- und Waschwasser, während
giftige Dämpfe abendlich den gesamten Slum einhüllen.

Unsere Messungen im Jahr 2023 in drei Badehäusern in Old Fadama, in
denen Textilmüll verbrannt wird, ergaben alarmierende Schadstoffwerte.
Die Luft war hoch belastet mit krebserregendem Benzol, dessen Werte
weit über den deutschen Grenzwerten lagen. Zudem wurden
fortpflanzungsschädliches Styrol sowie polyzyklische aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAKs), darunter Naphthalin und Phenole,
nachgewiesen. Der Gehalt an flüchtigen organischen Verbindungen (VOC)
war so hoch, dass sofortige Gegenmaßnahmen erforderlich wären.[3]

Fossil Fashion - die Textilindustrie ist ein Plastikproblem

Der Haupttreiber des Fast Fashion-Wachstums sind billige Kunstfasern
aus Öl, allen voran Polyester. Bereits heute bestehen fast 70% aller
weltweit produzierten Textilien aus synthetischen Fasern - meist
Mischgewebe mit unbekannter Zusammensetzung und voller chemischer
Ausrüstungen, die Recycling, selbst wenn gewollt, praktisch unmöglich
machen.

Die Umweltbilanz dieser Plastikfasern ist katastrophal: Bis 2030
sollen laut der Ellen MacArthur Foundation die CO2-Emissionen durch
Polyester weltweit auf 1,5 Billionen Kilogramm CO2-Äquivalent steigen.
Da etwa 80% der Polyesterproduktion in die Textilindustrie fließen,
wird dieser Bereich allein 1,2 Milliarden Tonnen CO2-Emissionen
verursachen - das entspricht den jährlichen Emissionen aller Autos in
Europa.[4]

»Spätestens die Plastikmüllflut der Fast Fashion-Industrie entlarvt
 die neokoloniale Wirtschaftsweise westlicher Modekonzerne: Sie
 überproduzieren kurzlebige Kleidung, verschmutzen die
 Produktionsländer und hinterlassen dem Globalen Süden ihre Müllberge.«


Unsere Infrarot-Analysen des Kleidermülls vom Kantamanto-Markt und den
umliegenden Deponien zeigen, dass über 96% der hier entsorgten
Textilien aus Kunststoff bestehen. Wie jeder Plastikmüll zersetzen sie
sich nicht biologisch, sondern zerfallen mit der Zeit in immer
kleinere Mikroplastikpartikel. Diese belasten, zusammen mit den
Chemikalien aus den Textilien, Boden, Wasser, Luft - und letztlich die
gesamte Nahrungskette.

Das Märchen von der Kreislauffähigkeit der Mode

Spätestens die Plastikmüllflut der Fast Fashion-Industrie entlarvt die
neokoloniale Wirtschaftsweise westlicher Modekonzerne: Sie
überproduzieren kurzlebige Kleidung, verschmutzen die
Produktionsländer und hinterlassen dem Globalen Süden ihre Müllberge.
Gleichzeitig nutzen sie massive Greenwashing-Erzählungen, um die
dringend notwendige Transformation der Branche hinauszuzögern. Mit
weniger als ein % recycelter Fasern in der Neuproduktion ist wohl
keine Branche weiter vom Mythos der propagierten Kreislauffähigkeit
entfernt als die Textilindustrie.[5]

Zeit für eine echte Fashion-Revolution

Verschmutzung im Verborgenen war unethisch, Kontamination in der
Öffentlichkeit ist ein PR-Desaster. Mit neuen EU-Richtlinien zu
Ökodesign und erweiterter Herstellerverantwortung gibt es nun erstmals
eine Chance, diese Umweltzerstörung gesetzlich einzudämmen.

Überall auf der Welt - von den Textilfabriken in Südostasien bis zu
den Altkleiderbergen in Ghana - wächst der Widerstand. Betroffene,
Aktivist:innen und politische Akteur:innen fordern gemeinsam eine
echte Fashion-Revolution. Die Modeindustrie muss ihr zerstörerisches,
lineares Geschäftsmodell beenden, den Materialfluss verlangsamen und
auf eine faire, transparente und kreislauffähige Produktion umstellen.

Bis 2035 sollten 60% des deutschen Kleiderkonsums durch
kreislauffähige Geschäftsmodelle wie Leihen, Reparatur, Second-Hand
und Upcycling gedeckt werden, um unsere Ressourcenschutzziele zu
erreichen. Dafür braucht es jetzt die richtigen politischen
Rahmenbedingungen und den Ausbau der Infrastruktur.

Dr. Viola Wohlgemuth ist promovierte Pharmazeutin und leitet die
politische und Kampagnen-Arbeit bei Fashion Revolution
Deutschland. 
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TEXTILIEN/049: "Reclaim Responsibility" statt "Black Friday" - Aktionsshop mit geretteten Textilien von Ghanas Müllhalden (DUH)

Deutsche Umwelthilfe e.V.

Pressemitteilung - Montag, 24.11.2025

"Reclaim Responsibility" statt "Black Friday": Deutsche Umwelthilfe
startet Aktionsshop mit geretteten Textilien von Ghanas Müllhalden



• Wöchentlich landen rund 15 Millionen exportierte
Kleidungsstücke in Ghana, viele davon auch aus Deutschland - sie sind
größtenteils nicht recyclingfähig und enden deshalb auf Mülldeponien

• Rabattwahnsinn am Black Friday befeuert Umwelt- und
Klimaprobleme: DUH startet Protestshop mit geretteten Einzelteilen

• Anstehende Umsetzung von EU-Richtlinie: DUH fordert von
Umweltminister Schneider, Textilhersteller endlich in die
Verantwortung zu nehmen



Berlin, 24.11.2025: Zum Black Friday macht die Deutsche Umwelthilfe
(DUH) die globalen Folgen des klimaschädlichen Geschäftsmodells
Fast-Fashion greifbar. Die Umwelt- und Verbraucherschutzorganisation
startet unter dem Motto "Reclaim Responsibility" einen Aktionsshop, in
dem gerettete und wieder aufbereitete Textilien aus Ghana ein zweites
Leben erhalten. Dies soll die Absurdität der heutigen Überproduktion
in der Textilindustrie zeigen: Obwohl viele Kleidungsstücke neu oder
kaum getragen sind, werden immer mehr hergestellt. Für die Hersteller
lohnt sich das weiterhin, weil sie für die Ressourcenzerstörung,
Umweltschäden und Müllentsorgung ihrer Produktion nicht verantwortlich
gemacht werden.

Barbara Metz, Bundesgeschäftsführerin der DUH: "Fast-Fashion hat Mode
zu Plastik-Wegwerfprodukten gemacht: 70 Prozent der Klamotten bestehen
heute aus synthetischen Fasern, von denen weniger als ein Prozent zu
neuer Kleidung recycelt wird. Umweltminister Schneider hat jetzt die
Chance, die bislang weitgehend unregulierte Massenproduktion auf
Kosten von Arbeitskräften und Umwelt wirksam zu begrenzen. Künftig
darf es sich für Modemarken nicht mehr auszahlen, immer neue
kurzlebige Trends zu bedienen und nicht-recyclingfähige minderwertige
Ware in riesigen Mengen auf den Markt zu bringen. Mit der anstehenden
Umsetzung der Erweiterten Herstellerverantwortung muss er festlegen,
dass die Verantwortung der Hersteller nicht beim Checkout im
Online-Shop oder an der Ladentheke endet, sondern bis zum Lebensende
eines Produkts reicht. Dafür sollten mindestens 25 Prozent der
Gebühren der Erweiterten Herstellerverantwortung für einen Fonds
genutzt werden, über den wirklich kreislauffähige Geschäftsmodelle
mitsamt der notwendigen Infrastruktur gefördert werden."

Ghana ist eines der Hauptexportziele für deutschen Textilmüll.
Wöchentlich erreichen rund 15 Millionen gebrauchte Kleidungsstücke aus
der ganzen Welt die Häfen Ghanas - und zunehmend auch neuwertige,
ungetragene Ware, die besonders durch Konsumspitzen wie den Black
Friday entsteht. Bei solchen durch Rabattaktionen ausgelöste
Spontankäufen werden in Deutschland schon rund 80 Prozent der
Textilien ungetragen zurückgeschickt. Diese Masse an Retouren,
Überproduktion und Altkleider in zunehmend schlechter Qualität können
auch in Ghana nur zum Teil weiterverkauft werden, bereits 40 Prozent
der importierten Textilien gelten hier als Müll. Dieser Textilmüll
unbekannter Zusammensetzung kann weder in Deutschland noch in Ghana
sortenrein sortiert oder gar recycelt werden. Deswegen landet er auf
Deponien oder wird verbrannt.

Gemeinsam mit dem lokalen Partner "The Revival" hat die DUH Textilien
von informellen Mülldeponien in Accra gesammelt, gewaschen, repariert
oder upgecycelt. Die geretteten Kleidungsstücke können im
DUH-Aktionsshop kostenfrei bestellt werden; lediglich die Kosten für
den Versand in Mehrweg-Boxen aus Berlin fallen an.

Viola Wohlgemuth, Senior-Expertin für Textilien und
Kreislaufwirtschaft: "Die ökologischen und sozialen Auswirkungen von
Fast Fashion in Ghana sind verheerend - ehemalige Sandstrände bestehen
heute aus Textilmüllbergen. Hier wird das globale Versagen einer
linearen Textilindustrie deutlich und Deutschland trägt als einer der
größten Textilmärkte und Exporteur von gebrauchten Textilien eine
besondere Verantwortung. Allein in Deutschland verbrauchen wir
jährlich etwa 1,56 Millionen Tonnen Textilien - etwa 19 Kilogramm pro
Person. Es ist höchste Zeit, dass Leihen, Reparieren, Second Hand das
neue Normal werden!"

Der neue Arbeitsschwerpunkt der DUH für eine zirkuläre
Textilwirtschaft wird gefördert vom Venture and Nature Fund (VNF).

Hintergrund:

Mit der EU-Richtlinie zur Erweiterten Herstellerverantwortung für
Textilien (EPR) muss Deutschland bis Sommer 2027 ein eigenes
nationales System aufsetzen. Frankreich und die Niederlande zeigen,
wie es geht: Dort sind Hersteller bereits gesetzlich verpflichtet,
Textilien in eine zweite Nutzung zu bringen, Reparaturen zu
ermöglichen und Recycling zu fördern.


Links:

DUH-Forderungen für eine wirksame EPR Gesetzgebung:

https://mitmachen.duh.de/reclaim-responsibility

Reclaim Responsibility Shop:

https://reclaim-responsibility.de

Mehr Infos: 

https://www.duh.de/informieren/ressourcen-und-abfall/fast-fashion/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 24.11.2025
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TEXTILIEN/048: Black Friday - Billigmode ist kein Schnäppchen für Umwelt und Menschen (GLOBAL 2000)

GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Presseaussendung,
26.11.2025

Black Friday: Billigmode ist kein Schnäppchen für Umwelt und
Menschen 



Österreich hat ein Müllproblem. Täglich landen mehr als 500 Tonnen
Altkleidung in Deponien oder Verbrennungsanlagen. Rund um den Black
Friday verleiten die massiven, oft nur vorgegaukelten Rabattaktionen
jedes Jahr Hunderttausende Menschen dazu, Kleidung zu kaufen, die sie
oft nicht benötigen.

Die größte österreichische Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000, die
Caritas der Erzdiözese Wien und die Volkshilfe Wien machen mit einer
Aktion in der Wiener Innenstadt auf dieses rasant wachsende Problem
aufmerksam. "Ultrabillige Mode von Plattformen wie Temu und Shein
trägt wesentlich zur Vermüllung unserer Umwelt bei. Diese Kleidung ist
minderwertig, kurzlebig und zerfällt in Mikroplastik, das sich in
unserem Körper anreichert", warnt Anna Leitner, Sprecherin für
Ressourcen von GLOBAL 2000, vor einer Erdkugel, die in einem Berg
voller Altkleidung versinkt.

Black Friday als Beschleuniger - Second-Hand als Teil der Lösung

Kleidung liegt laut Europäischem Verbraucherschutz noch vor Elektronik
auf Platz eins in der "Black Week". Mode wird zur Wegwerfware, und
fast jedes zehnte Stück landet ungetragen im Müll. Das hat enorme
Umwelt- und Sozialauswirkungen, stecken doch große Mengen an Wasser,
Strom, Chemikalien und vor allem menschliche Arbeit in jedem Stück
Kleidung. Statt Kaufrausch und Rabattschlacht laden Second-Hand-Shops
zu entschleunigtem Einkaufen ohne Konsumzwang ein.

Sowohl die Caritas der Erzdiözese Wien als auch die Volkshilfe Wien
betreiben Shops, die gebrauchte Kleidung sammeln, aufbereiten und
leistbar weitergeben. Wer hier einkauft, schafft nicht nur lokale
Arbeitsplätze und reduziert den Müllberg, sondern hilft auch, andere
wichtige soziale Projekte auf den Weg zu bringen. "Mit unseren carlas -
 den Second-Hand-Shops der Caritas - bieten wir nicht nur eine
nachhaltige und günstige Einkaufsmöglichkeit und Arbeitsplätze für
langzeitarbeitslose Menschen. Wir zeigen, dass Kreislaufwirtschaft
funktionieren kann und ganz nebenbei noch Freude bereitet", betont
Oliver Türkoglu, der bei der Caritas der Erzdiözese Wien für den
Bereich Sachspenden und Logistik verantwortlich ist.

Kleidung mit Mehrwert

Die Kunden erhalten günstige nachhaltige Kleidung mit sozialem
Mehrwert, und die Spender:innen der Kleidung wissen, dass ihre oft
geliebten, aber nicht mehr benötigten Sachen ein neues Leben bekommen.
"Wir möchten alle, die dem wachsenden Second-Hand-Trend noch skeptisch
gegenüberstehen, gerne einladen, diese Art des Einkaufens
auszuprobieren. Denn das nachhaltigste Kleidungsstück ist jenes, das
nicht neu produziert werden muss", weiß Türkoglu.

Kreislaufwirtschaft statt Wegwerfgesellschaft

Wie nachhaltig echte Kreislaufwirtschaft funktioniert, zeigt auch die
Volkshilfe Wien. "Jeder Euro, der in den Volkshilfe Vintage-Shops
ausgegeben wird, wirkt doppelt nachhaltig: ökologisch und sozial. Denn
er schafft echte Chancen für Menschen, die lange keinen Platz mehr am
Arbeitsmarkt hatten. Wir beraten, betreuen und beschäftigen und
erleben täglich, wie aus einer Spende wieder Perspektive wird. So
funktioniert Kreislaufwirtschaft, die Umwelt schützt und Menschen
stärkt", so Claudia Bernatz, Betriebsleitung TAV Betriebe, Volkshilfe
Wien.

Forderung nach Anti-Fast-Fashion-Gesetz

Österreich muss der Flut an Wegwerfmode nicht tatenlos zusehen oder
auf die EU warten, sondern kann selbst ein Anti-Fast-Fashion-Gesetz
auf den Weg bringen. "Unsere lokalen Geschäfte und Produzenten
brauchen faire Bedingungen, und die sind derzeit nicht gegeben. Im
ersten Schritt können die Regierungsparteien aggressive Werbung von
Temu und Shein verbieten und hohe Entsorgungsgebühren für die 
Online-Plattformen beschließen. Im zweiten Schritt muss echte
Kreislaufwirtschaft gefördert werden. Wir gewinnen damit eine Umwelt,
die aufatmet, Menschen, die gesund sind, und Arbeitsplätze, die in der
Nachbarschaft bleiben", so Anna Leitner abschließend.

 * 

Quelle:

Presseaussendung, 26.11.2025

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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TEXTILIEN/047: Neue Recyclingmethode für Textilien (idw)

Technische Universität Wien - 26.11.2025

Neue Recyclingmethode für Textilien

Ein neuartiges, ungiftiges Lösungsmittel ermöglicht es, Textilien aus
Mischfasern fast perfekt zu recyceln.



Wir erzeugen mehr Textilien als je zuvor: Weit über hundert Millionen
Tonnen Textilien werden weltweit jedes Jahr produziert - mehr als
doppelt so viel wie noch im Jahr 2000. Dadurch wird es immer
wichtiger, alte Textilien nicht einfach zu entsorgen, sondern sie auf
umweltschonende Weise wiederzuverwerten.

Das ist jedoch oft nicht einfach - besonders dann nicht, wenn es sich
um Mischtextilien handelt, etwa um einen Mix aus Baumwolle und
Polyester. An der TU Wien wurde nun eine Methode entwickelt, solche
Mischtextilien effizient zu trennen und zu recyceln - auf verblüffend
einfache Weise, mithilfe von Menthol und Benzoesäure, zwei ungiftigen
Substanzen.

Fünf Minuten sind genug

"Was zunächst überrascht: Sowohl Menthol als auch Benzoesäure sind bei
Raumtemperatur fest. Doch zusammen bilden sie eine Flüssigkeit - ein
sogenanntes Deep Eutectic Solvent. Diese neuartige Flüssigkeit ist ein
leistungsfähiges, ungiftiges und leicht herstellbares Lösungsmittel,
das vielfältige Anwendungsmöglichkeiten bietet", erklärt Andreas Bartl
vom Institut für Verfahrenstechnik, Umwelttechnik und Technische
Biowissenschaften.

Wird das neuartige Lösungsmittel auf 216 °C erhitzt, beginnt ein
faszinierender Prozess: in nur fünf Minuten trennen sich die
Bestandteile der Mischtextilien voneinander: Der Polyester löst sich
vollständig, während die Baumwolle unverändert bleibt. Sie kann
anschließend gewaschen, getrocknet und wiederverwendet werden - der
Polyesteranteil fällt beim Abkühlen aus, wird abgetrennt und kann
ebenfalls recycelt werden. Mit Rückgewinnungsraten von 100% bei
Baumwolle und 97% bei Polyester erreicht das Verfahren ein nahezu
vollständiges Recycling - ein Ergebnis, das mit herkömmlichen Methoden
bisher unerreicht war.

Nur trennen - nicht chemisch zerlegen

"Das wirklich Erstaunliche an diesem neuen Verfahren ist, dass weder
die Baumwolle noch der Polyester beschädigt oder chemisch verändert
werden", sagt Andreas Bartl. "Unsere Untersuchungen zeigen: Die
Baumwollfasern bleiben stabil und behalten ihre typischen
Eigenschaften - sie lassen sich sogar wieder zu neuen Garnen
verspinnen. Und auch der Polyester bleibt unverändert: Seine Struktur
und Schmelztemperatur sind gleich wie zuvor. Das zeigt, wie schonend
und effizient dieser Recyclingprozess funktioniert." Bislang wurde
Polyester beim Recycling meist chemisch zerlegt, also in kleinere
Molekülbausteine aufgespalten. Die neue Methode hingegen erhält die
Polymerketten vollständig - dadurch bleibt die Materialqualität
erhalten.

Vielversprechende Methode

Bisher wurde das Verfahren nur im Labor getestet, doch das
Forschungsteam rund um Nika Depope und Andreas Bartl sieht darin
großes industrielles Potenzial. Sowohl die zurückgewonnene Baumwolle
als auch der recycelte Polyester können für zahlreiche Anwendungen
genutzt werden - etwa für neue Garne, Fasern, Vliesstoffe oder
technische Textilien.

Derzeit arbeitet das Team daran, den Prozess noch energieeffizienter
zu machen, denn die notwendige Temperatur von 216 °C ist energetisch
gesehen ein Nachteil. Die Forschenden sind aber zuversichtlich, dass
sich hier weitere Optimierungen erzielen lassen - und dass die Methode
künftig im industriellen Maßstab zum Einsatz kommen kann.


Originalpublikation:

N. Depope et al., Deep eutectic solvent as a solution for
polyester/cotton textile recycling, Waste Management 208 (2025).

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0956053X25005884?via%3Dihub

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution88

Homepage:

https://www.tuwien.at

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien - 26.11.2025 15:26

WWW: http://idw-online.de
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FRAGEN/037: Kolumbien - Stimme des Putumayo. Jani Silva kämpft für Land, Leben und Umwelt (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Stimme des Putumayo: Jani Silva kämpft für Land, Leben und Umwelt

Interview mit Jani Silva von David Graaf



(Berlin, 20. Oktober 2025, poonal) Vor einigen Tagen stand eine Frau aus
Kolumbien auf der Bühne des prächtig geschmückten Festsaals des Wiesbadener
Landtags: Jani Silva, 64-jährige Kleinbäuerin, Menschenrechts- und
Umweltaktivisten aus dem Putumayo, einer Amazonasregion an der Grenze zu
Ecuador, um den Hessischen Friedenspreis entgegenzunehmen. Jani Silva ist
das, was man in Kolumbien eine "Lider social" nennt, eine
Führungspersönlichkeit ihrer Gemeinde, die sich für ein besseres Leben und
gegen Gewalt und die Zerstörung der Umwelt in ihren Regionen einsetzt.
David Graaf sprach mit ihr.

Frage:  Worin besteht die Arbeit der Organisation ADISPA?

Jani Silva: ADISPA fördert und setzt alles das um, was mit der
Verbesserung der Lebensbedingungen der Kleinbauernfamilien in unserer
Region Putumayo zu tun hat. Dabei berücksichtigen wir Bildung, Kultur,
Sport, ökologischen Landbau und vor allem auch Biodiversität. Dadurch
fördern wir die kleinbäuerliche Selbstverwaltung. Wir wollen den Familien
letztlich ihre Rechte, aber auch ihre Verantwortung gegenüber der Natur und
ihrer Umwelt bewusst machen.

Frage:  Wie gestaltet sich eure Arbeit konkret?

Jani Silva: Wir führen Workshops durch, aber dabei geht es nicht
darum, einseitig Wissen zu vermitteln, sondern es praktisch umzusetzen, um
gezielt Probleme zu lösen. Also vielmehr darum, Wissen weiterzugeben und
auszutauschen.

Ein Beispiel: Wenn wir über vom Aussterben bedrohte, einheimische Baumarten
sprechen, dann fragen wir: Warum sind sie wichtig, welche Bedeutung haben
sie, wo in unserer Region gibt es sie und wo nicht? Wie ist ihr
wissenschaftlicher Name? Aber auch: Wie werden sie von den Menschen im
Alltag bezeichnet? Und dann kommen wir zur Praxis: Wir schauen, wo es Samen
gibt, wo wir sie keimen lassen können, wie zum Beispiel in unserer
Baumschule, und wer sie aussäen möchte, um die sogenannten Bio-Korridore
zwischen den einzelnen Siedlungen zu bepflanzen, die gerade angelegt
werden, und so weiter.

Ein weiteres Beispiel wäre eine Zusammenkunft, um über
Ernährungssouveränität und Solidarwirtschaft zu sprechen. Dabei geht es
dann darum, ob die jeweiligen Familien einen Gemüsegarten haben, und wenn
nicht, was sie für dessen Bau noch brauchen. Dann suchen wir von der
Organisation aus nach Möglichkeiten, die benötigten Materialien zu
beschaffen und wir organisieren den Austausch von Samen bestimmter Pflanzen
und Baumarten.

Ein anderes Thema ist das der Wiederaufforstung. Dabei geht es nicht nur
allgemein um die Bekämpfung der globalen Erwärmung oder der weltweiten
Situation, sondern eben konkret um die Schaffung besagter Biokorridore, in
denen wir ein Monitoring der Fauna und Flora machen, um herauszufinden,
welche Arten es gibt und welche nicht, und was wir machen müssen, damit
diese Arten sich wieder ansiedeln.

Frage:  Seit 2020 ist euer Gebiet im kolumbianischen Amazonas als
sogenannte kleinbäuerliche Schutzzone [1] anerkannt, als Zona de Reserva
Campesina [2]. Das bedeutet, dass kleinbäuerliche Lebensweise hier
besonders geschützt und staatlich gefördert werden muss. Großgrundbesitz
ist untersagt und Bergbau oder Erdölförderung soll unterbunden werden. Vor
welchen Herausforderungen stehen die Kleinbauern in dieser Schutzzone?

Jani Silva: Du hast es schon gesagt, es gibt große Probleme. Es ist
nicht nur der Mangel an Investitionen seitens der Regierung, sondern auch
mangelhafte Planung bei Projekten, die eine Lösung für die Familien und für
das Gebiet sein könnten. Es wird nicht berücksichtigt, dass unser Gebiet
als Teil der Amazonasregion sehr verletzlich ist, denn es werden
Konzessionen an Öl- und sogar Bergbauunternehmen vergeben, die Ausbeutung
dieser Vorkommen erlaubt. Aber es gibt auch das Problem des Kokaanbaus, für
das es eigentlich keinen Willen zu einer echten und wirksamen Lösung gibt.
So ist unsere Region ständig einem gewissen Risiko ausgesetzt.

Frage:  Welches sind die Probleme, die der Kokaanbau in der Region
Putumayo verursacht?

Jani Silva: Koka sorgt für wirtschaftliche Instabilität und
verschmutzt und zerstört die unmittelbare natürliche Umgebung. Weil der
Kokahandel kein geregelter, legaler Wirtschaftszweig ist, sondern ein
illegalisierter, existieren für die Bäuer*innen keine Sicherheiten. Der
Markt ist sehr volatil. Wir Kleinbäuer*innen pflanzen nicht gerne Koka an,
aber realistisch betrachtet gibt es in unserer Region keine andere
Anbaumöglichkeit, die wirklich rentabel ist und den Bedarf der Familien
deckt. Ein weiterer Punkt ist außerdem, dass die Bekämpfung des Kokaanbaus
die Abholzung der Wälder noch befördert. Denn wenn Polizei oder Militär in
einem Gebiet Pflanzungen besprühen oder ausreißen, dann bauen die Bauern
die Sträucher an einem anderen Ort wieder an, wofür auch erst wieder
Regenwald gerodet werden muss, und immer so weiter. Das heißt, es gibt
keinen Ansatz, der die Probleme vollständig lösen kann und die nicht noch
mehr Schaden anrichtet, als sie es ohnehin schon tut.

Frage: Hier in Deutschland gab es in den letzten Wochen und Monaten
Nachrichten über das Aufflammen der Gewalt in Kolumbien, über Attentate,
Bomben, Vertreibungen und Zusammenstöße zwischen der Armee und bewaffneten
Gruppen. Man hat den Eindruck, dass Kolumbien wieder instabil wird und die
Gewalt wieder zunimmt. Wie äußert sich das derzeit in eurem Gebiet?

Jani Silva: Die Gewalt hat nach dem Friedensabkommen mit den FARC
2016 nie wirklich aufgehört. Sie hat nur für kurze Zeit nachgelassen, aber
sie geht weiter. Solange es wirtschaftliche Probleme gibt, solange es
wirtschaftliche Interessen an unserer Region gibt, wird es immer die eine
oder andere Gruppe geben, die Druck auf unsere Region ausübt. Das ist
einfach der Dynamik geschuldet, die sich aus den wirtschaftlichen
Interessen ergibt, also vor allem Kokananbau und Bergbau.

Frage: Welche Auswirkungen hat der bewaffnete Konflikt und die
prekäre Sicherheitslage auf die Arbeit der Organisation ADISPA?

Jani Silva: Das äußert sich in gezielten Morden, in bewaffneten
Zusammenstößen, in der Präsenz bewaffneter Gruppen, die um die
Gebietskontrolle kämpfen, im Kokainhandel, dass der Verkauf unserer
Produkte manchmal möglich ist und manchmal nicht, im eingeschränkten Zugang
zu Bildung der Kinder und Jugendlichen. Derzeit beispielsweise gibt es eine
Möglichkeit, dass die Jugendlichen eine Bildungseinrichtung in der Stadt
besuchen können, aber es müssen mehr Mittel bereitgestellt werden, damit
die Eltern sich den Transport oder eine Unterkunft für ihre Kinder leisten
können. Kurzum: Es gibt für die Bedürfnisse von Menschen, die in
kleinbäuerlichen Verhältnissen leben, keine Ansätze, die ihre alltäglichen
Probleme und Herausforderungen lösen und zur Verbesserung ihrer
Lebensumstände beitragen würden.

Frage: Als ich Ende 2015, Anfang 2016 bei euch vor Ort war, standen
wir kurz vor dem Abschluss der Friedensverhandlungen mit der FARC-Guerilla.
Damals sagtest du, dass nach der Demobilisierung der FARC die sozialen
Organisationen die Geschicke ihrer Regionen in die eigene Hand nehmen
könnten. Heute lebst du, Jani, unter Polizeischutz und dir werden
Personenschutz und Internationale Freiwillige zur Seite gestellt, weil du
mehrfach mit dem Tode bedroht worden bist. Ist der Friedensprozess aus
deiner Sicht gescheitert?

Jani Silva: Es gab keine Garantien, keinen Willen seitens der
damaligen Regierung, diese Vereinbarungen umzusetzen. In der entscheidenden
Regierungszeit, der von Iván Duque von 2018 bis 2022, gab es diese
Garantien nicht nur für die ehemaligen Kämpfer nicht, die das
Friedensabkommen unterzeichnet hatten und vielfach ermordet wurden. Sondern
es fand auch keine wirkliche Umsetzung der Vereinbarungen über die
Substitution des Kokananbaus statt. Unter anderem deshalb, weil die
versprochenen Hilfen für die Bauern nicht ankamen und die Maßnahmen für
alternative Produkte nur unzureichend umgesetzt wurden.

Hinzu kam, dass es erneut zu Todesfällen kam, zu mehr Drohungen gegen die
lideres sociales, die Führungsfiguren verschiedener Gemeinden und
comunidades. Der Tod wichtiger Anführer vieler Bauernorganisationen hat
diese zerschlagen. Menschenrechtsorganisationen oder die Regierung sollten
einmal einen Zensus machen, wie viele kleinbäuerliche Organisationen es vor
und wie viele es nach dem Friedensabkommen gab. Einige wenige von uns
konnten sich behaupten. Aber welche Garantien gibt es für die
Führungskräfte der Organisationen?

Frage:  Im Zuge der Preisverleihung in Wiesbaden wurde noch einmal
darauf hingewiesen, dass in Kolumbien sehr viele Umweltaktivisten getötet
werden. So viele wie in keinem anderen Land der Welt. Warum ist Kolumbien
für Umwelt- und Menschenrechtsaktivisten nach wie vor so gefährlich?

Jani Silva: Nein, ich glaube, es steht mir nicht zu, diese Frage zu
beantworten. Aber meiner Meinung nach wird diese Situation andauern,
solange wirtschaftliche Interessen in bestimmten Sektoren bestehen, solange
der Krieg wirtschaftlich rentabel ist ... Denn seien wir ehrlich, der Krieg
ist für einige von Vorteil. Solange es also Gruppen gibt, die von diesen
Kriegspraktiken profitieren, glaube ich, dass es schwierig ist, Frieden zu
erreichen. Es gibt in der Öffentlichkeit sehr präsente
Führungspersönlichkeiten; aber auch viele lideres sociales, die außerhalb
ihrer Regionen nicht so stark wahrgenommen werden und sich für ihre
Gemeinden einsetzen. Wir haben uns mit all unseren Kräften für das
Substitutionsabkommen eingesetzt. Es gibt Genossen, die weiterkämpfen, die
weiter existieren, ohne dass sie gehört werden, wenn es um die Durchsetzung
eines Abkommens zur Substitution von Koka geht. Die lideres sociales sind
also da, aber sie werden nicht anerkannt und sie werden nicht einbezogen.
Dadurch fehlt auch die Möglichkeit, gemeinsam mit der Regierung und den
zuständigen Stellen nach einer Lösung zu suchen.

Frage:  Und eine letzte Frage: Was bedeutet dir persönlich die
Auszeichnung mit dem Hessischen Friedenspreis und wie wird er sich auf die
zukünftige Arbeit eurer Organisation auswirken?

Jani Silva: Der Preis ist vor allem eine Anerkennung unserer Arbeit
über viele, viele Jahre, nicht nur meiner Arbeit, die ich seit über 40
Jahren auf verschiedenen Ebenen der Gemeindearbeit geleistet habe, sondern
auch eine Anerkennung der Arbeit der Organisation.

Das sorgt für Sichtbarkeit, besonders all der weiblichen "lideres
sociales". Er zeigt, dass auch wir Frauen Einfluss auf gesellschaftliche
Veränderung nehmen können. Es ist die Verantwortung aller, für die Region
Amazonia zu kämpfen, sie zu schützen, zu erhalten und wiederherzustellen,
oder besser gesagt, es ist eine große Verpflichtung. Alle Bewohner der
Region sollten Teil dieses Prozess zum Erhalt und zum Schutz des Gebiets
sein.


Anmerkungen:
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Europäische Kommission

Pressemitteilung - Belém, 22.11.2025

EU erzielt Einigung über eine globale Reaktion, um die 1,5 °C-
Grenze in Reichweite zu halten *



Anfang Texteinschub

Diese Seite wurde automatisch übersetzt. Zurück zur Originalsprache
[x]. Die Europäische Kommission übernimmt keine Garantie für die
Richtigkeit der Übersetzung und keine Haftung für etwaige Fehler.


Mehr zur maschinellen Übersetzung [xx]

Ende Texteinschub

Die Europäische Union hat sich auf der UN-Klimakonferenz COP30 [1] im
Herzen des Amazonasgebiets gemeinsam für starke Klimaschutzmaßnahmen
und die Ziele des Übereinkommens von Paris eingesetzt. Während die
EU-Verhandlungsführer ehrgeizigere Ziele anstrebten, arbeiteten sie
mit Partnern zusammen, um eine Einigung zu erzielen, in der die
Notwendigkeit anerkannt wird, den 1,5 °C-Grenzwert der globalen
Durchschnittstemperaturen in Reichweite zu halten und von fossilen
Brennstoffen abzuweichen.

In einer Zeit der sich wandelnden Geopolitik und zunehmenden
Desinformation und in der Gemeinschaften auf der ganzen Welt zunehmend
Klimaauswirkungen spüren, ist es wichtiger denn je, hinter unseren
Grundprinzipien im Kampf gegen den Klimawandel zu stehen:
Wissenschaft, Multilateralismus und Zusammenarbeit mit globalen
Partnern, insbesondere den am stärksten gefährdeten.

Mehr als 122 Vertragsparteien haben im Rahmen des Übereinkommens von
Paris national festgelegte Beiträge (Nationally Determined
Contributions, NDCs) vorgelegt. Dazu gehört auch der neue NDC der EU
[2], der eine Verringerung der Netto-Treibhausgasemissionen (THG) um
66,25 bis 72,5% gegenüber dem Stand von 1990 bis 2035 vorsieht und
alle Wirtschaftssektoren und alle THG umfasst. Die Temperaturniveaus
haben sich im Laufe der Jahre stark verändert, da sie auf dem
Vormarsch sind. Selbst wenn weitere Fortschritte erforderlich sind, um
das Temperaturziel zu erreichen, wird die vollständige Umsetzung der
neuesten NDCs die Emissionskurve biegen und einen signifikanten
kollektiven Fortschritt in Richtung des Temperaturziels ermöglichen.

Die COP-Vertragsparteien einigten sich auf den "GlobalMutirão",
der auf gemeinsame und gemeinsame Anstrengungen zur Umsetzung
gemeinsamer Klimalösungen für diesen Planeten abzielt. Tiefe, schnelle
und nachhaltige Reduzierungen der globalen Treibhausgasemissionen sind
der einzige Weg, um die globale Erwärmung auf 1,5 ° C ohne oder mit
begrenzter Überschreitung zu begrenzen. Die derzeitigen Zielpfade
reichen jedoch nicht aus, um dieses Ziel zu erreichen. Ein neuer
"Global Implementation Accelerator" wird eine globale Antwort auf die
Minderungslücke bieten und die Umsetzung in allen Sektoren
beschleunigen, um 1,5 °C in Reichweite zu halten. Dazu gehören die
Unterstützung der Länder bei der Umsetzung ihrer national festgelegten
Beiträge, ihrer nationalen Anpassungspläne und der zweijährlichen
Transparenzberichte vor Ort. Sowohl die kürzlich veröffentlichten
UN-Syntheseberichte über die NDCs [3] als auch die BTRs [4] machten
deutlich, dass mehr Anstrengungen erforderlich sind, um die Pariser
Ziele zu erreichen.

Die EU setzt sich weiterhin uneingeschränkt für alle
Klimaschutzverpflichtungen ein, die in den vergangenen Jahren
gemeinsam mit globalen Partnern, insbesondere in Dubai und Baku,
vereinbart wurden. Da sich die Energiewende weltweit beschleunigt,
wird die EU die globalen Zusagen zur Abkehr von fossilen Brennstoffen,
zur Verdreifachung der installierten Kapazität erneuerbarer Energien
und zur Verdoppelung der globalen Rate der
Energieeffizienzverbesserungen bis 2030, die im Rahmen der globalen
Bestandsaufnahme [5] auf der COP 28 vereinbart wurden, weiterhin
erfüllen.

Im Rahmen des globalen Ziels der Anpassung an den Klimawandel einigten
sich die Vertragsparteien [6] auf eine Reihe von Indikatoren, die als
Richtschnur für Investitionen und Anpassungsprogramme dienen und diese
ermöglichen sollen. Sie forderten auch eine Verdreifachung der
Finanzmittel für die Anpassung bis 2035 im Zusammenhang mit den
Klimafinanzierungsverpflichtungen, auch bekannt als das neue
kollektive quantifizierte Ziel [7], der COP 29 im vergangenen Jahr.

Eine Koalition von mehr als 80 willigen Ländern, darunter die EU und
ihre Mitgliedstaaten, hat unter der Führung Brasiliens eine
Partnerschaft zur Abkehr von fossilen Brennstoffen ins Leben gerufen.
Die Vertragsparteien einigten sich auch darauf, die Umsetzung der Wege
für einen gerechten Übergang auf 1,5 °C zu beschleunigen. Darin wird
die Bedeutung der Menschenrechte, der Arbeitnehmerrechte, der
Gleichstellung der Geschlechter sowie des inklusiven Engagements der
Interessenträger und des sozialen Dialogs anerkannt.

Die Vorlage des ersten zweijährlichen Transparenzberichts bis Ende
2024 durch 119 Vertragsparteien, einschließlich der Europäischen Union
[8], war ein wichtiger Schritt, um kollektive Fortschritte bei der
Umsetzung des Übereinkommens von Paris aufzuzeigen. Dennoch müssen
weitere Anstrengungen unternommen werden.

Wichtige Ankündigungen auf der COP30

Parallel zu den Verhandlungen in Belem unterstützte die EU mehrere
plurilaterale Initiativen. In enger Zusammenarbeit mit dem
brasilianischen Ratsvorsitz hat die EU dazu beigetragen, eine
Erklärung der Staats- und Regierungschefs zur offenen Koalition für
die Einhaltung von CO2-Märkten [9] zu erwirken. Die von Präsidentin
von der Leyen im Namen der EU gebilligte Erklärung fördert die
Anerkennung der CO2-Bepreisung und der Marktmechanismen als wichtige
Instrumente zur Förderung des Klimaschutzes weltweit. Dies ist eine
der wichtigsten Prioritäten der Union, deren Task Force für
internationale CO2-Preise und -Märkte Diplomatie [10] Partner auf
internationaler Ebene bei der Entwicklung und Umsetzung ihrer eigenen
Systeme unterstützt. Auf der COP 30 begrüßt die EU den fortgesetzten
Dialog mit globalen Partnern, um die internationale Zusammenarbeit bei
politischen Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels, einschließlich
solcher zur Verhinderung der Verlagerung von CO2-Emissionen, zu
verstärken.

In Bezug auf den Waldschutz billigte die EU die Erklärung über die
Einleitung der Initiative zur Fazilität "Tropical Forest Forever"[11],
einem globalen innovativen Finanzierungsmechanismus, mit dem die
Erhaltung der Tropenwälder belohnt wird. Die Kommission unterzeichnete
auch den Aufruf von Belém zum Handeln für die Wälder im Kongobecken
und bekräftigte [12] damit ihre COP 26-Verpflichtung [13], die
Entwaldung und Waldschädigung in dieser Region bis 2030 zu stoppen und
umzukehren.

Die Union unterstützte auch die Globale Erklärung zur Gleichstellung
der Geschlechter und zum Klimaschutz, in der anerkannt wird [14], dass
Frauen und Mädchen häufig den größten Klimarisiken ausgesetzt sind,
und billigte die Koalition für ehrgeizige Multi-Level-Partnerschaften
[15], die Städte und Regionen als wichtige Partner für die Förderung
von Klimaschutz und Resilienz unterstützen.

Zusammen mit der Internationalen Beobachtungsstelle für
Methanemissionen veröffentlichte die Kommission den Global Methane
Status Report [16], der die Fortschritte aufzeigt, die bei der
Erreichung des globalen Ziels der Verpflichtung, die Methanemissionen
bis 2030 um mindestens 30% gegenüber dem Stand von 2020 zu senken,
erzielt wurden.

Hintergrund

Im Rahmen des Pariser Abkommens von 2015 einigten sich 194 Länder
darauf, die durchschnittliche globale Temperaturänderung bis zum Ende
des Jahrhunderts deutlich unter 2 °C und so nahe wie möglich an 1,5 °C
zu halten. Zu diesem Zweck einigten sie sich darauf, NDCs vorzulegen,
die ihre individuellen Emissionsreduktionsziele darstellen.

Die Europäische Union ist dem Übereinkommen von Paris fest
verpflichtet und hat mit einer wissenschaftlich fundierten Politik
einen klaren Weg zur Erreichung ihrer Ziele und zur Klimaneutralität
bis 2050 vorgegeben. Mit einem Anteil von nur 6% an den weltweiten
Emissionen hat die EU ihre Treibhausgasemissionen seit 1990 bereits um
37% gesenkt [17] und gleichzeitig ihre Wirtschaft um 71% gesteigert.
Diese stetigen Fortschritte halten Europa auf einem guten Weg, sein
Klimaziel für 2030, die Nettotreibhausgasemissionen bis 2030 um
mindestens 55% gegenüber dem Stand von 1990 zu senken, zu erreichen
[18].

Vor der COP 30 hat die EU im Rahmen des Übereinkommens von Paris einen
ehrgeizigen neuen NDC [19] vorgelegt, um die
Netto-Treibhausgasemissionen bis 2035 um 66,25 bis 72,5% unter das
Niveau von 1990 zu senken, der alle Wirtschaftssektoren und alle
Treibhausgase umfasst. Dieses neue internationale Engagement ist ein
wichtiger Meilenstein auf dem Weg zu weiteren Emissionssenkungen in
den kommenden zehn Jahren. Nach der Annahme durch den Rat treibt die
EU ihre innerstaatlichen Beratungen über die Senkung ihrer 
Netto-Treibhausgasemissionen um 90% bis 2040 gegenüber dem Stand von 
1990 voran [20] und setzt damit einen klaren Kurs auf Netto-Null.

Die EU ist nach wie vor der weltweit größte Anbieter internationaler
Klimafinanzierung. Zusammen mit ihren Mitgliedstaaten stellte sie 2024
insgesamt 31,7 Mrd. EUR aus öffentlichen Quellen bereit [21] und
mobilisierte weitere 11 Mrd. EUR an privaten Finanzmitteln. Damit
werden Projekte in Entwicklungsländern auf der ganzen Welt finanziert,
die dazu beitragen, Emissionen zu reduzieren und die
Widerstandsfähigkeit gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels zu
stärken.


Für weitere Informationen
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https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14310-2025-INIT/en/pdf

EU auf der COP30-Klimakonferenz der Vereinten Nationen
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Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare
Sicherheit 

Pressemitteilung - 22.11.2025

Weltklimakonferenz in Belém: Viele Fortschritte bei der Umsetzung,
zu wenig bei den Verhandlungen



Die 30. Weltklimakonferenz (COP30) in Belém ist mit Beschlüssen unter
anderem zur weltweiten Anpassung an den Klimawandel und zur
Zusammenarbeit für einen sozial gerechten Klimaschutz zu Ende
gegangen. Bei der Senkung der Treibhausgasemissionen sind die
Verhandlungs-Ergebnisse hinter den Erwartungen der Europäischen Union
zurückgeblieben. Umsetzungsfortschritte gab es bei konkreten Projekten
zum Schutz von Regenwäldern oder der weltweiten Energiewende. Auf dem
Abschluss-Plenum hat der COP30-Präsident André Corrêa do Lago zwei
Roadmaps zum Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen und zum Ende der
globalen Entwaldung angekündigt. Diese werden nun mit einem Prozess
der COP-Präsidentschaft im Rahmen des UNFCCC unterlegt auf dem Weg zur
nächsten COP31, die in der Türkei unter türkischer COP-Präsidentschaft
und unter australischer Verhandlungspräsidentschaft stattfinden wird.

Bundesumweltminister Carsten Schneider: "Diese Weltklimakonferenz war
gut bei der Umsetzung, aber nicht gut genug beim Verhandlungsergebnis.
Die Europäische Union hat sich geschlossen und engagiert für mehr
Klimaschutz eingesetzt. Aber die alte, fossile Welt hat die
geopolitische Situation ausgenutzt. Leider ist es in Belém noch nicht
gelungen, den Prozess hin zu einem Ausstiegs-Fahrplan aus fossilen
Energien verbindlich für alle zu beschließen. Dafür waren die Bremser
diesmal zu stark. Dass Brasilien darauf mit freiwilligen Initiativen
für den Ausstieg aus Fossilen und den Stopp der Entwaldung reagiert
hat, ist ein guter Schritt. Deutschland wird diese Initiativen
unterstützen. Dabei helfen die vielen guten Entwicklungen weltweit.
Doppelt so viele Investitionen sind zuletzt in erneuerbare Energien
geflossen wie in fossile Energien. Der vor zwei Jahren beschlossene
Übergang weg von den fossilen Energien ist in vollem Gange. Reale
Fortschritte gibt es auch beim Schutz der Regenwälder, die diese
Konferenz zurecht ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt hat."

Bundesentwicklungsministerin Reem Alabali Radovan: "Auf der COP30 hat
die Weltgemeinschaft weitere - wenn auch viel zu kleine - Schritte hin
zu einem sozial gerechten Ausstieg aus fossilen Energien gemacht. Auch
bei der Anpassung an die Folgen der Klimakrise bleiben die Beschlüsse
hinter dem zurück, was wir uns erhofft und wofür wir gekämpft haben.
Armutsbekämpfung kann nur funktionieren, wenn wir beim Klimaschutz
wirklich ambitioniert handeln - beides gehört untrennbar zusammen.
Denn gerade die Menschen, die schon heute am stärksten unter der
Erderhitzung leiden, brauchen konkrete Lösungen und mehr
Unterstützung, um sich an die Folgen des Klimawandels anzupassen.
Trotz aller globalen Spannungen ist es uns gelungen, genau solche
praktischen Schritte voranzubringen. Länder des Globalen Südens
erhalten künftig mehr Hilfe, um besser mit den spürbaren Auswirkungen
der Klimakrise umzugehen. Ein echter Durchbruch ist der neue
Regenwald-Fonds TFFF, getragen von Ländern des Nordens und des Südens.
Deutschland beteiligt sich in den kommenden zehn Jahren mit einer
Milliarde Euro an diesem Zukunftsfonds, um Waldschutz, lokale
Entwicklung und Klimaschutz eng miteinander zu verbinden. Die Zeit
drängt, aber die Richtung stimmt. Damit wir beim Umsetzen schneller
vorankommen, haben wir unsere internationalen Partnerschaften deutlich
gestärkt. Das Ergebnis von Belém macht auch Mut, denn es zeigt:
Internationale Zusammenarbeit wirkt - und sie eröffnet Perspektiven.
Genau das spornt mich an, unsere Allianzen weiter zu festigen und das
Tempo noch einmal zu erhöhen."

Ihr zentrales Ergebnis hat diese Konferenz bereits zum Auftakt
erbracht: 122 Staaten haben Stand heute ihre aktualisierten nationalen
Klimaschutzbeiträge eingereicht. Das ist ein wichtiger Fortschritt,
auch wenn die Lücke zur 1,5 Grad-Obergrenze noch groß bleibt. Die vor
zwei Jahren beschlossenen Energiewendeziele zum Übergang raus aus
fossilen Energien wurden bekräftigt. Brasilien und die kommende
Präsidentschaft wurden beauftragt, einen Prozess zur Beschleunigung
der globalen Umsetzung dieser Ziele aufzusetzen, um die Lücke zur 1,5
Grad-Obergrenze zu schließen. Es soll ein freiwilliges Instrument zur
Beschleunigung der Umsetzung der nationalen Klimaschutzziele und der
nationalen Klimaanpassungsziele geschaffen werden, um das
1,5-Grad-Ziel erreichbar zu halten.

Beim Thema sozialer Klimaschutz, der sogenannten "Just Transition",
ist es gelungen, Brücken zu bauen zwischen Norden und Süden.
Beschlossen wurde, einen sogenannten Just Transition Mechanismus
einzurichten, der die internationale Zusammenarbeit beim Thema
verbessert und Lösungsansätze und Erfahrungen teilt, wie der Übergang
in die klimaneutrale Zukunft sozial gerecht organisiert werden kann.
Damit hat der soziale Klimaschutz eine prominentere Rolle bei der
Weltklimakonferenz bekommen. Bundesumweltminister Schneider hatte das
Thema für die Europäische Union verhandelt.

Die Weltklimakonferenz hat sich auf eine Liste von rund 60 Indikatoren
geeinigt, die die Fortschritte auf dem Weg zum Globalen Ziel für die
Anpassung an den Klimawandel messen und strukturieren sollen. Denn der
Klimawandel ist weltweit spürbar und für alle Länder eine
Herausforderung.

Ein wichtiges Bedürfnis vieler Entwicklungsländer war die
internationale Unterstützung bei der Anpassung an den Klimawandel.
Hier einigte sich die Konferenz darauf, diese Unterstützung bis 2035
zu verdreifachen im Rahmen des vor einem Jahr beschlossenen
Klimafinanzierungsziels.

Der Fonds zum Umgang mit Verlusten und Schäden (FRLD) ist nun voll
arbeitsfähig. Auf der COP30 wurde die erste Bewerbungsphase für
Projekte gestartet, die vorausschauende Klimaanpassungsmaßnahmen im
Globalen Süden fördern. Dies ist ein wichtiger Meilenstein des noch
jungen Fonds, bei dem das BMZ in der Entstehung und
Operationalisierung eine starke Rolle gespielt hat.

Deutschland ist bei der Klimafinanzierung ein verlässlicher Partner
und investiert bereits heute knapp die Hälfte der Klimafinanzierung in
Anpassungsprojekte, also in die Stabilität der Partnerländer.

Im Abschlussplenum hat die COP-Präsidentschaft eine Roadmap zum Ende
der globalen Entwaldung angekündigt. Dies ist ein wichtiger Schritt,
da insbesondere der tropische Regenwald als grüne Lunge der Erde kurz
vor unumkehrbaren Kipppunkten steht. Am Austragungsort der COP30 wurde
den Delegationen aus aller Welt vor Augen geführt, wie dringend es
beim Waldschutz vorangehen muss. Brasilien hat in den letzten Jahren
gezeigt, wie Entwaldung zurückgedrängt werden kann. Diese Dynamik muss
nun weltweit angestoßen werden. Der von der brasilianischen
Präsidentschaft ausgerufene Fahrplan ist ein wichtiger Schritt den
Entwaldungsstopp bis 2030 zu erreichen.

Neben den klassischen Verhandlungen gab es zahlreiche Vereinbarungen
für konkrete Projekte und Kooperationen, die auch von Deutschland
vorangetrieben oder unterstützt wurden. Viele Einzelentscheidungen
verdeutlichen zudem, dass Klimapolitik zunehmend als strategische
Antwort auf geopolitische Unsicherheiten verstanden wird.

Eine Auswahl der Vereinbarungen:


	Der von Brasilien initiierte innovative Regenwald-Fonds, die Tropical Forests Forever Facility, hat Mitstreiter aus dem globalen Norden und dem globalen Süden gewonnen. Nach Brasilien, Indonesien, Norwegen, Frankreich und anderen kündigte auch Deutschland an, sich mit einer Milliarde Euro über zehn Jahre zu beteiligen. Der Fonds soll eine Rendite für den Erhalt von tropischen Wäldern erwirtschaften - und so dazu beitragen, dass sich stehende Wälder mehr lohnen als ihre Abholzung.

	Auf der COP30 werden weitere Maßnahmen beschlossen, um den globalen Entwaldungsstopp bis 2030 zu erreichen. Im Rahmen der Kongobeckenwaldpartnerschaft wurde mit maßgeblicher Unterstützung von Deutschland (BMZ) der "Belém Call to Action for the Congo Basin Forests" verabschiedet. Darin verpflichten sich die Länder des Kongowaldbeckens, gemeinsam mit internationalen Partnern bis 2030 den Stopp der Entwaldung bzw. eine Umkehr der Entwaldungstrends ihrer Region sicherzustellen. Unterstützt werden soll dies von internationalen Partnern.

	Der globale Kohleausstieg geht weiter voran. Korea, der Staat mit dem siebtgrößten Kohlekraftwerkspark der Welt, ist auf der COP30 der Powering Past Coal Alliance (PPCA) beigetreten und hat verkündet, zwei Drittel der bestehenden Kohlekraftwerke bis 2040 stillzulegen und für die übrigen im kommenden Jahr den Ausstiegsfahrplan festzulegen. Auch Bahrain und Guatemala treten der PPCA bei, und bekennen sich damit zum Kohleausstieg - wie insgesamt mittlerweile 65 Mitglieder dieser Kohleausstiegsallianz.

	Die COP30 legt weitere Grundlagen für den Aufbau, "grüner" klimafreundlicher Leitmärkte. Unter anderem soll der Marktanteil von klimafreundlichem Stahl und Zement in den kommenden Jahren gesteigert werden. Das beschließen die Staaten des Klimaclubs mit dem "Global Pledge to grow near-zero and low-emissions steel and cement markets". Mexiko tritt zudem als 47. Mitglied dem Klimaclub bei, der Industrietransformation weltweit vorantreiben will.

	Weltweit nimmt die Bepreisung von klimaschädlichem CO2 zu. So gibt es inzwischen mindestens 38 Länder mit Emissionshandelssystemen, weitere 20 Länder bereiten deren Einführung vor. Brasilien kündigte daher die Gründung einer "Open Coalition for Compliance Carbon Markets" an und unterstreicht damit die Rolle von CO2-Bepreisung als zentrales Instrument für die globale Dekarbonisierung. Ziel ist es, die internationale Zusammenarbeit beim Emissionshandel zu stärken.

	Erneuerbare Energien werden weltweit immer besser und immer günstiger. Ihr volles Potenzial entfalten sie nur mit leistungsfähigen Netzen und Speichern. Auf der COP 30 wurde daher ein umfangreicher Ausbau von Stromnetzen beschlossen. Die Utilities for Net Zero Alliance (UNEZA), die Green Grids Initiative, das Clean Energy Ministerial (CEM), IEA und IRENA kündigten bei der COP30 dafür Investment-Pläne in Höhe von insgesamt 1 Billion US-Dollar an. Dies soll maßgeblich dazu beitragen, den Anteil erneuerbarer Energien an den weltweiten Stromkapazitäten bis 2030 zu verdreifachen.

	Der Abbau von Methanemissionen im Öl- und Gasbereich soll beschleunigt werden. Dazu haben sich mehrere Industrie- und Schwellenländer in dem Statement "Drastically Reducing Methane Emissions in Global Fossil Fuel Sector" bekannt. Dafür sollen perspektivisch internationale Produktions- und Importstandards entwickelt werden. Das Vorbild hierfür ist die EU-Methan-Verordnung.

	Die COP30 rückt die Bedeutung der Klimapolitik für den internationalen Arbeitsmarkt stärker in den Vordergrund. Laut des von Deutschland unterstützten Flagship Reports fehlen bis 2030 weltweit sechs Millionen Fachkräfte für erneuerbare Energien. Der Report zeigt zugleich: Länder, die Qualifizierung in Klima- und Industriepolitik verankern, gewinnen Investitionen, Wertschöpfung und Resilienz. Bis 2030 sind dadurch weltweit 375 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze möglich.

	Im Rahmen der Konferenz trat Deutschland offiziell der Initiative "Moorschutz" als Vorreiterland bei und verpflichtete sich damit, den Erhalt, die Wiederherstellung und die nachhaltige Bewirtschaftung von Mooren zu fördern. Deutschland wird seine bewährten Verfahren und gewonnenen Erkenntnisse teilen, sich für globale Maßnahmen zum Schutz von Mooren und ein stärkeres Bewusstsein für deren Bedeutung einsetzen und andere Länder zur Teilnahme an der Initiative ermutigen.

	Deutschland ist auf der COP 30 der "Globalen Initiative für Informationsintegrität zum Klimawandel" beigetreten. Auch in den Verhandlungen wurde zum ersten Mal die Bedeutung einer seriösen und faktischen Informationsbasis explizit benannt. Die Bedeutung des Weltklimarats wurde zudem verteidigt gegen Versuche einiger Staaten, Bezüge zu diesem wichtigen wissenschaftlichen Gremium zu streichen.
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Gemeinsame Pressemitteilung des BMUKN mit dem BMZ


30. Weltklimakonferenz (COP30)

10. bis 21. November 2025 in Belém

https://www.bundesumweltministerium.de/klima-cop30

Meldungen zum Thema
Pressemitteilung 21.11.2025

Eine Milliarde Euro für innovativen Fonds zum Schutz der Regenwälder

https://www.bundesumweltministerium.de/PM11555

Pressemitteilung 17.11.2025

Deutschland stellt 60 Millionen Euro für globalen Anpassungsfonds bereit

https://www.bundesumweltministerium.de/PM11542

Weitere Informationen

Download Klimaschutz | 22.11.2025

Auswahl zentraler Fortschritte im Rahmen der COP30

Action Agenda

https://www.bundesumweltministerium.de/download/auswahl-zentraler-fortschritte-im-rahmen-der-cop30

Download Internationales | 21.11.2025

Transformation der internationalen Finanzmärkte

BMUKN Hintergrund-Papier

https://www.bundesumweltministerium.de/download/transformation-der-internationalen-finanzmaerkte

The Outcomes Report of the COP Presidency, the Global Climate Action Agenda 

extere Webseite (Englisch, PDF nicht barrierefrei, 8,2 MB)

https://unfccc.int/sites/default/files/resource/COP30%20Action%20Agenda_Final%20Report.docx.pdf

Drastically Reducing Methane Emissions in Global Fossil Fuel Sector -
externe Webseite

https://www.ccacoalition.org/content/statement-drastically-reducing-methane-emissions-global-fossil-fuel-sector

Klimaschutz - Themenseite

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/klimaschutz/ueberblick-klimaschutz

Fortschritte, die es ohne Klimakonferenzen nicht gegeben hätte -
Downloadseite

https://www.bundesumweltministerium.de/download/fortschritte-die-es-ohne-klimakonferenzen-nicht-gegeben-haette

 * 

Quelle:

BMUKN-Pressemitteilung, 22.11.2025

Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Tel.: 030 18 305-0, Fax: 0228 99 305-3225

Redaktion:

Referat Öffentlichkeitsarbeit, Online-Kommunikation und Social Media

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MEER/554: Verborgener Schatz der Tiefsee - Neue Korallenart auf Manganknollen entdeckt (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





MEER/554: Verborgener Schatz der Tiefsee - Neue Korallenart auf Manganknollen entdeckt (idw)

Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung - 24.11.2025

Verborgener Schatz der Tiefsee: Neue Korallenart auf Manganknollen
entdeckt



Ein internationales Forschungsteam unter der Leitung von
Senckenberg-Wissenschaftlerin Dr. Nadia Santodomingo und Dr. Guadalupe
Bribiesca-Contreras vom britischen National Oceanography Centre (NOC)
hat eine neue Art von Tiefseekoralle entdeckt, die auf Manganknollen
lebt - denselben mineralreichen Gesteinsbrocken, die weltweit
zunehmend das Interesse an Tiefseebergbau wecken. Deltocyathus
zoemetallicus - jetzt erstmals in einer Studie im Fachjournal
"Zoological Journal of the Linnean Society" beschrieben - wurde in
mehr als 4.000 Metern Tiefe in der Clarion-Clipperton-Zone (CCZ) des
Pazifischen Ozeans gefunden, als erste bekannte Steinkorallenart, die
direkt auf diesen Knollen lebt.

Der Boden der Tiefsee galt früher als flach, schlammig und weitgehend
unbelebt. Heute wissen wir jedoch, dass er eine Vielzahl von
Lebensräumen und eine reiche Artenvielfalt beherbergt. Doch die
Tiefsee ist zunehmend bedroht - durch Herausforderungen wie den
Klimawandel, Verschmutzung und Tiefseebergbau. Damit wächst auch die
Bedeutung der Tiefseeforschung, um diese wertvollen Ökosysteme besser
zu verstehen.

Ein Forschungsteam unter der Leitung von Dr. Guadalupe
Bribiesca-Contreras (National Oceanography Centre in Southhampton) und
Dr. Nadia Santodomingo vom Senckenberg Forschungsinstitut und
Naturmuseum Frankfurt, hat nun eine neue Steinkorallenart im östlichen
Pazifik beschrieben. Ihr Name, Deltocyathus zoemetallicus, spiegelt
den einzigartigen Lebensraum dieses Tieres wider - es lebt auf
Polymetallknollen (zoemetallicus: zoe = Leben, metallicus = Metall).
Die neue Art wurde in Tiefen zwischen 4.150 und 4.250 Metern in der
Clarion-Clipperton-Zone (CCZ) entdeckt, einem riesigen Meeresgebiet
zwischen Hawaii und Mexiko. Die CCZ beherbergt die weltweit größten
bekannten Vorkommen von Manganknollen - kartoffelgroße
Mineralaggregate, die reich an Mangan, Nickel, Kobalt und anderen
Metallen sind, die beispielsweise für Batterien von Elektrofahrzeugen
und Technologien für erneuerbare Energien benötigt werden.

"Diese winzige Koralle ist ein verborgener Schatz der Tiefsee", betont
Santodomingo. "Sie lebt direkt auf den Knollen, die für die Industrie
abgebaut werden sollen. Wenn diese Knollen entfernt werden, riskieren
wir die Auslöschung einer ganzen Art, die wir gerade erst entdeckt
haben."

Im Gegensatz zu Flachwasserkorallen, die häufig symbiotische Algen
beherbergen, die ihnen mithilfe sonnenabhängiger Photosynthese
Nährstoffe liefern, überlebt Deltocyathus zoemetallicus in völliger
Dunkelheit. Die azooxanthellate Steinkoralle hat keine Algenpartner,
sondern ernährt sich von Partikeln, die im Wasser treiben. Während
mehrerer Expeditionen an Bord der OSV Maersk Launcher und der RRS
James Cook sammelten die Forschenden mithilfe von Boxcorern -
Sammelwerkzeuge für weiche Meeressedimente - Exemplare der neuen
Korallenart sowie Manganknollen, auf denen sie wachsen. Anschließend
analysierte das Team die Tiere mit hochauflösenden
Bildgebungsverfahren und 3D-Mikro-CT-Scans, um zu bestätigen, dass es
sich um eine zuvor noch nicht wissenschaftlich beschriebene Art
handelt.

Steinkorallen (Scleractinia) bilden harte Skelette aus
Kalziumkarbonat. Während die meisten Menschen sie mit flachen
tropischen Riffen verbinden, leben viele Arten - wie Deltocyathus
zoemetallicus - in der Tiefsee, ohne jegliches Sonnenlicht. Einige
Exemplare der neuen Art wurden in einer Tiefe gesammelt, in der sich
Kalziumkarbonat bereits aufzulösen beginnt, der sogenannten Carbonat-
Kompensationstiefe. Die Tiere besitzen offenbar besondere Anpassungen,
um ihre harten Skelette unter solchen extremen Bedingungen bewahren zu
können.

Korallen der Gattung Deltocyathus sind in allen Ozeanbecken zu finden,
mit Ausnahme der Arktis und der Gewässer um die Antarktis. Sie
besiedeln normalerweise Tiefen zwischen 200 und 1.000 Metern, wobei
die tiefste bekannte Art in 5.080 Meter gefunden wurde. Die meisten
Deltocyathus-Arten leben frei auf dem Meeresboden und liegen locker
auf dem Sediment. Eine Ausnahme bilden die atlantische Art
Deltocyathus halianthus sowie nun Deltocyathus zoemetallicus, die sich
an harte Substrate anheften.

Ihr Siedeln auf Polymetallknollen markiert eine einzigartige
ökologische Beziehung, die zum ersten Mal in dieser Art für eine
Tiefsee-Steinkoralle dokumentiert wurde. Da die Knollen nur wenige
Millimeter pro Million Jahre wachsen, würde ihre Entfernung durch den
Tiefseebergbau nicht nur den Lebensraum der Koralle zerstören, sondern
auch jede Möglichkeit zur Wiederbesiedlung verhindern.

"Diese Entdeckung zeigt, wie wenig wir über das Leben in der Tiefsee
wissen", erklärt Bribiesca-Contreras. "Jede neue Art, die wir finden,
erinnert uns daran, dass der Meeresboden ein lebendiges Ökosystem ist -
 und dass noch viel Forschungsarbeit vor uns liegt, um ihn vollständig
zu erkunden und zu verstehen."

Während Regierungen und Unternehmen der Genehmigung des kommerziellen
Bergbaus in der CCZ näher kommen, gehört die Entdeckung von D.
zoemetallicus zur ständig zunehmenden Zahl von Hinweisen darauf, dass
diese abyssalen Ökosysteme einzigartige, verletzliche und größtenteils
unentdeckte Biodiversität beherbergen.

"Der Schutz dieser Lebensräume bedeutet nicht nur, eine Koralle zu
bewahren", ergänzt Santodomingo. "Es geht darum, eine ganze Welt von
Tiefseeleben zu erhalten, die verschwinden könnte, bevor wir überhaupt
wissen, dass sie existiert."


Originalpublikation:

Guadalupe Bribiesca-Contreras, Nadia Santodomingo et al., Hidden gems
of the abyss: first species of azooxanthellate scleractinian coral
(Scleractinia: Deltocyathidae) attached to polymetallic nodules in the
eastern Pacific Ocean, Zoological Journal of the Linnean Society,
Volume 205, Issue 3, November 2025

https://doi.org/10.1093/zoolinnean/zlaf146
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Institute of Science and Technology Austria - 24.11.2025

Neues tropisches Klimamuster entdeckt



Jamaika und die Philippinen sind jüngste Beispiele, wie tropische
Wirbelstürme enorme Zerstörungen anrichten können. Präzise
Wettervorhersagen, die auf einem tieferen Verständnis der Klimasysteme
basieren, sind entscheidend für die Vorbereitung auf solche
Naturkatastrophen und für die Rettung von Menschenleben. Um dies
voranzutreiben, haben Forschende des Institute of Science and
Technology Austria (ISTA) und Kolleg:innen eine historische
Neuauswertung von Datensätzen und Satellitenbeobachtungen vorgenommen.
Dabei konnten sie ein bisher unbekanntes zyklisches Klimamuster
identifizieren. Die Ergebnisse wurden in PNAS veröffentlicht.

Jiawei Bao erinnert sich noch gut daran, wie er nach der Schule
heimkam und der Wetterbericht im Fernsehen lief. Von Heilongjiang im
Norden Chinas bis zur tropischen Insel Hainan im Süden verdeutlichte
die Sendung die extremen Wetterunterschiede im Land - von eisiger
Kälte bis zu angenehmer Wärme im Winter, ein Temperaturunterschied von
50° C. "Mich hat es schon immer fasziniert, wie solche großen
Unterschiede vorhergesagt werden", so Bao. Diese früh geweckte
Neugierde trieb ihn dazu, eine Karriere in der Klimawissenschaft
einzuschlagen.

Bao ist inzwischen Postdoktorand in Caroline Mullers Forschungsgruppe
am ISTA, wo er mithilfe von Physik und Mathematik grundlegende Fragen
der Klimawissenschaft untersucht. Sein Ziel: Klimaprozesse und ihre
gesellschaftlichen Auswirkungen besser verstehen.

Bao hat nun eine neue Art von Klimaschwankungen in den Tropen
entdeckt. Die "tropics-wide intraseasonal oscillation", kurz TWISO,
ist ein wiederkehrendes Muster, das sich über mehrere Wochen erstreckt
und sich in tropischen Regionen mit Niederschlägen, Wolken und Wind
zeigt. Gemeinsam mit Muller, Sandrine Bony vom Centre National de la
Recherche Scientifique (CNRS) an der französischen
Sorbonne-Universität und Daisuke Takasuka von der japanischen
Tohoku-Universität wurde die Entdeckung nun im Journal PNAS
publiziert.

Das ABC der atmosphärischen Zirkulation

Veränderungen in der atmosphärischen Zirkulation sind ein zentraler
Aspekt dieser neu entdeckten Oszillation. Obwohl atmosphärische
Zirkulation und Oszillation komplexe Phänomene sind, beeinflussen sie
unser tägliches Leben durch Wind, Wetterschwankungen und den Wechsel
der Jahreszeiten. In extremen Fällen sind ihre Auswirkungen tropische
Stürme wie Hurrikans, Taifune und Zyklone. Diese Stürme können
verheerende Folgen haben, wie etwa der Hurrikan Melissa in der Karibik
oder der Taifun Kalmaegi, der auf den Philippinen schwere Schäden
verursachte und Todesopfer forderte, bevor er Vietnam erreichte.

"Atmosphärische Zirkulation bezeichnet die großräumige Bewegung von
Luft, bei der Energie, Impuls und Masse von einem bestimmten Ort zu
einem anderen transportiert werden", erklärt Bao. In tropischen
Regionen, so Bao, ist die Hadley-Zirkulation das primäre
Nord-Süd-Zirkulationsmuster. Sie ist gekennzeichnet durch aufsteigende
Luft am Äquator und absinkende Luft in den Subtropen. Im Gegensatz
dazu ist die Walker-Zirkulation das vorherrschende
West-Ost-Zirkulationsmuster im äquatorialen Pazifik, mit aufsteigender
Luft über dem westlichen Pazifik und dem maritimen Kontinent
(Indonesien, Malaysia und Pazifikinseln) und absinkender Luft über dem
östlichen Pazifik.

Oszillation als riesiges Pendel

Neben atmosphärischen Zirkulationen sind auch Klimaoszillationen
entscheidend für das Klima in tropischen Regionen. Sie sind
Schwankungen innerhalb von Klimasystemen, die von einigen Wochen bis
hin zu Jahrtausenden reichen können. "Man kann sich eine Oszillation
wie ein riesiges Pendel vorstellen, das hin und her schwingt. Wenn es
in die eine Richtung schwingt, kann es zu wärmeren und feuchteren
Bedingungen kommen. Wenn es in die andere Richtung schwingt, kann es
zu kühlerem und trockenerem Wetter führen", erklärt Bao.

Oft sind Oszillationen die Ursache für extreme Wetterbedingungen. Ein
Paradebeispiel ist die El-Niño-Süd-Oszillation, die über
Zeiträume von zwei bis sieben Jahren oszilliert und in ihren
verschiedenen Phasen in verschiedenen Teilen der Welt extremes Wetter
hervorruft.

Bao und seine Kolleg:innen haben nun ein neues Oszillationssystem
entdeckt, das als "tropics-wide intraseasonal oscillation" (TWISO)
bezeichnet wird. Die Oszillation existiert schon lange, wurde jedoch
erst jetzt erkannt.

TWISO: Lange Zeit unerkannt, nun entdeckt

Die Wissenschafter:innen identifizierten TWISO mithilfe von
Satellitenbeobachtungen und der Neuauswertung von Datensätzen, die von
führenden Forschungseinrichtungen entwickelt und der weltweiten
Wissenschaftsgemeinschaft offen zugänglich gemacht wurden.

Bao nutzte beispielsweise den ERA5-Datensatz, der vom European Centre
for Medium-Range Weather Forecasts (ECMWF) bereitgestellt wird. Dieser
Datensatz repräsentiert die fünfte Generation der globalen Klima- und
Wetterreanalyse seit 1940. Ergänzt wurden diese Informationen durch
Daten aus Satellitenbeobachtungen der NASA Clouds und des Earth's
Radiant Energy System (CERES).

"TWISO ist ein natürliches Phänomen, das schon immer existiert hat,
aber erst kürzlich in unserer Arbeit durch die Analyse historischer
Beobachtungen und Reanalyse-Daten identifiziert wurde", erklärt Bao.
"Das charakteristische Merkmal von TWISO ist seine tropenweite
Kohärenz. Dabei handelt es sich um eine großräumige Oszillation, die
den gesamten tropischen Gürtel umfasst, mit Schwankungen, die auf
intrasaisonalen Zeitskalen von etwa 30 bis 60 Tagen auftreten."

Der Puls der tropischen Atmosphäre

Während jedes Zyklus der Oszillation variieren verschiedene
Komponenten des tropischen Klimasystems auf synchronisierte Weise.
Darunter auch die atmosphärische Temperatur, die
Meeresoberflächentemperatur, der Wind und die Strahlung. In diesem
Sinne kann TWISO als der "Puls" der tropischen Atmosphäre betrachtet
werden.

Eines der Hauptelemente von TWISO ist die Variabilität der Konvektion,
also der Prozess der Wärmeübertragung durch eine Flüssigkeit oder ein
Gas, über dem sogenannten "Wärme-Pool". Diese Region umfasst den
westlichen Pazifik und den maritimen Kontinent, wo die
Meeresoberflächentemperaturen zu den höchsten der Welt zählen. Dieser
Wärme-Pool ist ein Hotspot intensiver und anhaltender Gewitter, die
den Ozean und die Atmosphäre eng miteinander verbinden.

"Wir haben festgestellt, dass die Konvektion in dieser Region starke
Zyklen der Intensivierung und Abschwächung durchläuft. Das spielt eine
zentrale Rolle dabei, den Rhythmus für das gesamte tropische
Klimasystem festzulegen, damit es gemeinsam oszilliert", erklärt Bao.

Grundlage für bessere Wettervorhersagen?

Bao und seine Kolleg:innen weisen darauf hin, dass die Auswirkungen
von TWISO auf das regionale Wetter noch ungewiss sind. Wie bereits
andere Oszillationen stellt TWISO eine Abweichung vom Normalzustand
dar, die häufig zu extremen Wetterereignissen führen kann. Bao betont,
dass während einer bestimmten Phase von TWISO die
Meeresoberflächentemperaturen ansteigen. Das erhöht die
Wahrscheinlichkeit von Zyklonen.

Angesichts der jährlichen Bedrohung durch tropische Stürme sind genaue
Wettervorhersagen von entscheidender Bedeutung, um Menschenleben und
deren Grundlagen zu schützen, Evakuierungen zu planen und
Katastrophenschutzmaßnahmen vorzubereiten. Dennoch bleibt die
Vorhersage des tropischen Wetters ein bis zwei Monate im Voraus eine
große Herausforderung. Da TWISO über einen Zeitraum von 30 bis 60
Tagen konsistenten Mustern folgt, bietet es aber die Möglichkeit, die
Vorhersagbarkeit innerhalb dieses Zeitraums zu verbessern.

"Ein gutes Verständnis von TWISO könnte uns befähigen, die Entstehung
tropischer Wirbelstürme besser vorherzusagen. Damit könnten wir
Frühwarnungen ausgeben und dazu beitragen, die Risiken und Schäden
eines Sturms zu minimieren. Das wollen wir in künftigen Forschungen
untersuchen werden", erklärt Bao.

Projektförderung:

J. Bao wurde durch Mittel aus dem "European Union's Horizon 2020
research and innovation programme" im Rahmen des Marie
Sk
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FORSCHUNG/966: Klimaänderungen und Vulkanismus - SONNE-Expedition zum mittelamerikanischen Vulkanbogen gestartet (idw)

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 21.11.2025

Klimaänderungen und Vulkanismus erforschen: SONNE-Expedition zum
mittelamerikanischen Vulkanbogen gestartet



21.11.2025/Kiel. Heute ist das deutsche Forschungsschiff SONNE von
Balboa (Panama) zu einer rund fünfwöchigen Expedition entlang des
mittelamerikanischen Vulkanbogens gestartet. Unter der Leitung von PD
Dr. Steffen Kutterolf vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel untersuchen Forschende, wie Klimaänderungen und Vulkanismus
miteinander verknüpft sind und wie sich die chemische Veränderung von
Vulkanprodukten im Sediment auf den globalen Kohlenstoffkreislauf und
die Biosphäre auswirken. Die Fahrt dient als Voruntersuchung für einen
geplanten Bohrantrag im Rahmen des International Ocean Drilling
Programme (IODP3).

Explosive Vulkanausbrüche können das Klima über Jahre hinweg
beeinflussen - etwa durch Asche und Schwefelpartikel, die in die
Atmosphäre gelangen und die Sonneneinstrahlung verringern. Umgekehrt
zeigen geologische Aufzeichnungen, dass auch Veränderungen des Klimas
die Häufigkeit und Intensität von Eruptionen beeinflussen können. Doch
wie eng diese Prozesse tatsächlich zusammenhängen, ist bislang kaum
verstanden.

Wie Klima und Vulkanismus zusammenhängen

"Wir wollen herausfinden, ob sich große klimatische Veränderungen -
etwa Eiszeiten und Warmphasen - in den Ablagerungen vulkanischer Asche
am Meeresboden widerspiegeln", erklärt Fahrtleiter PD Dr. Steffen
Kutterolf, Vulkanologe am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel. "Dazu sammeln wir Proben entlang des mittelamerikanischen
Vulkanbogens und seiner Verlängerung nach Süd-Mexiko und analysieren,
wie sich Häufigkeit, Zusammensetzung und chemische Veränderungen der
Vulkanasche über die Zeit entwickelt haben."

Die Expedition SO316 mit dem deutschen Forschungsschiff SONNE trägt
den Titel "CAVA Tephras". Dabei steht CAVA für das
Untersuchungsgebiet: Der mittelamerikanische Vulkanbogen (Central
American Volcanic Arc, kurz CAVA) ist ein rund 1.500 Kilometer langer
Vulkangürtel, der von Süd-Guatemala über El Salvador, Nicaragua, Costa
Rica bis nach Panama verläuft. Einige Kilometer vor der Küste, unter
dem Meeresboden des Pazifiks, taucht die Cocos-Platte unter die
Karibische Platte ab - diese Subduktionszone ist verantwortlich für
die intensive vulkanische Aktivität in der Region. Der Begriff
"Tephras" steht in der Geologie für vulkanische Auswurfprodukte wie
Asche oder Bimsstein.

Der mittelamerikanische Vulkanbogen als Schlüsselregion

Ihre Fahrt führt die Wissenschaftler:innen von Balboa (Panama) nach
San Diego (USA). An mehreren Stationen werden sie mithilfe seismischer
Messungen und Sedimentkern-Beprobungen die Ablagerungen vulkanischer
Asche in den obersten Schichten des Meeresbodens erfassen und über
weitere Distanzen verfolgen. Diese Daten bilden die Grundlage für
einen künftigen IODP3-Bohrantrag (International Ocean Drilling
Programme), mit dem die tieferen Sedimentschichten später systematisch
untersucht werden sollen.

Reaktive Silikate und ihre Bedeutung für den Kohlenstoffkreislauf


Neben der Rekonstruktion vulkanischer Aktivität geht es auch um
geochemische Fragen: Vulkanische Asche enthält reaktive Silikate -
Mineralstoffe, die sich im Kontakt mit Meerwasser chemisch verändern.
Dabei werden wichtige Nährstoffe freigesetzt, und es entstehen
Prozesse, die den Kohlenstoff- und Silikatkreislauf im Ozean
beeinflussen können und damit langfristig auch das Klima.
Veränderungen in der chemischen Zusammensetzung dieser Materialien
können zudem Hinweise darauf geben, wie sich Vulkanbögen über
Jahrtausende entwickelt haben.

An der Expedition beteiligen sich Forschende aus Deutschland, den USA,
Frankreich, China, Costa Rica und Mexiko. Aus Deutschland ist neben
dem GEOMAR auch die Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU)
beteiligt.

Blick in die Vergangenheit - Erkenntnisse für die Zukunft

"Die gewonnenen Daten werden uns helfen, die Wechselwirkungen zwischen
geologischen und klimatischen Prozessen besser zu verstehen und die
eruptive Geschichte der Region über die letzte halbe Million Jahre
nachzuvollziehen", so Kutterolf. "Langfristig tragen solche
Erkenntnisse dazu bei, Risiken durch vulkanische Aktivität besser
einschätzen und ihre Wechselwirkungen mit klimatischen Veränderungen
präziser modellieren zu können."

Expedition in Kürze: SO316

Name: CAVA Tephra (Rhythms, Magnitude, and Impacts of Volcanic Ash
from Explosive Central American Arc Eruptions: pre-site survey)

Fahrtleitung: PD Dr. Steffen Kutterolf (GEOMAR)

Zeitraum: 21.11.2025 - 26.12.2025

Start und Ende: Balboa (Panama) - San Diego (USA)

Fahrtgebiet: Ostpazifik, nördlicher mittelamerikanischer Vulkanbogen

Förderung:

Das Forschungsschiff SONNE dient der weltweiten,
grundlagenorientierten Meeresforschung Deutschlands und der
internationalen Zusammenarbeit. Es ist Eigentum der Bundesrepublik
Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für Forschung,
Technologie und Raumfahrt (BMFTR).


Weitere Informationen:

https://www.geomar.de/forschen/expeditionen/detailansicht/exp/376724


https://iodp3.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution818

Homepage:

https://www.geomar.de/

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 21.11.2025 16:54

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 
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STIMMEN/399: Weltklimakonferenz - Gute Dynamik von erbittertem Widerstand weniger Staaten gebremst, Ergebnisse nicht ausreichend (GW)

Germanwatch e.V. - Pressemitteilung, 22. November 2025

Weltklimakonferenz: Gute Dynamik von erbittertem Widerstand weniger
Staaten gebremst - Ergebnisse nicht ausreichend

Wichtige Fortschritte im Anpassungsbereich und bei sozial gerechter
Transformation - aber nicht groß genug / Rückschritte in anderen
Bereichen zumindest verhindert



Belém (22. Nov. 2025). Nach Ansicht der Umwelt- und
Entwicklungsorganisation Germanwatch hat die Weltklimakonferenz
(COP30) das aktuelle Tauziehen um die internationale Klimapolitik wie
unter einem Brennglas gezeigt. "Trotz der sich dramatisch zuspitzenden
Klimakrise ist eine kleine Gruppe großer Staaten bereit, alles zu tun,
um das fossile Geschäftsmodell zu verlängern. Die reichen Staaten
stellen zudem nicht das notwendige Geld bereit. Trotz der anfangs
guten Dynamik auf der Konferenz konnten daher dringend notwendige
Ergebnisse nicht im Konsens erzielt werden", bilanziert Christoph
Bals, Politik-Vorstand von Germanwatch. "Im Anpassungsbereich und in
Bezug auf die sozial gerechte Transformation wurden wichtige
Fortschritte erreicht - wenn auch nicht ausreichend große. In vielen
anderen Bereichen konnten Rückschritte zumindest verhindert werden."

Die aus dem Pariser Abkommen ausgestiegene Supermacht USA, oft
unterstützt von Russland und Saudi-Arabien, versucht mit Macht das
fossile Geschäftsmodell zu erhalten, das durch die Revolution in
Richtung Erneuerbare Energien und Elektrifizierung endlich unter Druck
steht. In diesem Umfeld war es erstaunlich, dass bei der COP eine
große Dynamik entstanden ist, konkrete Pläne zum Herunterfahren der
fossilen Energien zu verabreden. Die fehlende Handlungsfähigkeit der
EU, angesichts der zusammengestrichenen Klimabudgets angemessene
Finanzzusagen für Anpassung und Transformation der armen Länder zu
machen, nahm ihr viel an Glaubwürdigkeit beim Aufbau von Allianzen.
Durch den Widerstand einiger Staaten, wobei Russland und Saudi
Arabien gemeinsam mit anderen BRICS-Staaten eine wichtige Rolle
spielten, spiegelt sich diese erfreuliche Dynamik nicht wie notwendig
im Ergebnis. Zusammen mit dem Klimatext der G20 zum Klimaschutz zeigt
sich aber, dass die meisten Staaten weiter auf Kurs Energierevolution
bleiben wollen, "Die Atmosphäre in einer von Zivilgesellschaft und
indigenen Akteuren geprägten COP trug maßgeblich zur lange spürbaren
positiven Dynamik dieser Klimakonferenz bei", so Bals.

Kein ausreichender Schub für Emissionsminderung - Ansätze für
mehr

Im Laufe der Konferenz nahm die Idee eines Fahrplans für den Ausstieg
aus fossilen Brennstoffen und zum Schutz von Wäldern
länderübergreifend Schwung auf. Allerdings kam es zu keiner Einigung.
Im finalen Text werden fossile Brennstoffe nun nur indirekt erwähnt.
Die brasilianische Präsidentschaft will diese beiden Roadmaps nun als
Vorreiterinitiative weiterführen. "Die Weltklimakonferenz erzeugt so
leider nicht den notwendigen Schub für die schnellere Reduzierung der
Emissionen und zum Schließen der Ambitionslücken für Klimaschutz und
Finanzierung. Nun gilt es zumindest die Dynamik aus Belém aufzugreifen
und auf bisher noch zögerliche Länder zuzugehen. Die EU und
Deutschland müssen mit Ländern des Globalen Südens wirkmächtige
Koalitionen bilden, die auch finanzielle und technologische
Unterstützung anbieten", sagt Petter Lydén, Leiter des Bereichs
Internationale Klimapolitik bei Germanwatch.

Brasilien hat bereits erklärt, dass es die Arbeit an einem Fahrplan
für den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen weiterführen wird.
"Zusätzlich gibt es mit einer Initiative aus Kolumbien weitere
Möglichkeiten, die die EU und Deutschland unterstützen sollten. Die EU
sollte die Staaten unterstützen, die jetzt Fahrpläne zum Ausstieg aus
fossilen Energien erstellen wollen," so Lydén.

Klimaanpassung: Es geht voran, wenn auch zu langsam

Anpassung stand bei der Klimakonferenz in Belém weniger im Zentrum als
erwartet. Es wurde aber immerhin ein Paket aus Indikatoren,
Finanzierung und Umsetzungsschritten beschlossen: Die Staaten
verabschiedeten 59 Indikatoren zur Konkretisierung des Globalen
Anpassungsziels (GGA) unter Hinweis darauf, dass mehrere
Vertragsparteien weiterhin Vorbehalte gegenüber den Indikatoren haben -
 und es möglicherweise sogar noch auf die nächste COP verschoben wird.
Zudem wurde die Baku-Adaptation-Roadmap als zentrales
Umsetzungsinstrument etabliert, auch wenn weiterhin wichtige Fragen
aus früheren COPs offenbleiben. Die COP30 bietet Ansatzpunkte für eine
bessere Anpassung - damit das Anpassungsziel jedoch zu einem Hebel für
eine wirksame Anpassung vor Ort wird, müssen die Indikatoren
verbessert und die Anpassungsfinanzierung tatsächlich zuverlässig
bereitgestellt werden.

Zudem gibt es ein neues Ziel für die Anpassungsfinanzierung: die
Verdreifachung der Mittel bis 2035. Die konkrete Formulierung bietet
allerdings großen Interpretationsspielraum - sowohl in Bezug auf das
Referenzjahr als auch auf die Länder, die einzahlen sollen. "Die
Heftigkeit der Wetterextreme nimmt immer weiter zu, die globale
Temperatur ist aktuell bereits um 1.5 Grad gestiegen. Das
beschlossene Ziel liegt deutlich unter dem, was aus wissenschaftlicher
Sicht notwendig wäre und was die Entwicklungsländer gefordert haben",
betont Ute Sudmann, Bereichsleiterin für Zukunftsfähige Finanzflüsse
bei Germanwatch.

"Aber das Ziel macht klar: Industrie- und reiche Schwellenländer
müssen sehr schnell, verlässlich und regelmäßig ihre öffentlichen
Mittel für die internationale Anpassungsfinanzierung erhöhen. Im
deutschen Haushalt für 2026 ist nicht einmal eine Stabilisierung
gesichert. Um Gelder zu mobilisieren, sollten Länder wie Deutschland
und die EU zusätzliche Abgaben im Sinne des Verursacherprinzips
einführen. Jene, die den größten Schäden verursachen, müssen endlich
die Kosten ihres Handelns tragen. Industrie- und reiche
Schwellenländer haben dazu in Belem bei weitem noch nicht genug auf
den Tisch gelegt. Die Verhandlungen bei der COP haben auch gezeigt,
dass vielen Industrieländern nicht klar ist, wie sehr dies in ihrem
eigenen Interesse ist - für ihre Sicherheit und wirtschaftliche
Stabilität", so Sudmann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 22.11.2025

Herausgeber: Germanwatch e.V.

Büro Bonn:

Dr. Werner-Schuster-Haus, Kaiserstr. 201, 53113 Bonn

Büro Berlin:

Stresemannstr. 72, 10963 Berlin

E-mail: info@germanwatch.org

Internet: http://www.germanwatch.org
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STIMMEN/398: Abschluss der COP 30 - "Kein Paris-Moment in Belém für Wald- und Klimaschutz" (DUH)

Deutsche Umwelthilfe e.V.

Pressemitteilung - Samstag, 22.11.2025

Deutsche Umwelthilfe zum Abschluss der COP 30: "Kein Paris-Moment
in Belém für Wald- und Klimaschutz"



Belém, 22.11.2025: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) sieht nach Abschluss
der COP 30 in Brasilien die dringend notwendige Abkehr von fossilen
Energieträgern noch immer auf wackeligen Füßen. Die neue
TAFF-Initiative ("Transition Away from Fossil Fuels") brauche
schnellstmöglich einen klaren globalen Pfad mit Zwischenzielen, dem
Abbau fossiler Subventionen und einem verbindlichen Ausbau von
Energieeffizienz und erneuerbaren Energien. Auch beim Waldschutz
fehlen ambitionierte Fristen und Ziele. Mit Blick auf extrem
klimaschädliche Methanemissionen lassen die Staaten nach Sicht der DUH
enorme Reduktionspotenziale unausgeschöpft.

Dazu DUH-Bundesgeschäftsführer Sascha Müller-Kraenner:

"Der 'Paris-Moment' in Belém ist ausgeblieben. Gemessen an den
Anforderungen greifen die Beschlüsse zum Ausstieg aus den fossilen
Energien und zum Stopp der globalen Entwaldung zu kurz. Beim Einstieg
in den weltweiten Ausstieg aus den fossilen Energien gelingt nach dem
Dubai-Gipfel 2023 der nächste Trippelschritt. Allerdings fehlt ein
verbindlicher Zeitplan. Gegen die fortschreitende Entwaldung gibt es
mit neuen Initiativen wie der 'Forest Pledge' und der Tropical Forests
and Forest Finance Facility TFFF zwar wichtige Signale, aber auch hier
braucht es noch ambitionierte Fristen und Ziele. Neue
Waldschutzversprechen auf internationaler Ebene sind außerdem wenig
wert, solange die EU gleichzeitig an der EU-Entwaldungsverordnung
sägt.

Zur Halbzeit des Global Methane Pledge ignorieren die Staaten noch
immer kostengünstige Minderungspotenziale, gerade in der
Landwirtschaft und in der fossilen Energiewirtschaft. Wir fordern die
Bundesregierung auf, ihre Unterstützung für den neuen Tropenwaldfonds
erheblich aufzustocken, sich für eine ambitionierte
Entwaldungsverordnung einzusetzen und eine nationale Methanstrategie
vorzulegen, die sich an den Potenzialen kostengünstiger Minderung in
Energie, Abfall und Landwirtschaft orientiert."

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 22.11.2025

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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STIMMEN/397: Weltklimakonferenz schliesst mit Ernüchterung statt Beschleunigung (WWF Schweiz)

WWF Schweiz - Medienmitteilung, 22. November 2025

Weltklimakonferenz schliesst mit Ernüchterung statt Beschleunigung




Die COP30 in Belém sollte den Übergang vom Verhandeln zum Handeln
einleiten. Das ist kaum gelungen. Die über 190 Länder einigten sich
bei den zentralen Themen auf schwache Kompromisse. Jetzt müssen
Landesregierungen, Wirtschaft und Gesellschaft die globale
Energiewende ohne neue Impulse aus der internationalen Politik
beschleunigen. Ein erster Schritt sind die von der brasilianischen
Präsidentschaft angekündigten Initiativen für den Waldschutz und den
Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas.

WWF-Klimaexperte und Mitglied der Schweizer Verhandlungsdelegation
Thomas Häusler zu den wichtigsten Ergebnissen:

Energiewende: Die Realität ist der Politik weit voraus

«Obwohl viele Länder auf eine Roadmap für den Ausstieg aus Kohle, Gas
und Öl drängten, kam sie nicht zustande. Doch der starke Zubau von
Solar- und Windenergie in den letzten Jahren zeigt: Die Energiewende
ist im Gang, wenn auch noch zu langsam. Um sie weiter zu
beschleunigen, müssen wir die grossen Vorteile der erneuerbaren
Energien, der Energieeffizienz und der Elektromobilität noch besser
aufzeigen: Sie sind wirtschaftlich die beste Wahl, verbessern die
Gesundheit dank sauberer Luft und verringern die Abhängigkeit von
fossilen Importen.»

Reduktionslücke: Keine überzeugende Antwort 

«Die Lücke zwischen dem, was die Länder tun, und dem, was nötig ist,
bleibt viel zu gross. Die Antwort der COP30 ist äusserst schwach.
Notwendig wäre eine Aufforderung an alle Länder gewesen, ihre
Klimapläne deutlich zu verbessern. Stattdessen gab es lauwarme
Ermutigungen und den Beschluss, im Jahr 2026 neue Verhandlungen über
die Verkleinerung der Lücke aufzunehmen - mit ungewissem Ausgang.

Die Schweiz setzte sich in Belém für eine starke Antwort auf die
Reduktionslücke ein. Das ist positiv. Um aber glaubwürdig zu bleiben,
muss sie jetzt ihre Hausaufgaben machen und die Reduktionslücke im
Inland verringern. Der Bundesrat sollte umgehend die Spielräume
nutzen, die bestehende Gesetze für zusätzlichen Klimaschutz bieten.»

Klimafinanzierung: Industrieländer drücken sich weiter vor
Verantwortung 

«Die Länder des globalen Südens brauchen rasch deutlich mehr
finanzielle Unterstützung. Ohne diese Hilfe können sie weder ihren 
CO2-Ausstoss senken noch sich an die Folgen der Klimaerhitzung anpassen.
Diese fordern Todesopfer und verursachen hohe Schäden - Jahr für Jahr.
Doch die Industrieländer weigerten sich, ihre ungenügenden Zahlungen
schnell zu erhöhen. Der beschlossene Prozess, um dies zu ändern,
bleibt vage.

Auch die Schweiz steht in der Pflicht: Sie hat ihren fairen Anteil
bisher nicht geleistet und auch keinen Plan vorgelegt, wie dies
künftig geschehen soll.»

Abholzung: Weltweiter Plan versenkt 

«Vor der ersten COP im Amazonas war die Hoffnung gross, dass der Kampf
gegen die Abholzung der Tropenwälder entscheidend gestärkt wird. Über
80 Länder unterstützten einen konkreten Plan, um die Zerstörung bis
2030 zu stoppen. Doch die Mehrheit der Staaten lehnte ihn ab. Nun
braucht es umso grössere Anstrengungen - global und in jedem einzelnen
Land -, um bestehende Wälder zu schützen und geschädigte
aufzuforsten.»

Lichtblick: Zusätzliche Initiativen nehmen Fahrt auf 

«Als Reaktion auf den schleppenden Fortschritt bei der
Uno-Klimakonvention lancierte vor allem die brasilianische
Präsidentschaft eine Reihe von Initiativen ausserhalb dieses
Vertragswerks. Dazu gehören Roadmaps für den Ausstieg aus den fossilen
Energien und für den Stopp der Tropenwald-Abholzung bis 2030.
Brasilien legte zudem einen Investitionsfonds für Tropenwälder auf,
dem verschiedene Staaten bisher fast 10 Milliarden zugesichert haben.
Ausserdem haben die Gastgeber die sogenannte Action Agenda neu
lanciert. Kolumbien und die Niederlande planen bereits eine Konferenz,
die Vorschläge für einen schnellen und gerechten Ausstieg aus Kohle,
Öl und Gas erarbeitet.

Die Initiativen zeigen: Viele Länder akzeptieren den gefährlichen
Stillstand nicht. Nun gilt es, sie durch Taten voranzubringen. Machen
wir uns an die Arbeit, es gibt viel zu tun.»

 * 

Quelle:

Medienmitteilung, 22. November 2025

WWF Schweiz

Hohlstrasse 110, Postfach

8010 Zürich

Tel.: 044 297 21 21

E-Mail: service@wwf.ch

Internet: https://www.wwf.ch
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STIMMEN/386: Ende der COP 30 - Weltklimakonferenz scheitert am Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 24. November 2025

Ende der COP 30: Weltklimakonferenz scheitert am Ausstieg aus
Kohle, Öl und Gas

Bundesregierung in großer Verantwortung für globale Energiewende




	Fortschritte bei Klimaanpassung und sozial gerechter Transformation

	Starke Zivilgesellschaft vor Ort

	Fossile Lobby geht als Gewinner nach Hause



Die Klimakonferenz COP30 in Belém endet mit einem enttäuschenden
Ergebnis: Trotz kleiner Fortschritte bei Klimaanpassung und sozial
gerechter Transformation sind die Staaten dem notwendigen Ausstieg aus
Kohle, Öl und Gas keinen Schritt näher gekommen, bilanziert der Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). Ein verbindlicher,
finanzierbarer Fahrplan für das Ende aller fossiler Energien wurde
nicht beschlossen - ein herber Rückschlag für den 1,5-Grad-Pfad. Die
Differenzen zwischen den UN-Staaten traten in Brasilien deutlich
zutage und stellten die gemeinsame Entscheidungsfindung vor große
Herausforderungen.

Verena Graichen, Geschäftsführerin Politik beim BUND: "Die COP30
zeigt, wie weit Ambition und Realität in der internationalen
Klimapolitik auseinanderliegen. Die Staatengemeinschaft balanciert
weiter auf einem dünnen Seil über dem Abgrund.
Klimaschutz-Vereinbarungen sind schwieriger denn je, Lösungen und
Zusammenarbeit aber dringender denn je."

Zwar erhielt die Idee eines globalen Ausstiegs aus fossilen
Brennstoffen und eines besseren Waldschutzes Rückenwind, doch das
Momentum verpuffte. Zentrale Formulierungen wurden verwässert oder
gestrichen und reiche Staaten drückten sich vor ihrer finanziellen
Verantwortung.

Graichen: "Kein globaler Fahrplan und keine Vereinbarung zu einem
fairen, finanzierten Ausstieg aus den fossilen Energien - das ist ein
harter Schlag ins Gesicht derjenigen, die am stärksten unter der
Klimakrise leiden. Die fossile Industrie kann ihr Geschäftsmodell
unbehelligt fortsetzen."

Die Zivilgesellschaft zeigte vor Ort Präsenz gegen den Stillstand.
Karola Knuth aus dem BUNDjugend Bundesvorstand: "Diese Klimakonferenz
hinterlässt mich mit gemischten Gefühlen. Einerseits standen
Zivilgesellschaft und vor allem indigene Gruppen mit lautem Protest
für ihre Rechte ein. Es ist klar: Protest wirkt! Auf der anderen Seite
wurde eben dieser Protest massiv unterdrückt, der Ausstieg aus den
Fossilen steht nicht in der Abschlusserklärung, und auch der große
Wurf bezüglich Finanzierung blieb aus. Jetzt muss es darum gehen, dass
die Staaten, die sich für den Ausstieg aus den fossilen Energien
ausgesprochen haben, ihren Worten Taten folgen lassen müssen. Und dazu
gehört auch Deutschland."

Nach dem enttäuschenden Ergebnis von Belém trägt Deutschland eine
besondere Verantwortung. Ohne international verbindlichen
Ausstiegsfahrplan, muss Deutschland sowohl national als auch
diplomatisch noch entschlossener handeln - und seine eigenen
Hausaufgaben zu Hause konsequent umsetzen. Der BUND fordert deshalb:

• Diplomatische Initiative starten: Deutschland muss sich
in der EU und im UN-Rahmen weiterhin für einen globalen, fairen und
finanzierten Ausstiegsfahrplan aus den Fossilen stark machen und sich
weiterführenden Initiativen (zum Beispiel Kolumbien) anschließen.

• Klimafinanzierung deutlich erhöhen: Reiche Staaten
müssen verbindlich mehr Mittel für globalen Klimaschutz, Anpassung und
die globale Energiewende bereitstellen.

• Auf echte Emissionsminderung setzen: Keine
Scheinlösungen wie CCS, internationale Zertifikate oder LNG-Ausbau -
stattdessen Ausbau von erneuerbaren Energien und Energieeffizienz und
den Ausstieg aus allen fossilen Energien in Deutschland schnell
vorantreiben.

• Soziale Gerechtigkeit im Inland sichern: Der Wandel muss
gerecht gestaltet werden - mit Beteiligung von Regionen,
Arbeitnehmer*innen, Kommunen und Zivilgesellschaft.


Mehr Informationen:

FoE US und BUND-Brief an die EU zum Thema Methan: 2025-EU-US-Methane-Letter.pdf (Englisch)

https://foe.org/wp-content/uploads/2025/11/2025-EU-US-Methane-Letter.pdf

FoE US und BUND-Briefing zum Thema Methan: Schmutzig, gefährlich und
treibende Kraft hinter der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen


https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/klimawandel/Methan-Briefing-FoE-US-BUND-deutsch.pdf

BUND-Seite zu CCS: Klimaschutz statt CO2-Endlager!

https://www.bund.net/klimawandel/ccs/

Publikation: Kurskorrektur: Auf dem Weg in eine klimagerechte Welt


https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/kurskorrektur-auf-dem-weg-in-eine-klimagerechte-welt/

Stärkung der Zivilgesellschaft bei der Umsetzung nationaler
Klimapolitik: Mehr Mitbestimmung möglich machen

https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/staerkung-der-zivilgesellschaft-bei-der-umsetzung-nationaler-klimapolitik-mehr-mitbestimmung-moeglich-machen/

BUND Klimaklage: Klimaschutz ist Menschenrecht

https://www.bund.net/klimawandel/klimaklage-klimaschutz-ist-menschenrecht/

People's Summit in Belem: Finale Deklaration (Englisch)

https://docs.google.com/document/d/1WpNpH-17fbD5ctobMeI3TeUrmOlckE1CNDLablPKtOs/edit?tab=t.0#heading=h.6yo21ouv4ejm

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 24.11.2025

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Email: bund(at)bund.net

Internet: www.bund.net
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MOOR/079: Moore auf der Weltagenda - Greifswalder Moorwissen trieb Durchbruch für Moorschutz auf der COP30 voran (idw)

Universität Greifswald - 24.11.2025

Moore auf der Weltagenda: Greifswalder Moorwissen trieb Durchbruch
für Moorschutz auf der COP30 voran



Die Klimakonferenz der Vereinten Nationen 2025 (COP30 Brasil
Amazônia) bot eine Chance für Moore. Das Team des Greifswald
Moor Centrum (GMC) nutzte sie. Vor Ort in Belém setzte sich Dr.
Franziska Tanneberger von der Universität Greifswald, Co-Direktorin
des GMC und Gewinnerin des Deutschen Umweltpreises 2024, dafür ein,
fundiertes Moorwissen in praktische, zukunftsweisende Maßnahmen zu
überführen.

Als Rednerin auf Veranstaltungen der COP30 warb sie erfolgreich für
einen "Peatland Breakthrough" [1]. Sie arbeitete dabei eng mit
nationalen und internationalen Regierungsvertretern und NGOs zusammen.
Beim gleichnamigen offiziellen Side Event am 17. November 2025
bekannte sich Deutschland dazu - nach Peru und Uganda - als Champion
Country in Moore zu investieren, um wirksamen naturbasierten
Klimaschutz zu erreichen. Dieses Beispiel soll andere Staaten
motivieren, den Moorschutz ebenfalls stärker in den Blick zu nehmen
und zum Beispiel in die nationalen Klimapläne aufzunehmen.

Der "Peatland Breakthrough" ist eine Initiative unter der "Action
Agenda" der Klimakonvention, die Maßnahmen zum Schutz, zur
Wiedervernässung und zur nachhaltigen Nutzung von Mooren weltweit
beschleunigen und mobilisieren will. Mit der Unterstützung der
globalen Umweltkonventionen geht es darum, mit vielen Ländern
gemeinsame Ziele anzustreben und dafür Finanzierung zu mobilisieren.

Internationaler Rückenwind für Moorpolitik

"Es könnte keinen besseren Zeitpunkt als die COP30 in Belém geben, um
das Thema Moore auf die internationale Agenda zu bringen", sagt Dr.
Franziska Tanneberger. "Mit der Global Peatlands Assessment und dem
Global Peatland Hotspot, die auf früheren Klimakonferenzen vorgestellt
wurden, ist die Wissenschaft zu Mooren und ihrer Klimawirkung
eindeutig. Und jetzt sind wir in Brasilien - dem tropischen Land mit
der größten Moorfläche. Es ist besonders erfreulich zu sehen, wie
Forschung und Politik aus einem abgelegenen deutschen Bundesland auf
internationaler Ebene etwas bewegen können."

Als Mitglied des "Wissenschaftlichen Beirats für Natürlichen
Klimaschutz (WBNK)" der Bundesregierung organisierte Moorexpertin
Tanneberger am 20. November 2025 im deutschen Pavillon auch einen
Austausch über Perspektiven aus wichtigen Moorländern im Rahmen der
Veranstaltung "Naturbasierte Klimaschutzmaßnahmen als
Schlüsselinstrument zur Erreichung des deutschen Klimaziels"[2]

Globale Allianzen für Moorforschung

Um die Kräfte der Moorforschung weltweit zu bündeln, unterzeichnete
das Greifswald Moor Centrum am 21. November 2025 im indonesischen
Pavillon eine Absichtserklärung mit dem International Tropical
Peatland Centre (ITPC).

Expertise aus Greifswald floss auch in weitere Veranstaltungen ein,
etwa "Sicherheit von Grund auf: Böden und die Grundlagen der
Resilienz"[3] im Ukraine-Pavillon, "Mainstreaming nature-based
solutions for climate resilience in East African countries" im
Pavillon der ostafrikanischen Länder und "Integrating Peatland
Restoration and FOLU within the Global Carbon Market Framework" im
indonesischen Pavillon.

Weitere Informationen

Über das Greifswald Moor Centrum

Das Greifswald Moor Centrum ist eine Partnerschaft von Universität
Greifswald, Michael Succow Stiftung und DUENE e. V., und Schnittstelle
zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis in allen Moorfragen - lokal
und weltweit.

Moore und Klimaschutz

Moore sind einzigartige und seltene Ökosysteme, die zwar nur etwa 3
bis 4% der Landfläche der Erde bedecken, aber bis zu einem Drittel des
weltweiten organischen Kohlenstoffs im Boden enthalten - doppelt so
viel Kohlenstoff wie in der weltweiten Waldbiomasse. Wenn Moore jedoch
entwässert oder degradiert werden, verwandeln sie sich von
Kohlenstoffsenken in Kohlenstoffemittenten. Derzeit tragen entwässerte
und degradierte Moore zu 4 bis 5% der jährlichen globalen
anthropogenen Emissionen bei. Um den Klimawandel aufzuhalten, ist es
daher von entscheidender Bedeutung, diesen Kohlenstoff zu binden.
Darüber hinaus sind intakte Moore für die Wasserversorgungssicherheit,
die biologische Vielfalt und die Lebensgrundlage der Menschen
unverzichtbar.


17.11.2025 NDR Info - Live-Übertragung mit Franziska Tanneberger aus
Belem

NDR Info | ndr.de (ab Sek. 12:04) 

https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/ndr-info,sendung-30666.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution65

Homepage:

https://www.uni-greifswald.de

Links:

[1] https://www.greifswaldmoor.de/peatland-breakthrough.html 

[2] https://german-climate-pavilion.de/?pgm=124&nav=14&language=eng&tz=America%2FBelem

[3] https://cop.ukrainian-climate-office.org/program/restoring-the-ground-for-recovery-sustainable-land-use-soil-security-and-climate-resilience-in-ukraine-and-beyond/

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 24.11.2025 09:19

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RESSOURCEN/245: Konservative Mehrheit schafft Marktfähigkeit von Umwelt und Natur ... (SB)



Die Europäische Union lebt weit über ihre Verhältnisse. Jedes Jahr
verbraucht sie so große Mengen an natürlichen Ressourcen und belastet
Luft, Boden und Wasser mit dermaßen viel Wohlstandsmüll, dass ihr zur
Kompensation dieser Übergriffe eigentlich mehrere Planeten zur
Verfügung stehen müssten. Würde jeder Mensch auf Erden
durchschnittlich den gleichen Lebens- und Konsumstil pflegen wie die
EU-Bürgerinnen und -Bürger, wäre am 29. April 2023 Schluss gewesen.
Das ergeben die jüngsten Berechnungen zum sogenannten
Erdüberlastungstag, englisch Earth Overshoot Day.

Warum hat man davon nichts gemerkt? Weil sich Mangel und
Naturbelastung nicht nur direkt bemerkbar machen, sondern oftmals
nur indirekt festzustellen sind. In der Berichterstattung an jenem 29.
April 2023 war beispielsweise auch von "ungeregelter Migration" die
Rede, also von Menschen, die ihre (nicht selten klimatisch
benachteiligte) Heimat verlassen und nach Deutschland kommen. Oder:
In der Ampelkoalition wird wegen der häufigeren Hochwasser- und
Unwetterkatastrophen über die Einführung einer obligatorischen
Elementarschadenversicherung debattiert. Oder: Im Sudan sind
Zehntausende auf der Flucht. Oder: In der Ukraine tobt ein
zwischenstaatlicher und in Honduras ein innerstaatlicher Krieg.

Mittelbar und unmittelbar stecken hinter solchen und vielen weiteren
Meldungen vom 29. April 2023 und selbstverständlich von den meisten
anderen Tagen eines beliebigen Jahres naturkatastrophale Ereignisse,
Schadensfolgen klimatischer Negativtrends oder
Ressourcenverteilungskämpfe, die mit direkt geraubten oder auch den
anderen Menschen vorenthaltenen Überlebensvoraussetzungen
vorangetrieben werden; letzteres meist von nicht minder vernichtender
Konsequenz. So hungern weltweit Hunderte von Millionen Menschen,
Milliarden haben keinen ausreichenden Zugang zu sauberem Trinkwasser.

Auch die in Europa festzustellende klimawandelbedingte Zunahme an
Extremwetterereignissen lässt sich einerseits auf historische und
andererseits auf aktuelle Begleitschäden von Gesellschaften mit
besonders verbrauchsintensiven Produktionsweisen, wie sie die
meisten europäischen Staaten vorantreiben, deuten.

Zwar existieren keine zwei, drei oder vier Planeten, die der
Europäischen Union eigentlich zur Verfügung stehen müssten, um den
vergleichsweise hohen Konsum ihrer Bürgerinnen und Bürger dauerhaft
zu gewährleisten, aber real genügt ja eine einzige Erde, nämlich
unter der Voraussetzung, dass die Schadensfolgen der Übernutzung
entweder in andere Weltregionen verlagert oder als Erblast
zukünftigen Generationen aufgehalst werden.
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"Es gibt ein wachsendes Bewusstsein dafür, dass intakte Natur einen
wirtschaftlichen Wert hat."

(Grundsatzrede der EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen,
13.9.2024, München)

Baumbesetzung im Hambacher Wald: Offensichtlich gibt es Menschen, die
ein wachsendes Bewusstsein dafür haben, dass intakte Natur einen Wert
hat - auch ohne Wirtschaft.

Foto: © 2015 by Schattenblick



Wie gelingt es der Europäischen Union, ihren exorbitanten
Erdüberlastungskonsum Jahr für Jahr umzulasten? Dafür stehen ihr
mehrere Mittel zur Verfügung, die nicht scharf voneinander zu trennen
sind und sich vielmehr wechselseitig verstärken. Als Gesamtkomplex
sollen sie das Hegemonieprojekt EU-Europa stärken. Neben dem Streben
nach ökonomischer, handelspolitischer, militärischer, technologischer
und struktureller Dominanz - für letztere ist die unverhältnismäßig
starke europäische Präsenz im UN-Sicherheitsrat ein typisches
Beispiel - besteht auch ein allen anderen Betrachtungsebenen
zugrundeliegendes weltanschauliches Dominanzstreben. Das betrifft
beispielsweise auch den Begriff "Natur" und das Verständnis davon,
was damit gemeint ist, und umgekehrt, welche anderen Vorstellungen
von Natur dadurch ausgeschlossen werden sollen.

Das Verhältnis vieler Menschen zu ihrer Mit- und Umwelt wird von
einem Naturbegriff geprägt, der geistesgeschichtlich auf das Christentum
(Macht euch die Erde untertan) und die griechischen Philosophen
der Antike zurückgeht. Auch wenn andere, mitunter von Großreichen
geprägte Kulturräume ohne die gleiche Geistesgeschichte ebenfalls
einen verbrauchsintensiven Umgang mit Natur pflegen, hat sich im
großen und ganzen die westliche Sicht weltweit durchgesetzt.

Die Europäische Union, die sich zunächst in der Lissabon-Strategie
und anschließend mit "Europa 2020" zum Ziel gesetzt hat, andere
Wirtschaftsmächte wie die Vereinigten Staaten von Amerika
niederzukonkurrieren, setzt zu diesem Zweck auf grüne Ökonomie,
Klimaschutz und Nachhaltigkeit. Auf diesen Feldern, denen allen ein
bestimmtes Naturverständnis zugrundeliegt, versucht sie zu punkten
und eine globale Führungsmacht zu werden. Nicht zuletzt weil ihr als
supranationale Organisation noch nicht das Ausmaß an Identifikation
seitens ihrer Bürgerinnen und Bürger zuteil wird wie beispielsweise
der US-Regierung. Die einzelnen Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union verfolgen sehr verschiedene Interessen; eine Identifikation der
Bevölkerung mit dem Brüsseler Beamtenstaat ist bisher nicht zustande
gekommen.

Positioniert zwischen dem Deregulierungsmodell der USA und dem
staatsdirigistischen Modell Chinas legt die EU einerseits
Handlungsrahmen für die Mitgliedsstaaten fest und lässt andererseits
innerhalb der vorgegebenen Grenzen Marktkräfte walten. Zwischen
diesen Leitplanken ist auch die Idee der "Naturgutschriften", engl.
Biodiversity Credits, anzusiedeln. Die EU-Kommission will "die Natur"
schützen, indem sie Naturgütern und -räumen, bildlich gesprochen, ein
Preisschild aufklebt. Wer Natur verbraucht, muss dafür bezahlen - neu
ist das nicht, aber der Preis dafür könnte in Zukunft an der einen
oder anderen Stelle steigen. Im Gegenzug sollen die beteiligten
Unternehmen Gutschriften erhalten, mit denen sie Geschäfte machen
können.

Im Juli dieses Jahres hat die EU-Kommission ihre "Roadmap towards
Nature Credits", also ihren "Fahrplan für Naturgutschriften",
verabschiedet. Als potentielle Adressaten für den Erwerb solcher
Gutschriften werden Unternehmen, Finanzinstitute, öffentliche
Einrichtungen und Bürgerinnen und Bürger genannt. Sie könnten von
sauberen Ökosystemen, einer Risikominderung, einem besseren Ruf und
einer höheren sozialen Akzeptanz ihrer Projekte profitieren, heißt
es. Mit diesem "innovativen" Werkzeug soll Natur zu einem
"Vermögenswert" gemacht werden, der Investoren anlockt. Als Beispiele
werden die Wiederherstellung von Feuchtgebieten und die Erweiterung
von Waldflächen genannt. In Frankreich, Estland und Peru laufen
derzeit entsprechende Modellversuche.




[image: Ferner Blick, über ein riesiges Loch in der Landschaft hinweg, auf eine Tagebauabbruchkante, an der ein Schaufelradbagger Sand abgräbt - Foto: © 2015 by Schattenblick]

Durch den Braunkohletagebau wird der Hambacher Wald bis auf eine
Vorwandsrestfläche verkleinert. Ohne das grüne Licht der Landesregierung
würde jedoch kein einziges Unternehmen seine Maschinen entsenden und ganze
Landschaften tiefgründig dem Erdboden entreißen.

Werden solchen Unternehmen in der EU-Zukunft Naturgutschriften
zugeschanzt, nur weil sie nach verrichtetem Zerstörungswerk ihre
dann nutzlosen Bagger wieder zurückziehen?

Foto: © 2015 by Schattenblick



Bis zum 30. September 2025 bestand für interessierte Personen die
Möglichkeit, sich zu dem Vorhaben der EU-Kommission zu äußern. Bis
Ende des Jahres wird eine Expertengruppe zusammengestellt, die das
System der Naturgutschriften, ihre Zertifizierung, ihren Erwerb, die
Überwachung der Projekte und den Handel mit angesparten Gutschriften
beratschlagen soll.

Bereits in der Einleitung des Fahrplans stellt die EU-Kommission
klar, dass Naturschutz neben öffentlichen Geldern auch der Investitionen
aus dem Privatsektor bedarf. Das erste Kapitel trägt dann auch die
bezeichnende Überschrift: "Wirtschaftlicher und unternehmerischer
Nutzen naturpositiver Maßnahmen." Daran wird deutlich, dass der
Fahrplan vor allem an Unternehmen adressiert ist. Wörtlich heißt es:

"Es wird beabsichtigt, die verschiedenen Finanzierungsquellen für die
Natur, z. B. öffentliche Mittel, zu ergänzen, indem die Entwicklung
von Instrumenten mit hoher Integrität wie Naturschutzgutschriften
unterstützt wird, durch die Investitionen in die Natur zu einem
zuverlässigen Motor für die Wertschöpfung werden."

Aus dem Wort "Wertschöpfung" lässt sich ablesen, welchen Naturbegriff
die EU-Kommission unhinterfragt verwendet. Denn wenn Werte erst noch
geschöpft werden müssen, haben sie bis dahin nicht existiert. Solange
sich Natur ökonomisch nicht verwerten lässt, wird sie als ungeschützt
definiert. Zwar bedeutet Wert für sich genommen nicht zwangsläufig
"Geldwert", aber so, wie die EU-Kommission für das Konzept der
Naturgutschriften wirbt, meint sie genau das.

Es geht hier nicht um Peanuts. Bis 2026/2027 sollen zehn Prozent des
EU-Haushalts für die biologische Vielfalt bereitgestellt werden. Da
hierfür Investitionen in Höhe von jährlich 65 Mrd. EUR veranschlagt
werden, sollen die öffentlichen Ausgaben durch private Finanzmittel
in Milliardenhöhe ergänzt werden.

Absehbar werden Naturgutschriften kein Bestandteil einer Abkehr von
den verbrauchsintensiven Produktionsverhältnissen in den EU-Staaten
sein, sondern sie werden dazu beitragen, diese zu legitimieren. Der
Anspruch, die Natur schützen zu wollen, bedeutet faktisch, den
Anspruch zu erheben, mittels Gutschriften eine gewisse
Verfügungsgewalt nunmehr auch über jene natürlichen Ressourcen zu
erlangen, die ihr bislang noch nicht oder nicht vollständig
unterworfen sind. Durch Naturgutschriften wird zwar kein
Eigentumsanspruch auf ein Naturgut erhoben, beispielsweise würde ein
Waldgebiet, für das eine Naturschutzgutschrift anerkannt wird, nicht
den Besitzer wechseln, doch würden sich die Nutzungsrechte und
auch die Gewohnheitsrechte ändern.
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Moorvernässung des 22 Hektar großen Weißen Moores an der Bundesstraße
5 zwischen Stelle-Wittenwurth und Neuenkirchen (Kreis Dithmarschen)
unter Federführung der Stiftung Naturschutz.

Solche Projekte zum Arten- und Klimaschutz wären typische Beispiele
für die geplante Vergabe von Naturgutschriften.

Foto: © 2025 by Schattenblick



Für das geplante System der Naturgutschriften dient der
Emissionshandel als vermeintlich leuchtendes Vorbild. Das geht aus
der Grundsatzrede hervor, die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen am 13. September 2024 auf der DLD Nature Konferenz in
München hielt. Das Akronym DLD steht für Digital Life Design, einem
2005 erstmals einberufenen informellen Treffen, das sich laut
Selbstdarstellung zu Europas führender Innovationskonferenz für
Visionäre rund um den Globus entwickelt hat. Die deutsche Übersetzung
der in Englisch gehaltenen Rede ist im Presseraum der EU-Kommission
abrufbar:

"Wir können einen Markt für die Wiederherstellung unseres Planeten
schaffen. Das klingt fast zu gut, um wahr zu sein. Aber wir wissen,
dass es möglich ist, wenn wir die richtigen Vorgaben machen. Denn es
ist uns schon einmal gelungen. Hier in Europa haben wir bereits einen
unglaublich wirksamen CO2-Markt. Er funktioniert seit fast 20 Jahren.
Das Prinzip ist ganz einfach. Es besagt: Du willst verschmutzen - du
zahlst. Du willst nicht zahlen - dann betreibst du Innovation. Und es
hat funktioniert. In dieser Zeit sind die Treibhausgasemissionen um
beinahe 50% zurückgegangen, während die Wirtschaft gewachsen ist.
Gleichzeitig erwirkte der Preis, den wir dem CO2 gegeben haben,
Einnahmen von 180 Milliarden EUR, die in Klimaprojekte und
Innovationen reinvestiert werden."

Ein unglaublich wirksamer CO2-Markt? Die seit vielen Jahren immer
wieder vorgebrachten Kritikpunkte am EU-Emissionshandel und seiner
angeblichen Wirksamkeit sind Legion. Beispielhaft sei hier auf eine
jüngere Studie von Niklas Stolz (ETH Zürich) und Benedict S. Probst
(Cambridge University) verwiesen, die am 10. September 2025 von der
Fachzeitschrift "Nature Communications" online gestellt wurde. Die
beiden Forscher haben die historischen CO2-Emissionseinsparungen und
Klimaschutzziele von 89 multinationalen Unternehmen analysiert und
herausgefunden, dass in deren Klimastrategien "kein signifikanter
Unterschied" erkennbar war, ob ein Unternehmen
CO2-Emissionszertifikate gekauft hatte oder nicht. Die Bedeutung des
Kohlenstoffhandels sei "vernachlässigbar", lautet das ernüchternde
Resümee.

Ein paar der zahlreichen Kritikpunkte, die in der Vergangenheit gegen
das CO2-Emissionshandelssystem vorgebracht worden waren, werden von
der EU-Kommission in ihrem neuen "Fahrplan für Naturgutschriften"
aufgegriffen und finden sich in wohlklingenden Absichtsbekundungen
wieder. Von einer Entkräftung der Kritik kann natürlich keine Rede
sein, da die Naturgutschriften noch nicht verwirklicht wurden.

"Um für die Glaubwürdigkeit des Verfahrens zu sorgen, müssen strenge
Kriterien und Grundsätze festgelegt werden, um die Transparenz
sicherzustellen, Interessenkonflikte zu vermeiden und Grünfärberei
und Doppelzählungen zu verhindern. Die Trennung der Rollen von
Projektträgern, Zertifizierungsstellen und Registerbetreibern ist von
zentraler Bedeutung, um die Integrität des Systems und das
Marktvertrauen zu wahren." (S. 6/7)

Der Verwaltungsaufwand soll "so gering wie möglich" gehalten und
Zertifizierungen auf bestehenden Standards aufgebaut werden. Die
EU-Kommission verspricht, sich an die Grundsätze ähnlich denen halten
zu wollen, die von weltweit mehr als 50 Initiativen in Verbindung mit
solchen Gutschriften formuliert worden sind. Und was seit der
Gründung 1872 des weltweit ersten Naturschutzgebietes, des
Yellowstone Nationalparks, bis heute immer wieder gegen solche von
oben herab beschlossenen vermeintlich positiven Naturschutzmaßnahmen
an Kritik vorgebracht wird, nämlich dass über die Köpfe der
angestammten Bevölkerung hinweg entschieden und diese im Namen des
Naturerhalts misshandelt, getötet, an den Rand gedrängt oder auf
andere Weise benachteiligt wird, integriert die EU-Kommission
ausgesprochen geschmeidig:

"Besonderes Augenmerk sollte auch darauf gelegt werden, dass indigene
Völker und ortsansässige Gemeinschaften unter uneingeschränkter
Achtung ihrer Rechte, ihrer Wissenssysteme und ihrer Rolle als Garant
für die biologische Vielfalt sinnvoll einbezogen werden." (S. 10)

Mit solchen wohlfeilen Worten können vergangene Gräueltaten gegenüber
Indigenen sowohl innerhalb als auch außerhalb Europas nicht
ungeschehen gemacht werden. Aber vermögen sie wenigstens zukünftige
Übergriffe und Drangsalierungen, dann im Namen von Naturgutschriften,
zuverlässig zu verhindern? Im obigen Zitat stechen zwei
Formulierungen hervor, die Zweifel daran wecken.

Erstens wird jenen Gemeinschaften zugesichert, dass "ihre Rechte"
geachtet werden sollen. Klingt gut, kann aber, wie in der
Vergangenheit geschehen, auf etwas sehr Übles hinauslaufen. Denn
häufig besitzen indigene Gemeinschaften gar keine Rechte, wenn sie
beispielsweise ein bestimmtes Waldgebiet nutzen. Das brauchen sie
auch nicht. Sie haben dort von jeher Feuerholz, Nüsse oder Früchte
gesammelt oder ihr Vieh weiden lassen. Dafür waren sie niemandem
Rechenschaft schuldig. Mit der Einführung des Rechts dagegen hielten
die Beschränkungen Einzug. Das, was die Indigenen oder lokale
Gemeinschaften womöglich seit Generationen praktiziert haben,
wandelte sich durch das Verlangen von Eigentumstiteln seitens der
jeweiligen Regierung plötzlich in Zuwiderhandlungen gegen geltendes
Recht und wurde meist gewaltsam unterbunden. Auch im Namen des
Naturschutzes. Dafür gibt es Beispiele.

Zweitens stellt sich die Frage, wie der beabsichtigte "sinnvolle"
Einbezug lokaler Gemeinschaften aussehen soll. Falls diese erklären,
dass sie Naturgutschriften für eine ganz und gar unnütze Erfindung
halten und nichts damit zu tun haben wollen, würde sich die EU dann
mit ihrem Anliegen zurückziehen? Wer wird die Definitionshoheit über
die Beantwortung der Frage, was "sinnvoll" ist, erhalten und welcher
Maßstab würde dafür angelegt? Was wäre, wenn Indigene sich genauso
verhielten wie die EU-Kommission, nur umgekehrt, und verlangten, dass
die europäischen Wälder nach indigenem Verständnis "sinnvoll"
umgestaltet werden sollten? Das Beispiel mag abwegig erscheinen, aber
wohl nur, weil das kolonialistisch-übergriffige Denken tief im
westlichen Wertesystem verankert ist.




[image: Flacher, etwa 80 cm hoher, spärlich bewachsener Torfwall, hinter dem sich Wasser angesammelt hat, aus dem sich sanft die von Vegetation bedeckte Moorfläche des Weißen Moores erhebt - Foto: © 2025 by Schattenblick]

Kulturlandschaftliche Korrekturen

Damit das vom Abtorfen geschrumpfte Hochmoor wieder wachsen kann,
wurde rundum eine Spezialdichtfolie eingezogen, die das Regenwasser
zurückhält. Aktuell wird zusätzlich ein flacher Wall aufgehäuft, um
das Moorwachstum zu verstärken.

Foto: © 2025 by Schattenblick



Schon vor sechs Jahren schrieb Barbara Unmüßig, damals im Vorstand
der Heinrich-Böll-Stiftung, auf boell.de unter dem Titel: "Wir
brauchen keine 'Versöhnung von Ökonomie und Ökologie', sondern ein
klares Nein gegen zerstörerische und ausbeuterische Projekte und
Politiken - und eine Repolitisierung der ökologischen Debatte":

"Natur als Naturkapital zu betrachten, sie in ökonomischen terms zu
messen, ihre Dienstleistungen in Geldwert auszudrücken und sie in
Preisen auszudrücken, gilt als Weg, Natur und Ökosysteme zu schützen.
Das ist dann aber weniger die Ökonomie überdenken als Natur nochmals
kapitalistisch umzudefinieren."

Damals waren Naturgutschriften noch nicht im Gespräch. Wohl aber
wurden Begriffe wie "Ökosystemdienstleistungen" oder "naturbasierte
Lösungen" diskutiert, die in der gleichen Denktradition aufgekommen
sind. Es herrschte und herrscht die Vorstellung vor, Klima- und
Naturschutz ließe sich nur mittels einer grünen Ökonomie und der
Monetarisierung von Naturgütern verwirklichen.

Die Absichtserklärungen der EU-Kommission in ihrem "Fahrplan für
Naturgutschriften" dürften sich in den nächsten Jahren als Blendwerk
herausstellen, sobald es zu konkreten Umsetzungen kommt. Denn neue
Etiketten täuschen nicht darüber hinweg, dass der Inhalt der gleiche
geblieben ist. Eigentlich erhält nicht die Natur Etiketten, wo sie
vorher billig ausgebeutet worden war, sondern das profitorientierte
Wirtschaftssystem soll vom Zerstörer zum Heilsbringer umetikettiert
werden.

Man will ergänzend zur öffentlichen Hand marktwirtschaftliche Kräfte
dafür einsetzen, um die inzwischen bis in die letzten Refugien der
Mit- und Umwelt zu beobachtenden Schadensfolgen eben jenes
marktwirtschaftlichen Handelns zu beheben. Zu behaupten, dass dabei
etwas anderes herauskommt als ein weiterer Schritt auf dem schon vor
langer Zeit eingeschlagenen Weg des Menschen in seinem räuberischen
Stoffwechselverhältnis zur Um- und Mitwelt, könnte man als schlechten
Scherz bezeichnen, wenn er nicht von so großer Tragweite wäre.

Anstatt die Naturzerstörung tiefergehend zu untersuchen, soll mit
"Naturgutschriften" die Eingriffstiefe des Kapitalismus in den
Naturhaushalt ausgedehnt werden. Dabei ersetzt die neue Form der
Verwertung nicht die alte, sondern sie sattelt auf ihr auf. Nur unter
der Androhung, dass die angerichteten Schäden noch viel heftiger
ausfallen würden, wenn man nicht mittels Naturgutschriften eingreift,
lässt sich der Eindruck erwecken, mit ihnen werde jetzt endlich die Natur
geschützt. Deshalb ist auch mehrheitlich von vielen gesellschaftlichen
Kräften, einschließlich der großen Naturschutzorganisationen, alles in
allem Zuspruch für das System der Naturgutschriften zu erwarten.

Der Kapitalismus folgt keiner naturgesetzlichen Zwangsläufigkeit. Die
14.000 Tonnen schweren und 200 Meter langen Schaufelradbagger aus dem
Braunkohletagebau sind nicht wie außerirdische Marodeure in
Kinofilmen plötzlich vom Himmel gefallen, um die Erde ihrer
Ressourcen zu berauben, sondern sie sind Ergebnis einer
technologischen Entwicklung des Menschen, die schon weit vor der
Industrialisierung eingesetzt hat und bruchlos mit ihr fortgeführt
wurde. Allerdings fällt die Produktivität des Kapitalismus und
folglich auch dessen Fähigkeit zur Naturzerstörung ungleich höher aus
als die vieler anderer Wirtschaftssysteme. Demnächst vielleicht mit
dem Feigenblatt der Naturgutschrift.

Mit "Lang lebe Europa" beendete Ursula von der Leyen die weiter oben
zitierte Grundsatzrede. Vermag die Förderung von Natur-, Umwelt- und
Klimaschutz an Identifikation das zu leisten, was der Nationalismus
in den USA an gesellschaftlicher Bindekraft leistet? Werden sich die
EU-Bürgerinnen und -Bürger selbst noch in Zeiten wirtschaftlichen
Niedergangs oder gar kriegerischer Auseinandersetzungen hinter die
blaue Fahne mit den kreisförmig angeordneten gelben Sternen stellen,
weil die Europäische Union angeblich nachhaltiger wirtschaftet? Das
versucht der EU-Verwaltungsapparat zwar zu beschwören, lässt sich
aber nicht so einfach als Identifikationsanreiz herstellen. Die
Durchsetzung der grünen Ökonomie innerhalb und außerhalb Europas
gelingt nicht in dem Umfang, wie Brüssel es sich erhofft haben mag.

Zumal sich ein eklatanter Widerspruch auftut zwischen der angeblichen
Besorgnis um die Natur und der gewaltigen, generationenüberdauernden
Naturzerstörung in der Ukraine, wo auch die Europäische Union ihre
hegemonialen Interessen verfolgt. Wieviele Gutschriften wohl
geschrieben werden müssten, um all diese Zerstörungen, einschließlich
der mit dem Kriegstreiben einhergehenden CO2-Emissionen und ihren
Klimafolgeschäden, zu kompensieren? Man machte es sich viel zu
einfach, wollte man das alles nur einer Seite dieses Konflikts
anlasten.




[image: Eine Ansammlung verschieden großer, leuchtend roter, weiß gepunkteter Fliegenpilze - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Wertloses Zeugs am Wegesrand, da noch nicht kapitalisiert?

Foto: © 2019 by Schattenblick
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EUROPA/209: Europas Wasserschutz im Visier der Industrielobby (WWF)

World Wide Fund For Nature / WWF

Pressemitteilung - 24. November 2025

Europas Wasserschutz im Visier der Industrielobby

WWF: Finger weg von der Wasserrahmenrichtlinie!




	Neuer Report deckt auf: Industrieverbände attackieren Gewässerschutz in der EU

	Der Angriff zielt hauptsächlich auf die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) ab und gefährdet die Trinkwasserqualität, die Wasserversorgung, die öffentliche Gesundheit und die biologische Vielfalt

	Industrie-Vorschläge würden zur Zunahme von Projekten führen, die Flüsse, Seen und Grundwasser verschmutzen



Brüssel/Berlin, 24.11.2025: Ein neuer Report der Verbändekoalition
"Living Rivers Europe" [1] zeigt, wie einige einflussreiche
Industrieverbände daran arbeiten, den Gewässerschutz massiv
aufzuweichen. Teile der Energie-, Chemie-, Bergbau- und Agrarlobby
drängen die EU-Kommission, das für Anfang Dezember angekündigte
Umwelt-Omnibuspaket zu nutzen, um grundlegende Schutzmechanismen der
Wasserrahmenrichtline (WRRL) deutlich abzuschwächen. Dabei sind nach
Angaben des Weltwirtschaftsforums fünf der zehn größten globalen
Geschäftsrisiken wasserbezogen. Gesunde Gewässer und sauberes
Grundwasser sind von grundlegender Bedeutung für die Wasser- und
Ernährungssicherheit, die öffentliche Gesundheit und die
Wettbewerbsfähigkeit Europas.

"Wir fordern die EU-Kommission auf, sich den einseitigen Interessen
einzelner Industrieverbände nicht zu beugen und die Finger von der
Wasserrahmenrichtlinie zu lassen. Die Wasserrahmenrichtlinie wirkt und
schützt Europas Gewässer und Europas Grundwasserqualität. Das hat die
EU-Kommission geprüft und im sogenannten 'Fitness-Check' 2019
bestätigt. Europas Bürgerinnen und Bürger haben ein Recht auf saubere,
sichere und bezahlbare Wasserressourcen und intakte
Gewässerökosysteme", sagt WWF-Gewässerschutzexperte Dr. Ruben van
Treeck.

Zu den Forderungen der gegen den Gewässerschutz lobbyierenden Verbände
zählt, dass das Verbot der Verschlechterung des bestehenden Zustands
von Gewässern und Grundwasservorkommen in der Wasserrahmenrichtlinie
gestrichen wird. Somit könnte es wieder zu mehr Verschmutzung durch
industrielle oder landwirtschaftliche Prozesse kommen. Außerdem soll
das in der Wasserrahmenrichtlinie enthaltene Ziel, bis 2027 Europas
Gewässer und Grundwasservorkommen insgesamt wieder in einen besseren
Zustand zu bringen, in weitere Ferne verschoben werden.

Außerdem zu Fall bringen wollen die Industrieverbände das sogenannte
'one-out-all-out'-Prinzip. Dieses regelt, dass die finale, ökologische
Bewertung eines Gewässers sich nach der am schlechtesten
abschneidenden Teilkomponente ausrichtet. Fällt diese Regelung,
könnten Gewässer und Grundwasservorkommen beispielsweise durch den
Eintrag bestimmter Chemikalien massiv im roten Bereich sein, aber
dennoch eine gute Gesamtbewertung bekommen. "Das ist, als ob man einem
Gebäude, dessen Fundament verrottet ist, dennoch einen guten baulichen
Zustand bescheinigt, weil das Dach intakt ist und die Wände gestrichen
sind. Diese Logik ist völlig absurd und öffnet Tür und Tor für die
Verschmutzung unserer Flüsse, Stillgewässer und Grundwasserspeicher",
kritisiert van Treeck vom WWF.

Die Wasserrahmenrichtlinie (WRRL, 2000/60/EG) wurde im Jahr 2000 von
den EU-Mitgliedstaaten verabschiedet. Sie macht für Flüsse, Seen,
Übergangsgewässer, Grundwasser und Küstengewässer Vorgaben zum Schutz
und zur Verbesserung dieser Ökosysteme. Bis 2027 sollen alle Gewässer
in einen 'guten' ökologischen und chemischen Zustand überführt worden
sein. Für Grundwässer besteht das Ziel, dass diese sich bis dahin in
einem guten mengenmäßen und guten chemischen Zustand befinden. Bereits
vor einigen Jahren hatte es Druck von einzelnen Industrieverbänden
gegeben, die Wasserrahmenrichtlinie an zentralen Punkten aufzuweichen.
Die EU-Kommission behielt die EU-Wasserrahmenrichtlinie nach Prüfung
unverändert bei. Im Laufe dieses Prozesses forderten mehr als 375.000
Bürgerinnen und Bürger, dass die Richtlinie unverändert beibehalten
und von den nationalen Regierungen besser umgesetzt wird.


Weiterführende Informationen:

Living Rivers Europe ist ein Zusammenschluss von sechs Umwelt- und
Anglerorganisationen: dem europäischen Netzwerk des WWF, der European
Anglers Alliance, dem Europäischen Umweltbüro, dem European Rivers
Network, Wetlands International Europe und The Nature Conservancy.
Living Rivers Europe setzt sich ein für gesunde Flussökosysteme - zum
Wohle der gesamten Gesellschaft, der Wirtschaft und der nachhaltigen
Entwicklung in Europa.


[1] https://eeb.org/library/industrys-role-in-water-resilience-how-some-lead-and-others-wreck/

Report Industry's role in water resilience: How some lead - and others
wreck, Industry and water resilience: Who leads - and who wrecks

https://eeb.org/library/industrys-role-in-water-resilience-how-some-lead-and-others-wreck/

Living Rivers Europe, The EU Water Framework Directive: A modern and
powerful tool to provide clean, healthy, flowing waters, 

https://wwfeu.awsassets.panda.org/downloads/lre-eu-water-framework-directive_web.pdf

Living Rivers Europe, 13 myths about the Water Framework Directive,

 https://wwfeu.awsassets.panda.org/downloads/13-myths_2-pager_web.pdf

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 24.11.2025
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MELDUNG/207: K+S will Werra und Weser weiterhin mit Salz belasten (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 25. November 2025

K+S will Werra und Weser weiterhin mit Salz belasten

BUND kündigt Widerstand mit allen rechtlichen Mitteln an



• Unternehmen hält sich nicht an Zusagen zur Salzreduktion

• BUND geht rechtlich gegen neue Pläne vor

• Weser und Werra brauchen dringend Schutz

Heute endet die Frist für die Stellungnahme zur neuen
"Bewirtschaftungsplanung Salz 2021-2027" von K+S zur Einleitung von
Salzwasser in die Werra ab 2028. Das Unternehmen plant entgegen
langjähriger Zusagen zur Verringerung der Salzbelastung, den Fluss
auch nach 2028 weiterhin mit unveränderten Salzmengen zu belasten. Der
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) kritisiert die
Planung von K+S scharf. Der BUND sieht in den neuen Plänen des
Unternehmens einen klaren Verstoß gegen geltendes Recht.

Olaf Bandt, Vorsitzender des BUND: "K+S plant die Fortsetzung der
ökologischen Katastrophe in Werra und Weser. Die vom Unternehmen
angestrebte Abkehr vom Sanierungsweg ist ein Skandal, gegen den wir
uns mit allen rechtlichen Mitteln wehren werden."

Der BUND fordert K+S auf, seine Pläne grundlegend zu ändern und sich
an seine langjährigen Zusagen zur Reduktion der Salzbelastung zu
halten.

K+S kündigt Salzeinleitung für mindestens weitere 14 Jahre an

Bandt wirft dem Unternehmen Wortbruch vor. Entgegen seiner
langjährigen Zusage hat K+S nun angekündigt, die Salzeinleitung in die
Werra unverändert noch mindestens 14 Jahre fortzusetzen.

Bandt: "Nötig sind nicht weniger, sondern mehr Anstrengungen des
Unternehmens, damit das Grundwasser und die Flüsse Werra und Weser
nicht mehr so stark mit Salz belastet werden."

Werra und Weser sind die am stärksten mit Salz belasteten Flüsse in
Deutschland und vermutlich auch weltweit. Nirgendwo ist die Fischfauna
stärker geschädigt als in den Flussabschnitten mit hoher
Salzkonzentration. Der BUND sieht in den neuen Plänen des Unternehmens
einen klaren Verstoß gegen geltendes Recht. In der
Bewirtschaftungsplanung wurde verbindlich festgelegt, dass der "gute
ökologische Zustand" ab dem Pegel Boffzen in Niedersachen zum Ende der
Bewirtschaftungsperiode 2021-2027 erreicht werden muss. Der Zeitpunkt
ergibt sich aus der EU-Wasserrahmenrichtlichtlinie.

Eigentlich hätte das rechtlich definierte Qualitätsziel "guter
ökologischer Zustand" schon Ende 2015 erreicht werden müssen, doch die
Bundesländer in der für die Bewirtschaftungsplanung zuständigen
Flussgebietsgemeinschaft Weser (FGG Weser) hatten die Möglichkeit zur
Fristverlängerung um zwölf Jahre mit Rücksicht auf das Unternehmen K+S
ausgenutzt. Die nun von K+S geforderte neuerliche Fristverlängerung
auf unbestimmte Zeit, aber mindestens bis 2039 gibt es nach den
Gesetzen nicht.

Begründung des Unternehmens nicht nachvollziehbar

Die von K+S angegebene Begründung für die weitere Einleitung von
Produktionsabwässern in die Werra, ist für den BUND nicht
nachvollziehbar. Vorgesehen hatte K+S die Einstapelung von 21
Millionen Kubikmetern in das ehemalige Kalibergwerk "Springen" in
Thüringen. Dieser Antrag wurde wegen des zu hohen Restrisikos für die
größte Sondermülldeponie Europas in Herfa-Neurode abgelehnt.
Alternativ werden deshalb Salzabwässer von K+S im ehemalige
Kalibergwerk Sigmungshall in Niedersachsen entsorgt. Nach dem Bericht
des Weserrates, der im Frühjahr 2025 veröffentlicht wurde, gibt es
dort für K+S noch eine Entsorgungskapazität von 24 Millionen
Kubikmetern. Der von K+S behauptete Entsorgungsengpass ab etwa 2030
ist angesichts dieser Zahlen nicht nachvollziehbar. Außerdem ist in
dem Bericht festgehalten, dass K+S den Behörden noch Ende 2024
zugesichert hatte, dass Die Zielwerte des Bewirtschaftungsplans 
2021-2027 eingehalten werden und damit der "gute ökologische 
Zustand" am Pegel Boffzen auch erreicht wird.

Die jetzige Erlaubnis zur Salzeinleitung in die Werra endet Ende 2027.
Damit K+S seine Planung zur Salzeinleitung ab 2028 ändert, müssten die
Bundesländer in der FGG Weser und insbesondere das Genehmigungsbehörde
in Hessen dem Unternehmen unmissverständlich klarmachen, dass die nun
vorgelegte Antragsunterlagen nicht genehmigungsfähig sind.

Hintergrund

Die Bewirtschaftungsplanung Salz 2021-2027 [1] ist
behördenverbindlich. Sie sieht die schrittweise Absenkung der
Salzeinleitung durch K+S in die Werra vor. Die Absenkungsschritte in
den Jahren 2026 und 2027 werden jedoch mit Rücksicht auf K+S nicht
vollzogen. K+S möchte nun die Einleitungswerte des Jahres 2025 bis
mindestens 2039 festschreiben.

Der Weserrat wird von den Abteilungsleiter Wasser in den
Umweltministerien der Bundesländer in der FGG Weser gebildet. Er hat
die Entscheidung zur Absenkung der Zielwerte für 2026 und 2027, d.h.
Beibehaltung der Salzkonzentrationen für die Einleitung in die Werra
auf dem Stand 2025 beschlossen. Der Beschluss wurde mit Begründung im
Frühjahr 2025 veröffentlich. Darin enthalten ist auf Seite 21 auch die
Zuge von K+S, dass das Unternehmen die Zielwerte für das Ende der
Bewirtschaftungsplang 2027 eingehalten werden [2].

Der BUND Bundesverband beklagt die Bewirtschaftungsplanung Salz 
2021-2027. Einer der Klagegründe ist die im Plan enthaltene Option 
zur Absenkung der Zielwerte für 2026 und 2027, d.h. Beibehaltung der
Salzkonzentrationen für die Einleitung in die Werra auf dem Stand
2025. Diese Option wurde mit dem Beschluss des Weserrates nun
Realität. Sollte der Verwaltungsgerichtshof Kassel der Argumentation
des BUND folgen, müsste die Salzeileitung in 2026 und 2027 auf die
Zielwerte der ursprünglichen Bewirtschaftungsplanung abgesenkt werden.
Die von K+S geplante Salzeinleitung auf dem Stand 2025 wäre dann nicht
möglich.


Mehr Informationen

Hintergründe zum Kali-Abbau

https://www.bund.net/fluesse-gewaesser/kaliabbau

BUND schützt Weser und Werra

https://www.bund-hessen.de/wasser-und-gewaesser/werraversalzung/

[1] https://flussgebiete.hessen.de/bewirtschaftungszyklen/3-bewirtschaftungszxklus-2021-2027/bewirtschaftungsplan-2021-2027

[2] https://fgg-weser.de/veroeffentlichungen/salz

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 25.11.2025

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Email: bund(at)bund.net

Internet: www.bund.net

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 29. November 2025 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - COMIC STRIP/0206: Magus Rolf und das Feenreich ... (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / COMIC





COMIC STRIP/0206: Magus Rolf und das Feenreich ... (SB)






[image: ]

 



veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 184 vom 29. November 2025






Copyright 2025 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - COMIC STRIP/0205: Hartze - Kontrolle ... (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / COMIC





COMIC STRIP/0205: Hartze - Kontrolle ... (SB)






[image: Hartze - Kontrolle ... Copyright 2025 by Schattenblick]

 



veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 184 vom 29. November 2025






Copyright 2025 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - ERSTAUFLAGE/1220: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3353 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / PERRY-RHODAN





ERSTAUFLAGE/1220: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3353 (SB)

Olaf Brill

Perfekter Plan mit kleinen Fehlern

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3352



Milchstraße, Wegasystem, Ferrol; Lagunennebel, Quinto Center; Provcon
Faust, 4./5.11.2255 NGZ

Während die beiden USO-Spezialisten Dale Fortune und Leni Hazard - er
Terraner, sie Siganesin - ihre Flitterwochen verlebten, kämpfte man im
Solsystem ums Überleben. Der Rüstungskonzernchef John Wylon - ein
Topsider - hatte in seinen Laboratorien Reproiden gelagert, die durch
den Psi-Impuls der fünfzigtausend Jahre alten Ilt-Mumie, die zwei
topsidische Archäologen für ihn nach jahrzehntelanger Suche gefunden
hatten, aktiviert worden waren. Die kleinen Krabbenroboter hatten sich
alle zwei Minuten verdoppelt und sämtliche Materie um sich herum dafür
umgewandelt. Ihre unaufhaltsame Flut drohte, die Erde zu zerstören,
wenn NATHAN nicht die komplette Verfügungsgewalt über das Solsystem
erhalten hätte, um die Reproiden schnell genug aufzuspüren und zu
eliminieren. Während Perry Rhodan und Sichu Dorksteiger dem Psi-Impuls
vorausfliegen, um in geheimen Wylon-Labors weitere Reproiden zu
zerstören, bevor sie aktiviert werden, will Atlan John Wylon selbst
finden und gefangen nehmen. Ihm war es zusammen mit Sichu gelungen,
Wylon die Ilt-Mumie abzunehmen und sie dazu zu bringen, den
Deaktivierungs-Impuls auszustrahlen.

Bei der Suche nach John Wylon bekommt Atlan unerwartete Unterstützung
von USO-Direktor Chrekt-Chur - ebenfalls ein Topsider. Der bittet Leni
Hazard und Dale Fortune, auf dem Rückflug von ihren Flitterwochen
einen gewissen Niles Bekman auf Ferrol abzuholen. Der Mann gibt vor,
Antiquitätenhändler zu sein. Die beiden USO-Agenten werden auf dem Weg
zu ihm von der Topsiderin Kat-Gorh beobachtet. Sie ist selbstständige
Spionin und schleust einige Sonden in die Halle ein, in der die
Agenten sich mit Bekman treffen. Wie sich herausstellt, hat sich
dieser bestens abgesichert, denn er kann die feindlichen Spionsonden
rasch eliminieren. Dem Flug der Drei zum Lagunennebel, in dem sich
Quinto Center, das Hauptquartier der USO, verbirgt, steht nun nichts
mehr im Weg. Erst bei ihrer Ankunft stellt sich heraus, dass es sich
bei Bekman um Atlan handelt, der von Chrekt-Chur gebeten worden war,
sich mit ihm zu treffen.

Der USO-Direktor, unter dessen Führung man sich in der USO nun wieder
duzen darf, hatte schon zu der Zeit, als er noch Galaktischer Sekretär
des Inneren war, Spenden von einer unbekannten Person erhalten, die
sich dafür kleine Gefälligkeiten erbat. Unterschrieben waren diese
Wünsche immer mit dem Kürzel Cy. Mit seinem neuen Posten als USO-Chef
sind diese Spendensummen, die er auf einem separaten Konto deponiert
und niemals angerührt hat, angewachsen. Man hat versucht
herauszufinden, woher sie kommen. Erst jetzt konnte man ein schwarzes
Konto ermitteln, das auf den Wylon-Konzern zurückzuführen ist.
Chrekt-Chur ahnt nicht, dass er der Gelegebruder John Wylons alias
Chrekt-Yon ist. Die letzte Bitte, die mit einer großen Spendensumme
verbunden war, bezog sich auf die Ilt-Mumie, die Atlan ihm abgenommen
hat. Chrekt-Chur soll sie wiederbeschaffen und ihm an einem bestimmten
Treffpunkt in der Provcon Faust aushändigen.

Da der USO-Chef weiß, dass Atlan auf der Jagd nach dem Konzernchef
ist, will er ihn unterstützen und gleichzeitig herausfinden, ob Wylon
etwas gegen ihn in der Hand hat. Atlan traut Chrekt-Chur nicht
vorbehaltlos, sieht jedoch die Möglichkeit, über ihn an John Wylon
heranzukommen.

Die Ilt-Mumie befindet sich offiziell auf der Werftplattform DAIDALOS.
Tatsächlich wurde sie jedoch gegen eine Attrappe ausgetauscht. Atlan
und das Siganesinnen-Team Leni Hazard, Nora Concorde, Sina Everest und
Ellis McAlistair simulieren den Absturz ihrer Space-Jet und dringen
per Pentaferer in die Werft ein. Während sich die Siganesinnen Zugang
zum sogenannten Tresor verschaffen und einige Überwachungssensoren
ausschalten, überwältigt Atlan einen der zehn Techniker der Station,
dessen Gestalt er schon im Vorfeld per Biomolplastmaske angenommen
hatte. Dieser bekam gerade von seinen Kollegen den Auftrag, im Tresor
nach dem Rechten zu sehen. Während Atlan dies nun mit dessen Codegeber
übernimmt, stiehlt er das Iltmumien-Duplikat und kehrt in die Kabine
des Technikers zurück, wo er sich von der Biomolmaske befreit. Dann
trifft er sich wieder mit den Siganesinnen und lässt sich mit ihnen
per Pentaferer auf ein angebliches Schiff des TLD versetzen, der von
den DAIDALOS-Technikern alarmiert worden ist. Tatsächlich ist es aber
ein von Dale Fortune gesteuertes Schiff, das den echten TLD-Schiffen
zuvorgekommen ist.

Der Raub der Ilt-Mumie wird publik, weil sich zufälligerweise Reporter
an Bord der Werftplattform befanden. Nun weiß John Wylon, dass
Chrekt-Chur ihm seinen Wunsch erfüllen wird. Allerdings gibt es eine
Aufnahme davon, wie Atlan sich die Biomolplastmaske in der Kabine des
von ihm überwältigten Technikers vom Gesicht gerissen hat. Was
zunächst wie ein Lapsus aussieht, wurde von Atlan allerdings genau
geplant. Er wusste von der Angewohnheit des Technikers, seine Kabine
zu überwachen. Sinn ist, John Wylon das Gefühl zu geben, die Falle,
die ihm gestellt werden sollte, durchschaut zu haben. Und tatsächlich
bekommt Chrekt-Chur, als er beim vereinbarten Treffpunkt erscheint,
die Nachricht, dass es kein Treffen geben wird und Cy sehr enttäuscht
von seinem Bruder sei.

Daraufhin erfolgt auf Ferrol ein Überfall auf die Lagerhalle von Niles
Bekman. Sämtliche darin befindlichen Artefakte wurden gestohlen - auch
die echte Ilt-Mumie, die Atlan dort deponiert hatte. Angeblich. In
Wirklichkeit wurde dort eine weitere Iltmumien-Nachbildung versteckt,
die John Wylon nun von Kat-Gorh angeboten bekommt. Das Schiff der
Topsiderin ist jedoch mit USO-Spionsonden markiert worden. Dale
Fortune verfolgt es und gelangt so zu dem tatsächlichen Aufenthaltsort
von John Wylons Schiff HELIOS. Die NIKE QUINTO mit Atlan, Chrekt-Chur
und den Siganesinnen an Bord wird von Dale Fortune informiert. Man
setzt den Aagenfelt-Blitz ein, um die HELIOS lahmzulegen. Per
Pentaferer dringt Atlan in das Schiff ein, in dem er sich gut
zurechtfindet, weil es ein Schwesterschiff der von ihm vor
Jahrtausenden kommandierten SOL ist.

Er installiert einen Transmitter, über den Chrekt-Chur und die
Siganesinnen folgen. Noch bevor Raumsoldaten nachrücken können, ist
das Schiff jedoch in der Lage, den Paratronschirm wieder zu errichten
und in den Linearraum einzutreten. Da es aber gelungen war, die HELIOS
mit Sonden zu verwanzen, kann sie verfolgt werden.

Die Siganesinnen haben den Auftrag einen NATHAN-Splitter in XENON, der
Positronik der HELIOS, einzuschleusen. Dann könnten die Schutzschirme
wieder deaktiviert und Soldaten über die von Atlan installierte
Transmitterplattform an Bord kommen, um John Wylon festzunehmen.

Als Atlan einen Hinweis auf den Aufenthaltsort Wylons erhält und sich
per Pentaferer mit Chrekt-Chur dorthin versetzen lässt, geraten sie in
ein Fesselfeld. Während Kat-Gorh die beiden in Schach hält, versucht
Wylon, seinen Gelegebruder auf seine Seite zu ziehen und ihn für die
Idee zu gewinnen, die Galaxis vom Joch der lemurischen Vorherrschaft
zu befreien, indem er Atlan tötet. Zum Schein zielt der USO-Chef
tatsächlich auf Atlan, schießt dann aber in die Decke. Atlan nutzt die
Ablenkung, sich und Chrekt-Chur mit dem Pentaferer an einen anderen
Ort zu versetzen.

Von der Anwesenheit der Siganesinnen weiß Wylon nichts. Während diese
den NATHAN-Splitter in XENON installieren, damit Atlan die
Kommandogewalt erhält, um die HELIOS der USO oder dem TLD zuzuführen,
tun Chrekt-Chur und der Arkonide so, als wollten sie mit einer
Space-Jet fliehen. Diese vergeht im Paratronschirm und ihre beiden
Passagiere springen per Pentaferer wieder zurück. Als der
NATHAN-Splitter nun endlich installiert und Atlan als Kommandant
anerkannt wird, kann die Gefangennahme Wylons dennoch nicht umgesetzt
werden, weil dieser noch über eine Kugel des Hantelraumers gebieten
kann, sie vom Hauptschiff löst und mit ihr flieht.

Da bei der Untersuchung der Ilt-Mumie diese Gehirntätigkeit zeigte und
man per SEMT-Haube erfuhr: "Die Triade ist zerbrochen. Ich bin einer
von drei. Ich rief zwei von drei. Die Fähigkeit verlangt drei von
drei", geht man davon aus, dass es noch zwei weitere Ilt-Mumien geben
muss. Der Bordrechner der HELIOS offenbart, dass Wylon sie noch nicht
gefunden hat. Es gibt zwar einen Hinweis darauf, dass er weiß, wo sie
zu finden sind, aber Koordinaten wurden nicht genannt. Vielleicht
befinden sich die Mumien am gleichen Fundort wie die erste. Atlan will
Wylon unbedingt zuvorkommen ...

29. November 2025
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